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I. Abhandlungen. 


— 


Die mittelalterlichen Erbschaftssteuern in England. 
Von 


Privatdozent Dr. Paul Haensel in Moskau. 
[Fortsetzung.] 


DT 


Somit sehen wir, daß im Mittelalter die Kirche in großem 
Umfange sich der Erbschaften privater Personen, als finanzieller 
Quelle kirchlicher Einkünfte bediente. Doch bevor wir uns den 
Details der Organisation der uns interessierenden Institution des 
Mortuariums und der probate Gebühren zuwenden, halte ich es 
für notwendig, kleine Parallelen mit den Bedingungen der Entwick- 
lung analoger Institute auf dem europäischen Kontinente zu ziehen. 
Es interessiert uns zu erläutern, inwieweit das Mortuarium ein 
selbständiges oder angenommenes Institut vorstellt, welcher Art 
die allgemeinen Gründe ihrer Entwicklung und welcher Unter- 
schied auf diesem Gebiete in England und auf dem Kontinente 
bemerkt wird. 

Das Mortuarium [oder Bestehaupt, beste houbet, Val = Fall, 
kurmöda] — ist eine altersher auf dem Kontinente Westeuropas 
verbreitete Erscheinung. Das beste Vieh des verstorbenen 


! 8. Grimm, J., Deutsche Rechtsaltertümer, S. 364 (4. Ausg., Lpz. 1899, 
I, S. 504 f.), 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XX. 1. 1 


9 Abhandlungen. 


Leibeigenen oder Villans gehört dem Herrn. Grimm, welcher 
viele Beispiele dieser Abgabe sammelte, kommt zum Schluß, daß 
die Enntrichtung des Bestehauptes von dem unfreien Zustande 
des Zahlers zeugt: „Ein Freier, der sich in keinem Dienstver- 
hältnis befindet, kann ihm unmöglich unterworfen sein“. Einer 
der am frühesten genannten Fälle des Bestehauptes fällt in das 


‚. Jahr 758: „ein gewisser Ruthland und seine Frau bringen dem 
“ Kloster St. Peter in Schwarzach zum Geschenke das Land cum 
| terris seu proterritoriis dominibus, edificiis, mancipiis, vineis, 


silvis ... capitaneis, justiciis hominum quae vulgo Val dicuntur, 
de quibus neminem ad easdem curias pertinentem omnino exci- 
pimus, nec etiam ipsos (qui dicuntur Schöffele) aut villici, aut 
mansorum possessores (qui dicuntur Hubere)“?”. Im Jahre 1101 
bestätigt die Stiftskirche Fritzlar, die Rechte und Pflichten ihrer 
Leibeigenen aufzählend: „nach dem Tode irgend eines derjenigen, 
von welchen wir reden (d. h. von den Leibeigenen — mancipiorum 
ecclesiae), wird vom Manne, falls er Vieh hat, das beste Stück 
verlangt (praestantissimum animal), falls er aber kein Vieh hat, 
dagegen das beste Kleidungsstück, von einer Frau wird das wert- 


vollste Kleid verlangt, welches sie selbst webte, und alles dieses 


muß unbedingt bezahlt werden: über das Uebrige mögen die 
Erben ungehindert verfügen.“ Das Objekt der beschriebenen 
Abgabe ist gewöhnlich der beste Gebrauchsgegenstand des Bauern, 
dabei am meisten das beste Vieh oder beste Kleid’. 

Es: ist nicht verwunderlich, daß eine solche Abgabe äußerst 
drückend war, da das beste Stück Vieh öfters der Hälfte und 
mehr des ganzen bäuerlichen Vermögens gleichkam. Nicht ohne 
Grund klagt ein Volkspoet aus dem Ende des XIII. Jahrhunderts 
heftig darüber, wie die Vögte das arme Volk „nagen“ und ihm 


ı Ib. 372 (4. Ausg., I, 515). 

? Schoepfelinus, Alsatia diplomatica, 1782, 28; ebendort andere Beispiele: 
132, 412, 461, 573, 698, 730, 911, 980, 1377. 

$ Beispiele s. bei Grimm, a. a. 0. 360 u. Haltaus Gloss. Germ. 8. 2140. 
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„das beste Haupt“ nehmen!. Das Drückende dieser Abgabe 
wuchs auch dadurch, daß die Gier der Herren das „beste Vieh“ 
nicht nur im Todesfalle des Familienhauptes, sondern auch dem 
der Frau und sogar Kinder zu nehmen veranlaßte?. 

Die Frage der. Entstehung des bäuerlichen Mortuariums ist 
‚strittig. Unwillkürlich fällt einem die Analogie der beschriebenen 
Gebühr mit dem Heergeräte in. die Augen, welches dem Senior 
nach dem Tode des Vasallen gebracht wurde. Wenn man an- 
nimmt, daß der Heriot sich aus dem Gebrauche, das Streitroß 
und die Rüstung dem Senioren, von welchem der verstorbene 
Vasall dieselben erhielt, zurückzugeben, entwickelt hat, so ist eine 
analoge Erwägung hinsichtlich der Frage über das bäuerliche 
Mortuarium möglich: vielleicht erhielt der Herr in Form von 
Besthaupt das Ackervieh und die Geräte zurück, welche er 
seinerzeit dem Bauern lieh?®. Es ist schwer zu sagen, inwiefern 


der Heriot des Vasallen und dieser quasi-heriot des Leibeigenen | 
sich unter dem Einflusse des einen vom anderen entwickelt haben, 


und wer von ihnen früher entstand. Es ist möglich, und eine 
solche Mutmaßung hat viele Gründe für sich: das bäuerliche 
Mortuarium entstand aus dem Bestreben des Herren, welcher 
eine bestimmte Vergütung von den Erben des verstorbenen Bauern 
verlangte, zum Zeichen der Anerkennung der Abhängigkeit vom 
Herrn und in Nachahmung des vom Herrn selbst gezahlten heriot 
oder relevium. Die Erhebung des „Besthauptes“ bedeutete für 
den Knecht eine Erleichterung dem gegenüber, auf was der Herr 
Anspruch erheben konnte: letzterer konnte das ganze Vermögen 
des Untergebenen abnehmen. Somit, konnte der Gebrauch des 
bäuerlichen Mortuarıums im Interesse eben der Bauern entstehen; 


ı ‚Wer hat das gröz unbilde erloubet, daz ein armman daz beste houbet 
uz sime vihe dan muoz geben, so ein man verliuset sin leben? Daz houbet 
gesinde u. vihe nert so getäne vogtie gar zu hert.“ Hugo v. Trimberg: der 
Renner, 48 d., zit. nach Grimm 366 (4. A. I, 508). 

2 Kindlinger, Deutsch. Hörigkeit, S. 119, 521. 

® Grimm, 374, 4. A. I, 518. 

1 * 


4 Abhandlungen. 


die äußere Form der Sitte konnte dem feudalen heriot oder 
relevium entlehnt sein!. Wie dem auch sei, ist es für uns wichtig, 
die Tatsache festzustellen, daß der Gebrauch des Mortuariums, 
: sei dieses nun die Zahlung eines abhängigen Bauern oder edlen 
Vasallen, schon lange vor der ersten Erwähnung über eine äußer- 
lich ähnliche Einrichtung des kirchlichen Mortuariums in England 
: im Gebrauch war. Folglich muß man untersuchen, ob hier nicht 
eine einfache Entlehnung kontinentaler Gebräuche vorliegt. Denn 
die Kirche verfügte auf dem Festlande über ungeheure Land- 
flächen und hatte es überall mit dem bäuerlichen Mortuarium zu 
tun, so daß die Ausbreitung dieser Sitte auf England nicht un- 
möglich ist; ausländische Vorbilder spielten überhaupt im Bau 
des englischen Lebens keine kleine Rolle, und sie waren hier um 
so natürlicher, als es die Kirche betraf, — einer ihrem Charakter 
nach kosmopolitischen Institution ?. 

Zudem war in England, wie wir wissen, schon in den ältesten 
Zeiten das Heergeräte im Gebrauch, welches stark an das kirch- 
liche Mortuarium des XIV. Jahrhunderts erinnert. Wir haben 
die oben angeführten zahlreichen Zeugnisse der Zahlung des 
ritterlichen heriots schon im X. Jahrhundert; Hinweise auf das 
Heergeräte finden sich auch im Domesday-Book. Nachrichten über 
den bäuerlichen heriot finden sich bedeutend später; übrigens 
sprechen schon die Gesetze Wilhelms des Eroberers, welche jedoch 
_ tatsächlich nur die Kodifizierung einer früheren Gesetzgebung 
vorstellen, vom „relevium“ des Villans: „das beste Vieh (sei es 
ein Roß, ein Ochs oder eine Kuh), was der Villanus hat, er muß 
es seinem Herrn als relevium abgeben“. Spätere Quellen ent- 
halten ein reiches Material des Heergerätes eines Bauern. Ich 
bringe einige Beispiele. Auf den Besitztümern des Bischofs von 
Lichfield wird als Heergeräte nach dem Tode des Villanus er- 


ı Zur Erläuterung kann die Geschichte dieser Einrichtung in Flandern 
dienen, worüber im m. W., S. 72 u. Warnkönig, L. A., Flandrische Staats- 
u. Rechtsgeschichte, 1835, I, 244 f. 

? Vgl. Maitland, Domesday, 321. 
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hoben: das beste Stück Rindvieh, alle Hengste, ein Wagen, Koch- 
topf, alle wollenen Kleider, alle Schinken, Schweine, mit Aus- 
nahme eines und alle Bienenstöcke. Die Villani von St. Albans 
geben das beste Vieh und das ganze Hausgeräte. Auf den Gütern 
der Christuskirche in Canterbury wird aus der Erbschaft eines 
Bauern, welcher Vieh hat, an Geld 2 sh. 6 d.! als heriot ge- 
nommen. Zuweilen wurde der Villanus von dieser Abgabe ganz 
befreit, wenn er kein Vieh hatte?. Oft wird der heriot im Todes- 
falle des Mannes, als auch des der Witwe erhoben. Es ist be- 
merkenswert, daß, wenn der Herr eine geistliche Körperschaft 
ist, zwei „ Besthäupte“ erhoben werden, eines als heriot, das andere 
als kirchliches Mortuarium, welches dieser Körperschaft als der 
Kirche zukommt*. Es ist klar, wie drückend diese Abgabe war. 
Hier ein gutes Beispiel aus dem XV. Jahrhundert. Ein Lord 
im nördlichen England trifft einen Bauernknaben, welcher eine 
Kuh treibt und fragt ihn, wohin er sich begebe. „Ich treibe die 
Kuh auf den Herrenhof in Dukinfield als Heriotszahlung“, ant- 
wortete der Knabe, den Lord nicht erkennend; „bei uns starb 
der Vater, es blieben viele Kinder nach und dieses ist unsere 
einzige Kuh; denken Sie nicht, daß wenn unser Lord stirbt, der 
Teufel ihn als Zahlung des Heergerätes nimmt?“5., Der Knabe 
traf, zum Glück, einen humanen Lord, welcher alsdann das 
Heergeräte nicht nahm, doch oft ruinierte der Tod des Haus- 

ı Auf den Gütern des Ramsey -Klosters wurde das Heergeräte oft in 
Geld gezahlt: si autem uxor ejus supervixeritipsum, dabit pro herieto quinque 
solidos: et erit quieta per triginta dies ab omni opere. Cartularıum Monast. 
de Rameseia (Rolls Series) I, 347, 359 etc. 

2 Vinogradoff, P., Villainage in England, 1892, S. 160. 

8 Gloucester Cartulary (ed. Hart, Rolls series) III, S. 129, 193 passim: 
et cum obierit, dominus habebit melius averium nomine herieti et de vidua 
similiter. S. dort auch andere Beispiele des Heergerätes: S. 53, 88, 117, 
129, 133, 135, 140, 143, 148 etc. 

* Gloucester Cartulary, S. 88 (1266): et si obierit, dominus habebit melius 
averium suum nomine dominii, et alius melius averium nomine rectoris, et 
de marito cum obierit similiter“ (ähnlicher Fall ebenda, $S. 133, 138). 


5 Hibbert, Illustration of the customs in the N. of Engl. in Transactions 
of antiquaries of Scotland, 1800—20, Vol. II, S. 418. 
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vaters, hauptsächlich infolge dieser Abgaben, die Familie. Der 
volkstümliche schottische Dichter des Anfangs des X VI. Jahr- 
hunderts D. Lyndsey schildert in künstlerischer Form die schreck- 
liche Lage einer Familie, welcher das beste Vieh genommen: 
kaum konnte der arme Meier den letzten Seufzer aushauchen, 
als zu ihnen der Vikar hereinstürzt und die Kuh fortführt, zu- 
dem nimmt er das beste Kleidungsstück als Zugabe; bald darauf 
stirbt die Frau des Meiers, und wieder wird eine Kuh und ein 
Kleidungsstück genommen, aber drei Kinderchen werden der 
Willkür des Schicksals überlassen; da ist nichts zu ändern: der 
Vikar muss das Seinige erhalten! Wenn dann nach zwei oder 
drei Jahren das älteste Kind stirbt, so wird den Waisen für die 
Kirche die dritte und letzte Kuh genommen, der Lord aber er- 
hält das Pferd: „die armen Arbeiter wünschen schon längst, daß 
man ein solches Gesetz abschafft, welches niemals genügende Be- 
gründung hatte, — und ich hörte ihr Geständnis, dass dieses 
Gesetz einer Vergewaltigung nahe sei“!. 

Die beschriebene Art des Heergerätes in England, stellt wie 
auf dem Kontinente, sozusagen eine gemeine oder knechtische 
Zahlung (particularly base payment) vor?, und wird regelmäßig 
zusammen mit der Gebühr, welche der Herr für die Erlaubnis, 
in die Ehe zu treten, erhebt (merchet), genannt, Diesen Charakter 
erbielt die Sitte des Heergerätes, welches einst eine. Leistung des 
edeln Vasallen vorstellte! Das relevrium dagegen hat keinen so 
gemeinen Charakter, da es der adlige Vasall und auch der Bauer 
. zahlt; übrigens wird, besonders in späteren Zeiten, der Aus- 


! Pure labourers wald that law wer doun, Quhilk never was fundit be 
resoun I hard thame say, onden confessioun, That Law is brother tyll oppre- 
sioun.“ (Sir David Lyndsey, Poetical works, hrsg. v. D. Laing, III, 112, 
Zeile 4730 f.) 

® Vinogradoft, 162. 

® Reginaldus... tenet unum mesuagium ... non potest filium alienare 
nec filiam maritare sine licentia ... post decessum autem ejusdem dominus 
habebit melius averium nomine herieti, et haeres ejusdem faciet voluntatem 
domini pro ingressu habendo in dicta terra. — Wyteknyth tenet ... et 
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druck relevium hauptsächlich zur Bezeichnung der Zahlung eines 
Adligen gebraucht, während der Bauer die sog. fine of admission 
(Gebühr für die Zulassung) zahlt. Mit dem Fallen der Institu- 
tion der Kriegslehen im Jahre 1660 verschwand das relevium 
des Ritterlehens (ebenso der heriot, wo der Gebrauch nicht vor- 
her ausstarb)!. Nicht so war es mit dem heriot und relevium 
abhängiger Besitzer. Das englische Recht hat bis auf unsere 
Tage den Gebrauch des heriots erhalten — nämlich in den sog. 
copyhold tenure. 

Und nun entsteht jetzt die Frage, welches Verhältnis hatten 
diese verschiedenen feudalen Erbschaftsabgaben zum kirchlichen 
Mortuarium. Ich stelle “folgende Vermutung auf: Der angel- 
sächsische S ‚Seelenzins kam nicht außer Gebrauch auch nach der 
normannischen Eroberung, doch spürte er den Einfluß feudaler 
Gebräuche, d. h. der feudalen Erbschaftsabgaben. Ich versuche 
diesen Gedanken zu prüfen. E 

Gibt es Zeugnisse darüber, daß in der zweiten Hälfte des 
XI. Jahrhunderts die Kirche zur Einnahmequelle Nachlässe 
verstorbener Gemeindeglieder machte, wie dieses im angelsächsi- 
schen Seelenzinse der Fall war? Uns ist die Nachricht von 
einem nicht unbekannten Prozesse zwischen dem Bischof von 
Worcester, Wulfstan, und dem Priester Walter von Evesham 
nicht lange \ vor. der Abfassung des Domesday-Book erhalten. 
Der Inhalt dieses Streites wird folgendermaßen überliefert?: 

„hoc est, quod ipsi episcopus reclamabat super ipsum abbatem 
sacam et socam, et sepu lturam, et circsceat, et requisitiones, 
et omnes consuetudines faciendas ecclesiae Wigorniensi in hund- 
redo de Oswaldeslawe, et geldum regis, et servitium, et expedi- 
tiones in terra et in mari, de XV hidis de Hantona et de III 


dabit rationabile herietum et duos solidos pro relevio. Gloucester Cartulary 
ID, 140, 135. 

ı Watkins, Ch., Treatise on copyholds, L. 1825, 4 ed. II, 105. 

® Bigelow, M. M., Placita Anglo-Normannica, law cases, L. 1879, 8. 16 £., 
287 f.; 'Thorpe, Dipl. 440; Monasticon, I, 601f., Hemingus, Chartularium 
Eecl. Wigorniensis, 75 £. | 
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hidis de Benningewrde, quas debebat abbas tenere de episcopo, 
sicut alii feudati ecclesiae ad omne debitum servitium regis et 
episcopi libere tenent. De hac re fuit magna contentio inter epi- 
scopum et abbatem, qui abbas diu resistens injuste hoc defende- 
bat.“ Ich lenke hier die Aufmerksamkeit auf „sepultura* (Be- 
erdigung), welches in der Zahl der Abgaben des. "Priesters, wel- 
cher den Boden des Bischofs benutzte, angeführt ist, zusammen 
mit den kirchlichen Lasten und den anderen gewohnten Lei- 
 stungen zugunsten der Kirche zu Worcester. Dieselbe Abgabe 
“ „sepultura“ wird auch im Domesday-Book erwähnt: quatuor libri 
 homines tenebant de episcopo T(empore) R(egis) E(dwardi) red- 
_ dentes omnem socam et sacam et circset et se pultura et 
expeditiones et nauigia et placita ad pr raedictum hundredum et 
'nunc faciunt similiter qui tenent (Rec. Com. I, 173). 

Andere Stelle im Domesday-Book (Rec. Com., 87b): Epi- 


scopus Wintoniensis tenet Tantone . . . Istae consuetudines per- 
tinent ad Tantone. Burgheristh, Latrones. Pacis infractio. 
Hainfare. Denarii de Hundret et denarü St. Petri. Circieti..... 


. Easdem consuetudines debent illi de Bauueberga praeter 
exercitum et sepulturam. De his omnibus terris fac- 
turi sacramentum vel judicium portaturi: ad Tantone veniunt. 
Cum domini de his terris moriuntur: in Tantone sepeliuntur ... 
De his terris jacuerunt consuetudines et servitium in Tantone.. 

Angeführter Auszug aus dem Domesday-Book ist von grossem 
Interesse, da in ihm die verschiedenartigsten Gebräuche in den 
ungeheuren Besitzungen des reichen Bischofs aufgezählt werden. 
Zugleich mit den verschiedenen gerichtlichen Gebühren und 
Strafen, Steuern, Kirchenzinsen und Wehrpflicht wird der Abgabe 
sepultura gedacht — wörtlich übersetzt Beerdigung: die Verfasser 
des Steuerbuches fanden es nötig zu unterstreichen, daß, wenn 
die dortigen Lords sterben, dieselben in Taunton beerdigt wer- 
den, als ob hiermit besondere Beerdigungsgebühren verknüpft 
seien. Und, tatsächlich, alle oben zitierten Texte in Betracht 
ziehend, muß man unwillkürlich den Ausdruck sepultura als 


mans 
w— 
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_eine Steuer oder Abgabe im Beerdigungsfalle auslegen; und es 

kann doch keinen Zweifel "geben, daß mit der „sepultura“ hier 
das materielle Interesse des Klerus verbunden ist. Daß im ge- 
gebenen Falle nicht die Rede von irgend einem immateriellen, 
wenn man sich so ausdrücken kann, Privilegium die Gemeinde- 
glieder bei sich zu beerdigen, ist aus dem unten: folgenden, ein 
wenig späteren Zeugnisse klar. 

Im Jahre 1143 schlichtet der Bischof von Worcester, Sion. 
den Streit zwischen den Mönchen des Klosters Gloucester und 
den Kanonikern der Kirche zu Lanton, welcher über das Recht 
den örtlichen Lord Grafen zu Hereford zu beerdigen entstanden 
war!, Die Klosterkirche des $S. Peter und die Kirche der 8. 
Maria zu Lanton stehen nahe beieinander, und zwischen beiden ent- 
stand ein Streit, welche den angesehenen und reichen Lord be- 
erdigen könne. Infolge der Gesuche vieler einflußreicher Per- 
sonen, traten die Mönche den Kanonikern das Recht der Be- 
erdigung des Grafen ab, jedoch unter der Bedingung, daß 
fernerhin die Nachkommen des Grafen oder die folgenden Be- 
sitzer des Schlosses als auch die Bewohner von Gloucester in 
der Klosterkirche beerdigt würden; doch können nach erfolgter 
Uebereinkunft die Pfarrgenossen vor dem Tode sich die Kirche 
wählen, wo sie beerdigt zu werden wünschen, und ihr Wunsch 
muß ausgeführt werden unter Einhaltung der Rechte, welche der ' 
Pfarrkirche zukommen (salvo jure matricis ecclesiae cujus paro- 
chianus fuerit). Allein hiermit endigte der Streit nicht und erst 
im Jahre 1197 schlossen die Mönche des Klosters und der 
Klerus der Kirche zu Lanton einen endgültigen Vertrag folgen- 
den Inhalts: falls irgend jemand von den Pfarrgliedern der Klo- 
sterkirche in Gegenwart von drei Zeugen vor dem Tode die 
Kirche wählt, wo es beerdigt zu sein wünscht, so müssen die 
Kanoniker hiervon die Mönche benachrichtigen, und der Wille 
des Verstorbenen muß ausgeführt werden; dasselbe muß ge- 


ı Hist. et cartularium Mon. St. Petri Gloucestriae (Rolls series) I intr. 
app., S. 75f. 
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schehen im entgegengesetzten Falle, d. h. wenn ein Pfarrglied 


 Lantons in der Klosterkirche beerdigt zu sein wünscht; dagegen 


. 


1 


verpflichten sich die Kanoniker und Mönche gegenseitig, die Ster- 
benden zu erinnern, daß letztere die Verfügung über ihre Be- 
erdigung trefiend, etwas zugunsten der anderen Kirche hinter- 
ließen!. 

Endlich kommt das materielle Interesse des Klerus in der 


. „sepultura“ im folgenden Texte des Domesday-Book, welcher 


die Kirche in 'hundretum’ de Stov, Suffolk (II 281b) betrifft, 


- klar zum Ausdruck: „Hugo de Monteforti habet de hac (welche 


genannter Kirche gehört) carrucata XXJII acros et revocat ad 
quandam capellam quam IIII fratres, libri homines Hugonis, con- 
struxerunt in propria terra juxta cimiterium matris ecclesiae, 
quae non poterat capere totam parochiam. Haec mater aeccle- 
sia medietatem sepulture omni tempore et quartam partem 


, aliarum elemosinarum, quae fiebant, habuit per emptionem; et 


‘ haec capella si fuit dedicata, vel non, hundredum nescit“,. 
‚Aus diesem Texte ist es ersichtlich, daß die Kirche durch Kauf 
das Recht auf die Hälfte der Einnahmen der „Beerdigung“ 
: (sepulturae) und ein Viertel aller anderen Darbringungen, welche 
. die Kapelle erhält, “erwarb; die Gemeindekirche (soweit ich den 
“Text verstehe) erwies sich als zu klein, um die Pfarrglieder auf- 
zunehmen, und dieses diente, augenscheinlich, als Grund zum 
Schließen des Vertrags mit der Kapelle: die letztere verpflichtete 
sich, die Amtshandlung vorzunehmen, doch trat sie gleichzeitig 


ı „Ita quidem quod si vel monachos vel canonicos in tali electione 
(scil. sepulturae) contingerit esse praesentes, intuitu caritatis eligentem 
monebunt ut ecclesiam, a qua recedit sive monachorum sive canonicorum, 
in aliquo beneficio respieiat.“ Glouc. Cartulary, I, intr. app. 88 S. — Auch 


. auf dem Kontinente Europas entstanden oft Streitigkeiten zwischen den 


Kirchen über das Recht der sepultura. Eine Menge Prozesse dieser Art 


: hatte im XII. Jahrh. das Kloster St. Viktor in Marseille zu führen. S. Car- 


tulaire de l’abbaye de St. Vietor de Marseille, publ. par Guerard in Coll. 
des doc. ined. 1857. 136, 639, 643, 851, 858, 870 u. a. Vgl. Schäfer, H., 
Pfarrkirche u. Stift im deutschen Mittelalter, in kirchenrechtl. Abhandlungen 
v. Prof. Stutz, Nr. 3, Stuttg. 1903, $ 5. 


Haensel, Die mittelalterlichen Erbschaftssteuern in England. 11 


laut Verkaufskontrakt der Hauptkirche einen Teil ihrer Ein- 
nahmen ab. 

In einem analogen Vertrage, welcher im Jahre 1114 zwi- 
schen der Kirche zu Carisbrook und der in der Nachbarschaft 
neuerbauten Kirche zu Chale auf der Insel Wight geschlossen 
wurde, wird von der sepultura, als einer Einnahmequelle der 
Kirche gesprochen: Hug. Gernon concessit Ecclesiae S. Mariae 
de Caresbroc totam medietatem terrae et decimarum et s epul- 
turae et oblationum, excepta propria domo sua, quas miserunt 
vel mittent ad Ecclesiam de Chale sive homines in ipsius Hugo- 
nis feodo manentes, sive quicunque alii!. — Wenn es mir somit ; 
auch nicht gelang, \irekte Beweise zugunsten der Erhaltung un 
Seelenzinses zur Zeit nach der normannischen Eroberung anzufüh-! 
ren, so zeugen doch angeführte Texte in genügendem Maße: . 
davon, daß die Kirche wie bisher Einnahmen aus dem Nach-' 
. lasse der verstorbenen Pfarrglieder bezog. Wohl sind im m Domen-!, 

sere % daybook nur drei Fälle der „sepulturae* verzeichnet, doch zeigt ! { 
in kirchlicher Hinsicht dieser Steuerkataster große Lücken. Es’ 
genügt zu sagen, daß in der ganzen Grafschaft Cambridge nur 
eine Kirche genannt ist, und nicht eine in Lancashire, Cornwall, 
und sogar Middlesex (wo der Sitz des Erzbischofs war). Solche 
Lücken werden dadurch erklärt, daß es den Schreibern nicht 
zur Pflicht gemacht war, die Kirchen zu benennen, da dieses 
aus dem Rahmen der Absichten des Katasters ging?. Unter 
solchen Bedingungen ist es nicht verwunderlich, daß sogar die 
kirchlichen Zehnten ganz zufällig registriert sind. Es sind über 
dieselben gar keine Erwähnungen in den Grafschaften Somerset, 
Devonshire, Cornwall, Middlesex, Hertfordshire, Leicestershire ?, 


ı Carta Willielmi Wint. Episcopi de Ecclesia de Chale, in Archaelogical 
Journal L. 1845 (Brit. Arch. As.) vol. T, S. 392. Siehe noch den Vertrag 
zweier Kirchen über Beerdigungen bei Earl of Selborne (R. Palmer) „Facts 
a. firtions concerning churches & tithes“, 1892, S. 354. 

? Ellis, Gen. introduction to Domesday 1833, I, 286 f. Vgl. Eyton, R.W. 
A key to Domesday, spec. Dorset survey, 1878, S. 42f. 

s Ellis, I, S. 290. 
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während ohne Zweifel die Zehnten hier im Gebrauch waren. 
Ebenso wird ganz sporadisch einer \anderen/ kirchlichen Steuer ! 
— des Kirchenschoßes (circet, cyric-sceat gedacht, welche wie 
wir wissen, durch die Gesetze Ines und Cnuts bestätigt wurde. 

Zurückblickend und an die obenangeführten Zeugnisse 
über das kirchliche Mortuarium vom Ende des XII. Jahrhun- 
derts an? erinnernd, und sie in Zusammenhang. mit den so- 
eben zitierten Texten über die „sepultura“ bringend, müssen wir 
unwillkürlich die ganz zulässige Annahme zugeben, daß die 


Sitte der Zehlung eines ‚soul-seot, nicht außer Gebrauch gekom- 


stimmten Modifizierungen a Daß in den angeführten Texten 
die Einnahme der Kirche unbedingt mit einer bestimmten Leistung 
des Klerus verbunden ist, nämlich mit der Erfüllung des Be- 
erdigungsaktes, ist ganz natürlich, da für den mittelalterlichen 
Menschen irgendwelche ihm verständliche und greifbare Recht- 
fertigung beim Einfordern von Steuern nötig war. (So konnte 


. auch die sepultura den Seelenzins mitbegreifen; ihn durch eine 


bestimmte Dienstleistung. maskierend. Deshalb stelle ich mir 


die Frage: unter dem Einflusse welcher Gründe erhielt der Ge- 


brauch der Zahlung des „Seelenzinses“ den Charakter einer Ab- 


gabe des „besten Hauptes“ oder des besten Gegenstandes aus 
dem Nachlasse des verstorbenen Pfarrgliedes? Eine solche Um- 
gestaltung der althergebrachten Sitte geschah, wie man anneh- 
men muß, im Laufe des XII. Jahrhunderts, hauptsächlich gegen 
Ende desselben; es wäre interessant zu klären, ob die Umgestal- 
tung unter dem Einflusse kontinentaler Vorbilder oder unter dem 
Einflusse englischer feudaler Gebräuche stattfand. 

Auf dem europäischen Kontinente wurden die Beerdigungen 
längst mit großem Gepränge verbunden. An der Totenbahre 
stellte man verschiedene Verzierungen her, breitete man teure 


ı S. Ellis, introduction 1833, I, 300f. Vgl. Maitland Domesday 321 f. 
? Entsinnen wir uns nur der Erzählung des Jocelin, dem J. 1197 an- 
gehörend. 
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Teppiche aus usf. Die Erben eines angesehenen Mannes 
hielten es für ihre Pflicht, alles Mögliche zu tun, um bei den 
Beerdigungen ihnen nahestehender Personen Pracht zu entwickeln. 
Mit der Leiche irgend eines Ritters trug man dessen Rüstung 
und führte das Schlachtroß, und für eine angesehene Frau galt 
es für passend, das Grab recht auszuschmücken. Ganz natürlich 
ist es, daß verschiedene solche Verzierungen gewöhnlich zugun- 
sten der Kirche liegen blieben, wo die Beerdigung stattgefunden 


In RESEREG EEE N ze 


hatte; und sogar noch mehr, der Klerus macht allmählich An- 
sprüche auf jenen Schmuck, welcher die Leiche umgab (mortuo- 
rum lectus). Hiervon hören wir im gerichtlichen Urteile des 
Grafen von Toulouse i. J. 1131!. Im Testamente der Baronesse 
Saure de Mevillon (1286) wird eine genaue Verfügung über ihre 
Beerdigung in der Kirche zu Avignon, für welche sie den 
Schmuck ihres Grabes opfert (ubi relinguo lectum meum hono- 
rifice ornatum et completum condecenter); dasselbe finden wir 
im Testamente der angesehenen Agnes de Faucigny (1262): „je 
doin ma courtre pointe et mon cuverture lai oü je serai sevelie, 
e mon lit de plumes ensemble“ 2. Bei den Beerdigungen eines 


! Sententia Aldefonsi Comitis Tolosani ann. 1131 de controversia inter 
Bermundum Episcopum Bitterensem et Rogerium et Raimundum Trenca- 
vellum Vicecomites: „Conquerebatur praedictis Episcopus .. de cartis 
sponsaliciis et de Lectismortuorum... quae omnia praedicta tam 
ipsi fratres quam burgenses villae Bitterensis Domino Deo et Ecclesiae 
Bitterensi auferebant .... decalcheriiset mortuorumlectos et cereos 
usaticos in villa Bitterensi habeat, sicut Arnaldus, modo Archiepiscopus, 
cum esset Episcopus habuit.*“ Zit. nach Du Cange (ed. Favre), Glossarium, 
v. V., 8. 55. Im Cartulaire de St. Victor de Marseille N. 957 v. J. 1198... 
de illis vero qui.ibi (in 'ecclesia de Verunis) sepulturam in extremis ele- 
gerint, lectorum et omnium oblationum in diebus obitus et septimis medie- 
tatem ecclesia de Cadenet in omnibus recipiat (es handelt sich um einen 
Schiedsspruch zw. zwei Kirchen). 

2 Histoire de Dauphine (par J. P. Moret de Bourchenu de Valbonnais) 
Geneve 1722 II, S. 62. Ein Paragraph der Freiheiten der Stadt Vienne 
(Südfrankreich), die vom örtlichen Erzbischof festgesetzt u. v. Papst Inno- 
cenz bestätigt wurden, lautet: et si ex consuetudine ad aliquas (ecclesias) 
pertinet lectus morientis, non melior, si plures habet, set mediocris dunta- 
xat exigatur. 


14 Abhandlungen. 


Ritters wurde nach der Sitte die Rüstung des Verstorbenen ge- 
tragen, das Streitroß geführt, dieselben wurden dann der Kirche 
geopfert, oder zuweilen aber kauften die Erben für Geld diese 
Objekte von der Kirche ab!. Es ist interessant, das ausführ- 
liche Zeremonial der Beerdigungsprozession dieser Epoche in 
Frankreich zu lesen . Gemäß dem Zeremonial, gehört es sich 
bei der Beerdigung eines angesehenen Mannes besonders die 
Reihenfolge der Darbringungen einzuhalten. Die Kirche muß 
mit dem Schilde und dem Wappen des Verstorbenen dekoriert 
werden; der älteste Sohn des Verstorbenen bringt mit seinem 
Gefolge in die Kirche Kerzen, welche mit dem Wappen der 
Ahnen geschmückt sind und stellen dieselben um das Grab; fer- 
ner müssen zwei der angesehensten Senioren den Helm tragen; 
die dritte Darbringung ist das Schwert des Verstorbenen; end- 
lich, viertens wird das Roß in voller Ausrüstung zum Geschenk 
gebracht; in einigen Gegenden fordert der Gebrauch, diese Dar- 
bringungen zu vermehren, z. B. schenkt man noch ein Roß, 
welches mit einer herrlichen Decke geschmückt ist?. Als Lud- 
wig, der Graf von Flandern, im J. 1383 starb, zeichnete sich 
seine Beerdigung durch noch größeren Luxus aus, als es das 
angeführte Zeremonial vorschreibt: 4 Schilde, 4 Streitrosse, 
4 Rosse, 4 Helme, 4 Streitfahnen, 4 Paradefahnen wurden darge- 
bracht*. Nicht minder reich wurde die Beerdigung des Conne- 


ı Du Cange, Glossarium V, 55. In Testaments de l’officialitE de Be- 
sancon 1265—1500, Redakt. Ulysse Robert in Collect. des docum. inedits. 
P. 1902 v. L, S. 191 finden wir, daß die Erblasser öfters 10-100 Livres 
zum Auskauf der Darbringungen (der Rosse und Waffen) zugunsten der 
Kirche hinterlassen, welche natürlich der ritterlichen Rüstungen nicht be- 
durfte. 

2 Geremoniale Gallicum, in extenso bei Du Cange v. IV, S. 200 (v.he- 
riotum) angeführt. 

° S. bei Du Cange, Auszüge aus d. Beschreibungen Mouskes v. J. 1282 
und and. 

* 8. d. ausführliche Beschreibung der Beerdigung bei Froissart, J. Chro- 
nicles of England, France, etc., engl. Ausg. v. Th. Johnes, 1804, vol. II 
S. TlAf. 
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table Guesclin von St. Denis ausgestattet, ebenso die des Grand 
Senschal der Normandie Sieur de Bresz& in Rouen und anderer 
angesehener Personen. Und William de Beauchamp, der Va- 
ter des ersten Earl of Warwick, macht, wie es mir scheint, den 
Gebräuchen in den angrenzenden Ländern (oder wenn auch eng- 
lischen Gebräuchen, so doch vom Kontinent hergeleiteten) nach, 
wenn er im J. 1269 bestimmt, daß vor seiner Leiche das Roß 
in voller Kriegsrüstung geführt werde?. Ebenso der Sohn des 
genannten William, der erste Earl of Warwick, erläßt im J. 1296 
Bestimmungen über seine Beerdigung und hinterläßt zu diesem 
Zwecke 200 £; er erklärt, daß vor seiner Leiche, wie gebräuch- 
lich, 2 Rosse geführt würden und dieselben als auch die Rüst- 
ung dem Kloster zu Worcester geschenkt würden?. Wenn der 
Erblasser ein Mensch war, der keinen Prunk liebte, so schreibt 
er, wie der Roger Lord La Warre (1368), vor: „mich in der 
Abtei zu beerdigen .... .. , ohne jeglichen Pomp; und wünsche 
ich, daß am Beerdigungstage 24 Fackeln und 2 Wachskerzen 
um meinen Körper gestellt werden... , und daß mein bestes 
Roß als Mortuarium gegeben werde, ohne irgendwelche Rüstung 
oder Waffenträger, wie es bei Leuten von bescheidener Lebens- 


! Favyn, Andre, Le theatre d’honneur et de chevalerie, Paris 1620, 
S. 1878 f. 

?... et corpus meum terrae sepeliendum in Ecclesia fratrum Mino- 
rum Wigorniae, et coram corpore meo unum Equum ferro coopertum, ut 
decet, cum stramentis militaribus.* Dugdale, Warwickshire, 1I, 930. 

® Lego etiam duos magnos Equos coram corpore meo Arma mea, se- 
cundum quod decet, portantes, ut praedicto loco, ubi corpus meum sepeli- 
tur, remaneant*“. Dugdale, Warwickshire II, 930, s. ib. analoge Beispiele, 
dem Register dem Bisch. von Worcester Giffard entnommen, jetzt v. Bund 
für Worch. Hist. Soc. hrsg. Nicolas, Testamenta, 52. Vgl. noch das Testa- 
ment v. Sir. W. Vavasour v. J. 1311: „pro mortuario melius animal cum 
armis“. (Raine J., Wills, ed. Surtees Society I, 21). Eine angesehene Per- 
son — John Stourton hinterläßt im J. 1438 originell: .. „Ich wünsche, 
daß mein Körper dahin (in die Kirche) auf meinem besten Fahrzeug ge- 
fahren. werde, welches zehn meiner besten Ochsen zieben sollen, und daß 
das Fahrzeug und die Ochsen der Kirche zukommen zum Heil meiner Seele.“ 
(Somerset Med. Wills, hrsg. Weaver I, 148). 
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lage Gebrauch ist; und wünsche ich, daß 100 £ unter die Ar- 
men verteilt werden“! usfe Und eine so hervorragende Per- 
sönlichkeit, wie Sir Otho de Grandison, im Testament vom 
J. 1358, verbietet kategorisch das Roß zu führen: „Ich bestehe 
darauf, daß am Tage meiner Beerdigung auf keinen Fall ein 
Roß mit Rüstung geführt werde, und daß kein Waffenträger vor 
meiner Leiche gehe, und daß man meinen Körper mit keiner 
farbigen oder mit Gold gewirkten und mit dem Wappen ge- 
schmückter Decke bedecke; man lege nur eine weiße Decke 
mit einem roten Kreuze darauf“ (es folgt ein Legat von 20 £ 
für die Beerdigung und verschiedene Kirchen) ?. 
\Alle.derartigen Darbringungen an den Klerus für den Fall 
einer Beerdigung erhalten den Namen mortuaria; zuweilen 


' nennt man sie corse-present?, damit bezeichnend, daß man das 


Geschenk zusammen mit dem Körper des Verstorbenen bringt; 
nicht selten wird das Mortuarium mit dem Worte principal * 
bezeichnet, welche Benennung vom Gebrauche, im Testament 
an erster Stelle die Darbringungen an die Kirche zu verzeich- 
nen, herstammt, d. h. daß dieses das „Haupt“-Legat sei. 

Die kirchlichen Darbringungen in Form eines Rosses und 
der Rüstung, entwickelten sich, augenscheinlich, unter dem Ein- 


flusse der Gebräuche benachbarter Länder, worauf die staunens- | 


werte Aehnlichkeit der Gebräuche hinweist. Doch gibt sich 
ohne Zweifel in diesen Darbringungen auch der Gebrauch des 
heriots, als eines gewissen Ueberbleibsels der alten Zeit, welcher 
sein Echo in den Beerdigungsgebräuchen hatte, zu erkennen. Im 


ı Nicolas, Testamenta 75, Gibbons, Alf., Early Lincol Wills, 84, 

? Nicolas, Testamenta 62. 

® I bequeath to the same place whar my body shall rest for my 
cors presant & coursour cald Lywd Nevil.“ Testament v. Sir J. 
Nevill, 1449 (Nicolas, 265). 

* Das Testament v. Sir Hugh de Plessets, Knight, v. J. 1296: „et cor- 
pus meum ad sepeliendum in Ecclesia Conventuali de Mussenden, ... et 
cum corpore meo, nomine prineipali, palefridum meum album, cum arma- 
tura qua decet“. Dugdale II, S. 930. 
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gegebenen Falle ist der Ausdruck, welcher im Testament des 
Sir Robert de Legh, Knight, vom Jahre 1408, gebraucht wird, 
charakteristisch: „item, lego unum palefridum nigrum, coram 
corpore meo die sepulturae meae transiturum, nomine herietis“ ! 

In einer solchen Zusammenziehung des Heergeräts mit dem Be- 
erdigungsakt vermengte sich vielleicht auch ein Ueberbleibsel der 
heidnischen Sitte, den Krieger zusammen mit dem Streitrosse 
und der Rüstung zu begraben ?. Jedoch, ohne das Mortuarium 
aus solch entfernten heidnischen Gebräuchen ? direkt abzuleiten, 


! Dugdale II, 930. 

? Vgl. Grimm, 344, 584 (4A. 1, 476, II, 121). 

3 H. Brunner, mit dessen für mich äußerst wichtigem Artikel (zit. oben: 
„Der Todtenteil in germ. Rechten“ in d. Zeitschrift der Savigny-Stiftung 
f. Rechtsgesch. XIX B. Germ. Abt.) ich bedauerlicher Weise erst dann be- 
kannt wurde, als man zum Druck meines Werks in russischer Sprache 
schritt, ist geneigt anzunehmen, daß das Mortuarium seinen Ursprung un- 


—_ 


mittelbar in heidnischen Gebräuchen hat. Wenn das sich so verhält, so 


folgte der englische Klerus augenscheinlich im gegebenen Falle der Vor- 


schrift des Papstes Gregor I, welcher, wie wir wissen, im J. 601 die heid- 
nischen Gebräuche nicht zu brechen, sondern sie zugunsten der christl. 


Kirche umzubilden, empfahl. Brunner hält das angelsächsische soul-scot 
und seine Fortsetzung — das Mortuarium — für einen Rest des sog. Todten- 


teils, d. h. für ein Ueberbleibsel des bei den Germanen verbreiteten Ge- 
brauchs, daß ein Drittel der Fahrhabe dem Todten von Rechts wegen am 
eigenen Nachlasse gebührt, welches in heidnischen Zeiten zusammen mit 
der Leiche verbrannt oder beerdigt wurde, später aber erhielt der Tote 
seinen Anteil am eigenen Nachlaß dadurch, daß dieser zu kirchlichen oder 
wohltätigen Zwecken verwandt wurde oder wurde als Freiteil an der 
Fahrnis, über den ein Erblasser letztwillig verfügen konnte, angesehen. 
Diese Vermutung unterliegt meiner Ansicht nach einem Zweifel, Ich denke, 
daß die Idee des Todtenteils eine große Rolle in den Händen des Klerus 
als Begründung seiner fiskalischen Ansprüche gespielt hat, jedoch (wie 
weit mir die ausführliche Untersuchung der Frage nach den Erstquellen 


gestattet) hat das soul-scot augenscheinlich nichts Gemeinschaftliches mit ; 


i 


der Dreiteilung der "nachgelassenen Fahrnis. Soul-scot entwickelte sich am 
wahrscheinlichsten infolge der gebräuchlichen freiwilligen Darbringungen 


für das 8 Seelenheil oder die Seelenmesse. Dieses war 'das Ziel besonderer 
Brüderschaften, die eben dazu begründet wurden, um seinen Gliedern die 
Möglichkeit zu geben, Gebete nach dem Tode zu bestellen. Wobei ist 
bier die Dreiteilung der Erbschaft? Wenn aber Aethelred vorschreibt, den 


Deutsche Zeitschr. £. Kirchenrecht. XX. 1. 2 


? 
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halte ich die Annahme, daß das Mortuarium unter dem Ein- 
Husse der Sitte des heriot entstanden sei, für vollständig wahr- 


- scheinlich. Die Kirche selbst nahm verschiedene feudale Ord- 


—— Ten 


nungen an; andererseits, wurden die materiellen Ansprüche der 
Kirche, wenn auch nicht immer gerne von den abergläubischen 
Christen, so doch vor der Angst des göttlichen Zornes ausgeführt. 
Hier gab es nicht den typischen Kampf des Fiskus mit den 
Steuerzahlern, und die Kirche paßte ihre Forderungen den fer- 
tigen Gebräuchen der feudalen Ordnung an: wenn vom Nach- 
lasse eines Ritters der Kirche das Heergeräte geopfert wird, 
welches vom Klerus zum Mortuarium ausgebildet wurde, so wird 
aus dem Nachlasse eines unfreien oder abhängigen Menschen von 
der Kirche ein analoger heriot als Nachbild des bäuerlichen heriot 
zugunsten des Herrn gefordert. In diesen feudalen Rechtsgebräu- 


‘ chen müssen wir den Ursprung des kirchlichen Mortuariums suchen. 


nt 


Den frühesten Vermerk über das kirchliche Mortuarium in 
den englischen kirchlichen Konzilen finden wir im J. 1206 in 
den sog. Lambethschen Konstitutionen des Erzbischofs von Uanter- 
bury Stephan Langton'!. Hier ist das Mortuarium in entwickel- 


Seelenzins beim offenen Grabe zu zahlen, so ist es augenscheinlich im In- 
teresse der Sicherstellung des Klerus (letzterer, wie aus späteren Zeugnis- 
sen ersichtlich ist — siehe unten, lehnte nicht selten die Erfüllung des Be- 
erdigungsakts ab, bis das Mortuarium bezahlt war), aber keinenfalls in 
Nachahmung der alten heidnischen Gebräuche, wie Brunner denkt. : End-: 
lich gibt man als soul-scot am meisten Immobilien, dagegen bezieht sich 
die Dreiteilung der Erbschaft zur Fahrnis. Die Deutung des Wortes soul- 
scot als Drittel beweglichen Nachlasses bei Beerdigung zum Seelenheil des 
Toten der Kirche fällig, welches von F. Liebermann im Wörterbuch zu seinen 
Gesetzen der Angelsachsen (mit Bezug auf Brunner) gegeben ist, halte ich 
für nicht richtig. Sehr scharfsinnig ist meiner Ansicht nach der Gedanke 
Brunners, daß der Begriff des Dreiteils zuerst im Anschluß an den heidni- 
schen Totenteil bei der Fahrnis ausgebildet worden sei, aber wie ich meine, 
steht dieses in keinem direkten Zusammenhange mit der Entstehung und 
Ausbildung des angelsächsischen Seelenzinses. 

ı Concilium Lambethense, Stephani Langton, bei Labb& (Mansi), Sacro- 
rum conciliorum collectio, vol. 22, 8. 751 (de modo dandi mortuarium) u. 
A. angegeben. Das Jahr 1206 — gibt der bekannte Altertumsforscher 
H. Spelman an. 
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ter Gestalt geschildert: der Pfarrkirche wird der Qualität nach 
der beste bewegliche Gegenstand des Verstorbenen gegeben (nach 
. der Befriedigung des Lords); als Grund der Erhebung wird die 
Nichtzahlung oder unrichtige Zahlung der Zehnten bei Lebzeiten 
angeführt; die Streitigkeiten über das Mortuarium und die Nicht- 


zahlung wird mit Kirchenstrafen bestraft. Jedoch wird diese Kon- 


stitution entweder gefälscht, oder einer späteren Zeit angehörend 
angesehen (Konstitution von Simon Langham vom J. 1367): 2) 


a ne 


Dennoch erscheint es ganz wahrscheinlich, daß in der ersten 


Hälfte des XI. Jahrh. die örtlichen Synoden die "Zahlung des 


Mortuariums zu "regeln anfangen. Zur Zahl solcher uns er- -. 


taltenen Synodalbeschlüsse muß man die synodale Konstitution 
des Bischofs von Sodor Symon von Argyli auf der Insel Man ? 
im J. 1229 rechnen: „$ 3, als Mortuarium (lesen wir hier) wird 
der Kirche gegeben das beste Vieh, sei es eine Kuh, ein Ochs, 
oder Pferd im Werte von 6 sh. oder weniger. Wieviel aber 
von Kleidungsstücken, wenn die Person das Mortuarium bezahlt, 
so ist dieses nach Gutdünken der Kirche zu regeln, je nachdem, 
was sie vorzieht, entweder Kleider oder 3 sh. 6 d. Und falls 
die Person arm ist und kein Mortuarium zahlt, so nehme man 


die Kleidung, wie sie ist und jeden fünften Pfennig vom reinen 
Vermögen "Tet quintus quisque denarius ex liberis, scil. bonis, 


d.h. wenn der arme Mann Geld hat, so geht davon.20 %, nach 
Abzug der Schulden als Mortuarium ab). Und vom „Gilbogus“ 3, 


Yohnson, Laws II, 441, 98f. Die Fälschung dieser Konstitution oder 


ihre bedeutend spätere Entstehung zeigt Sich nicht nur aus chronologischen 
Gründen (wie das Johnson u. A. beweisen), sondern auch aus dem Inhalte 


des Kanons über die Mortuarien ; ; meine weitere historische Darstellung 


gibt dazu den vollen Beweis. 

2 Die Insel Man befand sich damals unter norwegischer Herrschaft (bis 
1266), war jedoch in engen Beziehungen zu England, besonders in Kirchen- 
angelegenheiten. S. Moore, A. W., History of the Isle of Man, 1900, I, 164 f. 

® „De Gilbogo“ bedeutet, nach Ansicht der Philologen filius mortui — 
Sohn des’ Verstorbenen, und der weitere Text zeigt was hier gemeint ist. 
Siehe die Publikationen der Manx Society vol. IX, S. 177, wo der Text der 
Konstitution v. J. 1229 gegeben ist, 


9*F 
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welcher ein Vermögen, welches die Höhe des Mortuariums (augen- 
scheinlich 6 sh.) übersteigt, erhalten hat, muß ein Mortuarium 
zugunsten der Kirche genommen werden; falls jedoch sein Ver- 


: mögen kleiner als diese Summe ist, so wird der ‚der Kirche jeder fünfte 
| Pfennig aus dem. reinen__Vermögen gezahlt. Falls man aber 
"fragen sollte, wer dieser Gilbogus ist, so soll man sagen, daß 


dieser derjenige sei, welcher, wenn er auch nur eine Nacht lebte, 
in den Besitz des Vermögens treten mußte oder dasselbe schon 
besaß, und falls er, wie gesagt, stirbt, so erhält die Kirche von 
ihm das ihr Gehörige. Und dieser Gilbogus ist, wenn er auch 


. das Mortuarium bezahlt hätte, dennoch verpflichtet, außerdem 


all seine Schulden dem Priester, dem Kleriker und der Kirche 
zu bezahlen. Und wenn er auch gar kein Mortuarium zahlen 
würde, so muß er dennoch mit ihnen abrechnen. $ 4. Dem 
Kleriker müssen folgende Schulden bezahlt werden. Wenn eine 
Person das Mortuarıum bezahlt hat, so muß der Kleriker die 
Stiefel, Beinkleider im Werte von 6 d. und den Hut mit der 
Kapuze oder eine Kapuze allein von größerem oder geringerem 
Werte dieses Menschen erhalten, in welchen dieser Mensch zum. 


‘ Christfeste ging. Ebenso das Hemd, den Gürtel im Werte von 


einem Pfennig, den Beutel im Werte von einem Pfennig und 
das Messer im Werte von einem Pfennig. 8$5.... (von den 
Darbringungen am Martinstage und zu Ostern). 86. Falls aber 
ein Mann oder ein Weib stirbt und sein Vermögen zur Befrie- 
digung der Kirche für die Beerdigung hinterläßt, so müssen die- 
jenigen, welche die Verstorbenen zu beerben wünschten, falls sie 
reich gewesen wären, das heißt die nächsten Blutverwandten, 
den Priester und den Kleriker für die Beerdigung befriedigen“ !. 


ı Für uns sind die folgenden $$ der Konstitution v. J. 1229 wichtig : 
81. Für die Testamentsbestätigung soll nicht mehr als 32 d. verlangt wer- 
den, doch müssen aus dieser Summe etwas den Armen zugewiesen werden. 
$ 2. Das Vermögen der Verstorbenen ohne Testament wird nach dem Gut- 
dünken des Bischofs der Diözese oder seines General-Vikars verwaltet. 
Im $ 9 wird gesagt, daß falls jemand mit der ganzen Familie samt Gut 
und Habe seinen Wohnsitz in einen anderen Kirchspiel übertragen hat, 
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Die angeführte Konstitution hat für uns großes Interesse. Das 
Institut des kirchlichen Mortuariums existierte sogar in so ein- 
samen und fernen Gegenden, wie “die Insel Man und zudem zu 
so frühen Zeiten. 

Ferner sind die Ansprüche der Kirche an das Vermögen 
der verstorbenen Pfarrgenossen wirklich außerordentlich drückend 
infolge der Armut des Landes, von welchem gesagt wird, daß 
seine Armut ihm als bester Schutz gegen die Bestrebungen der 
Könige, über dasselbe zu herrschen, diente. Es unterliegt keinem 
Zweifel, daß die Mortuarien auf der Insel Man schon früher be- 
standen, jedoch regelte die Konstitution vom J. 1229 nur ihre 
Erhebung; w: wahrscheinlich regten Streitigkeiten und Mißverständ- 
nisse mit den Pfarrgliedern in dieser Angelegenheit hier, wie 
auch in anderen Orten Englands, dazu an, die entsprechende 
autoritative Verfügung zu treffen; die Armut der Pfarrglieder 
und die Unmöglichkeit, für dieselben große Darbringungen zu 
machen, veranlaßten die Kirchenmächte, keinen Vorwand zur 
Erhebung von Kirchensteuern nicht ausgenutzt vorbeigehen zu 
lassen. Doch den vollständig klaren Inhalt der Konstitution 
über das Mortuarium nicht wiederholend, betone ich nur, daß 
auch in der Diözese des Bischofs zu Sodor das Mortuarium 
den Charakter der Darbringung des besten Viehs und außerdem 
Kleidungsstücke annahm, wie auch in vielen anderen Diözesen. 
Hier ist, natürlich, die Rede nicht von Knechten oder Unfreien, 
‚welche der Kirche untergeben sind, da die Verpflichtung der 
Zahlung des Mortuariums von der Pfarre bestimmt wird, deren 
Wechsel für den Zahler durch nichts behindert wird. ‚Interessant. ' 
ist die Regelung der Höhe der Gebühr für die Bestätigung von 
Testamenten, "öhgleich das Maximum — 32 d. — außerordent- 
lich hoch ist. ! Im J. 1291 bestätigen die Synodalbeschlüsse des 
Bischofs von "Sodor, Markus ! die obligatorische Zahlung des 


und hier vor dem Tode auch nur 3 Nächte lebte, die neue Pfarrkirche 
alles ihr Gehörige erhalten wird. 
! Manx Society IX, 182f.; Wilkins, Concilia, II, 174. 
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Mortuariums: „wir machen ein Gesetz bekannt, daß, dem Ge- 
brauche der angrenzenden Provinzen gemäß, der Kirche die Aus- 
wahl des besten Gegenstandes gehört, außer eines (a. h. des der 
Güte nach zweiten Gegenstandes) aus dem Vermögen des Ver- 
storbenen (Pfarrgliedes), ohne aus dem Vermögen Gegenstände 
der Bekleidung, des Bettgestells und des Federbettes auszu- 
schließen. Falls aber kein Bettgestell oder Federbett vorhanden, 
so zahle man 7 d. Und mit jedem. Verstorbenen bringe man 
der Pfarrkirche Gaben, je nach dem Vermögen in Geld oder 
Kerzen. Und unter Androhung des Kirchenbannes verbieten wir 
den Körper des Verstorbenen in eine andere Gemeinde zur Be- 
erdigung zu bringen, bevor nicht eine Messe für ihn in der Pfarr- 
kirche gelesen worden ist.“ — In diesem Beschlusse zeigt sich 
die Entlehnung aus den Gebräuchen der „angrenzenden Pro- 
vinzen“ Englands: ‘als Mortuarium wird das der Güte nach 
zweite fahrende Gut genommen (wie in England, wo der erste 
Gegenstand dem Lord zukam); ein Pfühl dient als Zeichen der 
Wohlhabenheit, d. h. dieses ist eines der in der Finanzwissen- 
schaft sogenannten „äußeren Merkmale der Leistungsfähigkeit“. 
Es mag scheinen, daß die Steuerpflicht im J. 1291 ein wenig 
abnahm verhältnismäßig zu dem, was wir in der Konstitution 
vom J. 1229 lesen. Doch fand allerdings nicht so sehr eine 
Verminderung der Ansprüche der Kirche statt, wie, wie man 
annehmen muß, eine Veränderung der Form der Ansprüche — 
augenscheinlich wieder unter dem Einflusse der Praxis in Eng- 
land selbst. Die Konstitutionen des Markus erklären die Un- 
gültigkeit der Testamente, welche nicht in Gegenwart des Pfarr- 
geistlichen und des Klerikers verfaßt sind; diesen letzteren wird 
“es zur Pflicht gemacht, in den Inhalt des Testaments einzu- 
dringen, welches sie nach den Worten des Erblassers schreiben, 
und dabei zu überwachen, ob nicht in den letzten Ver- 
fügungen eine Schmälerung der Gläubiger (folglich auch der 
Kirche) stattfindet. Die Strafe des großen Kirchenbanns droht 
für die Annahme eines Legats, bevor die der Kirche zukommen- 
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den Zahlungen bestimmt und geleistet sind; wenn jemand bei 


nr 


Lebzeiten wünscht, eine Gabe seinen Söhnen oder Verwandten 
abzutreten (eine Anspielung auf die Möglichkeit einer Umgehung), 
so muß er das öffentlich in der Kirche bekannt machen, oder 


zum mindesten vor dem Priester oder seinem Bevollmächtigten, 


oder vor einem volles Vertrauen verdienenden Zeugen. Das Ver- 
mögen von ohne Testament Verstorbenen wird nach den An- 
gaben des Bischofs verteilt'; und alle diejenigen Personen unter- 
liegen der / Ausschließung, welche die Ordinarien hindern werden, 
Verfügungen über Intestaterbschaften nach dem Gebrauche der 
Kirche Englands und der örtlichen Kirchen zu machen. 

Somit verstand es schon im XIII. Jahrh. die Kirche in der 
fernen Diözese Sodor, die Erbschaften als Steuerquelle auszu- 
nutzen. Im gegebenen Falle folgte sie, nach eigener Angabe, 
den Gebräuchen. der angrenzenden Provinzen (iuxta consuetudi- 


nem vicinarum provinciarum). Tatsächlich finden wir ganz ähn- : 


en 


A Se 


liche Bestimmungen ü über das Mortuarium in den Konstitutionen L; 


anderer ‚englischen Bischöfe, beginnend mit dem XIII. Jahrh. !' 


u 


Die Frage über das Mortuarium zu ordnen, war deshalb not- 


ar men 


wendig, weil die Frömmigkeit und die abergläubische Furcht die 
Erfüllung der materiellen Forderungen der Kirche nicht völlig | 


sicherstellten: es kamen auch Zeiten eines weniger gehorsamen | 


Verhältnisses zum Klerus. „Da einige Laien“, lesen wirim Kanon 


der | provinziellen Konstitution des Erzbischofs von Canterbury - 
Edmund vom J. 1236 ?, „es versuchen, nach ketzerischem Einfluß 
und unter dem Vorwande einer katholischen Gottwohlgefälligkeit, 
den Gebrauch zu verletzen (es werden verstanden: die Dar- 
bringungen bei Taufen, Beerdigungen etc.), welcher von der 
Kirche für gut gefunden, und welcher durch die Frömmigkeit 
der Gläubiger entstanden ist, so bestehen wir doch darauf, daß 
wenn wir auch verlangen, daß in solchen Fällen keine bösartigen 


ı Omnia bona sua sequestrentur in manu episcopi per loci rectorem 
vel vicarium donec per episcopum quid debeat fieri fuerit ordinatum. 
2 Wilkins, I, 636. Johnson, II, 133. 
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Erpressungen stattfinden sollen, die guten und lobenswerten 
Gebräuche eingehalten werden; und wer sich bemühen wird, den 
lobenswerten Gebrauch zu verletzen, muß nach Untersuchung der 
Angelegenheit einer Strafe unterzogen werden, wie es auf dem 
Konzil bestimmt worden ist (scil. Lateran-Konzil vom J. 1216 
K. 67); doch soll man nicht wegen einer Darbringung zugunsten 
des Altars den Körper des Verstorbenen wegsenden, sondern 
;. nach der Beerdigung, falls etwas gegeben wird, es anzunehmen 
: als Gott wohlgefällige Gabe“. In diesem Beschlusse kämpfen 
zwei Gedanken: einerseits, ist es notwendig, die Störer lobens- 
werter Gebräuche zur Ausführung der Forderungen der Kirche 
zu bringen, andererseits kann man die Käuflichkeit der Sakra- 
mente nicht zulassen; doch wie dem auch sei, es behält der erste 
Gedanke die Oberhand, und die kirchlichen Mächte beginnen die 
Steuerpflicht der Gemeindeglieder genau zu regeln. 

Im J. 1250 gibt der Erzbischof von York, Primas von Eng- 
"land und päpstlicher Legat, eine provinzielle Konstitution heraus, 
in welcher er auf die großen Streitigkeiten (altercatio non mo- 
dica) zwischen den Pfarrern vieler Kirchen dieser Provinz und 


den Pfarrgliedern infolge der Verpflichtungen der letzteren hin- 


weist. „Da infolge der verschiedenen Gebräuche bei der Er- 
hebung des kirchlichen Zehnten aus verschiedenen Gründen Strei- 
tigkeiten und Mißhelligkeiten, Skandale und große Erbitterung 
(rixae et contentiones, scandala et odia permaxima) zwischen den 
Pfarrern und den Pfarrgliedern entstehen (lesen wir hier) ?, so 
wünschen wir, daß es in allen Pfarrkirchen unseres Erzbistums 
eine gleichartige Weise der Erhebung des Zehnten und anderer 
: kirchlichen Einkünfte gäbe.“ Der Erzbischof bestimmt genau, 


ı Pro alteragio (nach and. Manuscript pro interragio, terragio, muta- 
gio, d. h. für Nichtdarbringung einer Gabe oder Nichtzahlung einer Abgabe) 
corpus sepelire non differatur, sed post sepulturam, si quid datum fuerit 
' in eleemosynam, recipiatur. Vgl. Johnson II, 133, 154 u. 112 (A. D. 1222 
c. 27). Die Erklärung des Begriffes alteragium s. im Glossary of ancient 
words by A. Betts. 1907 s. v. 

?2 Wilkins, I, 698. Johnson II, 178. 


“ 
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wie der Zehnte zu berechnen sei. Wenn, z. B., das Pfarrkind 
sechs oder weniger Lämmer hat, so wird für jedes Lamm je ein 
!/a d. an Zehnten bezahlt; wenn es sieben Lämmer hat, so gibt 
er dem Pfarrer das siebente Lamm, der Pfarrer aber muß 1'/, d. 
zurückgeben; wenn der Pfarrer das achte Lamm nimmt, so gibt 
er ein d. zurück u.s.w. Wenn die Rede von den Einnahmen 
von der Wolle ist, die Schafe aber einen Winter in einer Ge- 
meinde verbracht haben, den anderen aber in einer anderen, so 
wird der zehnte Teil der Wolle zur Hälfte zwischen beiden Ge- 
meinden geteilt. Der Zehnte von der Milch muß gegeben wer- 
den, solange Milch vorhanden ist, aber von Käse, wenn dieser 
fertig wird, doch können die Pfarrglieder sich von dieser Ab- 
gabe loskaufen. Genaue Verordnungen sind erlassen, wie man 
den Zehnten von Mühlen, Weiden, Fischereien, Bienenstöcken 
erheben soll; es wird noch an die Verpflichtung der Handwerker, 
Händler, Schmiede u.a. den Zehnten zu zahlen, erinnert. Was 
das Mortuarium betrifft, so werde bei der „Einforderung des 
„Hauptlegats“ die Sitte der Kirche, wie sie in der Provinz fest- 
gesetzt ist, eingehalten; doch soll der Pfarrer, oder sei es ein 
Vikar, oder ein jährlicher Kaplan Gott vor Augen haben, wenn 
er seine Forderung vorweist* 1. Weiter schreibt die Konstitution 
vor, in den Kirchenbann zu tun, oder mit einer anderen kirch- 
lichen Sühne denjenigen Pfarrgenossen zu bestrafen, welcher nach 
dreimaliger Mahnung den Zehnten nicht zahlt. Dieselben Pfarrer, 
welche ohne den Zorn Gottes zu fürchten, oder aus Furcht vor 
den Leuten oder aus Wohlwollen zu ihnen den Zehnten nicht 
in festgesetzter Weise fordern, unterliegen der Eintfernung vom 
Amte, bis daß sie dem Erzdiakon eine Strafe von einer halben 
Mark für Ungehorsam zahlen. 


! In petitione autem principalis legati (wie oben erwähnt, wird mit 
diesem Namen das Mortuarium hauptsächlich in Yorkshire benannt), volu- 
mus, quod consuetudo provinciae cum possessione ecclesiae observetur; ita 
tamen quod rector ecclesiae in petitione sua, sive fuerit vicarius, sive ca- 
pellanus annuus, habeat Deunı prae oculis. 
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Somit begnügte sich die Provinzialkonstitution des Jork- 
schen Erzbischofs aus der Mitte des XIII. Jahrh. den Gebrauch 
bestätigend, nur mit der Mahnung, daß bei der Einforderung 
des Mortuariums die Pfarrer „Gott. „yor-—Augen hätten“, und 
keine grenzenlose Forderungen stellten.: Doch erlassen die ein- 


zelnen Bischöfe auf örtlichen Synoden bestimmtere Regeln. Der 
E Bischof yon. Salisbury Giles (Aegid) Bridport gibt, in der Kon- 


stitution vom J. 1256, wörtlich die Bestimmungen des Erzbischofs 


I a ER 


Gray über den Zehnten und „das Hauptlegat“ wiederholend, 
folgende Regel: „Die Bestimmung unseres “Vorgängers seligen 
Angedenkens R. über die Mortuarien (super mortuaris editum)! 


ı Also entweder R(icardi) = Richard le Poore, des Bischofs zu Salisbury, 
vom J. 1217—1229, oder R{oberti) = Robert Bingham vom J. 1229—1247; 
doch finde ich keine Konstitutionen dieser Bischöfe über die Mortuarien. 
Es ist schwer anzunehmen, daß Giles hier eine Bezugnahme auf den $ 17 
der Konstitution des Richard Poore vom J. 1223 gemacht habe, wo das- 
selbe wie in dem obenzitierten Kanon der Konstitution des Erzbischofs 
zu Canterbury Edmund steht, d. h. von der Verpflichtung der Einhaltung 
lobenswerter (ebräuche (ihr gemeinsamer Ursprung ist die Konst. 17 des 
Lateran. Konzils v. J. 1216); das Verbot die Körper der Verstorbenen, unter 
dem Vorwande (der Nichtzahlung) des interragio abzusenden, findet sich 
auch bei Richard (s. Charters & Documents of Salisbury, hrsg. v. Jones 
& Macray [97, Rolls Series] 1891, S. 136, vgl. Anm. S. 128). Es ist nötig 
zu vermerken, daß die angegebene Konstitution des J. 1256 die älteren 
Schriftsteller anderen Bischöfen zuschreiben. So versetzt sie H. Spelman 
(Concilia, 1664, II, 133) ins J. 1206 und schreibt sie Stephan Langton zu, 
was ganz falsch und unzulässig ist. Lyndwood, welcher zu Anfang des 
XV. J. schrieb, versetzt sie in die Zeit des Simon Langham, d. h. ins J. 1367 
(Lyndwood, Provineiale, Ausg. 1679 S. 19 u. Append. S. 9) und dieser Mei- 
nung folgt, infolge der Autorität Lyndwoods, auch Johnson. Den in der 
Konstitution erwähnten R(obert) halten beide Autoren für den Erzbischof 
Robert. Winchelsey, welcher tatsächlich eine kurze Konstitution über die 
Mortuarien im J. 1305 herausgab (weiter unten angeführt). Doch bringt 
eine aufmerksame Betrachtung des Inhalts der strittigen Konstitution mich 
zur Ansicht, daß sie nicht in der zweiten Hälfte des XIV. Jahrh. heraus- 
gegeben werden konnte: das wäre ein Anachronismus, wie man sich leicht 
aus meiner ferneren Darstellung der Gesch. des Mortuariums überzeugen 
kann. Ich folge der am meisten autoritativen. Ansicht Wilkins, welcher 
diese Konstitution dem Bischof Giles Bridport zuschreibt (Wilkins I, 714 £., 
nach dem Manuskripte von St. Johns College, Cambridge, A. IIL. 8). Zudem 
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halten wir für nötig, mit einer autoritativen Erläuterung der 
gegenwärtigen Synode zu versehen. Dieser unser Vorgänger R., 
heiß um das Seelenheil bemüht, sah wie die Laien beiderlei 
Geschlechts in seiner Diözese aus Unwissenheit, teilweise aus 
Nachlässigkeit und Gleichgültigkeit, sich schwer durch Nichtzah- 
lung des Zehnten und anderer Darbringungen versündigt haben; 
genau wissend, daß die Sünde nicht vergeben wird, bevor die 
Versündigung nicht gesühnt ist (nisi ablatum restituatur), gab er 
die heilvolle Verfügung aus, daß als Vergütung für eine solche 
Unterschlagung des Zehnten — obgleich er diesen Grund in 
sein Statut nicht aufnahm — der den Verlust erleidenden Kirche 
das zweitbeste Stück Vieh aus dem Vermögen des Verstorbenen 
abgegöben werdet. Da infolge dieser Bestimmung zwischen den 
Pfarrern und ihren Pfarrkindern immer öfters Streit entsteht, 
"welchen wir zu beseitigen wünschen, so finden wir es für nötig, 
diese Bestimmung mit einer synodalen Erläuterung zu versehen. 
Wenn jemand nach dem Tode zum mindesten drei Stück Vieh 
irgend welcher Art hinterläßt, so muß man der Pfarrkirche, wo der 
Verstorbene zu Lebzeiten die Sakramente nahm, nach Ueber- 
lassung des besten Stückes Viehs demjenigen, welchem dieses 
nach Recht zukommt, das zweitbeste Stück Vieh abtreten; und 
dieses muß man ohne böse Absicht, Betrug und iwidersmiach. 
lich machen, — zur Vergütung für verheimlichte als persönliche, 
wie praediale Zehnten (d. h. von persönlicher Arbeit und vom 
Grundvermögen) und alle anderen ungenügenden Darbringungen 
und zur Rettung der Seele®. Doch wenn sich im Besitze des 
sagt die Konstitution des Giles Bridport, daß sein Vorgänger R. kein Mo- 
tiv der Erhebung des Mortuariums (für Nichtzahlung der Zehnten) angab, 
aber bei Robert Winchelsey ist dieses Motiv angegeben, folglich konnte 
die erste Konstitution die zweite nicht im Auge haben; s. Wilkins II, 279 
nach drei Manuskripten Gott. Otho. A. 15; Lambeth 17; Elien. 235) und 
Spelman, Concilia II, 433. 

ı „... Salubriter statuit quod pro recompensatione decimarum taliter 
substractarum, licet causam statuto suo non inseruerit, secundum melius 


animal in bonis defuncti, ecelesiae damnum passae, debuit applicare. 
2 ecclesiae suae, a qua sacramenta percepit dum viveret sine dolo, 


\ 
! 


Ben) 


gelmäßigen Steuern bei Lebzeiten. 
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Verstorbenen nur zwei Stück Vieh vorfinden, so darf vom Vieh 
nichts unter dem Vorwande des Mortuariums abverlangt werden 
(de mansuetudine ecclesiae exactio quaelibet mortuarii nomine 
remittatur). Doch finden wir es für nötig zuzufügen, daß wenn 
eine Familienmutter vor dem Manne stirbt, man diese keines- 
falls zur Zahlung des Mortuariums nötigen solle. Doch wenn 
nach dem Tode des Mannes die Witwe länger als ein Jahr im 
Hause lebt und den Haushalt führt, so muß man das Mortua- 
rium nach obenbeschriebenen Regeln fordern!. Doch mit dieser 
Konstitution oder Erläuterung wünschen wir nicht, den lobens- 
werten Brauch des Mortuariums anzutasten, wie er bis zum 
heutigen Tage in unserer Diözese eingehalten wurde. Besonders, 
wenn der Verstorbene nicht die vermerkte Anzahl Tiere hatte, 
so muß man sich hier nach dem Gebrauche der Zahlung des 
Mortuariums in der (betreffenden) Kirche richten. Doch die- 
jenigen, welche sich von der Zahlung des gesetzlichen Mortua- 
riums zu befreien suchen, schreiben wir vor, mittels kirchlicher 
Strafen durch die örtlichen Ordinarien dazu zu nötigen“ ?. 

In dieser Konstitution wird ein bemerkenswerter Gedanke 
ausgesprochen : das Mortuarium muß gezahlt werden, als wie 
eine einmalige Vergütung für die Besen Zahlung der. re- 

!Wie bekannt, existiert in 
der Finanzwissenschaft die sich großer Beliebtheit erfreuende 
Theorie der Erbschaftssteuer: letztere wird dadurch gerechtfer- 
tigt, daß durch sie die bei Lebzeiten drückenden periodischen 
Steuern sozusagen summiert werden ®. Diese Theorie wurde oft 
fraude et contradicetione qualibet, pro decimarum tam personalium quam 
praedialium, necnon et oblationum substractionis compensatione, ad libera- 
tionem animae suae, melius post optimum reservetur. 

ı Nach ihrem 'Tode, d. h. ich verstehe so den Text: quodsi post obi- 
tum mariti in domus et familiae regimine vidua per annum supervixerit, 
juxta formam superius scriptam ad mortuarium obligetur. 

: Wilkins, Concilia, I, 718. 

3 Siehe West M., Interitance tax, in Studies of the Columbia College, 
1893—4, S. 117; Rau, R. H., Finanzwissenschaft, 1832, $ 405. Bastable, 
Public finance. Ä 
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in neuer Zeit mit großem Erfolg zur Begründung der Erbschafts- 
steuer vorgebracht: dem Steuerzahler sei es angenehmer, die 
Steuer nicht bei Lebzeiten, sondern nach seinem Tode zu zah- 
len, — der Fiskus aber beseitige mit Leichtigkeit regelmäßige 
und oft verhaßte direkte Steuern, indem er einfach eine Erb- 
schaftssteuer erhebt bezw. erhöht. Diesen Gedanken erkannten 
sehr gut die geistlichen Mächte des XIII. Jahrh.: sie trösten 
sich mit den unvermeidlichen Umgehungen der periodischen 
Steuer — des jährlichen Zehnten, da mit dem Abnehmen der 
ehrfürchtigen Scheu gar keine Kontrollmaßregeln seine entspre- 
chende Zahlung. verbürgten, doch verlangt man, daß dagegen 
aus dem Vermögen des verstorbenen „säumigen“ Steuerpflich- 
tigen eine bestimmte „summierte“ Steuer erhoben werde. Es 
unterliegt gar keinem Zweifel, daß das hier hingestellte Motiv — | 
die säumige Zahlung des Zehnten — in der Frage des Mortua- ' 
riums as jeden geschichtlichen Sinnes und Rechtfertigung entbehrt: 
dieses ist eine nackte petitio principi. Es ist charakteristisch, 
daß der Bischof Giles außergewöhnlich vorsichtig und milde das 
Motiv der Erhebung des Mortuariums formuliert: säumig den 
Zehnten zu zahlen oder ihn zu umgehen, ist eine Sünde, doch 
können solche Sünder ihre Versündigung gutmachen, wenn sie 
„ohne böse Absicht, Betrug und unwidersprechlich“ das Mortua- 
rium bezahlen. Der Vorgänger des Giles, die Steuerpflicht der 
Pfarrglieder, welche das Leben abschlossen, bestimmend, konnte 
sich noch auf kein ähnliches Motiv stützen. Selbst Giles spricht 
sich recht vorsichtig aus und seine Absicht ist es, das Mortua- 
rium nach Möglichkeit zu rechtfertigen und den Geistlichen ein 
mehr oder weniger starkes Argument im Streite mit den Pfarr- 
kindern zu geben; dort, wo die Sitte heilig gehalten wird, hält 
Giles eine Einmischung der Synode nicht für nötig, doch dort, 
wo das Gefühl der Pflicht der Kirche gegenüber abnahm, dort 
müssen bestimmtere Regeln gelten und müssen das Kirchengericht 
und Kirchenstrafen zu Hilfe kommen. Dieses Moment ist be- 
zeichnend, und seine Erklärung findet es in der Abnahme des 


Ar nn ne 


30 Abhandlungen. 


Glaubens an die Kirche und. ihre. Einrichtungen ! und in der 
-Zunahme des Volksbewußtseins in Steuerfragen: erinnern wir 
uns, daß für England das XIII. Jahrh. das Jahrhundert. der_Ein- 
| schränkung der gierigen „toten Hand“ der Kirche war, das Jahrhun- 
dert der Magna Charta und der Einschränkung königlicher Willkür 
im Einfordern von Steuern. Unter diesen’ Bedingungen "wurde 
eine strenge Normierung der Steuerpflicht zugunsten der Kirche 
unvermeidlich, es wurde notwendig auch eine Rechtfertigung für 
eine solche Handlungsweise zu suchen. Der persönliche. Zehnte 
kam in Verfall schon kraft seiner Steuereigentümlichkeiten: näm- 
lich wegen der Schwierigkeit der Berechnung und Kontrolle und 
wegen der Verwickelung des ökonomischen Lebens, welches kein 
einheitliches Maß für alle Einwohner zuließ. Dieses nötigte die 
Geistlichkeit, sich aus dem Nachlasse „säumiger“ Zehntpflichtiger 
zu vergüten und gab ein gewichtiges Argument zur .Einforderung 
der gewöhnlichen Mortuarien. ! Oben war es mitgeteilt, daß im 
J. 1281 das Kapitel der Kirche zu Lichfield in seinem Gesuche 
an den Papst Martin IV schon kategorisch die Erhebung des 
Mortuariums rechtfertigt, als einer „Vergütung .unbezahlter 
Zehnten“ (in restaurationem non solutarum decimarum; man 
darf übrigens nicht vergessen, daß im gegebenen Falle eine par- 
'telische Ansicht ausgesprochen wird). /Derselbe Gedanke erfüllt 
auch die Verfasser der weitschweifigen Konstitution über die 
Mortuarien auf der Synode zu Exeter unter dem Bischof Peter 
Wyville im J. 1287°: „die Zahlung der Mortuarien erhielt, wie 


ı Das sehr häufige Proklamieren des Kirchenbanns über alle Störer 
‘der Kirchenfreiheit, den Hehlern kirchlicher Steuern etc. im XII. J. auf 
englischen Kirchenkonzilen, dient als beste Erläuterung. Siehe die Be- 
schlüsse der Hauptkonzile Englands nach der Sammlung v. Johnson, z. B. 
‘ vom J. 1200. K. 9; 1223 K. 10; 1236 K. 35 (alle 3 gegen säumige Zehnte- 
zahler); 1261 K. 9 (gegen Störer der Kirchenfreiheit und ihrer materiellen 
Interessen); 1261 K.15 (gegen diejenigen, die die Verwaltung von Intestat- 
vermögen seitens der Kirchendiener stören) usw. 

?2 Synodus Exoniensis diocesis, cap. 52, Wilkins, Concilia II, 158, Ich 
führe hier mit einigen Kürzungen diesen sehr langen Paragraphen an. 
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wir u) haben, seinen gesunden Anfang dadurch, daß die 
kleinen "Zehnten und der anderen Gemeindelaiten vergütet 
wurde, damit eine solche Vergeßlichkeit dennoch durch die Zah- 
lung des Mortuariums beim örtlichen Richter entschuldigt werden 
könnte. Und wie auch der Grund (provisio) dieser Abgabe sei, 
ist sie gleich. wohltuend für alle Christen. Doch diejenigen, 
welche den Grund dieser Erhebung nicht kennen, oder diejenigen, 
welche — was viel schlechter — sich nicht um ihre eigene Er- 
lösung kümmern, vermeiden auf wunderbare Weise die Zahlung: 
sie übergeben dem Erben ihr Elend und entschuldigen sich in 
letzter Zeit damit, daß weder sie selbst, noch ihre Vorfahren 
jemals diese Abgabe anerkannten. OÖ, wie traurig und böswillig 
solch’ eine Entschuldigung ist, welche die Hartnäckigkeit in der 
Sünde zeigend, den sich Entschuldigenden dem Verderben zu- 
führt! Doch gibt es auch andere, welche um ihre Erlösung be- 
sorgt, als ergebene Söhne der Kirche, diese Abgabe anerkennen, 
wie auch ihre Vorfahren sie bis heute anerkannten: und wenn 
es in einer Gemeinde Gebrauch ist, für die Verstorbenen das 
: zweitbeste Stück Vieh zu zahlen, so kann man diese Abgabe in 
anderen Gemeinden nicht vollständig verneinen. Und um die 
Spreu von dem Weizen zu scheiden, bestimmen wir, daß in Ge- 
meinden, in welchen man diese Abgabe zu leisten gewohnt ist, 
niemand sich erdreiste, sich von ihr loszusprechen ; doch müssen 
sie einheitlich sein, da ein und dieselbe Kirche keine verschie- 
denen Regeln (diverso jure censeri) anwenden soll. Aber die 
Glieder der anderen Gemeinden ermahnen wir im Namen Got- 
tes... ., daß sie diese erlösende Abgabe anerkennen... Sie 
(die nicht Anerkennenden) leitet, augenscheinlich, ruchlose Raserei, 
wenn sie, von der Bosheit gehalten, Gott und der Kirche keine 


ı Große Zehnten wurden die Haupt-Prädial-Zehnten genannt: von 
Korn, Heu, Holz; die kleinen — alle anderen Zehnten, auch die persön- 
lichen. S. Phillimore R., the Ecclesiastical Law of the Church of England, 
2. Ausg. II, 1148. 
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Genugtuung geben wollen... In den Gemeinden, in welchen 
bis zum heutigen Tage der Gebrauch, das zweitbeste Vieh ab- 
zutreten gilt, verbieten wir, dasselbe vor dem Tode laut Testa- 
ment zu vermachen, zu verschenken oder zu anderen Zwecken 
zu bestimmen (illud legandi, donandi, assignandivi in alios usus, 
decedentibus omnibus interdicimus facultatem). Die Testaments- 
vollstrecker und andere Empfänger (des der Kirche _ Zukom- 
menden), wenn sie nach gehöriger Mahnung die Kirche Gottes 
nicht befriedigen, schreiben wir vor, auszustoßen.“ Ferner (ich 
kürze hier den Text ab) wird vorgeschrieben, keineswegs den 
Beteuerungen derjenigen zu trauen, welche sich darauf berufen 
werden, daß das betreffende Stück Vieh ihnen ganz oder teil- 
weise gehört, — solange keine genauen Beweise vorhanden sind 
(nisi prius de suo titulo fecerint plenam fidem); wenn es sich 
erweist, daß bei allen vorhandenen Stücken Vieh irgend jemand 
das Eigentumsrecht zusammen mit dem Verstorbenen hat, so 


. muß man die Teile dieses Vermögens, welche dem Verstorbenen 


gehörten, zusammenzählen, und wenn ihre Summe dem Werte 
; des zweitbesten Stück Viehs gleich ist oder ihn übersteigt, so 
nimmt letzteres die Kirche, die Testamentsvollzieher aber ver- 
rechnen diesen Verlust zwischen den Erben und den Miteigen- 


tümern. Wenn der Verstorbene Immobilien in verschiedenen 
(Gemeinden hatte, und mehrere Wohnorte hatte, so muß, nach 
der Vorschrift dieser Synode und um Streitigkeiten zu vermei- 
den, das Mortuarium ungeteilt diejenige Kirche erhalten, in_de- 
ren Gemeinde der Verstorbene starb und vor dem Tode die 


 .: Bakramente nahm (ubi decessit et viaticum recepit). Wenn ein 


solcher Lord in einer Gemeinde stirbt, wo er keinen Grund und 
Boden hat, so muß das Mortuarıum der Kirche bezahlt werden, 
in deren Gemeinde er zur Zeit des Ablebens seine Wirtschaft 
hatte (ubi larem fovet tempore mortis).. Wenn der Verstorbene 
so arm ist, daß nach Erhebung des Mortuariums den Erben 
nicht soviel bleibt, als für die Kirche genommen worden ist, so 
schreibt die Synode in solchen Fällen vor, kein Mortuarium zu 
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verlangen, ausgenommen den Fall, wenn dieser oder jener Ge- 
genstand speziell für die Kirche bestimmt wurde. 

Die angeführte Konstitution illustriert noch mehr, als die 
Bestimmungen der Synode zu Salisbury, den wirklichen Charakter 
des Grundes, daß das Mortuarium einen Ersatz säuniger Zehnte 
vorstellti” Für die Synode zu Exeter ist eine solche Motivierung 
eher was Neues, obgleich sie dieselbe auch durchaus billigt. ' Ganz 
deutlich wird. auch die Notwendigkeit der Regelung des Mortua- 
Ber 
riums erläutert: dazu nötigten die Streitigkeiten der Pfarrkinder 
mit den Geistlichen und die Abnahme der Gottesfurcht. Inter- 
essant sind einzelne Fälle der Erhebung des Mortuariums, näm- 
lich wenn Mißverständnisse zwischen einigen Pfarrgeistlichen ent- 
ersichtlich, dab das Mortuarium a in den Begriff einer ; 
Zahlung für die Beerdigung eingeschlossen werden kann, sondern, 
ähnlich dem "angelsächsischen Seelenzinse, eine kirchliche Erb- ; 
schaftssteuer vorstellt. Für die ärmeren Gemeindeglieder wird 
ein bestimmtes Minimum festgesetzt, d. h. das in der Finanz- 
wissenschaft bekannte Existenzminimum, und dort, wo die Er- 
hebung des Mortuariums einer Belastung der Erben im Umfange 
von 50 °%/, der Erbschaft gleich käme, wird vorgeschrieben, ein 
Mortuarium nicht zu verlangen. Gegen die böswilligen Hinter- 
treibungen der „Mortuarien, Zehnten, Darbringungen, Kirchen- 
geräte und anderer Rechte der Kirche“, bevollmächtigte die 
Synode ! die Pfarrer, oder ihre Vikare oder Pfarrkapellane, nach 
eigenem Gutdünken und nach dreimaliger Mahnung den Aus- 
schluß aus der Kirche bekannt zu machen. 

Am Ende des XIII. Jahrh. stellt die Zahlung des Mortua- 
riums, als Ersatz des säumigen Zehnten, eine allgemein aner- 
kannte Erscheinung vor?. Nicht umsonst macht im J. 1305 der 


ı 8 42, Wilkins, II, 154. 

?2 Aeußerst interessant ist der Umstand, daß in Frankreich hauptsäch- 
lich in der Bretagne der sog. jneufme“ oder tiergage oder zuweilen „mor- 
tuage*, welcher dem englischen Mortuarium entspricht, ebenfalls als ein 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XX. 1. » 3 


u 
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Erzbischof von Canterbury, Robert Winchelsey, auf der Synode 
zu Merton folgende für die ganze Provinz obligatorische _ Vor- 


"schrift über die Mortuarien bekannt!: „Da wir die Streitigkeiten 


zu beseitigen wünschen, welche oft zwischen den Pfarrern und 
den Pfarrgliedern entstehen, so schreiben wir folgendes vor: wenn 
der Verstorbene drei oder mehr Tiere, welcher Art sie auch 


_ seien, hinterläßt, so gehört es sich, daß nach dem Ueberlassen 


des besten Stück Viehs dem, welchem es gesetzlichermaßen- zu- 
kommt, der Pfarrkirche, wo der "Verstorbene bei Lebzeiten das 
Abendmahl nahm, ohne jede Verhehlung, Betrug und Wider- 
spruch das an Qualität beste Stück Vieh überlassen werde — 
und dieses für das versäumte Darbringen und Verheimlichen der 


, Ersatz für den schuldigen Zehnten angesehen wurde. Tiergage ist eine 


Zahlung an den Pfarrgeistlichen des Drittels des beweglichen Vermögens 
des Eingepfarrten. Später als das Drückende einer solchen Abgabe "öffene 
Empörung hervorrief, wurde der Tiergage auf '/e ermäßigt, d. h. in den 
neufme verwandelt, laut der Bulle des Papstes Klemens V..v. J. 1309 (zi- 
tiert nach G. ‘A. Loubineau, Histoire de Bretagne, 1707, II, 460). [Die äl- 
teren Schriftsteller nehmen an, daß der „mortuage* als Vergütung derjeni- 
gen Zehnten entstand, welche die Pfarrgeistlichen infoige Usurpierung der- 


5 selben durch Edelleute oder infolge Vereinbarung mit den Eingepfarrten 


verloren hatten. Siehe Repertoire de jurisprudence par M. Guyot, Paris 
1784, vol. 12 s. v. Neufme, wo die Ansicht Hevin’s u. Fr. Godefroy, Dic- 
tionnaire de l’ancienne langue francaise du IX—XV siöcle P. 1888 vol. V. 
s. v. Noefme, P. Richelet, Dietionnaire II, P. 1728, p. 724. Vgl. bei Du 
Cange, s. v. tertiagium et nonagium. Allein, ich bin geneigt anzunehmen, 


‚ daß der mortuage sich ähnlich dem englischen Mortuarium aus freiwilligen 
Gaben beim Todesfall entwickelt hat, d. h. wie auch im verwandten Eng- 


land in der Höhe von ?'/s der Fahrhabe, und später begann der Klerus zu 
seiner Rechtfertigung sich auf den Zehnten zu berufen und dieses Motiv 
erhält sich sogar in Köpfen von Leuten des XVIII. Jahrh. Nach der Vor- 
schrift des Papstes Klemens V., waren die Edelleute von der schweren und 
verhaßten Last, dem Tiergage, befreit (Loubineau, o. c. I, 224, 227), doch 
nur deshalb, um nicht von ihrer Seite Widerstand zu finden, und dadurch 
das Recht auf den Tiergage gänzlich zu verlieren. Und ganz zuerst hören 
wir, nach Loubineau, in der Bretagne von der Einladung des dritten Stan- 
des in die Generalstaaten: Herzog Artur rief sie deshalb zusammen, da- 
mit er die Einwände gegen den Tiercage verlauten konnte. 
ı Wilkins I, 279. - 
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prädialen als auch persönlichen Zehnten und zum Seelenheil“. 
— Der trockene und bestimmte Ton dieser Konstitution macht 
nach den weitschweifenden Erklärungen und wortreichen Gründen 
der vorherigen Synoden den zweifellosen Eindruck, daß Robert 
Winchelsey für die Provinz Canterbury einfach die anerkannte 
Regel über das Mortuarium formuliert: alle Ausdrücke: und Be- 
Fründungen der Konstitution sind augenscheinlich den Bestim- 
mungen der vorhergehenden lokalen Synoden entlehnt, die wort- 
reichen Gründe aber, als schon überflüssig; fortgelassen. 
Somit, stellt am Anfang des XIV. Jahrh. das Mortuarium 
eine weit anerkannte Erscheinung des englischen Kirchenrechts 


AIRCNERT n 


vor. Die "Nichtzahlung des Mortuariums verursacht die Ver- 
folgung im kirchlichen Gericht. Das Statut 13 Edw. Ic. 4 
circumspecte agatis vom J. 1285? sagt ausdrücklich, daß „wenn 
der Pfarrer ein Mortuarium in den Gegenden verlangt, wo nach 
dem Gebrauche das Mortuarium gegeben wird, so unterliegen 
Streitigkeiten darüber der kirchlichen Gerichtsbarkeit“. Mit 


ı Um diese Zeit, ungefähr im J. 1308 erscheint die Erläuterung des 
Bischofs von Winchester Heinrich Woodloke auf der Diözesansynode über 
das Mortuarium. Der Bischof schreibt vor, daß es keinen Streit über das 
Hauptlegat oder das Mortuarium geben soll (de primo legato quod alio | 
nomine „mortuarium“ appellatur) und daß die Zahlung überall gleich sein . 
Soll: 203 osiı ein Mann, welcher ein Testament hinterläßt, oder nicht (mas- 

culus, testatus vel intestatus), oder eine Witwe, so gebe man der Mutter- 
kirche oder der Kapelle (je nach dem Gebrauche) das zweitbeste Stück 
Vieh für die mangelnden Zehnten“..., ausgenommen den Fall, daß der 
Verstorbene so arın ist, daß nach dem Fortnehmen des Mortuariums dem 
Erben nicht so viel nachbleibt, wieviel für die Kirche genommen worden 
ist (jedoch bleiben in diesem Falle speziell der Kirche vermachte Legate 
in Kraft). Wenn eine verheiratete Frau stirbt, oder ein Bürger, Kaufmann, 
oder sohst irgend jemand, welcher kein Land besitzt, so muß man sich in 
betreff des Abforderns des zweitbesten Stück Viehs nach dem Gebrauche 
des Ortes richten. Der Bischof schreibt vor, daran zu erinnern (moneri 
diligenter et induci), daß in solchen Fällen der Kirche etwas Geziemendes 
hinterlassen werde: (aliquid r rationabile nomine mortuarii relinquatur); der 
Nichtzahler des Mortuariums unterliegt dem großen Bann (Wilkins, Conc., 
1, 298). 

2 Statutes of the Realm I, 101; Phillimore, Eccl. law., 1113. 
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anderen Worten, unterliegt die Erhebung des Mortuariums, als 
auch des Zehnten und anderer kirchlicher Lasten den geistlichen 
Gerichten und kann als Gegenstand rein kirchlichen Charakters 
vom weltlichen Gerichte nicht übernommen werden 1) Doch dieses 
gilt nur in dem Falle, wenn im betreffenden Orte das Mortua- 
“rium im Gebrauche ist. Deshalb können Streitigkeiten darüber, 
‘ob hier oder da ein solcher Gebrauch vorhanden, vom weltlichen 


Gericht entschieden werden. So erkennen im J. 1303 die welt- 


lichen Richter und Parteien folgende Regel an' er „wenn Sie 


sagen, daß das Recht der Erhebung des Mortuariums hier (im 


‚weltlichen Gerichte) nicht untersucht werden kann, sondern der 


kirchlichen Gerichtsbarkeit unterliegt, so haben Sie recht; jedoch 
kann man hier die Frage aufwerfen, ob dort überhaupt "solch 
ein Gebrauch vorhanden ist oder nicht.“ Zweifellos ist eine 
solche Möglichkeit im weltlichen Gericht, wenn auch nur. die 
Existenz des Gebrauchs des Mortuariums zu bestreiten, keine 


ı Im J. 1330 bestätigt König Eduard III. formell die volle Unabhängig- 
keit der geistlichen Gerichte in der Frage der Erhebung des Zehnten, der 
Darbringungen und des Mortuariums (in decimis, oblationibus, obvencioni- 


bus, mortuariis, quando sub istis nominibus proponuntur, Prohibicioni Regie 
non est locus),. Die Angelegenheit entstand aus folgendem Vorfalle: nach 
- dem Tode des Sir le Forter verlangte der Prior der Kirche der Heiligen 


Dreieinigkeit Wenlock, Hereford, das Mortuarium; wegen Nichtzahlung des- 


;.selben legte der Klerus auf ein Drittel des beweglichen Vermögens des 
Verstorbenen Beschlag und zog den Testamentsvollstrecker — den Sohn 
‚des verstorbenen Forter — vor das geistliche Gericht. Auf die Einrede 


des Angeklagten hin mischte sich die weltliche Gewalt hinein und machte 
die Verfügung (prohibitio), daß das geistliche Gericht die Angelegenheit 
wegen Unzulänglichkeit einstelle: allein, diese Verfügung wurde vom Kö- 
nig kassiert (d. sog. consultatio gegeben) und die Gerichtsbarkeit derarti- 
ger Sachen dem geistlichen Gerichte formell zugesprochen (Rotuli Parlia- 
mentorum, Ausg. Rec. Com. vol. II, 38b). 

” A ceo ge vus dites ge ceo nest mye a trier dreyt de mortuarie ceynz, 


'eynz est a trier en la Court Christiene, vus dites verite: mes jatardes homme 


put tryer ceynz si usage seyt tel ou noun: (yearbooks of king Edward I, 
edit. a. trans. by A. Horwood, 31 Rolls Series, S. 445). Vgl. den Prozeß 
über Mortuarien in Yearbooks 21/22 Edw. I, S. 591, wo ebenfalls der Streit 
über das Mortuarium dem Kirchengerichte unterliegend angegeben wird. 
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geringe Gewähr gegen ein willkürliches Ausdehnen des Gebietes 
der Erhebung der uns interessierenden Steuer seitens des Klerus. 
Letzterer wehrte sich überhaupt heftig gegen die königlichen 
„prohibitions“, doch gab die vom Statut d. J. 1285 anerkannte 
Kompetenz der eistlichen Gerichte dem Klerus große Macht 
bei der r_Eintreihung. der. "kirchlichen Abgaben, obgleich die ge- 
wöhnliche Sühne, welche von den geistlichen Gerichten auferlegt 
wurde, in Strafen streng kirchlichen Charakters bestand, d.h. 
der Ungehorsame wurde im äußersten Falle dem Kirchenbann 
oder anderen Sühnen moralischen Charakters unterworfen (wenn 
der Bischof nicht zu den weltlichen Mächten, dem Sheriff etc. 
Zuflucht nahm)!'. Wie dem auch sei, erfreute sich im Laufe 
des AV. und der ersten Hälfte des X VI. Jahrh. das kirchliche 
Gericht in England ungeheuren Einflusses und hinterließ tiefe 


Spüren im Volksbewußtsein und ein trauriges Andenken 2). 
i Stephen, Sir J. F., History of the eriminal law of England, L. 1883, 


vol. II, 398, 412. 


2 Ib, S. 402. Vgl. die bekannte Schilderung des großen englischen 
Dichters des XIV. Jahrhunderts G. Chaucer, The Freres Tale, Works, hrsg. 


Skeat, vol. IV, S. 359. Uebersetzüng: 
Es lebte einst in meinem Lande 

Ein Erzdiakon, ein hoher Herr, 

Er hielt ein grausames Gericht, 

Gar hart bestrafte er für Buhlerei, 
Für Zauberei, für Kuppelei, 

Und für Verleumdung, Ehebruch, 


Für Vergehen der Kirchenvögte, so 


auch für Erbschaften, 

Für ‘Verträge und für Vernachlässi- 
gung der Sakramente 

(also auch für viele andere Vergehen, 

worüber ich jetzt nicht zu reden habe), 

Für Wucher, als auch Simonie. 

Jedoch den Buhlern ging es wohl am 
härtesten: 

Sie schrien, als ob sie hingerichtet 
werden sollten, 

Auch den Zahlern der kleinen Zehn- 
ten ging es schlecht. 

Wenn irgend jemand sich bei ihm 


beklagte, 

So konnte es ohne Strafe nicht ab- 
gehen, 

Für kleine Zehnte und geringe Dar- 
bringungen 

Ließ er das Volk ganz jämmerlich 
heulen. 

Wem der Bischof mit dem Stabe 
drohte, 

Der wurde in dem Buch des Erz- 
dıakonus vermerkt; 

Ueber sie richtete er dann 

Und hatte Macht, sie zu bestrafen. 

Er hatte einen Diener stets bei sich 
zur Hand, 

Den verständigsten als je im ganzen 
Engelland, 

Und für das Aufspüren hatte er Spione, 

Welche ihm besagten, wen er aus- 
nutzen könne. 
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Und selbst ohne körperliche Foltern anzuwenden, besaßen 
die englischen kirchlichen Gerichte eine ungeheuere Gewalt: die 
Androhung ( des Kirchenbanns tat ihre Pflicht. Der sog. klei kleine 
Bann entzog dem Üngehorsamen das Recht der Teilnahme an 
irgendwelchen Feierlichkeiten der Kirche. „Der große Bann“ 
‘entfernte den Schuldigen aus der Gesellschaft der Christen über- 
haupt und entzog ihm viele allgemein bürgerliche Rechte, wie 
das Recht, vor Gericht aufzutreten, Zeugenaussagen zu machen 
und Legate zu erhalten; wenn der Ausgeschlossene keine Reue 
zeigte, brachte ferner das geistliche Gericht dieses zur Kenntnis 
des Königs, welcher den Befehl de excommunicato capiendo gab, 
d.h. vorschrieb, den Ungehorsamen ins Gefängnis zu stecken bis 
er Reue zeigt und seine Schuld sühnt!. In der interessanten 
Sammlung von Auszügen aus Protokollen der englischen kirch- 
lichen Gerichte seit dem Ende des XV. Jahrh. von W. Hale?, 
finden wir eine Reihe von Prozessen über die Eintreibung der 
kirchlichen Steuern, in ihrer Zahl des Mortuariums. Z.B. im 
J. 1510 wird ein gewisser Malyng beschuldigt, das Mortuarium bei 
sich zu verbergen — die Kleider eines in seinem Hause verstor- 
benen fremden Menschen; der Angeklagte erschien vor Gericht, 
ging jedoch vor dem Abschlusse der Verhandlung fort, weshalb 
er schuldig gesprochen wurde und dem kleinen Bann unterliegend ; 
darauf brachte Malyng nach zehn Tagen einen weiblichen Zeugen, 
dab das strittige Kleid (tunica le blankett gardet le velvet) ihm 


ı Stephen Il, 412. Vel. Kanon 13 der Provinzialsynode von Cante® 
bury in London vom J. 1342/3 (Johnson II, 400). . 

2 W.H. Hale, A series of precedents and proceedings in eriminial causes 
1475—1640, extracted from Act-books of ecclesiastical courts in the diocese 
of London. L. 1847. Um zu verstehen, wie rastlos die Tätigkeit eines Lon- 
doner Archidiakons war, genügt es anzugeben, daß in den zwei Jahren 
von 1638—1640 von ihm über 2500 Gerichtssachen entschieden wurden; 
vom J. 1496 bis 1500 wurden in der Court of the Commissary (dessen Ge- 
richtsbarkeit sich nur auf London und einen kleinen Teil von Exeter und 
Herefordshire erstreckte) 1854 Personen zur Verantwortung gezogen. Es 
unterliegt keinem Zweifel, daß in den vorhergehenden Jahrhunderten das 
geistliche Gericht eine nicht geringere Rolle spielte (Stephen II, 403). 
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vom Gestorbenen geschenkt sei; das Gericht verfügte: den Ma- 
lyng zu verpflichten, das Kleid nicht später als zu einem be- 
stimmten Termin vorzulegen unter Androhung des großen Banns 
(240). ! Vom J. 1502 ist auch ein solcher Fall verzeichnet: der 
Vikar der Kirche Aller Heiligen in Berking weigerte sich, die 
Leiche eines gewissen Johnsons zu beerdigen, bevor die Erben | 
nicht ;ht das Mortuarium geben würden (nisi prius habito et extorto' 
mortuario), : obgleich im gegebenen Falle gar kein Mortuarium zu 
geben nötig war: womit diese Sache endete, sagt das Protokoll 
nicht (255). Eine Reihe von Prozessen wurde auch gegen Per- 
sonen angeregt, welche für die Beerdigung nicht zahlten, so 
wurden im J. 1476 die Brüder Fryer dafür zur Verantwortung 
gezogen, daß sie der Kirche in Hakkeney 7 sh. 8d. für die Be- 
erdigung des Vaters und 6 sh. 8 d. für Kerzen nicht gezahlt 


hätten (59). \ 
Es entsteht die Frage: wer erhielt das Mortuarium? Ge- - 


wöhnlich der Pfarrgeistliche, jedoch hing das im allgemeinen von 
den Gebräuchen der verschiedenen Orte ab. Z.B. vermacht der 
Priester Richard Hearst im J. 1410 seiner Schwägerin Juliane 
eine Kuh, welche sie ihm einst als Mortuarium für ihren ver- 
storbenen Mann gab! Folglich erhielt hier der Pfarrer das 
Mortuarium. Eine solche Ordnung nahm dem Mortuarium nicht 
den Charakter einer öffentlichen Last, da in jener Zeit aller Art 
Gebühren, z. B. die Gerichtskosten, dem Richter oder dem diesen 
Posten Ausfüllenden zukamen. In den Hauptkirchen gab es 
nicht selten eine recht verwickelte Ordnung der Verteilung des 
Mortuariums. Nach dem Register des Bischofs Giffard in der 
Kathedrale zu Worchester wurde schon unter dem Bischof Wil- 
liam * folgende Regel festgesetzt: „wenn man mit der Leiche des 


' C. F. Hingeston-Randolph, Register of Edm, Stafford I, 315. 

. Wahrscheinlich W._de ‚Blois im d. 1218—1236 (wenn nicht W. de 
J. W..W. Bund (Worchester Hist. Soc.), 1902, II, 307 £. 267 en 
1287). Vgl. Registrum Prioratus Beatae Mariae Wigorniensis, ed. W. H. 
Hale (Camden Society) 1865 S. 26b und Anm. im Vorwort 3. 59. 
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Verstorbenen ein Streitroß oder Paraderoß führt oder Gold trägt, 
so gehört es dem Prior; wenn man ein Arbeitspferd oder Füllen 
führt, so gehört das dem Sakristan; wenn man einen Helm od 

ein Dachsfell oder eine Waffe darbringt, so gehört sie dem Käm- ° 
merer, alle anderen Arten von Kleidung — dem Sakristan; wenn 
ein Stoff oder Zeug dargebracht wird, so gehört es dem Oeko- 
nom; falls es Hausgeräte ist, gehört es dem Oekonom. Wenn 
der Erblasser anders verfügte, die aufgezählten Dinge zu ver- 
teilen, so verfährt man nach dem Vermächtnis. Wenn etwas der 
Kirche durch Testament vermacht wird (ohne Angabe zu wessen 
Gunsten), so erhält zwei Drittel das Kapitel, und ein Drittel der 
Sakristan. Diese Regeln betreffen freie Leute, und keine Mönche. 
Wenn es ein Mönch ist, so erhält der Prior alles, ausgenommen 
wenn man eine Seelenmesse hält; dann bereitet der Sakristan 
alles vor und der Prior zahlt ihm 22 d. Von Bauern gehören 
alle (Hegenstände (welche als Mortuarium abgegeben werden) dem 
Sakristan“. Ich beschreibe noch die Verteilungsmethode des 
Mortuariums zu Abby of Pershore!. Nach dem Brande des J. 
1223 gab der Prior Zeugnis über die Privilegien der Abtei, welche 
in den verbrannten Charten genannt waren. Die Abtei hat das 
Recht, in 35 anliegenden Ortschaften die Toten zu bestatten: 
auf die Frage über die Privilegien der Testamente Verstorbener, 
wies der Abt darauf hin, daß das Hauptlegat vor dem Körper 
des Verstorbenen in die Kirche P. gebracht werden müsse ‚(prin- 
cipale legatum debet deferri ante corporum defunctorum ad_ec- 
clesiam de Persore), und dort schätzen der Sakristan des Klosters 
und der Kaplan das Legat ab; nach der Schätzung erhält der 
Sakristan die Hälfte, die andere der Kaplan, doch kann der 
Sakristan das ganze Legat für sich behalten. Auf die Frage 
über die Darbringungen (oblationes), wies der Prior darauf hin, 
daß alle Darbringungen für Verstorbene (pro corporibus de- 
functorum) beim Sakristan zugunsten des Klosters bleiben; wenn 


! Monasticon Ang. II, 420. 
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die Darbringungen für Verstorbene in den benachbarten Kapellen 
gemacht sind und dort die Verstorbenen begraben werden (wozu 
einige der letzteren das Recht haben), so kommen diese Dar- 
bringungen den Kaplanen zugute. Auf die Frage, ob diese Pri- 
vilegien, d. h. in betreff des Zehnten, der Beerdigungen, der 
Legate und Darbringungen (de decimis, sepulturis, legatis et 
oblationibus) in den verlorenen ‘oder verbrannten Dokumenten 
vermerkt seien, antwortete der Prior bejahend, sich unter ande- 


rem auf die Charte des Bischofs Johannes Pagham (1151—58) _ 


beziehend !, 


Somit komme ich, das oben Dargestellte zusammenfassend, = a 
in Schlusse, daß das kirchliche Mortuarium in England sich‘ 


unter dem indirekten Einflusse, der Sitte des angelsächsischen } 
Seelenzinses en entwickelt hat. ‘Auf letzte Institutionhatten Ein- 


fü einerseits die verschiedenen feudalen Erbschaftsabgaben, 
andererseits die Beerdigungsgebräuche, welche die eitlen Bestre- 
Be der abergläubischen Christen des Mittelalters ausdrückten. 
“Das in der Mitte des XIII. Jahrh. hervorgehobene Motiv, daß 


das ] Mortuarium die Ablösung zu wenig bezahlter Zehnten vor- 


rn 


stelle, ‘ist ein äußerst mißlungenes und ja sogar ein unlogischer 


Versuch, die Erhebung des Mortuariums zu rechtfertigen. Ein 
ähnliches Motiv ist nichts anderes, als eines der verschiedenen 
vom Klerus angewendeten Mittel, das Volk zu veranlassen, die 
althergebrachte Sitte nicht zu verletzen, als der Glaube und die 
kirchliche Disziplin m Abnehmen begriffen war. Tatsächlich 
beglich das ;Mortuarium in der Form der Abgabe des besten 
Viehs/sehr gering den „zu wenig bezahlten“ Zehnten. Nur bei 
äußerst primitiven und einförmigen wirtschaftlichen Zuständen 
der Bewohner im ganzen Kirchspiel konnte das Mortuarium eine 
solche Funktion einigermaßen erfüllen. Doch mit der Entwick- 


! Dies ist ein neues Beispiel der „sepulturae“ als einer wichtigen Ein- 
nahmequelle und der Abt und die Mönche (im Dokumente sind die An- 
gaben von 16 Zeugen angeführt) verteidigen das Recht der sepulturae mit 
außergewöhnlicher Hartnäckigkeit. 


u, 
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lung der Differenzierung der Vermögenslage der Bewohner schuf 
das Mortuarium eine immer größere Ungerechtigkeit für die 
“weniger Bemittelten: der i reiche und der verhältnismäßig arıne 
Mann gaben ein gleich „bestes“ Vieh, während der Betrag "des 
zu wenig bezahlten Zehnten in beiden Fällen ersichtlich nicht 
derselbe war, oder zum mindesten dem Unterschiede der Güte 
des „besten“ Viehs beim ersten und zweiten nicht entsprach. 
Eine solche Lage der Dinge nötigte dazu, sich nicht mit der 
Forderung des besten Hauptes zu begnügen, sondern seine An- 
sprüche nach der wirtschaftlichen Lage des einzelnen Gemeindeglie- 
des zu verändern. Deshalb wird die Ablösungsforderung nicht nur 
vom Vieh, sondern auch von häuslichen Gegenständen, besonders 
von Kleidung erhoben. Die Entwickelung des Stadtlebens machte 
das Mortuarium in der alten Form unbequem, weshalb der Klerus 
ihn den örtlichen Bedingungen gemäß umändert: auf dem Lande 
herrscht der Brauch des „besten Hauptes“ vor, in der Stadt 
dagegen eher der Brauch der „besten Kleidung“\; Im Laufe 


der Zeit zeigt sich der Versuch, das Mortuarium aus einer 
Naturalleistung in eine Geldleistung zu verwandeln. — diesen | 


ee, 


! Ein Erblasser gibt im J. 1513 der Kirche als corsepresand sein „best 
gown. as custom of, York“ — bestes Kleid, wie es Brauch in York (Testa- 
unten diese Ausgabe: gekürzt „Test. Ebor.“ zitieren). 

? Zuweilen stellt der Erblasser die Zahlung des Mortuariums zur. Aus- 
wahl als in natura, oder in Geld, z. B. ein Erblasser d. J. 1366: my body 
to be buried where God shall provide, and for the name of my principal my 
best beast or 13 s.4.d. (Irvine, W. F. Collection of Lancashire and Cheshire 
Wills, 8. 7). Im J. 1375 J. Bery: „assigno nomine mortuarii unum equum 
vocatum Aylstan vel unam marcam argenti ad precedendum corpus meum 
die sepulture mee“ (Norfolk Ant. Miscellany, 1877, Vol.I, S. 392). Zuweilen 
kauften die Erben beim Pfarrer das Mortuarium ihrer Erblasser einfach 
. aus. Ein solcher Fall ist in einem Testamente v. J. 1354 vorgesehen, wo 
der Erblasser bittet, daß vor seinem Körper eines der besten Arbeitspferde 
geführt und anstatt dessen 20 sh. gezahlt werde (Calender of wills in the 
Court of Hustings, London 1258—1688, ed. R. R. Sharpe I, 610). Das Te- 
"stament von Sir Walter Cokesey v. J. 1296: Item, lego corpus meum ad 
sepeliendum in Ecclesia Fratrum Minorum Wigorniae, et eisdem fratribus 
10 marcas argenti.pro omnibus armis meis coram corpore meo venientibus, 
quae quidem arma integraliter Waltero filio remanebunt, et quidam equus 
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Eindruck habe ich aus der Durchsicht einiger Tausend Testa- 
mente des XIV., XV. und &Vl. Jahrh. aus den verschiedenen 
Gegenden Englands empfängen —"und’als unter Heinrich VIIL., 
-wie wir sehen werden, eine solche Veränderung vom Gesetz an- 
erkannt wurde, so spiegelte dieses an sich die Entwickelung der 
Geldwirtschaft wieder. Indessen, bemühte sich zweifellos der Kle- 
rus, die Erbschaften der Pfarrkinder im Verhältnis zur Vermögens- 
lage letzterer auszunutzen, sich nicht mit dem besten Vieh be- 
gnügend. Dieses gelang durch Einwirkung auf den „letzten 
Willen“ der Sterbenden oder durch Erhebung größerer Gebühren 
für die Bestätigung der Vermächtnisse oder durch Erhöhung der 
Beerdi gungskosten oder aber durch energisches Einfordern des 
Mortuariums, Die angeblich „zu wenig bezahlten Zehnten“ waren 
ein bequemes Mittel dazu. Deshalb hinterlassen die Erblasser stets 
neben dem Mortuarium bestimmte Summen „für vergessene Zehn- 
te“!, wodurch die Erbschaftsbesteuerung tatsächlich sich ver- 
größerte. Im Grunde beider Zahlungsarten gibt es keinen Unter- 
schied, weshalb nicht selten ein Legat „für vergessene Zehnte“ 
anstatt des Mortuariums gebraucht wird, d.h. von letzterem wird 
im Vermächtnis nicht geredet. In der Sammlung der Testamente 
von Eissex ?, von Bury St. Edmunds ? und anderer fällt besonders 
coram corpore meo veniens, tunc ibidem dicta arma deferens cum dietis 
fratribus remanebit (Dugdale, Warwicks. 920). 

ı Im J. 1346 Emma Paynot: „ad sepeliendum in ecclesia de Esing- 
wald cum mortuario meo, sicut mos est in parochia praedieta, item vicario 
de Esingwald pro decimis oblitis 6 s. 8 d. (Test. Ebor. I, 22); ım J. 1374 
Ahnewyk, ein Goldschmied: mortuarii nomine melius gaune cum capucio, 
item pro decimis oblitis 5 s. (ib., c. 91; vgl. S. 128, 239); im J. 1499 H. 
Vavasour: in the name of my mortuary my best beast with the appurten- 
nance as the use of the chawntre is; derselben Kapell€ for my tethis and 
offeruntes forgotten 6 s. 8 d. (ib. IV, 164). 

®? H. W. King, Ancient Wills of Essex, in Proceedings of the Essex 
Archael. Society Vol. I, 154 v. J. 1474 (to the recompense of my tithes 
oblected or negligently withdrawen 10 s.) Vol. III, S. 87, 187, 190; vol. IV, 
c.5, 9 (v. 1494—1528 überall for my tithes forgotten 6 s. 3 d., aber ein Erb- 
lasser fügt hinzu: „and a wether sheep to be afore drove to goo before 


my bodie to tbe church at the day of my buriall“), S. 148, vol. V. S. 289. 
s Wills and Inventories of the Com. of Bury of St. Edmunds, hrsg. v. 
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in die Augen, daß in ihnen fast stets nur von „zu wenig be- 
zahlten Zehnten“ geredet wird. Allein, es mußte eine solche 
Stellung zum Mortuarium als zu einer Nachzahlung der säumigen 
Zehnten (von einer Erhöhung der Steuer auf diesem Wege oder 
ihrer Umformung in eine reine Geldlast nicht zu reden) die wichtige 
Folge haben, daß die Pfarrer naturgemäß die Zahlung des Mor- 
-tuarlums in allen den Gegenden zu verlangen begannen, wo der 
betreffende Erblasser seine Besitztümer hatte, und nicht nur am 
Orte seines beständigen Wohnsitzes. In der Tat konnte überall, 
auf jedem einzelnen Besitztum des Verstorbenen, eine Verheim- 
lichung oder ungenügende Zahlung des Zehnten zugunsten der 
Pfarrkirche vorkommen. Es ist deshalb nicht verwunderlich, daß 
in den uns erhaltenen Testamenten eine Reihe von Summen 
hinterlassen werden, welche für verschiedene Kirchen als „ver- 
gessene Zehnte“ bestimmt sind. Ein Graf Warwick sagt im 
Testamente vom J. 1369: „in Warwick ... zu beerdigen. Jeder 
Kirche, wo ich Lord bin, oder wo ich während meines Lebens 
Landgüter hatte, das beste Stück Vieh, das dort sich befindet, 
als Mortuarium, um für meine vergessenen Zehnten..zu--entschä- 
digen“ 1, Ebenso bestimmt im J. 1346 Sir R. Hastings: „als 
‘Mortuarium in meinen einzelnen Landgütern, dem Gebrauche 
gemäß, das beste Vieh; ferner, als Mortuarium in der Abathia 
de Sulby Northampton, wo ich beerdigt werden werde (wie er 
bestimmte), das beste Roß mit der entsprechenden Rüstung ?. Im 
J. 1493 hinterläßt Tyrell of Beeches in Essex einigen Kirchen 


S. Tymmy, S. 2 (40 sh. pro decimis oblitis J. 1418) 6, 11, 15 etc. etc. 

! Item ieo devise a chescun Eglise, ou jeo su Segneur et ay per mez 
ministrez ma manere en mon temps, ma mellour Beste, illo ques trove, en 
nom de Principal, pur gree faire de mes Dismez bliez (Dougdale, War- 
wickshire, 930). Der Sohn und Erbe dieses Grafen Warwick hinterläßt 
im J. 1400: jedem Orte, wo ich Lord oder Patron bin, 20 Mk. als Mortua- 
rium“ (ib. S. 930 u. Nicolas, Testamenta 79 u. 153). 

?2 Test. Ebor. I, 20, s. ebenda 8. 47 Testament v. Sir E. Walays: „en- 
terre au Priori de Park de Helagh et son melior best pour son mortuer a 
chescun de ces manoires, item ıl devise 50 lyvres pour son enterrement etc. 
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Legate für „vergessene Zehnte“ (der Pfarrkirche 20 sh., drei 
anderen 10 sh., 5 sh. und 20 d.), und im J. 1523 vörmächt 
Loord Marney zweien Kirchen für „vergessene Zehnte*: der einen, 
an seinem beständigen Wohnorte, 20 sh., der anderen, in deren 
Kirchenspiel er „zuweilen lebt“ (where I am sometyme abiding 
for my tithes also forgotten) 6 sh. 8 d.!. Ein Testator bittet 
im J. 1397, ihn in der Pfarrkirche zu Brandesburton zu beerdigen, 
der er als Mortuarium „das beste Vieh, welches er im Sprengel 
dieser Kirche besitzt, hinterläßt, und weiter der Kirche in Syghle- 
ston, als Mortuarium, das beste Vieh, welches er im Sprengel 
letzterer Kirche besitzt“ ?. 

Daß die Erblasser fast immer im Testamente ein Mortua- 
rium festsetzten, zeugt noch lange nicht vom freiwilligen Cha 
rakter der uns interessierenden Zahlung. Wir wissen noch au 
Glanville und Brakton, daß jeder Erblasser der Pfarrkirche ge-ı 
denken muß. "Wenn, wie gewöhnlich, der letzte Wille von der) 
(Feistlichkeit nach den Worten der Sterbenden geschrieben wurde, | } . 
so war das Anführen des Mortuariums ganz natürlich und : 
beseitigte jeden Zweifel nach dem Tode, z.B. konnte kein Streit ; 
entstehen, daß in der betreffenden Gegend es keinen solchen: 
Gebrauch gebe. — Man erwähnt das Mortuarium im Testament 
oft nur, weil es Sitte ist oder aus Pietät. Es ıst darum nicht 
verwunderlich, wenn die Erblasser ganz unbestimmt vermachen: 
„man beerdige mich in der Pfarrkirche 8. Maria zu Nottingham 
und ich wünsche, daß jegliche Zahlung, die dieser Kirche oder 
ihrem Pfarrer zukommt, getreu gezahlt werde“ °, oder „zu be- 


! King, a. a. O. Essex Arch. Soc. III, 87, IV, 148. 

? Test. Ebor. I, 215, ähnliche Beispiele ebenda I, 135 et passim. Im 
J. 1365 vermacht die Frau des Lords Denton der Gemeindekirche zu Thurs- 
by, bei Carlisle, melius animal nomine mortuarii et secundum animal ec- 
clesiae de Denton nomine mortuarii (Ferguson, Testamenta Karleolensia 
S. 12). 

®’ That all maner of my deutiez, longyng to the same chirche, and to 
the parson thereof, be truly paid (Test. Ebor. III, 183 v. J. 1470), od. ib. 
I, 130 v. J. 1443: J also bequethe for my principall that is most appro- 
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erdigen in der Kapelle... mit den gewöhnlichen Mortuarien“ !, 
oder „der Pfarrkirche gebe und vermache ich ein Mortuarium, 
wie das Recht es verlangt und befiehlt“ ?; oder, wie Sir R. Scrope 
vermacht, welcher als Mortuarium sein bestes Roß dem Pfarrer 
derjenigen Kirche hinterläßt, in welcher das Schicksal ihm den 
Tod sendet, und dem Pfarrer seiner eigenen Gemeinde für „ver- 
gessene Zehnte“: „und daß meine Testamentsvollstrecker in eine 
richtige und vernünftige Vereinbarung mit dem Dekan der Kynge’s 
Chappel eingehen, wenn dort von ihm oder in seinem Namen 
in betreff des Mortuariums oder irgend einer Schuld, welche ihm 
nach meinem Tode zukommt, eine Forderung gestellt wird“ °; 


vate to lawe; od. ib. V, 13 v. J. 1509: I bequeth for my mortuarie as the 
custome of the citie (York) is; od. ib. V,25 v. J. 1511: I bequethe for my 
mortuarie after the Jaudabill custom of the churche, d.h. wie es die lobenswerte 
Sitte dieser Kirche vorschreibt; od. ib. I, 211 v. J. 1396: volo quod omnia 
principalia mea dentur secundum consuetudinem patriae, od. ib. I, 224, Johann 
der Sohn des Königs und Herzogs v. Lancaster, im J. 1399 gest., befiehlt 
in der Kirche zu St. Paul in London beizusetzen: „je devise a la eglise 
parochiale ou que je moerge tout ceo que mes executours y vueillent doner 
en noum de mon principall quell par la loy y doit estre donez pour mor- 
tuaire*. 

! sepeliendum in Capella... cum mortuariis consuetis (Wills & Inven- 
tories in the North Counties of England I, 42, hrsg. v. J. Raine, Surtees 
Society); ib. IV, 262: „cum mortuariis meis debitis et de jure consuetis“. 

? item do et lego, nomine mortuarii mei, prout jus exigit et requirit 
(Test. Ebor. IV, 194 v. J. 1501) od. cum debito mortuario prout jus vel 
consuetudo exigit et requirit (Gibbons, A. Early Lincoln Wills, S. 154 v. J. 
1420). 

3 ] give and bequeth my best horse, after the custom of the countre 
used with men lyke of my honour, in the name of my mortuarie, to the 
curate of the paroche churche wher I shall fortune to decesse. To the cu- 
rate of the paroche churche of Kylwyngton, for tithes and oblacions negli- 
gently forgotten and to pray for my sowll 40 sh ... (dem Abt für die 
Beerdigung usw. — 20 £...) also my mynd and will is that myne 
executrix content and agre with the deane of the Kynges chapell as rea- 
son requirethe, if there be any clame maide by hym or in his name for 
any mortuarie or dewty of right belongyng unto hym after my decesse 
(Test. Ebor. V, 68 v. J. 1515). Dieses Testament kann als Beispiel dessen 
dienen, daß das Mortuarium der Gemeindekirche „zukommt, unabhängig 
vom Orte des Begräbnisses: der Erblasser bittet, ihn im Kloster zu Ryvax 
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oder „mein Herr der Abt erhalte eine Kleidung aus weißem 
Damast mit Gold gewirkt... als mein Mortuarium, wenn er 
solches zu nehmen geruht; wenn nicht, so wünsche ich, daß meine 
Testamentsvollstrecker über dieses Gewand anders zur Rettung 
meiner Seele verfügen“ !. Die beiden letzten Beispiele beleuchten 
gut, wie der Klerus sich lange nicht mit dem begnügte, was man 
ihm als Mortuarium laut Testament hinterließ. Sehr charakte- 
ristisch ist in dieser "Beziehung das Testament des Bischofs Th. 
Beckington, welcher verordnete, ihn in der Kathedrale zu Wells 
mit mäßigen Ausgaben beizusetzen; 20 £ opfert er der Fabrik 
dieser Kirche und außerdem 400 £ zur Anschaffung von Sammet 
für die Priester genannter Kirche, „damit sie alle während der 
Dauer der Prozession eine gleichartige Kleidung tragen und nicht 
in solch verschiedenfarbigem Gewand erscheinen; .. . doch wenn 
einer der Kanoniker der Kirche... ein Mortuarium von dem 
von mir hinterlassenen Vermögen fordern wird (fährt der Erb- 
lasser fort), so erkläre ich das oben genannte Legat (420 £) 
vollständig ungiltig, damit dasselbe die Kirche St. Maria zu 
Winchester erhält“; weiter folgen wertvolle Legate zugunsten der 
Wellschen und vieler anderer Kirchen; endlich bittet der Bischof 
seinen Nachfolger, die Erfüllung des Testaments nicht zu ver- 
hindern, da es allen bekannt sei, wie er, der Bischof, sich seiner 
Diözese angenommen und für verschiedene Verbesserungen 100 £ 
verausgabt habe, obgleich er nichts von seinem Vorgänger — 
J. Stafford — erhalten habe, welcher den Bischofsstuhl 18 Jahre 
innegehabt und alle bischöflichen Besitztümer ohne jegliche Ver- 
besserung gelassen habe, ungeachtet der von Stafford von seinem 
Vorgänger erhaltenen 1600 Mrk. Geld und an 1200 Mrk. Wert- 


zu beerdigen, dessen Abt er 20 £ hinterläßt, die Mortuarien aber bestimmt 
er den Gemeindekirchen; übrigens kann man Beweise dieser Art massen- 
haft angeben. 

1 Somerset Medieval wills, ed. F. W. Weaver, II, 252, v. J. 1526. Im 
J. 1415 vermacht R. Newby: vicari pro decimis oblitis 26 s. 8 .d. si sic 
velit contentari: alias ponatur istud legatum in dispositione executorum 
meorum (Gibbons, Linc. wills, 131). 
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sachen !'. In diesem Testamente erkennt der Bischof Beckington 
das Recht der Kanoniker, ein Mortuarium zu verlangen, an, doch 
wünscht er, daß sie sich mit einem reichen Legat begnügen, wel- 
ches eine besondere Bestimmung zur Anschaffung neuer Ge- 
'wänder hat, d.h. daß dieses Legat-Mortuarium der Kirche zugute 
komme, um welche er sich so bemüht habe, und nicht für per- 
sönliche Bedürfnisse der Kanoniker. Ich muß hinzufügen, daß 
auch Personen geistlichen Standes das Mortuarium zu zahlen 
hatten, welches von allen Gemeindegliedern und zum Zehnten 
Verpflichteten verlangt wurde. Von dem Vermögen des für seine 
Zeit außerordentlich reichen Kanonikers der Kirche St. Peter 
in York W. Duffield, welcher im J. 1459 laut Inventarium 1318 £ 
hinterließ, wurde ein Mortuarium in der Höhe von 72 sh. 8d. 
zugunsten des Yorkschen Erzbischofs erhoben; die Ausgaben für 
die Beerdigung dieses Kanonikers betragen 901/, £, und für die 
probate des Testaments, in welchem kein Wort über das Mor- 
tuarium gesagt wird ?, 53 sh. 9 d. 

Zum Schluß unterstreiche ich nochmals, daß weder theo- 


ı Test. Ebor. I, 202. 

? Deshalb ist im Inventarium des Vermögens des Duffield (Test. Ebor. 
III, 125 £.) vermerkt worden: Solutiones mortuariorum. In solutione facta 
domine Eborac. archiepiscopo pro mortuario suo ratione archidiaconatus 
Clyveland tantum, quem dictus defunctus tempore mortis suae possidebat 
(Duffield nahm den Posten des Erzdiakons zu Clyveland ein); cum prote- 
statione quod non cedat in praejudicium aliquod futurorum archidiacono- 
rum praedicti archidiaconatus solutio mortuarii hujusmodi, si ad id de jure 
vel de consuetudo inde teneatur, viz. in pret. j. pallefridi albı optimi de- 
functi, 66 s. 8 d.; cellae cum fraeno et patrelles eidem pertinentibus 6 =. 
Summa 72 s. 8 d., d. h. der Bischof legte Protest ein und verlangte ein 
Mortuarium, damit man in der Zukunft nicht sagen könne, daß der Erz- 
bischof von Clyveland hierzu nicht verpflichtet sei. Ich bemerke, daß Duf- 
field ein reiches Legat seinem Beschützer, dem Erzbischof J. Kempe, wel- 
cher bis zum J. 1452 — dem Todesjahre des Duffield — Erzbischof von 
York war und dann seinen Stuhl nach Canterbury verlegte, hinterließ; 
man muß annehmen, daß das für Kempe bestimmte Legat für den Erzbi- 
schof von York ein Mortuarium beabsichtigte, doch zog Kempe in dieser 
Zeit nach Canterbury. Siehe ähnliche Beispiele in Test. Ebor. IV, 277, 
II, 60 und 9. 
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retisch, noch praktisch irgend ein Unterschied in der Bezeich- 
oder principal 1 oder Legat „für vergessene Zehnte“ bestand, zum 
mindesten in der Zeit, da der Gebrauch sich mehr oder weniger 
eingebürgert hatte. Aeltere Autoren sind geneigt, jeder dieser 
Termina die Bezeichnung selbständiger Einrichtungen zuzuschrei- 
ben, und diese Ansicht wird sogar zuweilen in den neuesten 
Handbüchern des englischen Kirchenrechts wiederholt. So spricht 
der Bischof E. Stillingfieet den Gedanken aus’, daß corspresent 
— eine freiwillige Darbringung während der Beisetzung sei, das 
Mortuarium aber eine durch Gewohnheit und Gesetz anerkannte 
Steuer vom Vermögen des verstorbenen Gemeindegliedes. Es 
genügt eine aufmerksame Durchsicht der älteren, als auch spä- 

teren Vermächtnisse, um sich zu überzeugen, daß alle diese Be- | 
zeichnungen einfache Synonyma sind?. Wenn die Ausdrücke 
corspresent oder principal das Ohr des Philologen beleidigen, 
‘wenn das Mortuarium überhaupt nicht zusammen mit dem 
Körper des Verstorbenen dargebracht wird, oder laut Testament 
hinterlassen wird, so erschien dem Engländer des XIV. und 


— 


ı Ecclesiastical Cases by Edward (Stillingfleet) Bischop of Worchester 
L. 1698, I, 248; seine Ansicht wiederholt Phillimore, Eccl. Law, 1895, S. 685, 
auch Dugdale Warwickshire, 929 f., hält das Mortuarıium und die Zahlung 
für vergessene Zehnte — für zwei verschiedene Einrichtungen. Siehe noch 
Gibson, E., Codex juris ecelesiastiei, 1701, vol. II, 709. 

2 Vgl. Test. Ebor. III, 167: my best beyste for my mortuary and cor- 
sepresent; ib. IV, 124. My best horse, with bridel etc. in the name of my 
mortuary corspresand; Dougdale, Warw. 923 zitiert das Testament: I be- 
quethe for my Mortuaries, 0r cors presente, a black geldyng amblyng‘“. 
Oefters bestimmen verschiedene Erblasser zu gleicher Zeit und zugunsten 
ein und derselben Kirche Mortuarien in allen vier Benennungen. Die An- 
nahme, welche von einem Herausgeber der Testamente (Waewer, Somers. 
wills I, 216 Anm.) ausgesprochen wird, daß wenn von armen Erblassern 
die Rede ist, daß das Mortuarium — „für vergessene Zehnte“bezeichnet wird, 
— diese Annahme ist nicht nur unbegründet, sondern widerspricht sogar 
den von ihm selbst veröffentlichten Testamenten, z. B. S. 202, hinterläßt 
ein reicher Kaufmann aus Bristol „für vergessene Zehnte“ die für d. J. 1464 
außerordentlich hohe Summe von 3 £ 6.8 .d. 
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XV. Jahrh. eine solche Bezeichnung dieser Abgabe gar nicht 

eigentümlich, ebenso wie es ihm nicht eigentümlich schien, mit 

dem Worte heriot die Sitte des Abgebens des besten Viehs an 

den Lord zü bezeichnen. Jedenfalls machen die gesetzlichen 

Urkunden keinen Unterschied in diesen Bezeichnungen !, 
(Fortsetzung folgt). 


! Das Statut Heinrichs VIII. (23 H.8 c. 6) sagt: „elaiming of: mor- 
tuaries, otherwise called corse presents“; in Rotuli Parliam. (III, 82) v. J. 
1379—80: „Vikers apres la mort de tielx demandent leurs armures en 
noun des mortuaires et corps presantz. 
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Die Messen und deren BEinkommen bei der 
St. Morizkirche zu Coburg. 


Ein kirchenrechtlicher Beitrag zum Studium der Praebenden und 
Gottesdienstordnung. 


Von 
Pfarrer Dr. Georg Berbig in Neustadt-Coburg. 


Im Herzoglichen Haus- und Staäts-Archiv zu Coburg be- 
findet sich unter der Signatur E. V.2.b. 2. aa. 6 Nr. 7 ein Akten- 
stück, welches die Kopien der Stiftungsbriefe über die an der 
Hauptkirche zu St. Moritz vor dem Anbruch der Reformation 
gehaltenen Messen und deren Einkommen enthält. Dieses Akten- 
stück hat heute nicht nur einen historischen, sondern auch einen 
kirchenrechtlichen Wert, sofern es einen Einblick in die Genesis 
der kirchlichen Vermögensbestände jenes Gotteshauses zu St. Mo- 
ritz tun läßt, aus welchen dann später in neuer Form die alte 
Substanz fruchtbar weiter gewirkt hat. 

Es handelt sich bei den vorliegenden Aktenstücken der 
Hauptsache nach um fromme Stiftungen an Geld oder Ländereien, 
deren zinsmäßiger Abwurf nach der Stifter Willen dazu dienen 
sollte, für einen der rechtmäßigen Vikarier das Jahreseinkommen 
zu bieten. Gegenleistung bildete die ordnungsgemäße Verwaltung 
einer damit aufgerichteten Messe zum Heile der verstorbenen 
Seele des Stifters oder auch seiner Verwandten. Dies Verfahren, 
welches allerorten der Praxis der katholischen Kirche entsprach, 

4* 
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wird durch die hier vorliegenden Fälle gleichsam typisch charakte- 
risiert. Der Wortlaut der Schreiben, zunächst aus der ersten 
Hälfte des XIV. Jahrhunderts, kennzeichnet nach kurzer Ein- 
leitung Zweck und Ziel der Stiftung, unter Nennung der in Frage 
kommenden Namen und Hervorhebung der Konfirmationsgewalt, 
die für Coburg in den Befugnissen der Aebte der Benediktiner- 
abtei zu Salfeld lag, und unter Aufzählung der sog. Stiftungs- 
masse an Geld und Land, sowie der ausführlichen Aufstellung 
der priesterlichen Gegenleistungen. 

Aus der ersten Urkunde vom 6. Oktober 1327 geht dem- 
nach hervor, daß die „ewige, tägliche Messe“, sowie das „ewige 
Licht“ auf dem Altar „Orucis* damals erst in Coburg fundiert 
worden ist und unter des Abtes Otto von Salfeld Regiment kirchen- - 
rechtliche Bestätigung gefunden hat, zunächst als eine Stiftung zum 
Heile der Seele eines getöteten Mannes, Namens Conrad Appe. 
Den Anlaß zur Stiftung selbst hatte Johannes Puß gegeben, 
„ein glaubenseifriger Mann, der darauf sann, seine Sünden mit 
göttlichen Almosen und Gaben wieder gut zu machen“, und zwar 
durch die Stiftung von 130 Pfd. Hallensern (Hellern), die er der 
Kirche zu Coburg zur zweckentsprechenden Verwendung über- 
geben hatte. Neben der Gegenleistung versprach der Propst von 
Coburg, als der Vertreter der Geistlichkeit, die pünktliche und 
unablässige Ausübung des Meßdienstes, gegenüber dem Stifter 
und seines verwandtschaftlichen und freundschaftlichen Anhangs. 
Zeugenschaft leisteten neben dem Propst eine Anzahl adliger 
Männer aus dem Salfelder Klosterbezirk, sodaß es wahrschein- 
lich ist, daß die Urkunde in Salfeld zu Coburg aktenmäßig fest- 
gelegt worden ist. 

Es ist immerhin bezeichnend, daß diese erste Messe, die 
täglich abzuhalten war, auf dem Kreuz-Altar (Hauptaltar) der 
St. Moritz-Kirche gestiftet wurde, überhaupt die erste offizielle 
tägliche Messe der Kirche in Coburg war und blieb, seitdem der 
Gottesdienst von der Burg (Veste) und der dortigen Peterskirche 
in die Stadt gelegt war. Das Wachstum der Stadtbevölkerung 
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machte diese Einrichtung gewiß zu einem Bedürfnis, dem nun- 
mehr diese Stiftung v. J. 1327 hilfreich entgegenkam. 

Kaum fünfzig Jahre später wurde mit mehr als der doppelten 
Summe, von 300 Pfund Hellern, die sog. Hellerstiftung auf- 
gerichtet, und zwar durch den Appel Heller. Siehe Stück No. I. 
Die Heller gehörten zu den eingesessenen Stadtfamilien Coburgs 
und führten frühzeitig das Amt der Münzmeister. Ein ange- 
bauter Teil der St. Moritzkirche war die sog. Hellerin-Kapelle. 
Hier stand der St. Nicolaus - Altar, „am nächsten Schwibogen 
nach St. Jostes altar“, mit dem diese ewige Messe verbunden 
bleiben sollte. — 

Appel Heller hat diese Stiftung letztwillig gemacht. Vor- 
mund darüber war seine Witwe, Katharina, ihr Sohn Nicolaus 
und ihre rechtmäßigen Erben, bei ihren Lebzeiten. Nach Ab- 
sterben der Genannten sollte der Stadtrat von Üoburg die Auf- 
sicht über die Stiftung führen. Die Bestätigung derselben ver- 
fügte der Salfelder Abt Ludwig mit dem Prior der Benediktiner- 
abtei Hertwig und dem Coburger Propst, Namens Hermann Heller, 
sowie der ganze Salfelder Klosterkonvent. 

In demselben Jahre, 1370, am St. Matthias- Abend wurde 
eine zweite, fast gleich große Stiftung ebenfalls von einem Üo- 
burger Bürger für St. Moritz gemacht. Der Bürger Nicolaus 
Lachs stiftete 240 Pfd. Heller auf den Jostesaltar „an dem 
Schwibbogen, neben der Hellerin Kapelle gelegen“, zu einer 
ewigen Messe. Die Vormundschaft darüber behielt er sich bei 
Lebzeiten vor. Nach seinem Tode sollte der Stadtrat von Üo- 
burg für ıhn eintreten. Auch in diesem Falle bestätigte der 
Abt Ludwig von Salfeld, der Prior Hartwig, der Propst Her- 
mann Halle (Heller) und die ganze Sammung des Klosters die 
Stiftung (vide Stück Nr. III). 

Von der Mehrung und dem Ausbau des gottesdienstlichen 
Lebens in der Stadt Coburg gibt das Aktenstück Nr. IV einen 
deutlichen Beweis. Es zeigt die Begründung und Anstellung der 
seit dem Jahre 1424 im Gange befindlichen sog. Frühmesse. 
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In diesem Jahre stiftete Hermann Wise, Dechant des Ka- 
pitels zu Coburg und Pfarrer zum heiligen Kreuz daselbst, nebst 
einigen anderen Personen eine Frühmesse in der Pfarrkirche zu 
St. Moritz, welche der Propst täglich auf dem Mittelaltar vor 
dem Chor „alle zwölf Boten“ (Apostel) genannt, zu halten ver- 
pflichtet war. „Gott dem Herrn zu Lobe, der hochgelobten 
Jungfrau Marie, allen Heiligen und allem himmlischen Heere zu 
Ehren, allen Gläubigen Seelen zu Hülfe und Trost, und der 
Propstei und Pfarrei zu Coburg zu Nutz, den Leuten zur An- 
dacht und Notdurft“ war diese Frühmesse bestellt und vom Apt 
Leuthold des Stiftes Salfeld, Sanct Petersburg, dem Prior Jo- 
hannes und dem ganzen Konvent bestätigt worden. Früh bei 
Tagesanbruch, „ehe man die Spitalmesse angehebet“, sollte diese 
Messe gehalten werden, täglich, zunächst vor dem Zwölfboten- 
Altar vor dem Tor, solange nicht ein eigener Altar dazu erbaut 
wäre. 

Die Messe sollte bestimmungsgemäß teilweise gelesen oder 
gesungen werden. Alle Montag und Donnerstag sollte sie als 
Seelenmesse gesungen werden und zwar für das Seelenheil des 
genannten Hermann Weise, ferner des Hartung Herbst und seiner 
Ehefrau, des Hans Keule und Jutta, seiner ehelichen Wirtin, 
allen ihren Eltern und Nachkommen zugute und allen gläubi- 
gen Seelen zu Trost und Hilfe. 
| Fiel der Montag auf ein hohes Fest (Weihnachten, Ostern 
und Pfingsten), so soll anstatt der gesungenen Seelenmesse der 
Priester eine Kollekte pro defunctis in der Messe halten. Alle 
Donnerstag wurde die Feier erhöht durch die Anwesenheit des 
heiligen Sakramentes, auf den Altar durch den Priester mit Mon- 
stranz getragen und dem Gesange: tantum ergo sacramentum. 

Die Stiftungssumme betrug 600 Rheinische Gulden, „also, 
daß darum Erbe und Zins gekauft werden“ etc. Dazu kam der 
von Hans Keule und Gattin zur besonderen Erhöhung der Feier 
am Donnerstag gestiftete Hof zu Ahlstadt, bei Coburg gelegen, 
den sie „um Schweinlein von Hildburghausen gekauft haben“. 
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Dieser Hof wurde fortan der Propstei zu Coburg vermacht. Zur 
Verrichtung der Messe wurde vom Propst ein eigener Kaplan 
bestellt, der jährlich einen Gulden als besondere Verehrung emp- 
fing. Eine besondere Vigilie, „zu halten am nächsten Montag 
zu Nacht vor einer jeglichen Goltfasten* und danach am Diens- 
tag früh eine Seelenmesse, bei Gegenwart sämtlicher Priester der 
Stadtgeistlichkeit. Bei dieser Messe waren vor dem Öffertorium 
die Namen der Stifter zu nennen und die Leute zu ermahnen, 
für sie zu bitten. Besonders wurde dann verabreicht von dem 
Propst, dem Schulmeister mit dem Kirchner ein Pfund, zum Ver- 
teilen unter einander, dem Schulmeister aber besonders ein halber 
Gulden, für die Mitwirkung der fünf oder mehr Schüler bei der 
Messe, sowie dem Kircher ein Ort eines Rheinischen Guldens. 
Die Aufsicht führte der Rat der Stadt, der Vollmacht hatte, 
wegen jeder Säumnis den Propst zu pfänden, und zwar an der 
fahrenden Habe, um einen halben Rheinischen Gulden, und zwar 
überall, wo sie gefunden würde, ausgenommen in der Propstei 
und auf dem Kirchhof. Auch die Propsteigüter sind in diesem 
Falle pfändbar, falls der Propst keine fahrende Habe zum pfän- 
den hat, und zwar bei geistlichen oder weltlichen Gerichten. 
Die Anlegung der Stiftungssumme geschah sieben Jahre 
später, nämlich am Donnerstag nach St. Mathiastag i. J. 1431 
(vide Aktenstück Nr. V),. Damals hat der Abt Lutold von Sal- 
feld am Benediktinerkloster des Petersberges, sowie der Prior 
Heinrich daselbst und der genannte Stiftskonvent in einem offenen 
Briefe bestätigt, daß die von Hermann Weise und Gen. gemachte 
Stiftung von 600 Gulden Rh. aufs beste angelegt worden sei und 
zwar durch Zinskauf im Umkreise Salfelds, nämlich 300 Gulden 
zinskäuflich bei Lutz von Entgutberg, ferner 200 Gulden sog. 
„ewiger Kauff“ bei Ernst von Kochberg gegen Ablösung, wenn 
gefällig. Endlich 100 Gulden zu „Neundörflin zu der Krotten- 
dorfern*!. Von diesen Zinsen, die der Propst zu Coburg einzu- 


ı Neudörfles bei Kortendorf, in der Nähe Coburgs, ein heute noch 
zusammenhängendes Gut. 
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bringen hatte, waren die Messen zu bestellen. Stiftungsmäßig 
waren dieselben auf dem Altar der Heiligen Drei Könige ab- 
zuhalten. 

Fast um dieselbe Stiftungszeit, am Burkartstag des Jahres 
1430 wurde eine andere Stiftung zu St. Moritz gemacht und 
zwar durch den dortigen Propst Nicolaus Engerde zum Trost 
und zur Seligkeit Conrad Rußwurms, seines ehemaligen Kaplans 
und Pfründners. In diesem „Bekenntnis“ (vide Nr. VI der Akten- 
stücke) ist ausdrücklich gesagt, daß dieses Seelgeräte mit Ge- 
nehmigung des Salfelder Abtes und des ganzen dortigen Kapitels 
gemacht wurde. Die Stiftung bestand in diesem Falle zunächst 
nicht in barem Gelde, sondern in Büchern, d.h. sehr wertvollen 
Pergamenthandschriften. Obwohl nun ein Würzburger Domherr, 
Namens Johannes Cloß, vom Stift Haugk, außerhalb der Stadt 
gelegen, Anspruch auf diese Handschriften erhob, als ob sie ihm 
Ev. Conrad Rußwurm gegeben hätte, so wurde doch verfügt, daß 
diese Werte bei der Propstei mit noch anderen Büchern des 
Kaplans bei der Propstei verbleiben und niemals verkauft werden 
sollten. Dafür sollte in der Messe auch des genannten Dom- 
herrn Johannes Cloß und seiner Eltern Seele zugleich mit des 
Conrad Rußwurm Seele gedacht werden. 

Die Gedächtnisfeier war jährlich am Tage nach der Be- 
schneidung Christi, jedenfalls am Sterbetag Rußwurms, abzu- 
halten, und zwar mit einer gesungenen heiligen Vigilie auf den 
Abend mit einer neuen Lektion: Parce mihi domine etc. und 
mit den dazu gehörigen responsioris. Am andern Tag sollte 
man die Seelenmesse singen. Nach dem heiligen Evangelium 
war für die genannten Stifter mit Namen zu bitten. 

In Anerkennung der Dienste, die Conrad Rußwurm der 
Propstei treulich geleistet hatte, wurde die Bücherstiftung des 
Domherrn Johannes Oloß noch erhöht um 10 Rheinische Gul- 
den. Von den Zinsen dieser Stiftung sollte nunmehr der Propst 
an genanntem Tag abführen: sieben böhmische Groschen an den 
Schulmeister, und seinen Gesellen einen böhmischen Groschen. 
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Ferner dem Kirchner drei Pfennige Landwährung für das Läuten 
mit den Glocken bei der Vigilie, das übrige fiel an die geist- 
lichen Herren der Propstei, so viel zur Feier zugegen waren. 
Auch die Vicarier, die in der Pfarrkirche wären, sollten an die- 
sem Präsent teilhaben. 

Man sieht, daß die Stifter sich Mühe gaben, alle ihre Amts- 
kollegen in freundlicher Weise zu bedenken. Handelte es sich 
doch um den höchst wertvollen, heute leider verschwundenen 
Grundstock der alten St. Moritzbibliothek. 

Es war ein Zeichen der erstarkenden sächsischen Fürsten- 
gewalt, daß im Jahre 1425 die in dem Vorjahre gestiftete Früh- 
messe durch Hertzog Friedrich von Sachsen dem Stadtrat zu 
gewissenhafter und regelmäßiger Anstellung besonders bestätigt 
wurde. Daß diese Frühmesse in der Pfarrkirche täglich gehalten 
werde und unverrückt bleibe, nach Ausweis des Stiftsbriefes“ 
wurde dem Rate „auf das Gewissen gebunden“. (Vgl. Urkunde 
Nr. VO.) Noch im Jahre 1453, am Montag vor Dionysii, wurde 
durch Herzog Wilhelm, den Streitbaren, diese tägliche Früh- 
messe weiter bestätigt, „als sie das gegen Gott, den Allmächtigen 
und ihren Landesherrn verantworten könnten“. Hoch interessant 
und bezeichnend bleibt der Schlußsatz in dieser Konfirmations- 
Urkunde: „Und ob das nicht geschehe, würde sich dann der 
Rath halten desselben brives [d.h. wegen der Pfändung!], des 
sollen sie Gewalt“ etc. 

Dieser Konfirmationsbrief ist datiert vom Montag vor Dio- 
nysii 1453, stammt also aus der Zeit der Reformen des streit- 
baren Herzogs Wilhelm in Coburg, unmittelbar nach den sog. 
Vitzthumschen Händeln oder dem Thüringischen Bruderkrieg. 
Damals sandte, wie der Chronist Karche berichtet!, Herzog Wil- 
helm von Weimar aus der Stadt Coburg eine Bestätigung aller 
ihrer von Kaisern, Königen und seinen Regierungsvorfahren er- 
teilten Privilegien (vgl. Urkunde Nr. VIII). — 


ı efr. P.C. G. Karche, Jahrbücher der Herzogl. Res.-Stadt Coburg, S. 43. 
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I. 


Copey vber 1 C vnd XXX pfundt heller, Ein ewige tegliche mess, 
vnd das Immer liecht betreffen, Auf dem Altar Crucis '. 


In nomine Domini. Amen. Omnia in tempore confecta 
defluunt et necis severitate suffocantur. Eo condiciones humanae 
naciones de medio huius terrenae habitacionis transeunt temporis 
tamquam in momento. Aliae velociter surgunt. Sequitur per 
oblivionem hominum multa evanescunt, hys exemptis quae serip- 
torum elucidacionibus et litterarum stabili fulciantur firmamento. 
Nos igitur Otto divina miseracione Abbas, Heinricus prior, to- 
tusque conventus Monasterii beatorum appostolorum Petri et 
Pauli in Salvelt Moguntinensis diocesis Ordinis sceti Benedicti, 
omnibus singulis Almae militantis ecclesiae filiis hanc literam 
inspecturis tam praesentibus quam futuris tenorem purum recog- 
noscentibus publice per partes Idem Johannes Dictus Puß, vir 
fide flagrans, perpendens elemosinis sen donis divinatibus pec- 
cata commissa refici, Idem apud nos in Koburg in nostra par- 
rochia perpetuam missam cum luca nocturnali perpetua coram 
altarı in quo missa jam dieta peragitur lucente, Ad quam quidem 
missam Sacerdos unus ex dominis nostris parrochiam nostram 
ibidem regentibus debet deputari pro refrigeris sen remedio ani- 
mae Conradi dicti Appe necati piae memoriae, ac pro emenda 
compositioneque amicabili Amicorum dicti Conradi exhibenda 
instigavit insticialiter instauravit vera et legitima instauracione 
inter vivos pro? Triginta et centum libris hallensium nobis da- 
torum integraliter et persolutis in usum nostrum et ecclesiae 
nostrae praedictae utilitatem liquido jam conversis, insuper eo a 
tergo quidem si sacerdos ad praedictam missam legendam depu- 
tatus lanquoribus aliis quogue negociis seu cansis racionabilibus 
impediretur, vel si parochia nostro superius dicta interdicto eccle- 


ı cfr. P. C. G. Karche, Jahrbücher der Herzogl. Sächs. Res. -Stadt Co- 
burg, von 741—1822. Coburg 1825. 8. 18. 
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siastico subieceretur, aut quod absit, combureretur, ita quidem 
deinceps missa instaurata in una die vel in duobus in septimana 
imperimentis praedictis stantibus obmitteretur, remotis autem im- 
pedimentis denuo continue perageretur. Ex eo Johannes Puss 
sepedictus missae memoratae Instaurator ex anno? Üonradi 
Appe predicti seu cesi nobis ac nostrae ecclesiae ullo tempore 
debent titam seu controversiam movere nec inferre, nec moventi 
seu inferenti aliqualiter consentire, sed omni strepitu penitus 
quiescente. Ceterum ut omnia praedicta solida permaneant pro- 
missimus et bona fides promittimus in his scriptis Johann 
Puss supradicto, Conrado patre suo, Volckemando et Rudolffo 
patruis suis, Kristiano, Johanni et Heinrico Puss dietis Walhen 
et Ottonibis dietis Borngerttener suis amicis, heredibus et suis 
successoribus dietam Instauracionem ratificare et in omni parte 
sua validam et firman reputare, renunciantes expresse, omnium 
exceptioni doli mali actionis et uniyersaliter exceptioni legis vel 
canonis et specialiter juri quo cavetur renunciationem generalem 
esse invalidam per quam dicta instauratio in propterum posset 
in aliquo viciari. In quorum evidentiam praesentem litteram 
figillorum nostrorum munimentum dedimus roboratum, in certi- 
tudinem promissorum Testes huius sunt Praeporitus zu Koberg, 
Fridericus de Aldin Salvelt, Heinricus de Salberg, Harttemannus 
de Holbach, Albertus de Koth, Et Karolus sacerdos, et qui 
plures fide digni. Datum et actum Anno Dmi M® CCCXXVL 
11 Nonas Octobris. 
II. 


Copey vber dreuhundert pfundt heller sannt Niclas altar''. 
Wir Ludwig von gots gnaden abt, er Hertwig prior, Er 


ı cfr. Karche, a. a. O. S. 21: „1370 bekannten Ludwig, Abt zu Sal- 
feld, Hartwich, Prior, Heller, Propst zu Coburg und das ganze Kloster zu 
Salfeld, daß Nicol Lachs, Bürger zu Coburg auf St. Jostesaltar (Josephs) 
an dem Schwibbogen, neben der Hellerin Kapelle gelegen, 240 # Heller 
gewidmet und daß nach seinem Tode der Stadtrat zu Coburg Vormund 
darüber sein sollte. In dem nämlichen Jahre stiftete auch Apel Heller auf 
dem St. Nicolausaltar 300 # Heller zu einer ewigen Messe. — 
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Hermann Heller probst zu Koburg, vnd di gantze sampunge des 
closters zu Salvelt, Bekennen an diesem offen brive geyn allen 
den die In sehen, horen oder lesen, das der erbar Apell heller 
selige zu Koburg hat gewidemb vf Sandt Niclas altar gelegen 
In der pfarhe zu Koburg an dem nehsten Schwibogen nach 
sendt Jostes altar In der hellerin capellen ein ewige messe, 
vmme druhundert phunt heller guter landwer: der wir sindt gar 
bezahlt worden, angeverde, daruber Katherin hellerin, des vor- 
genanten Apell hellers seligen wirttin, vnd Niclas heller jr sun, 
sin eeliche wirttin vnd alle ir erben sullen syn vnd sindt vor- 
münder die wyle sie lebend, vnd nach ihrem tode, so schall der 
rath zu Koburg ein Vormundt seyn desselben altars, angeverde 
vnd ane alle argelist. Die messe globen wir vnd alle uns nach- 
komen ewecklich zu halden vnvorzogenlichen angeverde dass alle 
dise vorgeschrieben rede von vns und allen unsern nachkome- 
lingen stete und gantz gehalden werde. Des haben wir zu vr- 
kunde und mehr sicherheit vnser Insigele, an disen offen brive 
gehangen. Gegeben nach gottes geburte Drizehenhundert Jar 
darnach in dem sibenzigisten Jare, an sendt Katherin tag her. 
heyligen Junckfrauen. 


II. 


Copey vber Zweyhundert vnd vierzigk pfundt heller auf sant 
Jobst, sonst Barbarae Altar!. 


Wir Ludwig von gots gnaden apt, Ir Hertwig prior, Ir 
Herman Halle Brobst zu Koburg vnd di gantze sampunge des 
closters zu Salvelt Bekennen an disem offen brive geyn allen den, 
die In sehen, horen oder lesen, das der erbar Niclas Lahss 


! cfr. Karche, a. a. 0. S, 21: „1370 bekannten Ludwig, Abt zu Sal- 
feld, Hartwich, Prior, Heller, Probst zu Coburg, und das ganze Kloster zu 
Salfeld, daß Nicol Lachs, Bürger zu Coburg, auf St. Jostesaltar (Josephs) 
an dem Schwibbogen, neben der Hellerin Kapelle gelegen, 240 # Heller 
gewidmet habe und daß nach seinem Tode der Stadtrat darüber Vormund 
sein soll. 
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burger zu Koburg hat gewidembt vf Sante Jolestes altar gelegen 
jn der pharre zu Koburg an deme Schwibogen neben der hellerin cap- 
peln, ein ewige messe, vmbe zweyhundert pfundt haller vnd vier- 
zig pfundt hallere, gutter landtwer, der wir von Ime sindt gar 
bezalt worden, angeverde. Daruber der vorgenante Niclass 
Lahss schall sin vnd ist ein Vormunde dweill er lebt, vnd nach 
syme tode, so schall der Rathe zu Koberg ein Vormunde seyn 
desselbenn altars ongeverde vnd alle argelist. Die Messe globe 
wir vnd alle vnser nachkomelinge, ewiglich zu halden vnverzogin- 
lichen angeverde, das alle diese vorgeschriebene rede von uns 
vnd allen vnsern nachkomelingen stete vnd gantz gehalten wurde, 
des habe wir zu orkunde vnd merer sicherhait vnsre Insigele an 
diesen offen brif gehangen. Geben nach gottes geburte drizehen- 
hundert Jar Darnach In deme Sibenzigisten Jare an Sante 
Matthias abende den Zwolffbotthenn. 


IV. 


Copey vber Sechshundert gulden vnd ein hof zu Altstat zur 
Frumes ytzo auf der heytgen Dreyser Konig altar gehalten 
worden. 


In nomine Dui. Amen. Wir Leutoldt von gotis gnaden 
apte des Stiffts zu Salvelt, sende petersberge, vnde Send Bene- 
dieti ordens, Joannes prior, die gantze sampnung desselben clo- 
sters vnd Nicolaus Engerde zu disen gezeitten Bropst zu Coburg, 
Bekennen alle eintrechtiglichen vnd thuen kunt an disem offen 
brive, allen den die diesen brif sehen, oder horen lesen, das wir 
mit gutem rathe vnd mit wolbedachtem mute durch lieb vnd 
vermugewillen gottlichs dinstes gott dem herren zu lobe, der 
hochgelobten Junckfrauen Marie, allen heyligen vnd allen him- 
lischen here? zu eren, allen glaubigen selen zu hulffe vnd troste, 
vnser Brobstey vnd pharre zu Koburg zu nutze, vnd da den 


! Karche, a. a. O. S. 31. 
2? cfr. Karche, a. a. O. S. 33. 
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leutten zu andacht vnd notturfft, vor vns vnd alle vnser nach- 
komen des verbinden vnd verschreyben wir uns, des mit crafft 
dises vffen brives, Also das wir fürbas ewiglichen alle tage, 
teglichen bestellen sullen und wullen. Ein frumes zuhaben fruhe 
mit dem tage, ehe man di Spitalmesse angehebet ane geverde, 
vnd dieselbige frumesse soll vnser vorgenanter Bropst zu Coburg 
vnde alle sein nachkomen bestellen zuhalden alle tage In vnser 
pharre zu Koburg vf deme mitteln altar vor deme kore, gnant 
aller Zwolffbotthen altar, alsolange den das di stiffter der mehs 
eyne besondern altar gepauen vnd geschicken, darauf sie den 
ewiglichen fürbass soll gehaldten werde, an widerrede vnd ane 
geverde. Diser ewigen messe soll vnser probst auch alle wochen 
ewiglichen zubestellen zusingen vnd di andern gelesen ane ge- 
verde, die zwu gesungen messe, der soll man eine singen alle 
montage, und das sollen sele messe seyn her herman Weyssen, 
Techant zu Koburg des capittels vnde pfarrer zu dem heyligen 
creutze, Harttung Herbst seligen Gerhansen seiner Wirttin, 
Hansen Kewlen, Jutten seiner Wirttine stifftern diser messe, 
allen iren eltern, allen iren nachkomen, vnde allen glaubigen 
selen zu troste vnd hilffe. Gefiele aber auf ein montag ein lo- 
belich hohe fest, das man die selemesse nicht woll mochte ge- 
syngen, so soll der prister eyne Collecten pro defunctis In der 
messe halden ane geverde Die andere gesungen messe soll 
vnser Brobst bestelle zusingen, alle Donrstag ewigklichen one 
hindernuse vnde ane geverde, von vnsers hern Jhesu cristi leych- 
nam, vnd der prister soll das heylige sacrament wirdiglich auf 
den altar zu der messe mit der monstrancen tragen, vnd nach 
der messe davon mit dem gesange Tantum ergo sacramentum etc. 
durch gnade andacht vnd Innigkait willen der dy do gegen- 
wertig sindt, vnde vmb den obgnantten gottisdinst allen Zuvoll- 
bringen, So hat vns der obgnant her herman weyse, Hartung 
Herbst seliger Gerhans sein wirttynne vnd schwester des obge- 
nannten her Herman wisen geantwert vnd beraytth bezahlt, 
Sechshundert gute reynische gulden, die wir mit gutter Kunt- 
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schafft an vnser probste vnd pharre nutzs vnde fromen legen 
sollen, Also, das darrmb erbe vnde Zinss gekeufft werde, das 
auch furbass ewigklichen bey deme gottis dinste vnvorrückt vnde 
vnverthan biyben soll, ane alles geverde. Dasselbige gekauft 
erbe vnd Zinssgütter sollen wir den mit unserm versigelten brive 
den ehgenantten Stifftern beweysen vnd benennen dass dass 
deme Rathe zu Öoburg, den stifftern vnd iren erben, vnde allen 
vnsern brobsten wissentlich sey vnde werde, wo mitte man die 
messe gestifft vnd aussgesatzt habe, vnde auch von besondern 
libe vnd gnade willenn, die der vorgenante Hans Kewle vnd sein 
wirttin haben, zu der vorgenanten gesungen messe alle Donrstage 
von vnsers hern leichnam vnd vmbe dass, dass sie dester vol- 
komiglicher volbracht werde, so haben sie leutterlichen durch gott, 
vmb irer seligkait willen irer sele Iren toff gelegen zu Alstat 
der von vns zulehen geht, den sie vmb Schweynleyn von Hil- 
perghausen gekauft haben, ledigklich mit allen nützen aufgeben, 
vnde vns gebetten haben, das wir den zu der messe, geeygent 
vnd gevnhet haben mit craft dises brives, ewiglichen one alle 
widerrede, ane geverde, Auch soll ein iglich vnser Brobst zu 
Koburg eins caplans mehr haben, von der messe wegen, den 
sunst. Und soll auch denselben hern mit den er dy messe zu- 
halden bestellet Ir itzlichem besondern Jerlichn ein gulden geben, 
von den abgeschriben Zinsen vnde nutzen das sie dester williger 
sindt, auch soll vnser Bropst zu Coburg ewiglich alle wege be- 
stellen zuhalden am nehsten montage zu nacht vor einer iglichen 
goltfasten besondern Vigilie zusingen, mit newen letzigen vnd 
darnach am Dinstage früe ein selmesse vf dem obgenantten 
Altar vnd zu der Vigilier sollen vnsers brobsts pristere alle by 
syn vnd di helfien zuvolbringen. Vmbe ja der messe soll man 
vffenlich gedencken der obgenantten Stiffter vnd aller glaubigen 
seelen, vnde di leut vermane vor sie zubitthen vnd das soll ge- 
schee vor dem offertorio vnde zu Ider goltfasten sullen wir von 
den obgenantten Zinsen ausrichten vnd geben lassen, vnsern 
probst zu Khoburg, den hern gemeyniglich, dem schulmeister, 
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vnde dem kirchner In allen ein pfundt, das sie vntereynander 
gleich thaile sullen. Auch soll vnser brobst sonderlichen dem 
Schulmeister vss seiner handt geben zu Ider goltfasten ein hal- 
ben gulden, vmb das er selbiss oder sein vntermeister mit funff 
schulern oder mehr, die obgenantte messe dester williger singen. 
Vnd auch vf dieselbe Zeit alweg eym Kirchner ein ort eines 
reynischen gulden geben one widerrede an geverde. Auch vmb 
dass das di ewige messe volkomenlicher volbracht werde, ane 
versewmnisse, als obngeschriben steht, zu stetter haldunge vnde 
merer sicherheit, so habn wir vns des verwillkort als vf des not 
geschee, das man die messe geverlichen stehn lisse vnde der 
nicht enhilde, also vorbenant ist. So soll der Rath zu Koburgk 
oder di stiffiter der messe gantze volle macht habe vnsern Brobst 
zu Coburg darvmb zupfenden, an seiner farnden hahe vmb einen 
halben Reynischen gulden, wo sie dy hab finden oder ankemen, 
aussgenomen In der Brobstei vnde kirchofe ane alle gericht 
vnde ane geverde, Daryn wir noch vnser Bropst nicht reden 
sollen noch wollen. Und derselbe halbe gulden soll halp ge- 
fallen zu dem heyligen creutze zu Koburg, vnd das ander halp- 
theill dem pfarher daselbst angeverde. Wer es auch das vnser 
Probst keyne farnde habe zupfenden hette, so mag vnd soll der 
obgenante Rath zu Koburg, die stiffter vnd ire erben, gantze 
volle macht haben zupfenden vf allen den güttern, die vnser 
probstei hatt angeverde, als obgeschriben stett, In alle der masse 
also hetten sie das erclagt an allen gerichten, sie wern geistlichn 
oder wertlichen. Und were es das sie geverlichen schaden neh- 
men von der phandunge wegen den schaden gereden wir für 
sie zutragen, vnde auszurichten, ane widerrede vnd one alles 
geverde vnde argelist, Das alle vorgeschrieben rede, bunde, vnd 
' artickell, von vns vnde alle vnsern nachkomen ewiglich- stete 
vnd gantz gehalden werde des zu orkunde vnde merer sicherheit 
haben wir obngenanter Lutold, apt vnser eptige Insigele vnde 
Joannes prior der sampunge Insigell vnd Nicolaus Engorde der 
brobstie zu Coburg Insigell wissentlich lassen hengen an disen 
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vfn brive der gegebn ist nach cristi geburte virzehenhundert Jar 
darnach In deme xxiiiitea Jar an der mitwochen nach dem 
sontag In der fasten als man singt In der heyligen Kirchen 
Invocavit. 


V. 


Copey wie der Sechshundert gulden obbernot angelegt worden 
vnd ewiglich zu diser messe sollenn gefallen. 


Wir Lutold von gottis gnaden Abt dess Stiffts zu Salvelt 
Sente peters Berge vnd Sente Benedicto ordens, Heinricus prior, 
Nicolaus zu diser Zeit Probst zu Koburg vnde dye gantze sam- 
punge desselbigen Stiffts Bekennen miteynander eyntrechtiglich 
vnd thuen kunt an diesem vffene brive allen den die In sehen 
oder horen lesen, als dy ersamen wysen lutte, Er Herman Wyse 
Techant zu Koburg, Hartung Herbst seligen, Gerhäs syn Wirt- 
tin Hans Kule Jutte syn wirttin, by vns vns mit vnserm willen 
vnd gunst In vnser pharre kirchen zu Khoburg vmb irer vnd 
vmb irer eldern selen seligkait, ein ewige messe alle tag zuhalden 
ewiglich gestifft haben, dy ein Brobst bestelle muß, darzu sie 
dan gegeben vnd bezahlt haben an beraytem gelde, Sechshundert 
Reynische gulden, dy vns sindt nutzlichen worden. Dieselbigen 
Sechshundert gulden sullen wir anlege an redliche Zinse, die 
denn ewiglichen zu der messe dynen sullen. Vnd nachdeme als 
das der hottbrif eigentlich gantz vswiset, der daruber gegeben 
ist, Also Bekennen wir mit disem vfin brive das wir dasselbige 
gelt haben angelegt so best wir mochten vnd haben darvmb ge- 
keuft Zinss alhie vmb Salvelt zu Ern Lutzen von Entzntberg 
seligen haben wir gekaufft vor drenhundert gulden eines ewigen 
kauffes zu Ernst von Kocheberg haben wir gekeufit vmb zwey- 
hundert gulden vnd das stet vf ablosunge wen es Im eben ist. 
So hatt vnser Brobst gekeufft zum Neun dorfflin zu der Kortten 
dorfiern vmb hundert gulden, vnd was der Zinss ist, dy soll 
ein Itzlich Brobst vfheben vnde domite die messe bestelle, nach- 
deme wir vns dess verschrieben haben, ane geverde. Des zu 
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vrkunde habn wir obgenanter Lutold apt vnser Eptige Insigell 
wissentlich an disen offen brive henge lasse, des wir Henricus 
prior, Nicolaus probst vnde di gantze sampunge zu diesem mal 
geprauchen. Gegeben nach cristi gepurt virzehenhundert Jar 
darnach In dem einvnddreissigsten Jare am Dornstage nach 
Sente Mathiastage des heyligen Zwolffbothen. 


v1 
Copey vber etlich Bucher vnd Zehen gulden !. 


Wir Nicolaus engerde Brobst zu den gezeitten zu Koburg 
Bekennen offentlichen fur vns vnd alle vnser nachkomen an 
disem offen brive allen den dy In sehen horen oder lesen, das 
wir mit wolbedachtem mut vnd mit gutem willen vnd wissen 
vnsers gnedigen hern des apts von Salvelt vnd dess gantzen ca- 
pittels des stiffts zu Saluelt haben bestalt ein selgeraith zu trost 
vnde seligkait Ern Kunradts Ruswurms sel selge, der vnser 
caplan vnd pfrunder langzeit gewest ist. Vnd von der Bucher 
wegen di Er Johan closs eyn Thumher zu Wurtzburg auswendig 
der Stat zu Hauge geheischet vnd angesprochen vnd gefordert 
hatt, dy Im er Oonradt Ruswurm gegeben hatte, das er sich 
der wolle geussern vnd nymer darnach gesprochen vnd furbass 
nicht mehr wolle fordern, noch heischen, Also bescheidenlichen, 
das dieselben egenantten Bucher bey der Brobstey mit andern 
Buchern ern Conradts pleyben sollen vnd nicht furruckt noch 
entfrembt werden In keynerlei weis von der Brobstei ewiglich 
angeverde. Darumb so schall man des vorgenanten Ern Jo- 
hansen closen vnd seiner eldern sele gedechtnus, mit ern Üon- 
radten ruswurms sele vnd allen glaubigen selen vf dieselben Zeit, 
als hienachgeschriben stet, mit eynander haben. Vnd das ge- 
dechtnus vnd begengnus scholl sein alle Jar, Jerlichen ewiglichen 
vf den nechsten tag nach Circumeisionis domini, so ist denne 
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di Jarzeit Ern Kunradts Ruswurms sele vf den abende mit der 
heilgen Vigilie, dy scholl man redlichen vnd loblichen singen, 
mit neun lection Parce mili domine etc. vnd mit den Respon- 
soriis di darzu gehorn vnd vf den andern tag darnach so scholl 
man ein lobliche selmesse singen, zu trost vnd zu seligkait vor- 
gnantten ern Conradts Ruswurms vnd Ern Johansen closs selen 
vnd iren eldern mit allen glaubigen selen. Und nach dem 
heylgen evangelio so scholl man vor dem altar fur sie mit namen 
bitten. Und darvmb zu dem Dinste den er Öunradt russwurm 
getreulichn der Brobstei gethan hatt, so ist vns von seinen we- 
gen darzu geantwert worden zu ern Johans close bucher zehen 
Reynische gulden dy wir gantz vnd gar gekert vnd gewandt ha- 
ben an der Brobstey nutzs vnd fromen. Und darvmb so schol- 
len wir vnd ein iglicher Brobst ewiglichen alle Jar Jerlichen 
die vorgenante Zeit gaben vnde antwortten: siben Behemische 
groschen, die schall man teyln also dem Schulmeister vnd seinen 
gesellen ein Behemischen groschen vnd dem kirchner drey pfen- 
nig landtwerung darvmb er. zusamen scholl schlaen mit den 
glocken wen man vigilg anhebet, vnd das vbrige schall man den 
herren vnd caplan In der Brobstei welche zu der Vigilge seindt 
zu presencien geben, also vil als geraichen mag, angeverde. Und 
ob vicarii in der pfarkirchen wern die sollen auch bei der Vi- 
gilie sein die schollen auch theill haben an der presentien an- 
geverde. Das zu Orkunde vnde weren bekentnisse haben wir 
obgenanter Niclas brobst für vns vnd alle vnser nachkomen 
disen offen brif versigelt mit vnser probstei anhangendem In- 
sigell der geben ist nach cristgeburt virzehenhundert Jar vnd 
darnach In dem dreissigsten Jare an Sennte Burckarts tage. 


vll. 
Copey wie weylant Hertzog Friderich von Sachssen eym Rathe 
eingepundten vber obgedachter messen, bei beschwerung Iris 
gewissen zuhalten !. 


! Vgl. dazu die Erneuerungen der Privilegien zu Coburg durch Herzog 
Wilhelm den Streitbaren. Karche, a. a. 0. 8. 42 £. 
5* 
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Wir Friderich von gottesgnaden Hertzog zu Sachssen Landt- 
graue In Dhüringen vnd Margrave zu Meissen Beyern ernstlich 
vnd wollen In craffit dises brives das vnsere lieben getrewen 
vnser Rath der Statt zu Coburg der iezundt ist, vnd zukunfftig 
ewiglichen wirdet, von vnser wegen, getrawe vorsteher vnd vor- 
munde sollen sein der Frümesse daselbst In der pfarrkirchen, 
das di teglichen gehalden werden vnd vnverruckt blibe, nach 
ausweysunge dess stifitbrifs di sie haben von vnsern lieben an- 
dechtigen dem apte von Salvelt der samunge vnde Brobste zu 
Koburgk als die das geyn gotte, vos, unsern erben, vnd nach- 
komen, wollen verantwortten. Zu Vrkundt versigelt mit vnserm 
anhangenden Inss. Gegeben zu Coburg am Dinstag nach Sent 
Catherinen tage A° Dui Millesimo cccexx*. 


vi. 

Copey Hertzog Wilhelms hochloblicher gedechtnus etc. darynne 
einem Rath bey beschwerung ires gewissens ob der messe zu- 
halten, eingebunden '!. 

Wir wilhelm von gots gnaden herzog zu Sachssenn Landt- 
grave In Dhüringen vnd Margraf zu Meissen Beyern ernstlich 
In craft dises brifs, das vnser lieben getrewen vnser Rath der 
Stat zu Coburg der itzund ist vnd zukunfftig ewiglich wirdet von 
vnsern wegen getreue vorsteher vnd vormunden sullen sein, der 
frumesse doselbst In der pfarkirchen das di teglichen gehalden 
werde vnd vnverruckt plybe, nach vswysunge des Stifftbrives den 
sie haben, von vnserm lieben andechtigen dem Apte von Salvelt 
der Sampunge, vnd Brobst zu Koburg, als sie das geyn gotte 
dem Almechtigen, vns, vnsern erben, vnd nachkomen wollen ver- 
antwortten Und ab das nicht geschee wurde sich dan der Rathe 
halden desselben brives, des sullen sie gewalt vnd damit wider 
vns vnd vnser erben nicht gethan haben. Doch vnschedlich vns 
an vnser herligkait vnd gerechtigkait angeverde. Zu vrkund mit 
vnserm hir anhangenden Insigell versigelt. Geben zu Koburg 
vf montag vor Dionisi A® dm. Millesimo Quadringentesimo 
Quinquagesimo Tercio. 
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Leichenverbrennung und Aschebeisetzung (,„Feuer- 
bestattung‘) gegenüber dem Kirchen-Staatsrecht. 


Von 


Dr. Hermann Ortlofi-W eimar. 


Im Jahr 1907 ließ Verf. in Nr. 112/115 in der von Felix 
Dietrich in Leipzig-Gautzsch veranstalteten Schriftensammlung 
„Kultur und Fortschritt“ eine Abhandlung „Gleichberechtigung 
der Feuer- und Erdbestattung“ (73 S., Preis 1 Mk.) erscheinen). 
Darin wurde an verschiedenen Stellen auf die rigorosen Ein- 
wände von klerikaler und kirchenrechtlicher Seite hingewiesen, 
die gegen die Feuerbestattung und deren Folgeakt der Asche- 
beisetzung auf Friedhöfen in der Theorie und Praxis unaufhör- 
lich noch erhoben werden. Den Widerstand der Kirchenregie- 
rungen zu schüren ist die Orthodoxie eifrig bemüht, ihn abzu- 
schwächen und zu brechen ist das eifrigte Bestreben der sich 
stetig mehrenden Feuerbestattungsvereine auch im Deutschen 
Reiche und der ihnen dienenden Zeitschriften „Phönix“ und 
„Flamme“ und sonstigen Presseerzeugnisse. Ueberall zeigt sich, 
daß die staatlichen Behörden unter dem Einfluß der Kirchen- 
regierungen sich ablehnend oder wenigstens ungern schrittweise 


ı Während des Druckes erschien in demselben Verlage als Ergänzung 
hierzu: Zur Feuerbestattungsfrage. Die Sargversenkung zum Krematorium 
in Jena, Eisenach und Weimar und die amtliche Beteiligung Geistlicher. 
Von Dr. H. Ortloff. 


70 Abhandlungen. 


nachgebend dem Fortschreiten der Bewegung für die Feuer- 
bestattung willfährig zeigen, einer Bewegung, die aus sozialen, 
praktischen und ethischen Gründen in den meisten kultivierten 
Staaten international und unaufhaltsam sich Bahn bricht, je 
mehr die individuelle Willensfreiheit als maßgebend für die Art 
der Totenbestattung und der dabei stattfindenden Trauerfeier 
für die Ueberlebenden Achtung und Anerkennung im öffentlichen 
Leben findet — für eine fakultative Feuerbestattung und 
Aschebeisetzung in Verbindung mit den bisher für Erdbestat- 
tungen angewiesenen, unter einem Kirchenregiment stehenden 
Friedhöfen und deren Kapellen für Abhaltung von Trauerfeiern. 
Von den Gegnern einer Gleichberechtigung beider Leichenver- 
nichtungsarten und der vorher üblichen Abschiedsfeier wird nur 
vernunftgemäße Prüfung der Forderung dieser Gleichberechti- 
gung und Achtung vor der Wahl der Feuerbestattung als Be- 
stattungsart, mindestens Duldsamkeit gegenüber anders Denken- 
den und nichts Ungerechtes, wenn auch vorerst von Sitte 
und Gebrauch Abweichendes Fordernden, begehrt. 


T: 


Kirchliche Einwände. 


Das Non plus ultra der Gegnerschaft auf diesem Gebiete 
leistete unlängst Professor D. Dr. A. Freybe in Halle a/S., 
der sich durch eine ansehnliche Reihe im Verlage ©. Bertels- 
mann in Gütersloh erschienener Schriften ethisch-kirchlichen In- 
halts hervorgetan hat, in seiner 1908 im Verlag der Buchhand- 
lung des Waisenhauses .zu Halle erschienenen Schrift: „Erd- 
bestattung und Leichenverbrennung“ (136 S., Preis 2,4 Mk.), 
ganz besonders vom kirchlich-dogmatischen und ethischen Stand- 
punkt aus, selbst gegenüber der Erklärung der Eisenacher evange- 
lischen Kirchenkonferenz von 1898, daß die Frage der Feuer- 
bestattung mit dem Dogma der christlichen Religion in keiner 
Beziehung, wohl aber mit der kirchlichen Sitte im Widerspruch 
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stehe. Der Verfasser jener Schrift geht davon aus: „Die Be- 
erdigung der Leichen, weit entfernt nur eine Volkssitte zu sein, 
ist vielmehr eine aus der Uroffenbarung stammende 
und ins Leben der Völker getragene Gottesord- 
nung, die sittenmäßig fortgepflanzt und geübt wird, sich selbst 
aber über alle Sitten und Gebräuche, die dem natürlichen Volks- 
tum entstammten, weit erhebt.“ Ueber allen noch so sinnvollen 
Sitten stehe die an Gottes Wort festgebundene Sitte (z. B. Ps. 147, 
Ezech. 11,20): „Daß gerade die Beerdigung eine solche aus der 
Uroffenbarung stammende durch die ganze Heilige Schrift alten 
und neuen Testamentes stets neu bestätigte und geheiligte, von 
der Kirche bewahrte und stets geübte und ins Leben der Völker 
getragene Gottesordnung und keine von Menschen auf- 
gebrachte Volkssitte sei“; das zu zeigen hat Dr. Freybe unter- 
nommen. Nach den Offenbarungsaussprüchen, deren zahlreiche 
aus der Heiligen Schrift aufgeführt sind, solle der Leichnam, 
aus Erde entstanden, wieder zur Erde, nicht zu Feuerasche 
werden und das Begraben sei die einzige gottgewollte Weise 
der Vollziehung der alten Gottesordnung gewesen, bei der die 
Christen ohne weiteres geblieben seien um so mehr, da diese 
Gottesordnung obendrein durch ihres Heilandes Begräbnis be- 
stätigt und geheiligt gewesen. „Schon dadurch, daß die Hl. 
Schrift gar nicht mit der Möglichkeit der Leichen- 
verbrennung rechnet und daß von dem Wort an: ‘Du bist 
Erde und sollst zur Erde werden’ bis zu der Verheißung für die 
im Herrn Sterbenden: ‘Sie ruhen von ihrer Arbeit’ überall 
die Voraussetzung waltet, daß die Leichnamein 
der Erde liegen, erscheint die Beerdigung als eine Gottes- 
ordnung, wie andererseits jede andere Behandlung der Leichen 
als ein Abfall von ıhr“ .... „Schon durch unsere Taufe 
(nach Röm. 6) dazu bestimmt, ‘mit Christo begraben zu werden 
in den Tod’, haben wir als Christen für die Bestattung des Leibes 
keine andere Wahl als die des Begräbnisses.“ Woher aber leitet 
D. Freybe seine Behauptung der Uroffenbarung und deren Fort- 
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leben in der Tradition ab? 8.15 geht er aus von der geheimnis- 
vollsten Bestattung Mosis’ im Tale im Lande Moab (Deut. 34, 6) 
durch Gott Selbst (wohl durch den Dienst seiner heiligen 
Engel), womit er außer Zweifel gestellt, daß das Begraben die 
einzig gottgewollte Weise der Vollziehung der alten Gottesord- 
nung sei. Aber die an diese mystisch-spiritistische Sage geknüpfte 
Folgerung? „Wollte Gott, wie man uns gesagt hat, die Leiche 
und das (irab Mosis einem etwaigen Kultus der Menschen ent- 
ziehen, so hätte er dies nach menschlicher Meinung noch viel 
sicherer durch Verbrennen derselben erreichen können und die 
‘Krematisten’ unserer Zeit würden und dürften sich darauf be- 
rufen. So aber bestätigt er selbst das Begraben für alle Zeit 
als die einzige Seiner Willensordnung entsprechende Bestattungs- 
weise, indem er den Leichnam Mosis, des Mittiers des Alttesta- 
mentlichen Bundes, nicht durch Feuer zerstört, sondern selbst 
ihn zur Erde bestattet.“ Die Personifizierung Gottes in einer 
menschlichen Funktionsübernahme eines Leichenbestatters ging 
dem Schriftgelehrten hier doch wohl zu weit, weshalb er in der 
Parenthese diensttuende Engel als von Gott, den wir doch als 
„Geist“ verehren und im Geist anbeten sollen, beauftragt mit 
dem Begraben, annehmen möchte!? Dazu muß die „Uroffen- 
barung“ und „Urtradition“ herhalten! 

Im Abschnitt IX seiner erwähnten Schrift beantwortet Prof. 
D. Freybe 8. 92 ff. die Frage: „Darf die Kirche sich bei der 
Leichenverbrennung segnend, weihend, tröstend beteiligen?“ in 
konsequent schroffer Weise ablehnend. Gegenüber der bei der 
E.-B.! am offenen Grabe oder Beisetzung in erbauter Gruft üb- 
lichen Beteiligung durfte die Frage gar nicht so gestellt werden, 
da niemand verlangt, daß Kirchenvertreter unmittelbar vor dem 
Ofen eines Krematoriums wie vor der offenen Gruft einer Trauer- 
feier, um die es sich abseits des Verbrennungsraumes bei dem 
dem weltlichen Vernichtungsakt vorausgehenden kirchlichen Akt 
handelt, abhalten. Um der Abneigung gegen die F.-B. auch als 
weltlichen Akt gerecht zu werden, wird mehrfach gefordert, daß 
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der Ort für die abzuhaltende Trauerfeier nicht in unmittelbarer 
Verbindung mit dem Verbrennungsraum, etwa durch eine Ver- 
senkung, stehe, oder daß ein Zwischenraum von einigen Stunden 
zwischen der in der Parentationshalle oder Kapelle abgehaltenen 
Trauerfeier und der nachfolgenden Einäscherung im abgesonderten 
Verbrennungsraum liegen müsse, oder daB eine Abschiedsfeier 
nur in der Leichen- oder Parentationshalle oder sogar nur im 
 Trauerhause im engsten Kreise der Leidtragenden, also an kirch- 
lich nicht geweihter Stelle, ja sogar von einem Geistlichen nur 
ohne Ornat, um den ablehnenden Standpunkt des Kirchenregi- 
ments zu markieren, oder überhaupt nicht vor einer F.-B. ab- 
gehalten werden dürfe. Ganz vereinzelt, wo die kirchliche Feier 
aber in der F'riedhofs- oder kirchlich geweihten Krematoriums- 
kapelle mit Sargversenkungsvorrichtung stattfinden darf, ist die 
Beteiligung des Geistlichen bis zur Schließung der Versenkung 
vor der Trauerversammlung gestattet, bezüglich geboten. Daß 
vor Beginn des Versenkungsaktes der Geistliche unter Zurück- 
lassung der Trauerversammlung oder vor dem Hinaustragen des 
Sarges aus der Kapelle zum Verbrennungsbau, sich entfernen 
muß, kennzeichnet sich als eine die scheinbare Toleranz gegen- 
über den Anhängern der F.-B. beschränkende, gegen diese über- 
haupt gerichtete, intolerante Ablehnung des doch nur weltlichen 
Bestattungsaktes in demonstrativer, das Gefühl der Trauernden 
empfindlich verletzender Form, wie nicht zu bestreiten ist. 
Gegen diese Modalitäten wendet sich D. Freybe mit kon- 
sequenter Schroffheit, indem er in der Ueberschrift zu dem Ab- 
schnitt IX die vorangestellte Frage summatim dahin beantwortet: 
„Mit Gebet und Gottes Wort weihen und segnen kann und darf 
die Kirche nur das, was nach göttlicher Ordnung geschieht. 
Natur- und Gottwidriges zu weihen und zu segnen ist ein noch 
größerer Frevel als jenes selbst. Jede Beteiligung der Kirche 
bei Leichenverbrennung schädigt das Volksbewußtsein und führt 
zu heidnischen Anschauungen zurück. Einige kirchliche und 
staatliche Entscheidungen über die Behandlung der Asche ver- 
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brannter Leichen. Der Spott der Welt in den Fällen, in wel- 
chen die Kirche modernen Zeitbestrebungen entgegentritt. Die 
Leichenverbrennung ein Agitationsmittel zum Zweck der Los- 
trennung von der Kirche. Wo man aus der göttlichen und kirch- 
lichen Ordnung heraustritt, kann man nicht ohne Hohn auf sie 
nach Weihe, Segen und Trost der Kirche verlangen. Die Feier 
im Familienkreise und die in der Sprechhalle des Friedhofs vor 
der Leichenverbrennung. Darf die Kirche sich an dieser be- 
teiligen und wird durch Versagung der Bitte darum seitens der 
Hinterbliebenen das ‘evangelische Trostamt’ verletzt?“ Diese ganze 
Deduktion leidet an dem Mangel der Trennung zwischen dem 
rein weltlichen Leichenvernichtungsakt als einer Natur- 
notwendigkeit in der Form der Beerdigung oder Verbrennung 
auf der Erde, oder Versenkung auf hoher See von den darauf 
fahrenden Schiffen aus, von der vorausgehenden Trauerfeier, so- 
wie an der Unbeweisbarkeit der von Menschen aufgestellten An- 
nahme und verbreiteten Lehre eines geoffenbarten Gottesgebotes, 
daß nur die E.-B. als geheiligte Volkssitte, abgesehen von Leichen- 
versenkung auf hoher See, als Bestattungsart oder Leichenrer- 
nichtungsform, zu beobachten sei. Jenes Gottesgebot aber ist 
eine vom geistig begabten Menschen, als unbeweisbar, als durch 
geistig hochbegabte Menschen geoffenbartes aufgestellt und fort- 
gesetzt überliefert worden, vom Judentum in das Christentum 
und in letzterem durch die Grablegung Jesus’ gestützt worden, 
ohne daß dieser sich jemals über diese Form als ausschließlich 
geheiligte Volkssitte der Bekenner seiner Lehren für alle Zu- 
kunft des „Reichs Gottes auf Erden“ geäußert hat. 
Außerordentlich ist das Bemühen Freybes, das Wort: „Du 
bist Erde und sollst zur Erde werden“, da göttlicher Offenbarung 
entstammend, als einen unanfechtbaren Beschluß, ein sic volo, 
sic jubeo aus Gottes eigenem Munde erscheinen zu lassen, „also 
als ein Dogma, eine lex veri rectique (Cicero) von eminenter 
Bedeutung, im direkten Gegensatz und Widerspruch zu der 
Meinung, daß die Bestattung zur Erde kein Dogma sei, daß der 
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Leichenverbrennung keine dogmatischen Bedenken entgegenstän- 
den“. Bezeichne man doch speziell auch sittliche Normen und 
Gebote außer den festgestellten Glaubenswahrheiten als D og- 
ma, die in anerkannter Geltung stehende Lehre, während die 
als direktes, offenbartes Gottesgebot keiner kirchlichen Bestäti- 
gung bedurft habe, gegen das zu handeln Sünde und Frevel sei, 
wie auch die Zerstörung des Leichnams naturwidrig. Für 
die Kirche sei das Bestatten zur Erde, das Begräbnis, eine un- 
verbrüchliche Pflicht des Gehorsams, da sie mit ihren Ord- 
nungen fest an das offenbarte Wort Gottes gebunden sei. Damit 
stellt sich D. Freybe in schroffen Gegensatz zur Erklärung der 
Evangelischen Kirchenkonferenz von 1892, daß die Feuerbestat- 
tung kein Dogma der evangelischen Kirche verletze. Vergl. 
Abschnitt V der Freybeschen Schrift. Im Abschnitt IV erörtert 
diese „Das Naturwidrige und Frevelhafte in der Leichenverbren- 
nung gegenüber dem Naturgemäßen und Pietätvollen 
in der Leichenbestattung“* (zur Erde), indem, statt die göttliche 
Naturordnung in der allmählichen Auflösung der Leiche walten 
zu lassen, in Anmaßung eigener Machtvollkommenheit eine plötz- 
liche Zerstörung derselben eingesetzt und damit zum mindesten 
ein Gewaltakt verübt werde, der schon für jeden natürlich 
denkenden und empfindenden Menschen etwas Verletzendes 
habe. „Jeder Gewaltakt aber gegen das Naturgemäße trägt 
schon, wo er ohne zwingende Not erfolgt, etwas Frevelhaftes 
an sich und wird vollends zum Frevel, wenn jene Naturordnung 
eine mit klaren Worten ausgesprochene und geschichtlich be- 
glaubigte, auch im consensus gentium sich bezeugende Gottes- 
ordnung ist.“ Vergl. Abschnitt II: „Begräbnis und Leichen- 
verbrennung im Heidentum der indogermanischen Völker“. Jener 
Frevel in der Leichenverbrennung sei ein direkter Eingriff in die 
reservata Dei, dessen Anblick im Feuerofen ein geradezu Ent- 
setzen erregender sei, „als sollte an dem Leichnam noch eine 
infamierende Strafe vollzogen werden“, — ein Frevel gegen die 
Natur wie gegen Gott, dessen sich nur Heiden und ins Heiden- 
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tum zurückfallende Christen schuldig machen könnten. 
Die „krematische Bewegung“ sei ein Abfall vom Christentum, 
eine Verspottung der Auferstehungshoffnung, die Leichenverbren- 
nung eine Sünde, weil sie gegen Gottes Gebot und christliche 
Ordnung verstoße und das Bild der ewigen Vernichtung 
in sich schließe. Die Sitten und Gebräuche bei der Toten- 
bestattung seien sinnbildliche Handlungen, die aus dem reli- 
giösen Gefühl für ein Reich des Geistes und Ueberirdischen ent- 
sprängen, welche im besonderen die herrschenden Vorstellungen 
über das Schicksal der Seele nach dem Tode ausdrückten und 
so geradezu Bekenntnisse des religiösen Glaubens würden. 
„Da wir die Vorstellung nicht vollziehen können, daß die Seele 
durch den Schlot des Feuerofens fahren und auf dem Rauch 
zum Himmel getragen werde, so haben wir nur das Bild der 
schnellsten und radikalsten Vernichtung, die 
sich überhaupt bewirken läßt, und diese Vorstellung überträgt 
sich unwillkürlich auf die gesamte Persönlichkeit, also auf die 
Seele des Toten. Sie geht in der Vorstellung auch in Rauch 
auf, ihr Dasein als Einzelwesen hat ein Ende, sie verschwindet 
im All-Einen. Die sinnbildliche Bedeutung der 
Leichenverbrennung ist daher ein Spott auf 
die Hoffnung der Auferstehung und des ewigen 
Lebens.“ Man möchte hier fragen, welche Vorstellung hat 
die Orthodoxie von dem Verbleiben der Seele nach dem Eintritt 
des Todes? etwa im Leichnam bis zur Auferstehung der letzten 
Ueberreste in Erde? Dann könnte das ebenso in der Leichen- 
asche, die noch viel länger als zu Erde gewordene Knochenteile 
sich in Gefäßen erhält, geschehen. Hat doch Freybes Lands- 
mann, der Geh. Oberkirchenrat D. Bard in Schwerin einen 
„Auferstehungskeim“ entdeckt! Ein Auferstehen des Leibes und 
der darin erhaltenen oder in ihn wiederkehrenden Seele ist als 
unmögliche Naturerscheinung dem Glauben als Fürwahrhalten 
unfaßbar, weniger das Entweichen der Seele mit dem sicheren 
Tode aus dem Körper als eine Substanz nach menschlicher Vor- 
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stellung, mindestens ein Hauch, ein geistiges Fluidum? aber wo- 
hin entweicht es? In die unfaßbare Ewigkeit und Unendlichkeit, 
für die das Reich Gottes der Einbildung als unnahbar vorgestellt 
wird von der Lehre hochbegabter Menschen als Vermittler höchster 
göttlicher Offenbarung, die sie phantasievoll dem Gefühle der 
Menschen bis zum Glauben zugänglich gemacht haben und deren 
Nachfolger sich berufen fühlen, zum Heile der Menschheit die 
Glaubenslehre jener Vermittler fortzupflegen in mehr oder weniger 
Einschränkung der Denk- und Forschungsfreiheit in der Fort- 
entwickelung des menschlichen Lebens, 

Daß zur Orthodoxie Geneigten und der großen Menge der 
Zweifler die Freybesche Schrift eine willkommene Gabe sein wird, 
ist wahrscheinlich. Dem gegenüber ist es erfreulich, wenn auch 
freidenkende Geistliche sich hören lassen. So berichtete die 
Zeitung „Deutschland“ über einen in Weimar am 28. April 1908 
im dasigen Feuerbestattungsverein von dem Hamburger Haupt- 
pastor Stage über „die Stellung der evangelischen Kirche zur 
Feuerbestattung“ gehaltenen Vortrag in dieser Beziehung daraus 
Folgendes: „Es steht in der Bibel, daß bei den Juden bei be- 
sonders ehrenvollen Begräbnissen das Verbrennen vorkam, wenn 
auch im allgemeinen das Begraben üblich war. Aber diese Be- 
stattungsart war nur eine Sitte des Volkes und bezeichnet keine 
prinzipiell religiöse Forderung. Nicht wenige Gegner der Feuer- 
bestattung behaupten, es sei eines Christen nur würdig, so be- 
stattet zu werden, wie Jesus. Aber Jesu Leichnam sollte nicht 
dem Verwesungsprozeß übergeben, sondern einbalsamiert werden. 
Die Feuerbestattung lag für Jesus wie auch für die Apostel voll- 
ständig fern; Paulus aber, der die Feuerbestattung bei den Heiden 
sicher kennen gelernt hat, kämpft nirgends dagegen an. Im 
übrigen wird in der Bibel so manches gefordert, worüber sich 
die Sitten allmählich hinweggesetzt haben. Aber bei der Feuer- 
bestattung handelt es sich um den Auferstehungsglauben, sagen 
die Orthodoxen. In Zeiten des orthodoxesten Luthertums herrschte 
die Anschauung, daß der Auferstehungsleib vollständig mit dem 
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körperlichen Leib identisch sei. Heute ist man von diesem Wahn 
abgekommen. Das entsprach auch nicht den Anschauungen der 
Märtyrer und ersten Christen. Schon vor zehn Jahren hat des- 
halb auch die „Kreuzzeitung* zugegeben, daß der Feuerbestat- 
tung kein dogmatisches Bedenken entgegensteht, Der Haupt- 
grund des kirchlichen Widerstandes gegen die Feuerbestattung 
liegt darin, daß die Erdbestattung christliche Volkssitte 
sei und deshalb geschützt werden müsse. Daß die Sitte besteht, 
stellt niemand in Abrede, aber es fragt sich, ob diese Beerdigung 
etwas spezifisch Ohristliches ist. Im alten Rom bestand die Ver- 
brennung neben der Beerdigung, die bei dem gewöhnlichen Volk 
Usus war, weil sie sich billiger stellte. Da das Christentum seine 
ersten Anhänger unter den Armen fand, so bürgerte sich die 
Beerdigung bei den COhristen ein. Bei der Taufe haben wir heute 
auch das Untertauchen nicht mehr; die Hexenverbrennung war 
auch einmal christliche Volkssitte. Eine Volkssitte zu einem 
göttlichen Gesetz stempeln zu wollen, ist aber nicht evangelisch. 
Also beruht die Gegnerschaft gegen die Feuerbestattung nur auf 
Abneigung. Das ist jedes Menschen gutes Recht; deshalb ver- 
langen auch die Anhänger der Feuerbestattung für die Feuer- 
bestattung keinen Zwang. Aber wie steht es heute in Preußen? 
Am Grabe eines Mörders waltet der Geistliche seines Amtes. 
Am Sarge eines Menschen aber, der ein vorbildliches Leben viel- 
leicht geführt hat, dessen Leichnam aber durch Feuer bestattet 
wird, ist dies dem (Geistlichen versagt. Wer schon Gelegenheit 
hatte, einer Feuerbestattung beizuwohnen, wird finden, daß die 
Zeremonie würdig und feierlich ıst. Töricht ist es, zu sagen, 
daß es keine geistlichen Lieder, Sprüche und Verse gebe, die 
bei der Feuerbestattung angewendet werden können. Deshalb 
sage ich zum Schluß: Die evangelische Kirche ist schlecht be- 
raten, wenn sie mit ihren schwächlichen Machtmitteln den Kampf 
gegen die fakultative Feuerbestattung unternimmt. Einen stich- 
haltigen Grund gegen die Feuerbestattung gibt es nicht. Das 
protestantische Prinzip haben die Gegner nicht auf ihrer Seite, 
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den Sieg werden sie sicher nicht erringen. Darum kann ich es 
nur für die Pflicht aller wahren Freunde der evangelischen Kirche 
halten, mitzuarbeiten an der Beseitigung dieses falschen Vor- 
urteils, nicht zum wenigsten im Interesse der Autorität der Kirche. 

Nicht unerwähnt bleiben darf auch hier, daß die deutsch- 
evangelische Kirchenkonferenz zu Eisenach vom Juni 1898 mit 
28 gegen 4 Stimmen folgende vom ersten Berichterstatter, Prä- 
sidenten Voigts-Hannover aufgestellten vier Leitsätze annahm: 

1. Die Feuerbestattung ist, obschon sie keinem (Gebote 
Gottes und keinem Artikel des christlichen Glaubens an sich 
widerspricht, und auch in den Bekenntnissen der evangelischen 
Kirche nirgends verworfen wird, doch der an die heilige 
Schrift sich anschließenden, in der christlichen 
Kirche allgemein bestehenden uralten Sitte und den diesen 
entsprechenden Ordnungen zuwider. 

2. Die evangelische Kirche hat gegenüber der auf die 
Einführung der Feuerbestattung gerichteten, als Einzel- 
bestrebung zu charakterisierenden Bewegung für die Bewah- 
rung der im christlichen Volks- und Gemeindebewußtsein 
festbegründeten Sitte des Begräbnisses einzutreten. 

3. Dem entsprechend ist dem Geistlichen die amtliche 
Beteiligung bei einer Feuerbestattung und allen mit dieser zu- 
sammenhängenden Feierlichkeiten nicht zu gestatten. Hier- 
bei bleibt die Pflicht der Geistlichen bestehen, im engeren 
Kreise der Leidtragenden den Trost des göttlichen 
Wortes darzubieten. 

4. Feierliche Beisetzung von Urnen mit den Ueberresten 
der durch Feuer bestatteten Leichen ist auf kirchlichen 
Begräbnisstätten als deren Bestimmung widersprechend nicht 
zulässig. 

Im preußischen Abgeordnetenhause vertrat namens der 
konservativen Partei Pastor Schall diese Stellung der Eisenacher 
Kirchenkonferenz; darauf erwiderte namens der nationalliberalen 
Partei Dr. Krause, daß die Zulassung der fakultativen F.-B. 
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mit der Sitte der E.-B. gar nicht in Widerspruch trete und 
erstere mit der Betätigung der christlichen Religion gar nicht im 
Zusammenhang stehe, es vielmehr lediglich Sache persönlicher 
Anschauung sei, ob sich jemand der kirchlichen Sitte mehr unter- 
werfen wolle, als der Ueberzeugung, daß in dieser nicht ein 
Religionsgebot enthalten sei; der Grundsatz evangelischer Ge- 
wissensfreiheit und Toleranz werde durch Ablehnung der F.-B. 
verletzt. Auch Pastor Janssen-Kiel erklärte auf dem im Sep- 
tember 1906 abgehaltenen Verbandstage deutscher Feuerbestat- 
tungsvereine im Anschluß an den Ausspruch der Eisenacher 
Kirchenkonferenz von 1898, die Sitte der E.-B. könne nicht als 
spezifisch „christlich“ bezeichnet werden, da sie auch vor der 
Geburt Christi in Uebung gewesen sei. Die Ansicht, daß durch 
die Verbrennung die Seele des Menschen vernichtet werde, sei 
groteske Auffassung nur eines Geistlichen in Rostock. Die 
Auflösung der Leiche durch Feuer oder Verwesung berühre keines- 
wegs den Auferstehungsglauben. Widerspreche die F.-B. der 
christlichen Sitte, so tue das auch die Einbalsamierung der Lei- 
chen und die Beisetzung in einem Mausoleum. Nicht das Fest- 
halten an der Sitte sei Aufgabe der Kirche, sondern die Förde- 
rung der Sittlichkeit durch Verkündigung des Evangeliums. 
Die Achtung vor der Kirche werde nicht erhöht, wenn sie die 
äußere Form höher stelle als Geist und Inhalt; bei neuen Ge- 
danken solle die Kirche zur Erhaltung der Achtung vor ihr sich 
nicht ablehnend verhalten, sondern die Führung zu übernehmen 
bemüht sein, den Geistlichen die Beteiligung an einer F.-B. ge- 
radezu zur Pflicht machen, um sich neue Anhänger zu gewin- 
nen. Vorbildlich, wie in Schweden, sei die schleswig-hol- 
steinische Landeskirche. 

Von hervorragender Bedeutung war die bald nach der Eise- 
nacher evangelischen Kirchenkonferenz veröffentlichte Schrift des 
Generalsuperintendenten und Oberpfarrers zu Coburg Wilhelm 
Bahnsen: „Die Stellung der evangelischen Kirche zur Feuer- 
bestattung“ (Verlag von A. Duncker in Berlin 1898), ein aus- 
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gearbeiteter Vortrag, den er als Mitberichterstatter gegen die vom 
Präsidenten Voigts aufgestellten Leitsätze gehalten hatte; vergl. 
die eingängs erwähnte Schrift: „Gleichberechtigung der Feuer- 
und Erdbestattung“ S. 19 fl. Darin widerlegt B. die Behaup- 
tung; daß die Leichenverbrennung dem kirchlichen Lehrsatz von 
der Auferstehung widerspreche, der die Ausschließlichkeit der 
E.-B. erfördere. Die kirchliche Anschauung von dieser fußte 
auf der Bestattung der Leiche des Stifters der christlichen Kirche 
in ein Felsengrab, aus dem der Sage nach der Leib Christi wieder- 
gekehrt sei, häch Wegwälzung der vor die Oeffnung der Gruft 
gelehnten Felsenplatte. (Eine E.-B. im heutigen Sinne hätte 
übrigens eine Auferstehung des Leibes unmöglicher erscheinen 
lassen.) Diese Gräblegung in eine Felsengruft entsprach den 
Gebräuchen des Judentums als maßgebend und daran schloß 
sich die Erzählung der Evangelisten von der Auferstehung Christi, 
an die das Dogma von der Auferstehung der Verstorbenen am 
jüngsten Tage, dem Weltende u.s.w. anknüpfte, ohne daß 
Christus selbst sich je über die Bestattungs- 
frage geäußert hät; auch ohne daß sich im Alten Testa- 
ment etwas findet, wonach bei den Israeliten die E.-B. die einzig 
erlaubte Bestattungsart für Menschenleichen gewesen sei, wenn 
auch die Scheu vor dem als Verschärfung der Todesstrafe gel- 
tenden Verbrennen mit dem Glauben, auch nach dem Tode sei 
die Seele noch an den Körper gebunden, zusammenhing, wurde 
die Beibehaltung der E.-B. bei der Grablegung Christi zur christ- 
lichen Sitte und Ordnung, der von der Priesterherrschaft 
gegenüber der heidnischen Leichenverbrennung Ausschlieö- 
lichkeit beigelegt ward, erhoben, so daß Karl der Große 
sich bewogen fand, sie, unter Androhung der Todesstrafe für 
Ausübung der Leichenverbrennung, die sich in Germanien bei 
dem Sachsenvolke noch am längsten erhalten hatte, feierlich zu 
bestätigen. Kaum hat jemand die Unterschiebung einer Ver- 
letzung des Dogmas von der Auferstehung zur Begründung der 
Ausschließlichkeit der E.-B. und Niederhaltung der Bestrebungen 
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um die F.-B. so schlagend entlarvt, als Bahnsen in folgenden 
Sätzen: Die mystische Unklarheit und Umschreibung jener Trost- 
hoffnung und Versöhnungslehre, welche ein tiefes Verständnis 
der menschlichen Seelen- besonders Gefühlsstimmung erkennen 
läßt in der Stärkung des Wunsches der Wiedervereinigung der 
aus dem Erdenleben Abgeschiedenen, muß vor der geläuterten 
Erkenntnis der Denker weichen, welche jene materialistische, 
sinnliche Vorstellung verwirft, als könne der Leib-des der Ver- 
nichtung anheimgefallenen Körpers aus Erde oder Asche in der- 
selben oder anderen Gestalt erneuert dem Erdendasein wieder- 
gegeben werden. Dazu gehören noch nicht naturwissenschaft- 
liche Nachweise der Unmöglichkeit, sondern nur ein klarer Ver- 
stand, und eine Beobachtung des natürlichen Geschehens muß 
schon darauf führen, daß in dem Dogma von der Auferstehung 
des Leibes nicht eine natürliche Unmöglichkeit, sondern ein über 
das Irdische hinausreichender, erhabener Sinn zu suchen ist: die 
Lehre von der Unsterblichkeit als Erneuerung der Seele 
im Fortschreiten der Gattung der menschlichen Ge- 
schöpfe und das Wiederfinden verwandter Geister 
inder Fortbildung des Seelenlebens der Mensch- 
heit auf Erden, das ewig über dem Körperleben und frei und 
unabhängig von diesem sich fortsetzen wird, solange es noch 
Menschen hienieden gibt. Jene materialistische Auffassung sieht 
in der Verwandlung des Körpers zu Asche ein Hindernis für 
die Vorstellung einer Zusammenfügung der Bestandteile des 
Körpers eines Verstorbenen bei der Auferstehung, während sie 
doch andererseits die Möglichkeit einer solchen annimmt, wenn 
der Körper in der Erde ebenfalls zur Erde geworden ist, nur 
durch eine andere Art der Verbrennung, d. i. die Verwesung. 
Dabei bleibt sie im Ungewissen, ob die Seele des Verstorbenen 
im Körper oder in deren Ueberresten fortlebt oder entwichen 
ist, und wohin und ob sie in einen auferstandenen Leib zurück- 
kehrt und woher? Den Beweis für den Satz: „Der Auferstehungs- 
leib der Schrift trägt nichts an sich von der irdischen Materie, 
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die ins Grab, sinkt“, hat Bahnsen u. E. mit Erfolg geführt. 

Auch Pfarrer a. D. Blöhbaum hat in Vorträgen (1906) 
über die Stellungnahme des unverfälschten Neuen Testaments 
zur Frage über ein Fortleben nach dem Tode im Jenseits nach- 
zuweisen versucht, daß das orthodoxe Dogma von der leiblichen 
Auferstehung angesichts der Mitteilung Christi bei Lukas 16, 31 
und bei Paulus an die Römer 6, 4, an die Kolosser 3, 1, an 
die Epheser 15, 14 nicht aufrecht zu erhalten sei, daß vielmehr 
das Neue Testament von der Entwickelung des religiös- 
moralischen Elementes im Menschen, der Seele, 
von der religiösen Auferstehung, von der Notwendigkeit einer 
sittlichen Erhebung des Menschen aus der Sündhaftigkeit zu 
besserer und höherer Religiosität — kurz von dem Entwik- 
kelungsgedanken, der sich in Christo offenbart habe, als 
dem Erstling der Auferstehungslehre, ausgegangen sei. Bei den 
Jüngern ihres Herrn und Lehrers habe nach dem Tode Jesus 
das begeisterte Bewußtsein von der Macht seiner Ideen sich bis 
zu jenen Erscheinungen gesteigert, die im Neuen Testament un- 
verkennbar mit Namen und Kennzeichen von Visionen dargestellt 
werden. S. das Weitere in „Gleichberechtigung der Feuer- und 
Erdbestattung“ a. a. O. 8. 20 ft. 

Muß wohl oder übel die an jener materialistischen Auffas- 
sung hängende Orthodoxie in der katholischen wie evangelischen 
Kirche Gegnerin der F.-B. sein, so brauchen es vom dogma- 
tischen Standpunkt aus nicht diejenigen zu sein, die Blöh- 
baum folgend den Entwickelungsgedanken in dem Fortschreiten 
der Seelenentwickelung hienieden aus der Auferstehungslehre 
erkennen und als nur übrig bleibend, da das höhere Element 
im Menschen, die Seele oder sein Gemüt (Geist ?), nach dem 
Tode mit Sinnen nicht wahrnehmbar sei, die Annahme aufrecht 
erhalten, die Seele existiere nach dem Neuen Testament 
in einem Jenseits bei Gott fort (Pred. Sal. 12,7), wie auch Jesus 
nach seinem Tode zu Gott im Jenseits eingegangen sei (Lukas 
23, 43), wo sich in einer unsichtbaren Welt die religiös-mora- 
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lische Entwickelung fortsetzen müsse von der Stufe aus, die der 
Mensch iin Diesseits erreicht hatte. Ebenso verwirft Dr. Jo- 
hannes Müller in seinem 1907 im C. G. Betkschen Verlag 
— München — erschienenen Schriftchen „Von Leben und Sterben“ 
die orthodoxe Lehre von der Auferstehung des Fleisches wie die 
miaterialistische Auffassung vom Entstehen des Geistes mit dem 
des Körpers und will den Geist nur in einer vorläufigen Ab- 
hängigkeit vom Körper, so wie wir ihn kennen, aber doch als 
etwas Eigenartiges, vom Körper sich Emanzipieren- 
des, das in Gott zur Ewigkeit berufen wird, betrachtet wissen. 
Sobald die Empfindung des eigen- und einzigartigen Selbst jedes 
einzelnen Menschen und seines unschätzbaren Wertes itis Be- 
wußtsein tritt, erwachte sofort die Klarheit ewiger Bestimmung 
und ewigen Lebens. Auf das unerschütterliche Verlangen der 
Menschen nach einem Fortleben des vom Körper mit dem Tode 
ausscheidenden Geistes führt Dr. J. Müller den Glauben an 
eine Ewigkeit zurück, wie auch auf das Verlangen des Wieder- 
findens Geistesverwandter in einem Jenseits des allmächtigen 
Gottes. Anhänger auch dieser Anschauung haben vom religiö- 
sen Standpunkt aus keine Ursache, Gegner der F.-B. zu sein. 
Auch über die Stellung der katholischen Kirche zur F.-B.- 
erteilt Bahnsen a. a. O. Auskunft. In ihren ausschlaggeben- 
den Verordnungen herrscht der Gedanke vor, daß die Leichen- 
verbrennung ein Akt der Freimaurerei und Verachtung der 
Religion, nach Auffassung des strenggläubigen Klerus „Teufels- 
werk“ sei. Ein päpstliches Dekret vom 19. Mai 1886 untersagte 
den Priestern bei einer Leichenverbrennung als „heidnischer 
Sitte“ zu amtieren, und den „guten“ Katholiken den Beitritt zu 
einem Feuerbestattungsverein. Eine mildere Auffassung trat 
erst 1902 insofern ein, als eine geistliche Mitwirkung bei einer 
der F.-B. vorausgehenden Trauerfeier nur dann gestattet sein 
solle, wenn dem Verstorbenen nicht die Verursachung der F.-B. 
zur Last falle, worin die Verachtung der Religion erkennbar 
wäre, welche fremder Wille in der geförderten F.:B. zum Aus- 
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druck bringe; das solle den Verstorbenen nicht um die kirchliche 
Segnung und Ehre hringen, so daß nicht ihn, sondern diejenigen 
fremden Personen, die eine aus der Freimaurerei hervorgehende 
Verachtung der Religion (doch nur des päpstlichen Machtspruchs!) 
auf sich laden, der Vorwurf der Irreligiosität treffen würde. 
Sonach soll dem Schuldlosen im Tode, d. h. demjenigen, der die 
F.-B. nicht bestimmt oder nicht gewünscht hatte, vor einer sol- 
chen von anderen veranlaßten der kirchliche Brauch und Segen 
nicht versagt werden. Klerikale Starrheit kommt aber doch 
nach vor. In einem Amtsblatt des bischöflichen Ordinariats zu 
Mainz von 1904 wurde den Gläubigen streng verboten, Ver- 
fügungen zur Verbrennung des eigenen Leichnams zu treffen 
oder die Leiche eines anderen verbrennen zu lassen, auch nur 
einem Feuerbestattungsvereine beizutreten. Der katholische 
(seistliche soll jede Beteiligung an einer F.-B. ablehnen und 
einem katholischen Christen, der den Verboten seiner Kirche 
zywiderhandelt, die Spendung des Sakraments verweigern. Selten 
wagt sich die Kritik an derartige Verbote heran. Eine Ver- 
schiebung des Kampfes um die F.-B. auf ein anderes Gebiet 
leistete sich ein in einer Reihe katholischer Blätter veröffent- 
lichter Artikel: „Katholische Theologen und Feuerbestattung“, 
worin der Widerstand der katholischen Kirche damit begründet 
wird, 1. daß die moderne Agitation die Verbrennung der Lei- 
chen aufnahm zu einer Bekämpfung der christlichen Lehre der 
Auferstehung der Toten, 2. daß diese Agitation die Leugnung 
der Unsterblichkeit der Seele befürwortet hat, 3. daß die Urnen- 
schwärmer die Leichenverbrennung zur Parole in ihrem Kampf 
gegen das Ohristentum gemacht und 4. daß sie selbst die Frage 
mjt der Leugnung christlicher Lehren verquickt haben. Sehr mit 
Recht wies der Verfasser der bekannten Schrift „Die Feuerbe- 
stattung“ (Leipzig, 1904) M. Pauly in der folgend erwähnten 
Erwiderung derartige Unterstellungen als unbewiesene Be- 
hauptungen, als grobe Unwahrheit, in subjektiver wie objektiver 
Beziehung, sogar als „groben Unfug“ energisch zurück. 
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Der Professor der katholischen Theologie in Würzburg, H. 
Schall, in der Schrift: „Die neue Zeit und der alte Glaube“, 
von der er kurz vor seinem Tode manches zu widerrufen sich 
veranlaßt sah, erklärte die Art der Totenbestattung für ganz 
unabhängig von dem Glauben an die Auferstehung des Fleisches 
und daß es kein Recht gebe, die Leichenverbrennung als 
etwas Unkirchliches zu bekämpfen; ferner, wie die Toten- 
bestattung mit den Fortschritten der Zeit eingerichtet werde, sei 
in erster Linie vom hygienischen Standpunkt aus zu beurteilen, 
aber der Religion werde kein Dienst erwiesen, wenn man etwas, 
was vielleicht doch noch komme, brandmarke und im Namen 
les Christentums bekämpfe. Vergl. „Die Flamme“ 1907 No. 371 
S. 5322: „Katholische Theologen und Feuerbestattung“ von M. 
Pauly-Berlin.e Darin wird der Widerruf Schalls mit der 
Tatsache beleuchtet, daß Schall auf ein Dankestelegramm des 
Verbandstages der Feuerbestattungsvereine deutscher Sprache 1898 
durch seine Zuschrift an den Vorstand seine Stellung zur F.-B. 
ausdrücklich aufrecht erhalten hat. Was ein derartiger, von 
der Drohung der Exkommunikation veranlaßter Widerruf besagt, 
ist allgemein bekannt. Auch der Professor des katholischen 
Kirchenrechts in Pavia, Dr. Bucelaki hat seine 1874 über die 
F,-B. abgegebene Erklärung 1885 öffentlich widerrufen (!). In 
der Lösung der unter Annahme der Zulässigkeit der F.-B. neben 
der E.-B. gestellten Frage um die bei letzterer üblichen Betei- 
iigung der Geistlichkeit steht die altkatholische Kirche 
voran. Maßgebend war bereits die Verordnung ihres Bischofs 
und der Synodenrepräsentanten vom 10. Februar 1892 Nr. 4: 
„Wenn der Geistliche weiß, daß die Leiche verbrannt werden 
soll, darf er die Einsegnung im Sterbehause, auch in der Lei- 
chenkapelle, wenn die Leichen in eine solche übertragen zu wer- 
den pflegen, vornehmen; er hat sich aber streng an das Rituale 
zu halten, selbstredend unter Weglassung dessen, was im Rituale 
für die Funktionen am Grabe bestimmt ist. Die Abhaltung 
einer Rede ist im Sterbehause (Kapelle) zulässig, es darf jedoch 
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die Verbrennung nicht erwähnt werden (auch nicht das Wort 
„Asche“, das auch auf Denkmälern für zur Erde 'Bestatteten 
oftmals zu lesen ist?).... Wenn die Leiche mit der Bahn 
(oder etwa im Wagen) in einen anderen Ort gebracht werden 
soll, ist außer der Einsegnung im Sterbehause die geistliche 
Begleitung bis zur Bahn bezw. zum Tor gestattet unter Beach- 
tung des in Nr. 4 Vorgeschriebenen.“ 

Der Rabbiner Dr. A. Wiener in Liegnitz fand in den 
heiligen Schriften der Juden kein Verbot der F.-B. und erhob 
sich weit über die Starrheit der vermeintlich Rechtgläubigen in 
Christo mit dem Ausspruch: „Wir meinen, daß die Starrgläu- 
bigen durch ihre Verurteilung der Leichenverbrennung Unglau- 
ben oder doch, wenigstens Zweifel zu erkennen geben, daß es 
Gott möglich sei, auch den verbrannten Leichnam erstehen zu 
lassen.“ Dagegen hat der Landesrabbiner Dr. Mannheimer 
in einer Sitzung des jüdischen Landesgemeinderats in Ueberein- 
stimmung mit sämtlichen Rabbinern der verschiedensten Rich- 
tungen jegliche offizielle Beteiligung bei Feuerbestattungen ab- 
gelehnt; s. „Die Flamme“ 1907 Nr. 367 8. 5266. In der im 
Dezember 1908 vom Verein für Feuerbestattung in Altona und 
Umgegend abgehaltenen Versammlung hielt Pastor Hennecke 
von St. Katharinen in Hamburg einen Vortrag über „Die Stel- 
lung der evangelischen Kirche zur Feuerbestattung“, den er mit 
dem warmen Aufruf schloß: „Evangelische Kirche, besinne Dich, 
daß Du evangelisch bist, und gedenke des größten Gebotes; 
evangelische Kirche, gedenke, daß Du evangelisch bist im an- 
deren Sinne durch die Reformation und achte die Freiheit des 
Gewissens, kurz sei tolerant gegenüber der bescheidenen Bitte 
der Krematisten für Gestattung der fakultativen Feuerbestattung !“ 
(S. „Die Flamme“ Nr. 402 vom 15. Dezember 1908 8. 5774). 
Ueber einen am 24. Februar 1910 im Feuerbestattungsverein 
zu Saalfeld (Sachsen-Meiningen) von dem Hauptpastor Dr. 
Stage-Hamburg gehaltenen Vortrag: „Die Stellung der evan- 
gelischen Kirche zur Feierbestattung“ berichtet die „Dorfzeitung“ 
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u. a. Nachdem Redner die von den Freunden der Feuerbestat- 
tung geltend gemachten Gründe, die sich als hygienische, volks- 
wirtschaftliche und ästhetische charakterisieren, eingehend erör- 
tert hatte, lieferte er den Nachweis, daß die Feuerbestattung 
weder aus der Bibel, noch aus der Kirchenlehre, noch aus der 
religiösen Sitte stichhaltig bekämpft werden könne. Das Alte 
Testament kenne zwei Begräbnisarten, die Erdbestattung und 
das Einbalsimieren. Auf die Bestattung Jesu könne das Wort: 
„Du bist Erde und sollst wieder Erde werden“ keine Anwen- 
dung finden. Zur Zeit der Begründung des Christentums waren 
Leichenverbrennung und Erdbestattung üblich. In den paulini- 
schen Briefen findet sich nirgends ein Ausspruch, der sich gegen 
die Feuerbestattung richtet. Die Behauptung, «s sei die Erd- 
bestattung eine christliche Sitte, erweise sich als historische Un- 
wahrheit. Das Begraben war und ist kein religiöser Brauch, 
sondern Volkssitte, und Volkssitten sind der Wandlung unterwor- 
fen. Am Grab eines Mörders amtiere der Geistliche im Talar. 
Der Feuerbestattung aber solle er fern bleiben, auch wenn der 
Abgeschiedene der beste Mensch gewesen sei. Die evangelische 
Kirche sei schlecht beraten, wenn sie den Kampf gegen die 
Feuerbestattung fortsetze. Diese werde sich doch durchsetzen, 
die Autorität der Kirche aber nehme durch die Kämpfe Scha- 
den. Dem Vortrag wurde reicher Beifall gezollt.e. Herr Archi- 
diakonus Dr. Orämer-Saalfeld kennzeichnete die Stellung 
der meiningischen Kirchenbehörde als tolerante. Der Geistliche 
darf bei der Feuerbestattung mitwirken. Hat ein Geistlicher 
indessen G@ewissensbedenken, so kann er zur Mitwirkung nicht 
gezwungen werden; er mul aber einen anderen Geistlichen zu- 
lassen. 

Nicht unerwähnt bleiben mag ein in der „Flamme“ Nr. 367 
S. 5287 unter der Ueberschrift „Feuerbestattung und Religion® 
gebrachter Auszug aus einem in der Hauptversammlung des 
Duisburger Feuerbestattungsvereins 1907 vom OÖberlehrer Dr. 
Feigel gehaltener Vortrag, der manche neue Gesichtspunkte 
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aufstellte; nur der Schluß mag hier hervorzuheben gestattet 
sein. „Aus Liebe zur Kirche müssen wir verlangen, daß sie die 
Feuerbestattung nicht länger als etwas Unkirchliches brandmarke. 
Wenn die evangelische Kirche zugibt, daß die Feuerbestattung 
dem christlichen Glauben nicht widerspricht, so bedeutet die 
Verweigerung der vollen christlichen Ehren im Falle einer Ein- 
äscherung eine Ungerechtigkeit. Noch mehr! Die Kirche ver- 
säymt hei ihrer Haltung die hohe religiöse Pflicht Trauernde zu 
trösten, um einer religiös gleichgültigen Aeußerlichkeit willen. 
Ja, sie weckt auf diese Weise neue Tränen, statt Tränen zu 
trocknen. Und endlich wird sie ja doch tun müssen, was sie 
lange verurteilt hat; es ist aber immer ein klägliches Bild, wenn 
ein Fiihrer zum Vorwärtsschreiten gezwungen werden muß. Aus 
Liebe zur Kirche wollen wir dazu helfen, daß sie ihre Haltung 
bald ändere. Es gab eine Zeit, wo jede Sternwarte als ein 
Bollwerk der Gottlosigkeit galt, weil man fürchtete, mit dem 
biblischen Himmelsbild werde durch die neuen Entdeckungen 
auch der Glaube umgestoßen — heute stehen Sternwarte und 
Kirche friedlich nebeneinander. Einst wird auch zwischen Kre- 
matorium und Gotteshaus Friede und Freundschaft herrschen 
und der Glaube wird es lernen, an der Urne wie am Grabe zu 
sprechen: „Die Heimat der Seele ist droben im Licht.“ 
Unverantwortlich hat die „Kreuzzeitung“ in einem Artikel 
den nicht zu erweisenden Vorwurf in die Welt geschleudert, daß 
„die Hauptförderer der Leichenverbrennung auf kirchen- 
feindlicher Seite zu suchen seien und mit allerlei Schlagworten 
eine Einrichtung zu beseitigen suchten, die mit der Entwicke- 
lung der christlichen Kirche in engstem Zusammenhang stehe.“ 
Ist ihr denn verborgen geblieben, wie sehr von den Vorkämpfern 
der F.-B. in Wort und Schrift um die Beteiligung der Geist- 
lichkeit an den Feuerbestattungen vorausgehenden Trauerfeiern 
gestritten wird? Daß für diese entsprechende Liturgien bis zur 
Sargversenkung zur Krematoriumgruft wie bei Erdbestattungen 
unablässig gefordert werden. Daß sogar von deren Gewährung 
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Krematorienbauten abhängig gemacht worden sind? (in Jena bis 
1909 die Versenkungsanlage in der Friedhofskapelle. desgl. in 
Weimar u. a.m.); ferner die fortgesetzten Bemühungen um Aufhe- 
bung entgegenstehender oder beschränkender Bestimmungen? Das 
muß der „Kreuzzeitung“ bekannt sein und da redet sie in ihrem 
fortschrittfeindlichen Eifer von Kirchenfeindlichkeit! Kommen 
ausnahmsweise Einäscherungen in einem Krematorium ohne da- 
selbst vorausgegangene kirchliche Feier vor, so trifft dies zu- 
meist bei von auswärts zugeführten Leichen zu, nachdem ın 
ihrer Heimat eine kirchliche Trauerfeier abgehalten worden war, 
oder es findet wie bei Beerdigungen aus Gründen, wie letztwillige 
Verfügung, Mittellosigkeit, bei Verbrechern, sog. stille F.-B. statt. 
Aber auch der Versuch, die E.-B. „beseitigen“ zu wollen, 
kann den „Hauptförderern der Leichenverbrennung“ nicht vor- 
geworfen werden, da sie für diese nicht mehr als die Gleich- 
berechtigung der F.-B. mit der E.-B. in weltlicher und 
kirchlicher Beziehung erkämpfen, nicht also die E.-B. als Be- 
stattungsart ausschließen. 

Gegen den klerikalen Widerstand haben Pfarrvereine 
und Kreis- und Landessynoden der evangelischen Kirche 
entschieden Stellung genommen. Die große Mehrheit des evan- 
gelischen Pfarrvereins n Württemberg ging davon aus, daß, 
da die heilige Schrift darüber, was mit der irdischen Hülle des 
Menschen nach seinem Ableben werden soll, nichts geboten 
habe, die Verbrennung kein ausdrückliches Gottesverbot verletze 
und daher in dieser Frage der evangelischen Freiheit kein Zwang 
angetan werden dürfe. So sehr die biblischen Vorgänge und 
Gleichnisse die Beerdigung als „christliche Sitte“ empfehlen 
könnten, so könne doch die Kirche von sich aus werdenden Volks- 
sitten, dienichts Unerlaubtes darstellen, nicht ent- 
gegentreten, sondern habe sie vielmehr zu veredeln und zu ver- 
christlichen. Der Hannoversche Pfarrverein, der mit 765 
Mitgliedern fast drei Viertel der Provinzialgeistlichen umfaßt, 
hat, was vor zehn Jahren für unmöglich galt, im Jahre 1908 
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den Antrag des Berichterstatters auf völlige Freigabe der amt- 
lichen Beteiligung der Geistlichen bei Feuerbestattungen ein- 
stimmig angenommen. 
"Die Braunschweiger Landessynode hat sich schon im 
Mai 1901 über die Beteiligung der Geistlichen an Feuerbestattungs- 
feiern mit einem Kompromiß begnügt. Ihre linke Seite sprach 
sich für den Satz der eingegangenen Bittschrift aus: „soweit es 
‘sich um die Tätigkeit am Sarge und die Begleitung der Leiche 
handle, solle den Geistlichen die Beteiligung an der F.-B. ge- 
stattet und dieselbe nicht anders geregelt werden, als es bei 
Begräbnissen geschieht“ — aus Gründen der Toleranz, dagegen 
‘ erklärte sich die rechte Seite aus dogmatischen und ethischen 
Bedenken und der Präsident des Konsistoriums vertrat die Be- 
schlüsse der Eisenacher Kirchenkonferenz von 1898. Für die 
Vermittelung, wonach eine amtliche Beteiligung der Geistlichen 
bei Feuerbestattungen zuzulassen sei, „soweit es sich um die 
Tätigkeit im Hause handle“, nicht von anderen Bedingungen 
als bei Erdbestattungen abhängig gemacht werde, war die Ver- 
sicherung des Referenten maßgebend, daß der Verein für F.-B., 
dem er angehöre, nicht aus unkirchlichen, sondern aus hygie- 
nischen, ästhetischen und volkswirtschaftlichen Gründen und aus 
Toleranz für die Leichenverbrennung eintrete (Evangel.-luther. 
Kirchenzeitung 1901, Nr. 27, S. 637). 
DieSachsen-Weimarische Landessynode schon 
von 1898 stand im Gegensatz zu dem Mehrheitsbeschluß der 
oben erwähnten Eisenacher evangelischen Kirchenkonferenz, der 
nur eine Verwirrung der (Gewissen hervorgerufen habe, auf dem 
auch von dem Kirchenregiment gelegentlich der Bestätigung der 
die F.-B. mit der E.-B. gleichstellenden Friedhofsordnung für 
Jena eingenommenen Standpunkt, daß die F.-B. die Kirche 
selbst nicht berühre, und erklärte die Versagung der amtlichen 
Beteiligung der Geistlichkeit an einer der F.-B. vorausgehenden 
Trauerfeier als im Widerspruch stehend mit dem Ausspruch der 
Kirchenkonferenz, daß die F.-B. keinem Gebote Gottes wider- 
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spreche. Schreite der Brauch der F.-B. vorwärts, so werde 
auch die Kirche nachfolgen müssen. Von größerer Bedeutung 
waren noch die ausführlichen Verhandlungen dieser Laandessy- 
node (8.) vom 30. Mai/4. Juni 1907, worin entgegen der Ver- 
tretung der Staats- und Kirchenregierung die endliche Herhej- 
führung der vollen Gleichheit der Trauerfeiern. beider 
Leichenbestattungsarten, insbesondere anch das Verbleiben 
des Geistlichen bei der Versenkung des Sarges zur Kremato- 
riumsgruft, die wie bei der in das Erdgrab der ergreifendste 
Akt der Trauerfeier sei, von dessen Gestattung die Errichtung 
eines Krematoriums an der Friedhofskirche zu Weimar und die 
Verbindung jenes mit dieser durch eine vor dem Altar vorzy- 
richtende Versenkungsanlage, desgleichen der Einbau einer sal- 
chen in der Kapelle des „Neuen Friedhofs“ zu Jena, an der 
seit 10 Jahren bereits das Krematorium 1 Meter entfernt ange- 
baut besteht, von den (semeinden beider Städte abhängig gemacht 
ist; vgl. des Verf.s Schrift: „Gleichberechtigung“ usw. 8. 30, 
54—66. Durchschlagend war die Rede des Geh. Kirchenrats 
Prof. D. Wendt-Jena. Nach seiner Meinung ist die kirch- 
liche Bestattungsfeier ihrem Wesen nach auf den weltlichen Akt 
bezüglich; sie hat in ihrem ganzen Bestande den Sinn und den 
Zweck, dem an sich blol weltlichen Akt der Bestattung eine 
kirchlich-christliche Weihe zu geben. So kommt eg auch darayf 
an, daß dieser kirchliche Akt den weltlichen vollständig oder 
jedenfalls bis auf dessen Höhepunkt begleitet. Wenn nun der 
weltliche Vorgang der Bestattung des Verstorbenen in der Be- 
ziehung eine wesentliche Veränderung erfährt, daß aus der Be- 
erdigung eine Verbrennung wird, so muß logischerweise auch 
der kirchliche Akt eine eigentümliche Modifikation annehmen. 
Bei Anwendung einer ursprünglich für Beerdigungen aufgestell- 
ten Liturgie bei Leichenverbrennungen kann es kommen, daß 
das kirchliche Ritual beendet erscheint, bevor der Höhepunkt 
des weltlichen Bestattungsaktes erreicht ist. Aber richtig und 
ideal ist dies keineswegs. Vielmehr muß die Kirche darauf 
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drängen, däß der kirchliche Akt auch bei Verbrennungen den 
weltlichen Akt bis auf desseri Höhepunkt begleitet, nämlich bis 
zu dem Motment, wo der Sarg verschwindet, (in der Gruftver- 
senkuüg). „Es ist meiner Meinung nur das das logisch Richtige, 
daß man wütscht: der Geistliche bleibe bis zu dem Moment, wo 
der Sarg verschwindet, und erst spreche er den Segen oder ein 
Schlußßebet.“ Die Synode beschloß dann mit Mehrheit der 
Stimmen, 1. die dazu Veranlassung gegeben haben, den Petitionen 
aus Weimar und Jena, wonach eine Verbindung des Kultus- 
 kaumes mit dem 'Akt der Verbrennung nicht verwehrt und 2. 
dem Geistlichen die Teilnahme an der Trauerfeier bei Anlaß 
von Feuerbestattungen während der Versenkung des Sarges ge- 
stattet sein soll, der Großherzoglichen Kirchenregierung zur ge- 
eiäneten Berücksichtigung zu überweisen, mit Bezug auf Punkt 2 
in dem Sinn, daß nach Erteilung des Segens dem Geistlichen die 
Anwesenheit bei Versenkung des Sarges zu gestatten sei. Dazu 
mag bemerkt werden, daß in der Friedhofskapelle zu Jena, wo 
bis 1909 eine Versenkungsvorrichtung noch fehlte, nach der 
die Feier schließenden Einsegnung unter Gesang der Kurrende 
der Sarg aus der Kapelle rechts nach dem dahinter gelegenen 
Krematorium getragen wurde, wonach der Geistliche und die 
Trauernden die Kapelle verließen. 

Im Königreich Sachsen nahm die Landessynode 
noch im Jahre 1896 entschieden Stellung gegen die Leichenver- 
brennung, die man als „Bruch mit einer jahrhundertelangen, durch 
Schrift, geistliches Lied, christliche Weltanschauung geheiligte 
Tradition“ bezeichnete. Indessen sah sie sich, nachdem durch 
Landesgesetz im Jahre 1907 die F.-B. der E.-B. vollständig 
gleichgestellt war, nicht sonderlich freundlich veranlaßt, 
deri Geistlichen die Mitwirkung bei Trauerfeiern von Iieichen- 
einäscherüngen zu gestatten. Mehrfach wurde an der Beerdi- 
gung als vorherrschender Bestattungsform festzuhalten gefordert, 
doch sei die Verbrennung nicht gegen das Wort Gottes, und 
da sie auch gesetzlich gestattet sei, so habe die evan- 
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gelische Kirche die Pflicht, dieses Neue religiös zu gestalten. 
Beschlossen wurde, den Geistlichen ihre Beteiligung an Feuer- 
bestattungsfeiern, ohne sie hierzu verpflichten zu wollen, freizu- 
geben ; jedoch solle die kirchliche Trauerfeier vor der Ver- 
bringung der Leiche in den Verbrennungsraum beendet sein und 
ferner eine amtliche Beteiligung der Geistlichen bei Unterbrin- 
gung eines Aschenbehälters, gleichviel wo sie geschehe, nicht zu- 
lässig sein. 

Die 20. Rheinische Provinzialsynode hat beschlossen, 
daß die Bestattungsart, ob Erd- oder Feuerbestattung, auf das 
Verhalten der Geistlichen keinen Einfluß ausüben soll. Von der 
Generalsynode habe die Entschließung, ob Geistliche bei einer 
F.-B. amtlich sich beteiligen dürfen oder nicht, auszugehen und 
die Kirchenbehörde sei daher zu bitten, genaue Vorschriften 
über das Verhalten der Geistlichen bei F.-B. festzusetzen und 
liturgische Formulare für den Gebrauch bei Feuerbestattungs- 
feiern zu schaffen. 

Die Sächsische Provinzialsynode Preußens überwies die 
Anträge der Kreissynode Magdeburg und Halle-Stadt auf Ge- 
stattung einer amtlichen Mitwirkung Geistlicher bei Feuerbestat- 
tungen, obwohl die F.-B. vom Berichterstatter als der christlichen 
Sitte widersprechend bezeichnet war, durch die nächste General- 
synode dem Evangelischen Oberkirchenrate zur Entscheidung. 

Die Brandenburgische Provinzialsynode überließ es 
ebenfalls dem Oberkirchenrate „vertrauensvoll“, weitere Bestim- 
mungen zu treffen; dabei erklärten die Generalsuperintendenten 
D. Faber und D. Köhler deutlich genug, daß kein religiöser 
oder ethischer Grund gegen die F.-B. spreche. Am weitesten 
ging der Antrag des Berliner Pfarrers D. Kirms, wonach der 
Oberkirchenrat gebeten werden solle, den Predigern die Mit- 
wirkung bei Feuerbestattungen zu erlauben; dazu beantragte 
Archidiakonus D. Scholz im Hinblick auf die bei ungleicher 
Behandlung einzelner Fälle durch die Geistlichen eintretende 
Rechtsunsicherheit für die Gemeindeglieder und auf eine im 
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Glaubensleben nicht begründete Härte, grundsätzlich jede Mit- 
wirkung der Geistlichen bei Feuerbestattungen zu versagen, die 
Provinzialsynode möge die Kirchenbehörden bitten, diese Ange- 
legenheit auf dem Wege der Verordnung einer Neuordnung zu 
unterziehen. Generalsuperintendent D. Faber betonte, es sei 
kein religiöser oder ethischer Grund für ein 
Verbot auffindbar, daß ein Christenmensch seinen Kör- 
per nicht solle einäschern lassen dürfen, zumal es viele sehr 
fromme Leute gebe, die aus ästhetischen und hygienischen Grün- 
den vor der E.-B. ein Grauen empfänden; man solle ohne wei- 
tere Verhandlung einfach den Evangelischen Oberkirchenrat 
bitten, er möge Geistliche und Gemeindeglieder vor den ein 
Verbot der Mitwirkung mit sich bringenden Härten bewahren 
und diese den Geistlichen gestatten. Während D. Köhler 
sich dem anschloß, erklärte Generalsuperintendent D. Braun 
unter dem Beifall der rechten Seite, nicht auf diesem Standpunkt 
zu stehen. Schließlich fand der Antrag des Superintendenten 
Breithaupt Annahme, in Erwägung, daß die F.-B. zurzeit 
gesetzlich nicht zugelassen und die Frage, ob die Mitwirkung 
der Geistlichen der landeskirchlichen, nicht der provinziellen 
Entscheidung vorbehalten sei, über den Antrag D. Kirms zur 
Tagesordnung überzugehen und dem Oberkirchenrat vertrauens- 
voll etwaige weitere Bestimmungen über die Sache zu über- 
lassen. 

Aus den Verhandlungen der Hannoverschen Bezirks- 
synode von 1908 wurde mitgeteilt, daß sie jetzt erneut die Auf- 
hebung der den Geistlichen in Preußen verbietenden amtlichen 
Beteiligung an Feuerbestattungen enthaltenden Verfügung be- 
antrage, worauf der Vertreter des Landeskonsistoriums erklärt 
habe, daß dieses zur Abänderung dieser Verfügung bereits Schritte 
getan habe (die Aufrechterhaltung der Verfügung bringe die 
Geistlichen in Gewissenszwang, hatte die Synode besonders be- 
tont); jedoch sei das Vorgehen desselben durch staatliche Er- 
wägungen wegen Zulassung der F.-B. ins Stocken geraten. Eine 
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anderweite Regelung der Frage müsse von allen Staatskirchen 
in Preußen einheitlich erfolgen. 

In einem auffallenden Widerspruch zu diesem kulturfort- 
schrittlichen Verhalten stand das der 25. Westfälischen. 
Provinzialsynode vom 28. Oktober 1908. Die mit der Frage- 
vorbereitung betraute Kommission V erklärte die „Leichenver- 
brennung“ für einen Verstoß gegen eine uralte christliche Sitte, 
die Beerdigung, auf der als klarer Voraussetzung die Art, wie 
die Kirche ihre Glieder bestattet, beruhe (Kirchenlieder, Kirchen- 
gebete, gottesdienstliche Handlungen). Darum bringe zurzeit die 
Anordnung der sogenännten Feuerbestattung eine Verzichtleistung 
auf die übliche kirchliche Feierlichkeit, wenn auch nicht immer 
einen Bruch mit der Kirche und ihrem Glauben. Der Erlaß 
des Evangelischen Oberkirchenrates vom 15. Januar 1885 bestehe 
nach wie vor zu Recht, wonach die Geistlichen weder für be- 
rechtigt noch verpflichtet erachtet werden könnten, bei den Feier- 
lichkeiten für solche Verstorbene, welche behufs Verbrennung 
ihrer Leichen aus der Gemeinde geführt werden, Amtshandlungen 
zu verrichten und dadurch jene Bestattungsart zu fördern. Nach- 
dem auch die Königl. Kommission sich dem angeschlossen hatte, 
wurde nach lebhafter Debatte von der Mehrheit der Synode der 
Ablehnung der „Leichenverbrennung“ beigetreten. Vergl. „Sy- 
noden und Feuerbestattung“ ın Nr. 400 der „Flamme“ vom 
15. November 1908. Die Kreissynode Friedrichswerder II 
forderte dazu auf, bei den Kirchenbehörden zu beantragen, daß 
den Geistlichen die Teilnahme an Feuerbestattungen ohne jede 
Einschränkung in gleicher Weise wie bei Erdbestattungen nach- 
gelassen werde; auch die Kreissynode Duisburg sprach im Jahre 
1908 sich dahin aus, daß der Oberkirchenrat das Verbot der 
F.-B. aufheben solle. 

Die erklärliche Ursache des Widerstrebens des Klerikalis- 
mus gegen die F.-B. scheint darin zu liegen, daß die von der 
bisher üblichen Art der Leichenbestattung zur Erde oder Bei- 
setzung des Sarges in eine Familiengruft abweichende Bestattung 
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zum Öfen des Krematoriums nichts als ein der vorausgehenden 
kirchlichen Trauerfeier nach deren Beendigung mit der Ver- 
senkung des Sarges in die Gruft des Krematoriums nachfolgender 
rein weltlicher Akt ist. Sobald die Platte über der von 
der Kapelle nach dem Ofen führenden Versenkungsöffnung nach 
Hinablassung des Sarges in die Gruft sich schließt, endigt 
der kirchliche Trauerakt und beginnt der weltliche Leichen- 
vernichtungsakt entsprechend der Gruftschließung bei der E.-B. 
nach der Versenkung bez. Beisetzung des Sarges, womit er den 
Augen der Trauernden entzogen wird, gewöhnlich mit einem 
Schlußwort des amtierenden Geistlichen hier wie dort. Es gilt 
eben eine tatsächliche Trennung der idealen Bestattungsfeier 
von der natürlichen und wirklichen Bestattungsart behufs Auf- 
lösung der Leiche in Erde oder Asche als Vernichtungsergebnis 
zu machen, wie es eine aufrichtige, unbefangene Betrachtung 
gebietet. Es ist eine logische Ungeheuerlichkeit, aus der Ver- 
schiedenheit des weltlichen, auf denselben Zweck 
der Leichenbeseitigung aus Gründen allgemeiner Wohlfahrt hin- 
arbeitenden Aktes der Bestattung zu Staub oder Asche, der sich 
als anerkannte zweite Volkssitte eingebürgert hat, 
einen Rückschluß auf die Zulässigkeit in verneinender 
oder wenigstens beschränkender Form einer vorausgehenden, vor 
einer Versammlung Beteiligter sonst üblichen, abzuhaltenden 
Trauerfeier in kirchlicher Form zu ziehen. Die Trauerfeier gilt 
doch nur den Hinterbliebenen in Ehrung des Verschiedenen und 
in Trostspendung seitens der Kirchenvertretung; soll die Ver- 
sagung der Mitwirkung dieser bei einer nachfolgenden F.-B. eine 
kirchliche Strafe für die Beteiligten sein, daß sie diesen welt- 
lichen, angeblich von der kirchlichen Sitte abweichenden Leichen- 
bestattungsakt vollziehen lassen? vollends ohne Vorliegen einer 
letztwilligen Verfügung des Verblichenen! Oder soll sie ein 
Mittel zur Abhaltung der Gläubigen von der Wahl der F.-B. 
sein, auch jetzt noch, nachdem die Freiheit des Vernunft- 
denkens und der Ueberzeugung vor dem Glaubens- und Nach- 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XX. 1. 1 


98 Abhandlungen. 


betungszwang des herrschenden Klerikalismus in Staatsgrund- 
gesetzen und Lehre durch Wort und Schrift hochgehalten worden 
ist und werden sollte? Ebenso äußert sich die Einwirkung des 
widerstrebenden Klerikalismus auf die weltlichen Behörden in 
ihren Entschließungen über die Gestattung von der F.-B. dienen- 
den Bauten an oder in bestehenden oder zu errichtenden Fried- 
hofskapellen oder kirchlichen Trauerfeiern dienen sollenden Kre- 
matoriumsvorräumen, wie namentlich von der Verbindung dieser 
mit der Ofengruft durch eine Sargversenkungseinrichtung, vor 
deren Benutzung der sonst etwa die Trauerfeier leitende Geist- 
liche diese schließen und die verbleibende Trauerversammlung 
verlassen und dieser die Versenkung als weltlichen Akt über- 
lassen soll, wie z.B. im Großherzogtum Sachsen. Auch ander- 
wärts versteckt man sich in Abneigung gegen den greifbaren 
Kulturfortschritt hinter klerikale Vorwände. Nach dem königl. 
sächsischen Gesetz vom 29. Mai 1906 betreffend die Feuerbestat- 
tung $ 2 Anm. 4 fällt die Entscheidung über Errichtung eines 
Krematoriums dem Ministerium des Innern nach Gehör des Mi- 
nisteriums des Kultus und öffentlichen Unterrichts anheim: „in 
das gesetzfreie Ermessen, soweit nicht das Gesetz ausdrückliche 
Vorschriften trifft“. Den unkirchlichen Charakter der F.-B. fest- 
zuhalten, versagte 1908 das Ministerium aber einem Bauplan für 
ein Krematorium in Zittau, der eine kirchliche Gestaltung 
aufweist, weil die F.-B. „keine kirchliche Bestattungsweise“ sei 
und eine solche Gestaltung „geradezu ein kirchliches Aergernis 
geben würde“. Dies betätigte das Ministerium bei Vorlegung 
des einen kirchenartigen Turm über dem Haupteingang zur Kre- 
matoriumhalle enthaltenden Bauplanes in Zittau und verlangte, 
daß, bei Beibehaltung des Grundrisses unter Weglassung des 
Turmes auch die an einen Kirchenbau erinnernde Fassade ge- 
ändert werde, da sonst eine „künstlerische Unwahrheit“ vorliege. 
Daß auch hier der Versenkungsakt der Höhepunkt der Be- 
stattung und einer Trauerfeier des Abschieds in dem Vorraum 
des Krematoriums ist, der der kirchlichen Weihe in der Form 
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einer Kapelle nicht entbehren sollte, was die Anhänger der F.-B. 
begehren und im Interesse der Kirchengemeinschaft liegt, blieb 
unbeachtet! Wo bleibt da die Gleichstellung der F.- und E.-B.? 
In Sachsen hat neuerdings eine Entscheidung des Landes- 
konsistoriums Glockengeläut und Gesang während der Abführung 
einer Leiche zur Verbrennung verweigert. Zu dieser Haltung 
des Konsistoriums hat ein Teil der sächsischen Geistlichkeit durch 
folgende Veröffentlichung Stellung genommen: „Die Ablehnung 
des Glockengeläutes und Gesanges erscheint nicht recht sympa- 
thisch. Ist die Feuerbestattung unkirchlich, wohl, dann versage 
man die Mitwirkung aller kirchlichen Organe überhaupt. Daß 
das undurchführbar und unberechtigt: ist, haben Landeskirche, 
Synode und Kirchenregiment zugestanden. Dann dünkt es uns 
aber evangelischer gehandelt, wenn man auch keine kleinlichen 
Beschränkungen durchsetzt. Solche Beschränkungen machen doch 
den Eindruck einer kirchlichen Zensur. Man kommt auf diesem 
Wege in die Gefahr einer Kasuistik nach römischer Art, ja man 
könnte an das Dissimulieren dieser Kirche in gewissen Fällen 
denken, wobei sie sich anstellt, als wisse sie nicht, was geschehen 
soll. Gestattet man die Amtshandlung des Geistlichen an der 
Bahre dessen, der die Feuerbestattung gewählt hat, so gibt man 
damit doch zu, daß diese Art der Bestattung nicht wider den 
christlichen, den evangelischen Glauben ist; versagt man danach 
das Geläut, das bei der Beerdigung bewilligt wird, so stellt man 
sich, als sei die Feuerbestattung doch eigentlich kirchlich abzu- 
lehnen. Das ist nicht so klar, folgerichtig und entschieden, wie 
wir die Haltung unserer Landeskirche und ihrer Leitung in allen 
Stücken sehen möchten.“ 

Die katholische klerikale Orthodoxie steht unbeugsam der 
F.-B. in Deutschland feindlich gegenüber, in Bayern und am 
meisten in München voran. Im April 1908 war von den katho- 
lischen Stadtpfarrämtern unterzeichnet an sämtlichen Münchener 
Stadtpfarrkirchen folgender Anschlag zu finden: „Bekannt- 
machung, die Leichenverbrennung betreffend. Aus den Er- 
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klärungen und Entscheidungen des heiligen apostolischen Stuhles 
über die Leichenverbrennung werden hiermit nachstehende Be- 
stimmungen den Gläubigen zur gewissenhaften Beobachtung kund- 
gegeben: 1. Jedem katholischen Christen ist es streng unter- 
sagt, einem Feuerbestattungsverein als Mitglied beizutreten oder 
Verfügungen zur Verbrennung des eigenen Leichnams zu treffen 
oder den Leichnam eines anderen verbrennen zu lassen. 2. Ka- 
tholiken, die aus irgend welchen Gründen eine solche Verfügung - 
getroffen haben, können, wenn sie trotz Abmahnung sich hart- 
näckig weigern, dieselbe zurückzunehmen, die hl. Sakramente 
nicht gespendet erhalten. 3. Wenn dieselben bis zu ihrem Tode 
in dieser Willensmeinung verharrt haben, muß der katholische 
Geistliche sowohl die Aussegnung des Leichnams, sei es im 
Trauerhause oder in der Friedhofshalle, als auch die Begleitung 
der Leiche sowie die Abhaltung eines Seelengottesdienstes ab- 
lehnen. Zugleich werden die Pfarrangehörigen eindringlich er- 
mahnt, in der Wertschätzung und Ehrfurcht gegen die ständige 
und mit feierlichen Riten von der Kirche gehegte christliche 
Gewohnheit der Beerdigung nicht hinter ihren Voreltern zurück- 
zubleiben.“ Aehnliche Bekanntmachungen waren in Mainz und 
Karlsruhe an den katholischen Pfarrkirchen nach Eröffnung der 
dortigen Krematorien angeschlagen. 


II. 
Ethische Einwände. 


Es war bereits im vorigen Abschnitt erwähnt worden, daß 
die deutsch-evangelische Kirchenkonferenz zu Eisenach von 1898 
mit 28 gegen 4 Stimmen den Geistlichen die amtliche Beteili- 
gung an einer F.-B. und allen mit dieser zusammenhängenden 
Feierlichkeiten nicht gestattete, auch die Beisetzung von Urnen 
mit den Ueberresten der durch Feuer bestatteten Leichen auf 
kirchlichen Begräbnisstätten als deren Bestimmung widersprechend 
für nicht zulässig erklärte. Begründet wurde das mit der Er- 
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klärung, daß die F.-B. der an die heilige Schrift sich anschlies- 
‚senden, in der christlichen Kirche allgemein bestehenden 
uralten Sitte und dieser entsprechenden Ord- 
nungen zuwider sei; daraus leitete die Kirchenkonferenz für 
die Vertretung der evangelischen Kirche die Pflicht ab, gegen- 
über der auf die Einführung der F.-B. gerichteten, als Einzel- 
bestrebung zu charakterisierenden Bewegung für die Bewahrung 
der im christlichen Volks- und Gemeindebewußtsein festbegrün- 
deten Sitte des Begräbnisses einzutreten, auch eine feierliche 
Beisetzung von Urnen mit den Ueberresten der durch Feuer 
bestatteten Lieichen auf kirchlichen Begräbnisstätten, als deren 
Bestimmung widersprechend nicht zuzulassen. 

Dieser kategorischen Aussprache gegenüber trat der in der 
Hauptversammlung des evangelischen Pfarrvereins Württem- 
bergs von 1899 gegen die ablehnende Stellung der Regierung 
gefaßte Beschluß, der Oberkirchenbehörde für Ermöglichung 
einer öffentlichen kirchlichen Feier bei Leichenverbrennungen an 
einer passenden Stelle der Bestattung eine Bitte vorzulegen. Die 
große Mehrheit der Geistlichen ging von der Anschauung aus, 
die Leichenverbrennung verstoße nicht gegen ein Gottesgebot 
und die heilige Schrift sage nichts, was mit der irdischen Hülle 
des Menschen werden solle; daher sei in dieser Frage der evange- 
lischen Freiheit kein Zwang aufzuerlegen. So 
sehr die biblischen Vorgänge und Gleichnisse die Beerdigung 
mit dem Begräbnisse als christliche Sitte empfehlen, so könne 
die Kirche von sich aus werdenden Volkssitten, die nichts Un- 
erlaubtes darstellen, nicht entgegentreten, sondern habe sie 
zu veredeln und zu verchristlichen. Die Kirchen- 
gewalt setzt sich in einen Widerspruch mit dem unaufhaltbaren 
Kulturfortschritt durch Aufhaltung einer sich aus gerechten 
Gründen neben der „christlichen Sitte“ bildenden Volkssitte. Ist 
denn jene so ausschließlich und unabänderlich? Haben nicht 
Aenderungen der Sakramentsfeiern stattgefunden? Mußte nicht 
die „christliche Sitte“ der Beisetzung von „großen Toten“ in 
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Kirchengruften und auf Kirchhöfen aufgegeben werden? Ohne 
daß das christliche Sittengefühl dadurch verletzt wurde! Freies 
Nachdenken kann und darf der sich mächtig verbreitenden 
Volkssitte nicht die Berechtigung zur Gleichstellung 
auch auf kirchlichem Gebiete mit der hier üblichen Trauerfeier 
versagen.“ 

Die Frage, ob die Aschebeisetzung in Erbbegräb- 
nissen und Grabstätten auf Friedhöfen zur Volkssitte in Deutsch- 
land geworden sei, umfaßt selbstverständlich deren Voraus- 
setzung, die F.-B, mit. In Hagen i. W. kämpft seit An- 
fang dieses Jahrhunderts die Anhängerschaft der F.-B. um das 
Bestehen des dort erbauten Krematoriums und dessen Benutzung. 
Im Jahre 1902 handelte es sich dort um Erzwingung der ver- 
weigerten Beisetzung von Aschenresten auswärts verbrannter 
Leichen in dem Friedhof auf dem Rechtswege. Das vom Reichs- 
gericht veranlaßte Oberlandesgericht zu Hamm hatte in noch- 
maliger Verhandlung festgestellt, „daß bereits in allen Teilen 
Deutschlands auf mehr als 70 Friedhöfen, die teils unter rein 
kirchlicher, teils unter kommunaler, teils unter gemischter Ver- 
waltung standen, Aschen beigesetzt worden waren“, und folgerte 
daraus, daß in der Tat die Aschebeisetzung zur Volkssitte 
geworden sei. Die Frage, ob im Falle der Feuerbestattung 
die Angehörigen des Eingeäscherten einen Rechtsanspruch darauf 
haben, daß die Aschenreste auf einem Friedhof beigesetzt wer- 
den, beschäftigte 1907 das Reichsgericht, das nach dem „Berl. 
Lok.-Anz.“ zu folgendem Ergebnis gekommen ist: Grundsätzlich 
seien die Kirchhöfe zunächst nur für Beerdigungen in der alt- 
hergebrachten Form bestimmt, doch könne durch allgemeine 
Sitte auch eine Ausdehnung dieser Zweckbestimmung auf die 
Beisetzung von Aschenresten herbeigeführt werden. Wer jedoch 
eine solche Ausdehnung behaupte und auf Grund derselben auf 
dem Klagewege die Erlaubnis zur Beisetzung der Aschenreste 
verlange, der müsse nachweisen, daß eine solche Sitte bestehe. 
Da nun im Prozeß gegen die Kirchgemeinde Hagen von der 
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Klägerin 71 ihrer Echtheit nach nicht beanstandete Bescheini- 
gungen von deutschen Gemeindebehörden und Kirchengemeinden 
vorgelegt seien, aus denen hervorgehe, daß diese Aussteller, teil- 
weise sogar unter Genehmigung evangelischer Kirchenbehörden, 
die Beisetzung von Aschenresten in Krematorien verbrannter 
Leichen gestattet haben, und zwar meistenteils ohne jede Ein- 
schränkung, da ferner die Orte, auf welche die beigebrachten 
Bescheinigungen sich bezögen, über das ganze Deutsche Reich 
verteilt seien, auch von der danach erteilten Erlaubnis ein ver- 
hältnismäßig häufiger Gebrauch gemacht sei, so könne der Nach- 
weis der allgemeinen Sitte als geführt erachtet werden. Das 
Reichsgericht hat also die eingangs aufgeworfene Frage bejaht 
und einen Rechtsanspruch auf Grund Gewohnheitsrechtes als 
bestehend anerkannt. Dem hat sich der VI. Zivilsenat des 
Hanseatischen Oberlandesgerichts zu Hamburg im Urteil vom 
23. April 1908 angeschlossen mit der Bemerkung, daß allerdings 
die Volkssitte in der Anschauung über die Zweckbestimmung der 
Friedhöfe sich dahin erweitert habe, daß die Beisetzung von 
Aschenresten daselbst im Sinne völliger Gleichberechtigung mit 
der Leichenbestattung auch hinsichtlich der Lage der Grabstelle 
vorgenommen werden könne. Trotz des Widerspruchs des Rab- 
binats mußte die Beisetzung einer Aschenurne in einem Erb- 
begräbnis des jüdischen Friedhofs von der Gemeinde geduldet 
werden. 

Gegen die Eintragung der Feuerbestattungsvereine in das 
Vereinsregister, womit nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch die 
juristische Persönlichkeit erlangt wird, sperrt sich nur die Praxis 
in Preußen auf Grund einer Erklärung des Oberverwaltungs- 
gerichts, daß Feuerbestattungsvereine „politische“ Vereine seien 
und als solche nicht eingetragen werden könnten, während sie 
sich doch auf dem ethischen und sozialen Gebiete bewegen und 
denselben wirtschaftlichen Zweck, die weltlich geordnete 
Leichenvernichtung zu bewirken, wie bei der Beerdigung, verfolgen 
und deshalb gleichartige feierliche Formen wie bei letzterer ver- 
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langen. Das preußische Oberverwaltungsgericht in seinem neueren 
Urteil vom 15. Mai 1908 stellt das vom Arnsberger Bezirks- 
A, ausschuß aufgehobene Hagener Polizeiverbot einer Benutzung des 
e | \ vom Feuerbestattungsverein zu Hagen i. W. erbauten Kremato- 

a riums vorwiegend aus dem formellen Grunde als unanfechtbar 
w a wieder her, weil die preußische, mehrfach das Begräbniswesen 
ne ordnende Gesetzgebung nur die E.-B. geregelt habe und die 
F.-B., wenn auch sie vereinzelt vorgekommen sein möge, uner- 
wähnt lasse, was eine nur durch die Gesetzgebung etwa auszu- 
ne füllende Lücke (Verbot oder Gestattung?) erkennen lasse, vor 
Be deren Ausfüllung die E.-B. die einzig zulässige Leichen- 
ar beseitigung, abgesehen von der im Interesse der Staatswohlfahrt 
. " notwendigen Leichenverbrennung als Ausnahme, als Regel auf- 
ce recht zu erhalten sei — zur Erhaltung des „Interesses der All- 
nee gemeinheit im Staate“ in Bezug auf das Bestattungswesen. Die 
’ i Uebertragung der das Maß der Einwirkung festlegenden Vor- 
schriften „auf die F.-B., für weiche sie grundsätzlich mit Geltung 
haben, erweist sich als undurchführbar.* Hervorgehoben wird 
Folgendes: „Es erhellt dies klar, wenn die in Rede stehenden 
Vorschriften mit denjenigen Verhältnissen in Vergleich gebracht 
werden, welche sich bei der Feuerbestattung ergeben würden. 
Das bestehende Recht stellt für die Anlegung von Begräbnis- 
plätzen unterschiedslos das Erfordernis einer staatlichen Geneh- 
migung auf. Dies Erfordernis greift daher nach dem vorher 
Gesagten auch für diejenigen Einrichtungen Platz, welche bei der 
Feuerbestattung in den Leichenverbrennungsöfen und ähnlichen 
Anlagen an die Stelle der Begräbnisse treten. Begräbnisplätze 
und Leichenverbrennungsanlagen haben indessen im übrigen nichts 
mit einander gemein. Die Bedingungen, von welchen die An- 
En legung der ersteren abhängig zu machen ist, sind infolgedessen 
| von denjenigen Bedingungen, unter welchen Krematorien usw. 
zugelassen sein würden, grundverschieden. An einer Feststellung 
solcher Bedingungen fehlt es, was insbesondere von der Frage 
des Bedürfnisses und einer etwaigen näheren Begrenzung des- 
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selben gilt. Auch inbezug auf die staatliche Stelle, von welcher 
die Genehmigung zu erteilen sein würde, können Zweifel ob- 
walten. Es sind somit Lücken vorhanden, deren Ausfüllung vor 
Zulassung der Feuerbestattung gefordert werden muß. Die An- 
legung von Begräbnisplätzen ist ferner nach dem geltenden Rechte 
regelmäßig nur Kirchengemeinden oder bürgerlichen Gemeinden 
gestattet (88 183 fi. Tit. 11 Teil II des Allgemeinen Landrechts), 
die auch als öffentlich-rechtliche Korporationen für die Wahr- 
nehmung der staatlichen Interessen eine ganz andere Gewähr 
bieten als private Vereine. Ein Abweichen hiervon in der Weise, 
daß auch private Vereinigungen, wie eine solche im vorliegenden 
Falle in Frage kommt, oder private Unternehmer zur Einrich- 
tung von Feuerbestattungsanlagen zugelassen werden, würde sich 
daher mit dem bestehenden Rechte in Widerspruch setzen. Auch 
in diesem Punkte würden daher ergänzende Vorschriften erforder- 
lich sein. Das preußische Oberverwaltungsgericht nahm in diesem 
Urteil ganz den Standpunkt der Entscheidung der Minister v. Studt 
und v. Bethmann-Hollweg vom Sommer 1907 ein, die auf $ 183 fi., 
453 fi. Teil IL Tit. 11 des Allgemeinen Landrechts als gesetz- 
lichen Vorschriften fußte.. Danach „sollen die Leichen auf den 
öffentlichen oder mit besonderer Genehmigung privaten Be- 
gräbnisplätzen beerdigt werden. Von dieser Voraus- 
setzung ausgehend sind durch Gesetze und Erlasse der Verwal- 
tungsbehörden diejenigen Anordnungen getroffen, welche mit 
Rücksicht auf die staatlichen, religiösen und sanitären Interessen 
zu einer angemessenen Regelung des Leichenwesens erforderlich 
sind. Diese bestehenden Anordnungen lassen sich weder ohne 
weiteres der Feuerbestattung anpassen, noch sichert hinsichtlich 
dieser die Beachtung aller auf die bisherige Bestattung bezüg- 
lichen Vorschriften in ausreichender Weise gegen eine Verletzung 
der erwähnten Interessen. Die Verbrennung der Leichen würde 
vielmehr eine Reihe von Anforderungen notwendig machen, welche 
dem bestehenden Rechtszustande gegenüber ebenso wie die Ein- 
führung der Feuerbestattung selbst nur im Wege der Gesetz- 
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gebung getroffen werden können. Solange eine solche gesetz- 
liche Regelung noch nicht stattgefunden hat, kann die Bestat- 
tung der Leichen durch Verbrennung im Interesse der öffent- 
lichen Ordnung nicht zugelassen werden.“ Außerdem wurde 
das fr. Verbot mit der Rücksicht auf die vorherrschenden ent- 
gegenstehenden religiösen Anschauungen und die in weiten Kreisen 
sich kundgebenden, in dem Gemüte beruhenden Gefühle der 
Pietät gestützt. Vorher hatte das Urteil des Oberverwaltungs- 
gerichts ausgesprochen, daß niemand, der an den kirchlichen 
Ordnungen festhalte und die Gebote der Kirche beachten wolle, 
gezwungen sei, sich der Feuerbestattung zu unterwerfen und 
ebensowenig die Kirche genötigt sei, diese entgegen ihren Ord- 
nungen als gleichberechtigt anzuerkennen. Dem gegenüber ist 
zu bemerken, daß nur einer fakultativen, nicht erzwing- 
baren, F.-B. die Bewegung gilt, der diese seitens der Kirche nur 
Duldung alsgleichberechtigte zu gewähren beansprucht 
wegen Gleichheit des gemeinschaftlichen, weltlichen Zweckes, 
der Leichenvernichtung, der Leichenverwandlung in Staub und 
Asche. Mit Recht bemerkt das Urteil, daß nach seinen Aus- 
führungen, die hier zu übergehen sind, ein polizeiliches Ein- 
greifen gegen die F.-B. zum Schutze kirchlicher Interessen 
nicht für angängig zu erachten und der religiös-kirchliche Ge- 
sichtspunkt auszuscheiden und nur die Berücksichtigung der In- 
teressen der staatlichen Ordnung geboten sei, wie 
sie in dem angefochtenen Polizeiverbot tatsächlich hervorgetreten 
sei. Die Zulassung der F.-B. ohne die erforderliche vorgängige 
Regelung würde mit der bestehenden Rechtsordnung in Wider- 
spruch treten und sie unter Verletzung der staatlichen Befug- 
nisse durchbrechen. Dies im Interesse der öffentlichen Ordnung 
zu verhindern, sei die Polizei ebenso berechtigt wie verpflichtet. 
Gegen den Versuch, der F.-B. als neuer, in der Gesetzgebung 
übergangener (also nicht ausdrücklich ausgeschlossener) Leichen- 
beseitigung bezw. -Vernichtung durch den Weg der Rechts- 
analogie die Gleichstellung mit der E.-B. zu ermöglichen, 
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weist das Urteil damit zurück, in Frage stehe die Aenderung 
einer mehr als tausendjährigen Sitte, auf der sich die recht- 
liche Ordnung gegenüber der zu allen Zeiten gebräuchlichen 
Leichenverbrennung für das Begräbnis aufgebaut habe. Das be- 
stehende Recht stelle für de Anlegung von Begräbnis- 
plätzen unterschiedslos das Erfordernis einer staatlichen 
Genehmigung auf. Dies Erfordernis greife daher auch für die- 
jenigen Einrichtungen Platz, welche bei der F.-B. in den Leichen- 
verbrennungsöfen und ähnlichen Anlagen an die Stelle der 
Begräbnisse träten. Die Anlegung von Begräbnisplätzen sei 
ferner nach dem geltenden Rechte regelmäßig nur Kirchen- 
gemeinden oder bürgerlichen Gemeinden gestattet; ein 
Abweichen hievon in der Weise, daß auch private Vereinigungen 
oder Unternehmer zur Einrichtung von Feuerbestattungsanlagen 
zugelassen werden, würde sich daher mit dem bestehenden Rechte 
in Widerspruch setzen. Die Zulassung der F.-B. ohne die er- 
forderliche Ergänzung der vorhandenen Lücke durch eine Rege- 
lung würde die staatliche Rechtsordnung unter Verletzung der 
staatlichen Befugnisse durchbrechen und dies im Interesse der 
öffentlichen Ordnung zu verhindern sei die Polizei ebenso be- 
rechtigt wie verpflichtet. Vergl. die Besprechung dieses für 
Preußen fast einwandsfreien Urteils in Nr. 392 der Zeitschrift: 
„Die Flamme“ vom 15. Juli 1908. 

Unter dem Vorsitze des Reichstagsabgeordneten Dr. Leon- 
hardt-Kiel fand an einem Sonntag 1907 im Reichstagsgebäude 
eine Versammlung der Vorstände der preußischen Feuer- 
bestattungsvereine statt, die sich hauptsächlich mit den Maß- 
nahmen gegen das Verbot der Benutzung des in Hagen in West- 
falen erbauten Krematoriums befaßte. Als Ergebnis der Ver- 
handlungen wurde einstimmig folgende Entschließung angenom- 
men: 

„Die heutige Versammlung der zahlreich erschienenen Ver- 
treter der Vorstände der preußischen Feuerbestattungsvereine 
ist der Ansicht, daß die bekannte, dem Hagener Verein für 
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Feuerbestattung auf Veranlassung der Ministerien des Kultus 
und des Innern zugegangene polizeiliche Verfügung, welche Feuer- 
bestattungen untersagt, von unrichtigen tatsächlichen und recht- 
lichen Voraussetzungen ausgeht. Sie widerspricht dem Empfin- 
den weiter Volkskreise und läßt die Gründe der Entscheidung 
des preußischen Oberverwaltungsgerichts vom 16. März 1906 un- 
beachtet. Die Versammlung betont, daß die Feuerbestattung 
einen Fortschritt bedeutet, daß sie keinen Glaubenssatz verletzt 
und daß es vom Standpunkte der Strafrechtspflege bei zwingen- 
der Leichenschau stichhaltige Einwendungen nicht gibt. Die 
Ehrung des Andenkens der Toten ist den Freunden der Feuer- 
bestattung eine heilige Sache. Die Einführung der Feuerbestat- 
tung ist in zahlreichen Bundesstaaten erfolgt; irgend welche Miß- 
stände sind dabei nicht hervorgetreten. Die Gefühle der Freunde 
des Erdgrabes können auch in Preußen nicht verletzt werden, 
da es sich um die unverbindliche Feuerbestattung handelt.“ 

Diese Leitsätze sollen mit eingehender sachlicher Begründung 
den zuständigen Ministerien zur Kenntnis gebracht werden gleich- 
zeitig mit dem Antrage, die beregte Verfügung aufzuheben und 
Anordnungen in die Wege zu leiten, die die Feuerbestattung 
ermöglichen. Das könne im Wege der Verordnung (Baden, 
Württemberg) erfolgen. 

Wollten die Gegner der F.-B. und der ihr folgenden Asche- 
beisetzung auf Friedhöfen bestreiten, daß die F.-B. schon als 
„Volkssitte* einer ansehnlichen als Kollektivismus aufgetretenen 
Minderheit sich im Deutschen Reiche neben der E.-B. einge- 
bürgert habe, so ist nur auf die in den Fach-Zeitschriften für 
Feuerbestattung und Aschebeisetzung „Phoenix“ in Wien, „Die 
Flamme“ in Berlin, sowie auf die bereits zahlreichen Einzel- 
schriften, namentlich auf die in ersteren ständig veröffentlichten 
statistischen Nachrichten aus den fast hundert zählenden 
Feuerbestattungsvereinen und über das Anwachsen der Krema- 
torıien (20) und Urnenhallen wie Urnenhainen auf deutschen Fried- 
höfen hinzuweisen. Vergl. die als Band 251 von Webers Illu- 
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strierten Katechismen erschienene Schrift „Die Feuerbestattung 
von M. Pauly. Mit 31 Abbildungen. Leipzig, Verlagsbuchhand- 
lung von J. J. Weber, 1904*, besonders die S. 166-174 auf- 
geführte „Literatur der Feuerbestattung“. Von den in den deut- 
schen Krematorien im Jahre 1909 4779 Eingeäscherten 
waren 2977 männlichen und 1802 weiblichen Geschlechts. Dem 
Bekenntnisse nach waren darunter 3727 Evangelische, 401 Ka- 
tholische, 38 Altkatholische, 220 Israeliten, 65 Freireligiöse, 
‚68 Dissidenten, 11 gehörten anderen Bekenntnissen an, darunter 
auch Buddhisten und bei 349 war kein Bekenntnis angegeben. 
Eine kirchliche, im Krematorium abgehaltene Feier ist der Ein- 
äscherung in 3229 Fällen vorangegangen und wohl in sehr vie- 
len Fällen auch eine Trauerfeier im Sterbehause abgehalten 
worden, daraus folgt, daß die Behauptung der Gegner, nur Frei- 
geister huldigten der Feuerbestattung, nicht gerechtfertigt ist. 
Ebensowenig lassen sich die kriminalistischen Bedenken aufrecht- 
erhalten, denn bei den in Gotha vollzogenen 6000 Einäscherun- 
gen ist nicht ein einziger Fall vorgekommen, in dem man von 
kriminalistischer Seite aus hätte bedauern müssen, daß die Lei- 
che durch Feuer vernichtet worden ist. 

Der Klerikalismus in der christlichen Kirche verbot tradi- 
tionell die Verbrennnng menschlicher Leichen als heidnischen 
Brauch und erhob die Bestattung zur Erde im Anschluß an die 
Grablegung des Stifters der Kirche und an den von der Geist- 
lichkeit verbreiteten Glauben an die Wiederkehr Christi auf 
Erden und an die Auferstehung des natürlichen Leibes, die bei 
der Verwandlung dieses durch Feuer in Asche als ausgeschlossen 
erscheinen mußte, durch Ueberlieferung eines Glaubenssatzes zur 
„christlichen Kirchensitte“, die durch die Bedrohung der bei den 
Sachsen sich am längsten erhalten habenden Leichenverbrennung 
mit Todesstrafe durch Kaiser Karl den Großen zum Zwangs- 
gebot mit Ausschließlichkeit wurde und bis heute von den 
Klerikalen der fortschreitenden Ethik der auf Volkswohlfahrt 
hinarbeitenden Kultur entgegengehalten wird. Bei Gelegenheit 
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eines in Salzburg 1908 von Prof. Boeck aus Wien gehaltenen 
Vortrags über „Die wahlfreie Feuerbestattung eine moderne 
Kulturforderung“ erklärte Domprediger Mayer, die katholische 
Kirche habe sich nicht aus dogmatischen Gründen gegen die F.-B. 
erklärt, sondern aus historischen, weil die Christen nur beerdigt 
worden seien und die Leichenverbrennung der Kirche als heidnisch 
gegolten habe, was ja auch von den Gegnern der F.-B. als Haupt- 
grund der Ablehnung in der evangelischen Kirche vorgeschoben 
wird. Denkwürdig nur, daß auf den Friedhöfen beider Konfessi- 
onen die Erinnerung an jene aus der alten Zeit der Leichenver- 
brennung stammende Abschiedsformel: „Friede seiner Asche“ (pax 
ejus cineri) sich forterhalten hat, als Schlußwort bei Grabreden 
und daß als Denkmale bis heute vielfach noch die althergebrachte 
Aschenurne mit dieser Formel versehen doch auf Friedhöfen sich 
vorfindet; um so auffallender ist in der römischen Kirche, die 
so viel und streng in ihrer Liturgie an Formen festhält, daß sie 
jene Formel als Friedensspruch für aus heidnischer Zeit nach 
üblicher Leichenverbrennung in Urnen gesammelter Asche nicht 
als „unchristlich* verboten hat, auch am Aschermittwoch die 
Gläubigen in Kirche nicht mit Erdstaub, sondern mit Asche 
bestreuen läßt, also eine historische Erinnerung duldete, die un- 
zertrennlich von der an die Vorsitte der F.-B. war, welche kul- 
tiviert, auf Verstandes- und Vernunftgründen beruhend sich neben 
der E.-B. als teilweise „Volkssitte“ unter Bewahrung ent- 
sprechender religiöser Gebräuche geltend machen will. Vergl. 
„Die Flamme“ Nr. 403 8. 5788. 

Die Erkenntnis hatte sich im Laufe der letztvergangenen 
Jahrzehnte die Bahn gebrochen, daß aus Gründen der Hygiene 
die Vernichtung der Menschenleichen durch Gasverbrennung nach 
Maßgabe der neueren im Fortschreiten unaufhörlich sich. be- 
wegenden Technik vor der Beerdigung den Vorrang genieße, der 
ja tatsächlich bei eiligst zur Vermeidung von Luftverpestung ge- 
botenen Massenverbrennungen auf Schlachtfeldern und bei Epi- 
demien anerkannt war; ferner war bei der erstaunlichen Zunahme 
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der Bevölkerung im Deutschen Reiche von jährlich gegen 8 bis 
Yhunderttausend Menschen das Bedürfnis gewachsen, an Areal 
für die notwendig werdenden Beerdigungen bei den Erweiterungen 
der Friedhöfe größerer Städte, das schon durch deren schnell 
fortschreitenden Vergrößerungen übermäßig dem Feldbau ent- 
zogen wird, zu sparen. 

So gab die Volkswohlfahrt Veranlassung zu dem Be- 
streben, von der Sitte der E.-B. einen Uebergang zu der 
im Laufe der letzten Jahrzehnte aus der Macht vernunft- und 
verstandesmäßiger Ueberzeugung hervorgegangenen Forderung 
einer Gleichberechtigung der fakultativen F.-B. 
und der Aschebeisetzung auf Friedhöfen als Volks- 
sitte der Anhänger dieser modernisierten Leichenvernichtung 
zu schafien, einen rein weltlichen Brauch als auch von der 
Kirchengewalt nicht anzufechtenden, vielmehr als dem Sitten- 
gesetz nicht widersprechenden, also aus ethi- 
schen Gründen, als gleichgestatteten anzuerkennen und 
mit denselben kirchlichen Segnungen wie vor der Einsenkung 
einer Leiche zur Erde auch bei der zum Verbrennungsraum füh- 
renden Gruft den Verstorbenen begleiten zu lassen — im Nach- 
geben an die fortschreitende Kultur. Dazu trat in ästheti- 
scher Beziehung, daß bei der sofortigen : Verwandlung der 
Leiche in Asche der Einbildungskraft sich nicht jene widerlichen 
Bilder der Verwesung aufdrängen können und bei dem Besuche 
der Stellen, wo die Asche des Verstorbenen beigesetzt ist, nicht 
das Bild der in Verwesung übergegangenen Leiche oder ihres 
Knochengerüstes vor die Vorstellung tritt, sondern das des in 
der Vergangenheit Lebenden als eines in der Erinnerung 
mit..uns Fortlebenden, gewissermaßen aus der Asche verklärt 
wieder Auferstandenen, im geistigen Verkehr bis an unser Lebens- 
ende Verewigten. Damit entfällt auch die Redensart, es würde 
eine Person „sich im Grabe herumdrehen“, wenn sie das und 
das sehen oder hören könnte. Eine derartige Vorstellung wach- 
zurufen, ist mit der geschehenen Einäscherung abgeschnitten. 


. 
nn nr 


112 Abhandlungen. 


Die von den Gegnern der F.-B. gepflegte Annahme, mit der 
Leichenverbrennung werde, wie bei der Vollziehung des grau- 
samen gegen Ketzer und Hexen von der Kirche geübten Feuer- 
todes auf den Scheiterhaufen vergangener Jahrhunderte, ein Ge- 
waltakt gegen die Leiche begangen, indem sie vom Brennmaterial 
und den daraus entfachten Flammen ergriffen werde, hat noch 
viele Beurteiler auf der Seite der Gegner der F.-B. erhalten, 
die, wenn sie sich von der Einrichtung der Ofenkonstruktion mit 
der Erzeugung des den Leichnam in 1 bis 2 Stunden verzehren- 
den Brenngases unterrichten möchten, ihr Vorurteil fallen lassen 
würden, überwältigt von der praktischen Einrichtung und ästhe- 
tischen Umgebung der Verbrennungsstelle. 

Den Weg zur Erstarkung der Bewegung um Erhebung der 
F.-B. zur anderen Art und Form der Leichenvernichtung als 
weltliche Volkssitte vorerst einer in darauf gestellten Vereinen 
im Deutschen Reiche sich bewegenden Minderheit der Bevölke- 
rung bahnte die wissenschaftliche Erkenntnis einer Mehrzahl 
von Hygienikern von der Naturnotwendigkeit 
einer Sicherung der menschlichen Gesellschaft gegen drohende 
Gefährdung der Gesundheit durch Ausbreitung von Leichengift 
(Bakterien) durch die Erde und Vergiftung des Schichtwassers, 
das wieder zutage gelangt. Einer der eifrigsten Gegner der 
F.-B. sucht durch Anführung mehrerer Zweifler dieses Bedenken 
gegen die E.-B. in Folgendem abzuschwächen. Prof. D. Dr. 
A. Freybe in Halle a8. a. a. O. Abschn. VII S. 81 führt 
eine Reihe gutachtlicher Aussprüche gegen die Annahme von 
Bakterienverbreitung durch die Erde an. JJenen Zweiflern ge- 


: genüber mag die Tatsache erwähnt werden, daß im Jahre 1900 


gegen 3000 Aerzte in Deutschland, darunter besonders Hygie- 
niker, an den Reichstag eine Petition richteten, um durch den 
Bundesrat in den einzelnen Bundesstaaten gesetzliche Maßnah- 
men für Errichtung von Krematorien zur Verbrennung von In- 


‚fektionsleichen, besonders bei auftretenden Epidemien zu veran- 


lassen, wobei die für Erhaltung der E.-B. stimmenden Aerzte 
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diese nur unter der Voraussetzung noch befürworteten, daß die 
Bodenbeschaffenheit eines Friedhofes rücksichtlich der Grund- 
wasserverhältnisse geeignet, dieser richtig angelegt sei und gut 
verwaltet werde, daneben aber doch auch zugeben mußten, daß 
mit der Einäscherung jegliche derartige Gefährdung vermieden 
werde. Ob die Erweiterung dieser Bedingungen durch die wis- 
senschaftliche Deputation für das Medizinal- 
wesen in Preußen (Vierteljahrschrift für gerichtl. Medizin, 
Berlin, April 1891) auf 9 an Zahl auch heute noch deutsche 
Regierungen in ihrer mehr oder weniger von dem Klerikalismus 
genährten Gegnerschaft bestärken möge, kann dahingestellt blei- 
ben; vergl. M. Pauly a. a. O.8. 31: „Wenn man aber in 
einer so wichtigen Frage die Wahl hat zwischen einem nur 
bedingt und einem unbedingt sicheren Mittel, so kann 
der gesunde Menschenverstand sich nur für das letz- 
tere entscheiden.“ Außerdem hat Verf. in seiner eingangs er- 
wähnten Schrift S. 9 Abs. 2 auf die häufige Gefährdung der 
Gesundheit gar mancher gegen Witterungseinflüsse verbunden 
mit Gemütserregung nicht gestählter Teilnehmer an der Beerdi- 
gung hingewiesen als weiter ernst zunehmende hygienische 
Rücksichtnahme. Dem ethischen Zweck der Erhaltung des Ge- 
meinwohles durch Abwendung von Gesundheitsgefährdung für 
Unzählige zu dienen, entspricht selbst die als „christlich“ be- 
tonte Sitte der Beerdigung weniger als die in geschlossenen 
Räumen abgehaltene Trauerfeier mit Versenkung des Sarges zur 
Gruft des Krematoriums; auch diesen hohen Zweck als natur- 
notwendige, mindestens sozialpolitisch heilsame Abweichung von 
der hergebrachten Art und Form der Leichenbestattung durch 
Wort und Tat ungehindert verfolgen zu dürfen, haben 
sich die Feuerbestattungsvereine zur Aufgabe gestellt in dem 
Verlangen, der sich bereits zur Volkssitte mehr und mehr er- 
hebenden fakultativen F.-B. auch die Gleichberech- 
tigung mit der E.-B. als weltlichen Akt, wie die der 
beiden Bestattungsarten begehrt vorausgehenden kirchlichen 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XX. 1. 8 
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Trauerfeier bis zur vollendeten Gruftversenkung zu erringen. 
Die sich zur Geltung bringen wollende Freiheit der Ueberzeugung 
einer ansehnlichen auf ethischem Boden mit gerechten Gründen 
um sie kämpfenden Minderheit unterdrücken wollen, ist nicht 
sittlich — und nicht im Geiste eines wahren Christen- 
tums gelegen. Von dem ethischen, sozialpolitischen und prakti- 
schen Standpunkt aus ist die Bewegung für die F.-B. bei den 
meisten Nationen als Kulturfortschritt betrachtet und 
international geworden, soweit nicht die konfessionelle Gegner- 
schaft ihr Widerstand leistet. Seit den siebziger Jahren des 
vorigen Jahrhunderts hat sie auch in Deutschland durch Bildung 
von Feuerbestattungsvereine Fuß gefaßt, die sich in dem „Ver- 
band der Feuerbestattungsvereinen deutscher Sprache“ zentrali- 
siert haben mit ihren Zeitschriften, der seit 1884 in Berlin er- 
scheinenden „Flamme“ und dem seit 1888 in Darmstadt, dann 
seit 1892 in Wien herausgegebenen „Phönix“. Sein ideales 
Ziel ist Universalität und Neutralität ohne Unterschied der Ge- 
gend und Oertlichkeit, der bürgerlichen Stellung nach Stand, 
Beruf, Vermögen, der konfessionellen, politischen oder wirtschaft- 
lichen Parteirichtung; sein praktisches Ziel ist einheitliches 
Wirken für die Verbreitung der Vereine in alle größeren Ge- 
meinden, für Verbesserung der Vereinsorganisation, der techni- 
schen Einrichtungen in Krematorien, Urnenhallen und Urnen- 
hainen, für die Verbilligung der Betriebe und ihrer Benutzung 
— und vor allen Dingen die Erringung der Duldsamkeit der 
noch widerstrebenden Staats- und Kirchenregierungen gegenüber 
den Bemühungen der Feuerbestattungsvereine um volle Gleich- 
stellung auf dem kirchlich-konfessionellen (febiete für beide 
an sich weltliche Bestattungsarten mit Anerkennung der 
fakultativen F.-B. als einer nunmehrigen „Volkssitte“ ne- 
ben der E.-B. und Regelung ihrer Anwendung im Leben. 
Unter den deutschen Staats- und Kirchenregierungen trat in dieser 
Richtung zuerst die des Herzogtums S.-Coburg und Gotha 
hervor, die der Errichtung des Krematoriums mit Urnenhalle zu 
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(Gotha im Jahre 1886 nicht entgegen war, der nunmehr die Mehr- 
zahl der deutschen Bundesstaaten folgte. In der Reihe der Jahre 
erhöhte sich die Zahl der Krematorien usw. in einzelnen Mittel- 
und Kleinstaaten bis jetzt auf 20, so daß der Widerstand dagegen 
sich hauptsächlich auf Preußen (vgl. „Die Stellung der preu- 
Bischen Ressortminister zur Feuerbestattung* in Nr. 361 der 
„Flamme“ 8. 5175ff.) und Bayern, auch Mecklenburg 
beschränkt. In einigen Staaten finden sich noch auf kirchlichem 
Gebiete Bedenken rücksichtlich der Beteiligung der Geistlichkeit 
an den Trauerfeiern bis zur Sargversenkung in die zum Ver- 
brennungsofen führende Gruft unter oder an der Kapelle für die 
Trauerfeiern, wie z. B. in Sachsen-Weimar, worüber des Verf.s 
Schrift: „Gleichberechtigung der Feuer- und Erdbestattung“ 
a. a. O. S. 52. 54ff. und deren oben angeführte Ergänzung: 
„Zur Feuerbestattungsfrage“, Genaueres ersehen lassen. 


Ill. 


Verwaltungs- und kirchenrechtlicheRegelung 
der Feuerbestattung. 


Nicht ohne alle Bedeutung ist der auch von Professor D. 
Freybeaa 0.8.90 fi. angeführte Einwand des Professors 
der Rechte Thudichum (in der „Gegenwart“ von 1895, 
Nr. 28), daß die Leichenverbrennung kaum ohne ausdrückliches 
Gesetz zugelassen werden könne, da die meisten noch gülti- 
gen Bestimmungen für Friedhöfe, eine Leichenverbrennung nicht 
erwähnend, nur die Beerdigung geregelt hätten und aus dem 
Fehlen eines Verbotes der F.-B. deren Zulässigkeit nicht zu 
folgern sei; vielmehr müsse die Beerdigung als die durch 
alte gleichmäßige Gewohnheit allein zu Recht be- 
stehende Bestattungsweise angesehen werden. Da jene Be- 
stimmungen Öffentlichrechtlicher Natur seien, könnten sie durch 
Privatinitiative nicht umgestoßen werden, so wenig wie ein Ge- 
wohnheitsrecht, und eine Befugnis der Familienglieder, in die 
Vorschriften über Behandlung der Leichen, die öffentlichen 
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Rechts seien, einzugreifen, bestehe nicht und werde auch gegen- 
über der Mehrzahl von Gegnern der F.-B. kaum zur Anerken- 
nung kommen; auch selbst die Anordnung der F.-B. seitens des 
Verstorbenen könne vor dem öffentlichrechtlichen Gesichtspunkte 
nicht bestehen, von dem Ausnahmen nur in Notfällen für oblı- 
gatorische F,-B. gemacht werden könnten. Unrichtig ist, 
aus dem Schweigen der älteren Friedhofs- und Begräbnisord- 
nungen über die F.-B., die nur in vereinzelten Fällen — offen- 
bar geduldet! — vorkam, ein Verbot dieser Bestattung in 
Rechtsbestimmungen im allgemeinen entnehmen zu wollen; denn 
was nicht ausdrücklich untersagt ist, das gilt nebenher 
nach allgemeinem Rechtsgefühl als unanfechtbar zugelassen. 
Freilich die um sophistische Auslegung nicht verlegene „Kreuz- 
zeitung“, das eifrigste der gegnerischen Blätter, versuchte in der 
Nummer vom 8. Oktober 1907 darzutun, daß, trotz des Fehlens 
eines ausdrücklichen Verbotes der F.-B. in den preußischen Ge- 
setzen, ein stillschweigendes Verbot zu finden sei. Un- 
ter Verwerfung des das Hagener Polizeiverbot aufhebenden Spru- 
ches des Bezirksausschusses zu Arnsberg und dessen Begrün- 
dung wird betont, daß im Allgemeinen Landrecht immer nur 
von Beerdigung der Leichen geredet werde, so habe es eben 
jede andere Vernichtung, also auch das Verbrennen der Lei- 
chen ausschließen wollen, das ja als Vernichtungsart im Alter- 
tum bekannt gewesen sei. Darnach wäre auch die Bestattung 
auf hoher See stillschweigend verboten gewesen? Dem Verf. des 
Allgem. Landrechts galt die alte Volkssitte der Leichenverbren- 
nung auf Scheiterhaufen als abgetan und an deren Stelle 
die Beerdigung (neben der Gruftbeisetzung) als im Laufe der 
Zeit getreten und die neue Art der Vernichtung der Leichen 
in geschlossenen Räumen durch Brenngase konnte damals noch 
nicht als dereinst etwa konkurrierende in Be- 
tracht gezogen werden, lag deshalb ganz außer denkbarer Mög- 
lichkeit eines Verbotes, das vielleicht als stillschweigendes für 
Leichenverbrennung auf Scheiterhaufen aus dem „Beerdigen“ zu 
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entnehmen wäre. Als Thudichum vor 10—12 Jahren so 
urteilte, war die F.-B. noch nicht als zweite Bestattungs- 
sitte, als mit der E.-B. gleichzustellende Volkssitte einer 
ansehnlichen Minderheit, als teilweises Ge- 
wohnheitsrecht der Feuerbestattungsvereine 
und ihrer Anhänger, trotz einer vielfachen Anfechtung auch nur 
der fakultativen F.-B. mittelbar als der Aschebeisetzung 
vorausgehender, diese bedingender, verursachender Akt vom 
Reichsgericht, wie bereits in einzelnen deutschen Staaten, 
anerkannt. Die weitere Verbreitung der Auffassung von einer 
Grleichberechtigung beider Bestattungsweisen hat neben die noch 
verbreitetere von der Ausschließlichkeit der E.-B. ein Recht 
der kollektiven Minderheit gegenüber der, wenn auch 
großen, Mehrheit — nicht als Ausnahme- oder Singularrecht 
einer Gruppe von Individuen — in der fakultativenF.-B. 
mit Hilfe der obersten Rechtspflege geschaffen, womit der freien 
Selbstbestimmung jedes Einzelnen und seiner Nächsten eine wei- 
tere Einwirkung auf die öffentlichrechtliche Seite des Leichen- 
bestattungswesens eingeräumt worden ist. Hier ist der Platz für 
die von den verbündeten Regierungen auf dem Gebiete der Be- 
rufsvereine ins Auge gefaßte Fürsorge gesetzlicher Regelung von 
dem Prinzip aus, „daß auch die Minderheiten genügend 
geschützt sind“, daß die von den Feuerbestattungsvereinen als 
Grleichberechtigung mit ihren Gegnern in Anspruch genommene 
Bestattungsart im Staat und in der Kirche gesetzlich anerkannt 
und geschützt werde. Die sich Konkurrenz machenden, von den 
- Vereinen oder Stadtgemeinden betriebenen Krematorien bilden 
in dem Kampf hierum gewissermaßen eine Koalition zur Er- 
rıngung der selbständigen Gleichheit der Minderheit mit der 
widerstrebenden Mehrheit als gemeinsamen, nicht unbegründeten 
und nicht vernunftwidrigen Zieles. Es ist ein Irrtum, die Bil- 
dung eines zweiten Gewohnheitsrechts neben einem bisheri- 
gen bestreiten zu wollen, welches aus demselben notwendigen 
Ziele der Leichenvernichtung nur auf anderem als dem bisher 
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üblichen, aber geeigneter erscheinenden, an sich vernunft- 
gemäßen Wege, seinen Grund in dem in vielfachen Kreisen wohl 
überlegender, gebildeter Gruppen als eine gleichberechtigte Ueber- 
zeugung sich mehrender Gleichgesinnter findet und zur Geltung 
gebracht ist und weiter zur Fortgeltung als freier Gebrauch sich 
erkämpft, vollends nachdem das deutsche Reichsgericht, wie be- 
merkt, logisch implieite bei Entscheidung über die Zulassung von 
Aschebeisetzung auf Friedhöfen, die F.-B. als eine neben der 
E.-B. zu Recht bestehende Sitte, aus der in einer 
großen Anzahl von Vereinen geübten Bestattungsart hervorge- 
gangen, als teilweise Volkssitte anerkannt hatte, der 
ein schutzberechtigter Anspruch der davon Gebrauch Machen- 
den nicht zu versagen sei. Dafür, daß die F.-B. außer für ge- 
sundheitsgefährliche Fälle (bei Epidemien, nach Schlachten usw.) 
obligatorisch gemacht werde, kämpft zur Zeit kein Verein, und 
dafür, daß zur Verdeckung von Verbrechen am Leben die F.-B. 
nicht benützt werde, hat die Gerichtspolizei durch strenge Be- 
stimmungen und noch strengere Kontrolle ihrer Anor dnungen 
zu sorgen — entsprechend der für E.-B. erforderten Sicherungs- 
maßregeln, wie sie in den Friedhofsordnungen zu finden sind. 
Eine Erschwerung des Gebrauches jener anderen Volks- 
sitte neben der E.-B. ist die Forderung, daß für die fakultative 
Leichenverbrennung eine rechtsgültige letztwillige Verfü- 
gung, d. h. eine den Vorschriften des bürgerlichen Gesetzbuches 
entsprechende, seitens des Einzuäschernden vorliegen müsse, wie 
z. B. das Feuerbestattungsgesetz für das Herzogtum Anhalt und 
eine Anzahl von Orts- und Vereinsstatuten (s. Friedhofs- 
ordnung für Jena, Abt. II „Feuerbestattung“) vorschreibt. Will 
jemand seine dereinstige Einäscherung zur Bedingung einer 
Rechtsfolge für andere machen, so mag er das in letztwilliger 
Form zum Ausdruck bringen dem zur Erfüllung des letzten Wil- 
lens Verpflichteten gegenüber. Lehnt letzterer diese ab durch 
Vorbereitung tatsächlicher E.-B., so hat niemand, auch nicht 
ein Testamentsvollstrecker, Veranlassung, letztere zu verhindern, 
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und die Form der F.-B. von den zur Leichenbestattung Ver- 
pflichteten zu erzwingen, ein Recht, da dann es vom freien Wil- 
len dieser, wenn sie die Rechtsfolge unbeachtet lassen wollen, 
abhängt, von welcher Bestattungsform sie Gebrauch zu machen 
bereit sind. Irgend ein darüber hinausgehendes Interesse be- 
steht nicht, das eine Erzwingung der fakultativen F.-B. recht- 
fertigen könnte. Es bleibt also in diesem Falle dem moralischen, 
pietätsvollen Empfinden Nachgelassener überlassen, wie im Falle 
eines bloß einfach schriftlich oder bloß mündlich erklärten Ver- 
langens des Einzuäschernden, auch die ihrerseits fakultative F.-B. 
zu vollziehen. Liegt gar keine Erklärung des Verstorbenen über 
die Bestattungsart vor, war er aber Mitglied eines Feuerbestat- 
tungsvereins, vollends auch der Bestattungskasse dieses, so läßt 
sich annehmen, daß er die F.-B. der E.-B. vorzog, und dann 
wäre nur diese Mitgliedschaft zu bescheinigen, falls darauf ein 
besonderer Wert von der Verwaltung des Leichenbestattungs- 
wesens gelegt wird, daß auch der Verstorbene bei Lebzeiten für 
die F.-B. die Wahl getroffen hätte. Außerdem wäre diese den 
zur Leichenbestattung Verpflichteten ganz frei zu lassen und ein 
darüber gefaßter Beschluß auf F.-B. lautend von ihnen der Be- 
stattungsverwaltung zu bescheinigen. 

Die Leichenbestattung ist ihrer Ordnung wegen von jeher 
in das Gebiet der Verwaltung und in das des Kultus und der 
Kirche gefallen. Die Regelung des Begräbnisses auf den ört- 
lichen Friedhöfen erfolgte durch Ortsstatute, unter Beach- 
tung in Landes- und Kirchengesetzen zum Ausdruck ge- 
brachter, wenig ausführender Sätze, deren Genehmigung seitdem 
der höchsten Verwaltungs- und Kirchenbehörde zu ihrer Gültig- 
und Ausführbarkeit erforderlich war. Daß die Regelung der 
Feuerbestattung und Aschebeisetzung neben dem Begräbniswesen 
nicht bloß eine von Vereinen ausgehende, privatrechtliche sein 
darf, sondern eine öffentlichrechtliche (von Staat und 
Kirche sanktionierte) sein muß, darüber kann kein Zweifel sein, 
wenn die F.-B. alsgleichberechtigte Bestattungsart neben 
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dem Begräbnis und mit dessen Feierlichkeit seitens der Kirche 
eintreten soll, soweit sie frei gewählt war. Folgerichtig ist die 
Forderung, daß Krematorien, wo sie noch im Besitz und Ver- 
waltung von Vereinen für F.-B. sich befinden, Gemeinde- 
anstalten werden, für deren Betrieb und Benutzung statutari- 
sche Bestimmungen von den Verwaltungsbehörden erlassen wer- 
den. In den beiden größten Staaten des deutschen Reichs, in 
Preußen und Bayern, hat man aber gegen die behördliche Zu- 
lassung der F.-B. als weltlichen Leichenbestattungsakt, wie 
nachersichtlich, noch besondere verwaltungsrechtliche Bedenken 
geltend gemacht. Für Preußen ist das im Urteil vom 15. Mai 
1906 zu der Berufung der Polizeiverwaltung zu Hagen i. W,, 
gegen die das Polizeiverbot der Benutzung des. vom dortigen 
Feuerbestattungsverein erbauten Krematoriums aufhebende Ent- 
scheidung des Bezirksausschusses zu Arnsberg vom 25. Septem- 
ber 1907 in dieser Hinsicht Ausgeführte zu erwähnen. Die zahl- 
reich aufgeführten preußischen und reichsgesetzlichen Bestim- 
mungen hätten ausschließlich die E.-B. zur Voraussetzung, aber 
sie reichten ihrer Bedeutung nach darüber hinaus und 
ihre Grundsätze seien auch für die F.-B. als maßgebend 
anzusehen — jedoch es fehle hinsichtlich der F.-B. an ausrei- 
chenden, die Beobachtung aller dieser Grundsätze sichernden 
und ermöglichenden Vorschriften. Zugegeben sei zwar, daß sich 
einzelne jener Bestimmungen ohne weiteres auch auf die F.-B. 
anwenden ließen, was namentlich von dem $& 60 des Personen- 
standsgesetzes vom 6. Februar 1875 und den im sanitätspoli- 
zeilichen Interesse ergangenen Vorschriften gelte. Bei anderen, 
wie beim & 168 des Strafgesetzbuchs, der sich mit dem Schutze 
der Gräber beschäftige, sei dies schon zweifelhaft; aber ausge- 
schlossen sei jedenfalls bei der F.-B. eine Anwendung des 8 87 
der Strafprozeßordnung über die Ausgrabung der Leichen zum 
Zwecke ihrer Besichtigung oder Oeffnung. Damit würde aber, 
wenn nicht ein gleichwertiger Ersatz geschaffen werde, die Straf- 
rechtspflege eines wichtigen und unentbehrlichen Mittels zur Fest- 
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stellung schwerer Verbrechen gegen die Person beraubt werden. 
Das offizielle Organ der preußischen Regierung, die „Berlin. 
Pol. Nachr.“ schrieben: „Nach dem geltenden Rechte konnten 
die zuständigen Ressortminister gar nicht anders handeln, als 
jene Genehmigung versagen. Wie immer auch ein Minister zur 
Zulassung der fakultativen Leichenverbrennung in Preußen steht, 
so kann er gegenüber den jetzt geltenden Rechts- 
normen die @enehmigung der Einrichtung eines Kre- 
matoriums ohne Gesetzesverletzung nicht erteilen. 
Politische Erwägungen kommen bei jener Entscheidung nicht in 
Betracht, und Schlußfolgerungen auf die politische Richtung der 
Regierung können daraus nicht gezogen werden. Soll in Preu- 
Ben, wie in anderen Bundesstaaten die Feuerbestattung zulässig 
sein, und sollen Krematorien errichtet werden, so würde es dazu 
eines besonderen Gesetzes bedürfen, wie ein solches 
ım Königreich Sachsen in jüngster Zeit in sehr entsprechender 
Weise verabschiedet worden ist“. Zu erwägen sei, ob man in 
Preußen nicht dem Beispiel des Nachbarstaates folgen und so 
den Rechtsboden für die fakultative Feuerbestattung schaffen 
sollte, was wohl die Regierung angesichts der von den Freisin- 
nigen im Abgeordnetenhause gestellten Anträge geschehen sein 
möge und weiterhin geschehen werde, aber keineswegs so einfach 
sein, wie es den Anschein habe. In einem hiergegen sich wen- 
denden Artikel der „Rhein- und Ruhrzeitung“ wurde hervorge- 
hoben, daß, wenn angesichts des Ausspruchs des Oberverwal- 
tungsgerichts in preußischen Gesetzen ein Verbot der F.-B. nicht 
enthalten sei, es keines besonderen Gesetzes für ihre 
Zulassung bedürfe — noch weniger für die eines Krematorium- 
baues. Diese könne doch nach dem alten Grundsatze: „Was 
nicht verboten ist, ist erlaubt“, nıcht verhindert werden. Wenn 
etwa für die F.-B. nötige behördliche Anordnungen zu schaffen 
wären, so bedürfe es doch nicht der (sesetzgebungsmaschine, 
sondern dazu könne der Weg der Verordnung, wie in Ba- 
den und Württemberg, beschritten werden, auf dem in 
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wenigen Tagen die so einfache (?) Angelegenheit, ohne den aus 
dem preußischen Landrecht in dem Hagener Polizeiverbot an- 
gezogenen Bestimmungen zu nahe zu treten, zu lösen wäre. Be- 
kannt ist, daß in der Hagener Angelegenheit der inzwischen ab- 
getretene Kultusminister v. Studt dem in der Feuerbestat- 
tungsfrage zugänglichen Ministerium des Innern, in dessen Ge- 
biet ihre Lösung vom rein weltlichen Gesichtspunkt aus fällt, 
ernsten Widerstand unter Vorschieben des vorherrschenden kirch- 
lich-kultischen Standpunktes für die Erhaltung der Ausschlieb- 
lichkeit der E.-B. als „christlicher“ Bestattung, entgegengesetzt 
hatte. Die mehrfach behandelte Frage, ob der Verordnungsweg 
oder der Weg der Gesetzerlassung zu beschreiten sei, scheint 
für Preußen in letzterer Richtung festzustehen, nachdem der 
Evangelische Oberkirchenrat seine ablehnende Haltung, laut einer 
in Nr. 400 der „Flamme“ mitgeteilten Aeußerung des Vizeprä- 
sidenten, Oberhofprediger D. Dryander, aufzugeben sich 
bereit gezeigt hat. Nur als unrichtig wurden von ihm die Mel- 
dungen bezeichnet, die von einer ablehnenden oder zustimmen- 
den Haltung des Oberkirchenrätes bezüglich der „Zulassung 
von Geistlichen zur kirchlichen Handlung bei 
Feuerbestattungen, dem einzigenPunktin die- 
ser Angelegenheit, für den der Oberkirchen- 
rat zuständig ist“, zu berichten gewußt hätten. Eine 
gesetzliche Regelung der F.-B. in Preußen stehe unmittel- 
bar bevor, der diesbezügliche Gesetzentwurf dürfte noch in der 
derzeitigen Tagung das Parlament beschäftigen —, aber ehe die 
gesetzliche Einführung der F.-B. in Preußen nicht erledigt sei, 
werde der Oberkirchenrat keine Stellung zu dieser Frage neh- 
men und bis dahin hätten die letzten Verordnungen in dieser 
Angelegenheit zu gelten. Im Februar 1909 wurde berichtet, 
daß der Minister des Innern dem Gesamtministerium einen Ent- 
wurf vorgelegt habe, ebenso in der Budgetkommission, daß die 
Regelung der F.-B. „gelegentlich“ vorgenommen werden solle. 
Schon als ein Fortschritt wurde es angesehen, daß zum ersten 
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Male ein Regierungsbevollmächtigter (Gosener) der Versammlung 
der preußischen Feuerbestattungsvereine im Reichstagsgebäude 
am 6. Oktober 1907 beiwohnte, — wenn auch erst auf vor- 
gängiges, darauf an den Kultminister gerichtetes Ersuchen. Be- 
deutungsvoll war die in dieser Versammlung gefaßte „Resolution“, 
den zuständigen Ministerien die Leitsätze der Bestrebungen der 
Feuerbestattungsvereine mit eingehender sachlicher Begründung 
zur Kenntnis zu bringen mit dem Ersuchen und dem Antrag, 
das die Gründe des Oberverwaltungsgerichtserkenntnisses vom 
16. März 1906 nicht beachtende Verbot der Benutzung des 
Hagener Krematoriums zurückzuziehen und sich auf die 
Bestimmung zu beschränken, daß solche Leichen, bei denen der 
Verdacht vorliege, der Tod sei durch eine strafbare Handlung 
herbeigeführt, erst nach vorausgegangener Obduktion zur Ein- 
äscherung gelangen dürfen. Dabei wurde betont, daß die F.-B. 
ein Fortschritt in gesundheitlicher, schönheitlicher und wirtschaft- 
licher Beziehung sei, keinen christlichen. Glaubenssatz verletze, 
und daß es vom Standpunkt der Strafrechtspflege bei vorange- 
gangener gewissenhafter Leichenschau stichhaltige Einwendungen 
nicht gebe, die in vielen Bundesstaaten eingeführte F.-B. irgend 
welche Mißstände nicht mit sich gebracht habe und die Ehrung 
des Andenkens der Toten den Freunden der F.-B. eine heilige 
Sache bleibe; auch in Preußen könnten die Gefühle der Freunde 
des Erdgrabes nicht verletzt werden, da es sich um die unver- 
bindliche F.-B. handle. Der Resolution entsprechend wurde 
unter dem 27. Oktober 1907 eine Eingabe der preudi- 
schen Feuerbestattungsvereine an die Ministerien 
gerichtet (vollständig abgedruckt in Nr. 377 der „Flamme“) 
worin den Ministern v. Studt und v. Bethmann-Hollweg nach- 
zuweisen versucht wird, daß sie bei der Untersagung der Be- 
nutzung des Hagener Krematoriums von unrichtigen tatsächli- 
chen und rechtlichen Voraussetzungen ausgegangen wären. In- 
wiefern dadurch, daß durch Leicheneinäscherung „die öffent- 
liche Ruhe, Sicherheit oder Ordnung gestört oder dem Publi- 
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kum Gefahren bereitet würden“ ($ 10 Teil II Tit. 17 des All- 
gem. LR.s) das Polizeiverbot unbegründet sei, wird die Tatsache 
angeführt, daß in keinem der zahlreichen Staaten, in denen die 
F.-B. zugelassen sei, eine derartige Erfahrung oder Befürchtung 
gemacht worden sei, vielmehr statistisch sich nachweisen lasse, 
wie die F.-B. bereits in vielen deutschen Staaten sich als „Volks- 
sitte“ neben der E.-B. eingebürgert haben. Ausgeführt wird 
weiter, wie wenig das Verbot auf die Regelung nur des Beerdi- 
gungswesens zu einer Zeit, wo man noch keine Ahnung von der 
modernen Einrichtung der Leichenverbrennung gehabt habe, ge- 
stützt werden könne, wie vielfach aber auch der Wortlaut der 
Vorschriften über das Beerdigungswesen durch Bräuche, die 
auch als „Volkssitte“ sich gestalteten, durchbrochen worden sei, 
auch durch die Tatsache, daß alljährlich Hunderte von Leichen 
aus Preußen zur Einäscherung über die Grenze geschafft und 
die Aschenreste zurückgebracht werden, um in der heimatlichen 
Erde oder in einem Urnenhain die letzte Ruhe zu finden. „Dem- 
nach istes also nicht verboten, in Preußen Ge- 
storbene einzuäschern, sondern esist nur ver- 
boten, die Einäscherung auf preußischem Boden 
vorzunehmen. Auf einen anderen unfaßbaren Widerspruch 
weise die Tatsache des Betriebes eines Verbrennungsofens in der 
Diestelmeyerstraße in Berlin seit 1898, in dem menschliche Kör- 
perteile in weitem Umfange verbrannt würden. Unter Bezugnahme 
auf die Entscheidung des das Hagener Polizeiverbot aufheben- 
den Bezirksausschusses zu Arnsberg und des Oberverwaltungs- 
gerichts vom 16. März 1906 wird als dargetan erachtet, „daß 
für eine Leicheneinäscherung die Einholung einer 
polizeilichen Genehmigung nicht erforderlich ist, 
und daß gesetzlicheNormen nicht vorhanden sind, 
welche ihre rechtliche Zulässigkeit von einer vor- 
gängigen Erlaubnis abhängig machen“ Damit war 
freilich nur zunächst die ortspolizeiliche Hinderung für die Ein- 
äscherung im Krematorium zu Hagen auszuschließen versucht, 
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das ohne weiteres mit baupolizeilicher Erlaubnis errichtet war, 
ohne landesrechtliche Ordnung des darin und in anderen glei- 
chen Anstalten vorzunehmenden Betriebes der F.-B., der wie 
das Begräbniswesen verwaltungs- bezw. polizeirechtlicher Natur 
ist. Zugeben mußte die Eingabe, daß es mit der in ihr an er- 
ster Stelle verlangten Zurückziehung des für den Fragefall er- 
gangenen Polizeiverbotes nicht abgetan, sondern daß in thesi 
allgemein verbindliche polizeiliche Vorschrif- 
ten notwendig bei der Zulassung freigewählter F.-B. seien, um 
zu verhüten, es könnten Leichen zur Einäscherung kommen, bei 
welchen der Tod durch eine strafbare Handlung herbeigeführt 
zu sein Verdacht vorliegt, worüber nach sorgfältiger Leichenschau 
ein ärztliches Zeugnis zu beschaffen sei, etwa in der Gestalt der 
beigefügten Formulare, wozu es nur einer Verordnung be- 
dürfe. Den Freunden der F.-B. sei nur daran gelegen, für 
diese dieselben Rechte und Freiheiten zu erhalten, wie sie die 
Freunde der E.-B. besitzen, und daß für die Entscheidung, ob 
die eine oder andere Bestattung stattzufinden habe, in erster 
Linie der Wille und Wunsch des Verstorbenen, und wenn ein 
solcher nicht zum Ausdruck gekommen wäre, die Bestimmung 
der Angehörigen maßgebend sein solle. Diese Eingabe war er- 
folglos, wie auch das darauf weiter angestellte Verwaltungsge- 
richtsverfahren, wie bereits erwähnt. Ein Anlauf, eine Lösung 
«ur viel bestrittenen Feuerbestattungsfrage in Preußen auf 
gesetzgeberischem Wege anzubahnen, war seit 1872 
wiederholt und neuerlich mit einer von 115 Städten unterstütz- 
ten Petition der preußischen Feuerbestattungsvereine an das Ab- 
geordnetenhaus im Jahre 1904 genommen, der an der mehrfach 
bekundeten Abneigung des Kultusministers v. Studt gegen die 
F.-B. und an dem Verhalten der ihm folgenden Regierungskom- 
missare in der Petitionskommission des Hauses scheiterte; vergl. 
die Besprechung der Verhandlungen in der Petitionskommission 
und im Abgeordnetenhause in Nr. 294 und 295, auch 367 der 
„Flamme“. Ein Erlaß desselben Ministers an die Regierungs- 
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präsidenten, gegen die Eintragung der Feuerbestattungsvereine 
in das Vereinsregister Einspruch zu erheben, war in einem Ur- 
teil des Oberverwaltungsgerichts, das die Eintragung, sofern nur 
die Satzungen des fr. Vereins sonst den gesetzlichen Bestimmun- 
gen entsprächen, zulässig sei, als unhaltbar gekennzeichnet, in- 
folge dessen der Berliner Feuerbestattungsverein die Eintragung 
erlangte, womit auch die frühere Darstellung, als seien Feuerbe- 
stattungsvereine „politische“ Vereine und deshalb nicht eintrag- 
bar und nicht rechtsfähig, hinfällig werden mußte. Nach der 
Veröffentlichung des Urteils des preußischen Oberverwaltungs- 
gerichts hat die Presse sich vielfach mit einer Besprechung sei- 
ner Begründung befaßt und daran auch die Frage geknüpft, ob 
die F.-B. auf dem Wege der Verordnung oder der ordent- 
lichen Gesetzgebung in Preußen oder gar von Reichswe- 
gen zu regeln wäre? Einige Materialien bietet die „Flamme“ 
von 1908 in den Nummern 389, 392, 394, 395. Daraus ent- 
nehmen wir Folgendes. Voranzustellen aber sind die Haupt- 
gesichtspunkte aus dem Urteil des Oberverwaltungsgerichts: Die 
Interessen der staatlichen Rechtsordnung. „Das 
Begräbniswesen hat im Allgemeinen Landrecht seine Regelung 
ım Zusammenhang mit der Ordnung der kirchlichen Verhältnisse 
gefunden. Daß der Kirche die Aufgabe zufiel, für die Bestat- 
tung der Toten durch Anlegung und Unterhaltung der Begräb- 
nisplätze Sorge zu tragen, hinderte mit der weiteren Ausbildung 
des Staatsgedankens den Staat nicht an einer Mitwirkung bei 
der Ordnung des Begräbniswesens, wie schon $ 764 Tit. 11 
Teil II des Allgem. Landrechts ersehen lasse. Eine große Reihe 
preußischer und reichsstrafprozessualischer Bestimmungen werden 
aufgeführt, welche für das Begräbniswesen und die Rechte im 
Interesse der Allgemeinheit vom Staate gegeben wären, deren 
Grundsätze aber nicht nur für die E.-B., sondern allgemein für 
die Auflösung der irdischen Hülle eines Menschen, also auch 
für die F.-B. als maßgebend anzusehen seien; aber es fehle hin- 
sichtlich dieser an ausreichenden, die Beobachtung aller dieser 
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Grundsätze sichernden und ermöglichenden Vorschriften; vor 
allem kämen diejenigen in Betracht, welche das Maß der Ein- 
wirkung festlegen, das im Interesse der Allgemeinheit dem Staate 
inbezug auf das Bestattungswesen gesichert ist. „Das bestehende 
Recht stellt für die Anlegung von Begräbnisplätzen unter- 
schiedslos das Erfordernis einer staatlichen Genehmi- 
gung auf. Dies Erfordernis greift daher nach dem vorher Ge- 
sagten auch für diejenigen Einrichtungen Platz, welche bei der 
Feuerbestattung in den Leichenverbrennungsöfen und ähnlichen 
Anlagen an die Stelle der Begräbnisse treten.“ Die Bedingun- 
gen der Zulassung beider Anlagen seien aber grundverschieden 
und an der Feststellung derer für die F.-B. und Aschebeisetzung, 
auf welche die Vorschriften über die Beerdigungen nicht an- 
wendbar seien, fehle es, was insbesondere von der Frage des 
Bedürfnisses und einer etwaigen näheren Begrenzung desselben 
gelte. Es seien somit Lücken vorhanden, deren Ausfüllung 
vor Zulassung der F.-B. zu fordern sei; was etwa fehle, führt 
die Urteilsbegründung beispielsweise an. Aus alledem ergäbe 
sich die Unmöglichkeit, auf dem Boden der jetzigen Rechtsord- 
nung die dem Staate zustehenden Rechte der F.-B. zur Geltung 
zu bringen; solange die notwendige Ergänzung der vorhandenen 
Gesetzeslücken fehle, sei für die Einführung der F.-B. kein Raum 
gegeben usw. Die Verhütung schon der Möglichkeit einer Ge- 
fährdung des allgemeinen Interesses im Staate, der ‘öffentlichen 
Ordnung durch Erregung öffentlichen Aergernisses (doch wohl 
nur bei den Gegnern der F.-B.!) sei Aufgabe der Polizei und 
dieser habe die Polizeibehörde zu Hagen entsprochen. 

Auf die Kritiken über dieses Urteil, von denen die „Flam- 
me“ a. a. OÖ. einige von Geh. Justizrat Professor Dr. Loening 
in Halle a. S. in Nr. 15 der Deutschen Juristenzeitung vom 
1. August 1908 und von dem Geh. Justizrat Dr. Krause, 
Rechtsbeistand des Feuerbestattungsvereins zu Hagen bei dem 
Öberverwaltungsgericht, u. a. m. bringt, kann hier nur verwie- 
sen werden. Ersterer erachtet die Gründe des Urteils in 6 Dar- 
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legungen nicht für stichhaltig und weist nach, worin ihm letz- 
terer beistimmt, dab die vom Oberverwaltungsgericht angenom- 
menen Lücken in der Rechtsordnung gar nicht vorhanden (wie 
bez. der Bestimmungen in $ 87 der StPO. und der Vorschrif- 
ten zur Wahrung der äußeren Würde und Pietät) die Polizei- 
behörde nach feststehenden verwaltungsrechtlichen Grundsätzen 
nicht zu dem Verbot der Benutzung eines Krematoriums berech- 
tigten. Aber Dr. Krause widerspricht entschieden der von 
Loening aufgenommenen Stützung des Verbotes auf $ 764 
Tit. Il des Allgemeinen Landrechts, da Krematorien, deren 
Zweck Leicheneinäscherung sei, nicht als „Begräbnisplätze“, 
für deren Anlegung aus erheblichen Ursachen 8 764 eine poli- 
zeiliche Genehmigung erfordert, anzusehen und diesen gleichzu- 
stellen seien, weil zweifellos es sich in den Gesetzen ($ 762) um 
die Stellen (8 134 Tit. ID), um Plätze handle, welche für die 
Aufbewahrung der Reste verstorbener Menschen bestimmt 
seien, wobei es auf die größere oder kleinere Menge nicht an- 
kommen könne. Handle es sich in den Krematorien überhaupt 
nicht um Bestastungsplätze, so könne für sie weder von der 
Anwendbarkeit der für Begräbnisplätze gegebenen gesetzlichen 
Vorschriften, noch von einer Genehmigungspflicht gemäß $ 764 
a.a.0. die Rede sein. Hält man daran fest, daß Krematorien 
keine Begräbnisplätze, auch im Sinne des damaligen Gesetzge- 
bers, wenn er sie gekannt hätte, nicht sein konnten, so können 
auch die gesetzlichen Beschränkungen für das Beerdigungswesen 
höchstens auf Aschebeisetzungen auf Friedhöfen (8 764 a. a. 
„Anlegung neuer Begräbnisplätze nur aus erheblichen Ursachen“, 
also Plätze für Aschebeisetzung auf und in der Erde), etwa aus- 
nahmsweise auf Privatgrundstücken, analoge Anwendung finden, 
nicht aber auf Einäscherungsanstalten. Die Befugnis der 
Polizei, neuen Erscheinungen auf dem Gebiete der Lebens- und 
Rechtsverhältnisse entgegenzutreten, darf sich nach einer früheren 
Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts auf Grund des $ 10 
Tit. 17 Teil II des Allgem. Landrechts auf den von diesem fest- 
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gehaltenen Grundsatz stützen, „daß nicht die bloße abstrakte 
Möglichkeit einer Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung, sondern eine aus Tatsachen sich ergebende Wahr- 
scheinlichkeit solcher Gefährdung vorliegt“. Daß mit der Be- 
nutzung des Hagener Krematoriums die Wahrscheinlichkeit einer 
Gefährdung staatlicher Interessen verknüpft sei, ist in dem Urteil 
des Oberverwaltungsgerichts vom 15. Mai 1908 nicht einmal an- 
gedeutet worden (Krause). Zu gedenken ist noch, daß Loe- 
ning nicht zugeben könne, die Leichenverbrennung sei gesetz- 
lich nicht zulässig. Vielmehr ist er der Meinung, die Bestim- 
mungen der Reichs- und Landesgesetze, die sich auf die Leichen- 
bestattung beziehen und die den zur Zeit ihres Erlasses be- 
stehenden Verhältnissen gemäß von „Beerdigung“, „Begräbnis“, 
„Begräbnisplätzen“, „Grab“ usw. sprechen, in sinngemäßer 
Weise auf die Bestattung durch Leichenverbrennung Anwendung 
zu finden hätten, was um so unbedenklicher erscheinen möchte, 
als seit 30 Jahren die F.-B. in deutschen Staaten zugelassen 
und jetzt bereits in der Hälfte derselben teils durch Verordnung, 
teils durch Gesetz geregelt sei. Unjuristisch ist es, sich an das 
bloße Wort „Beerdigung“ anzuklammern. Würde ein vernünf- 
tiger Richter einen Anspruch gegen den Erben eines feuerbe- 
statteten Erblassers auf Erstattung der Kosten einer standesge- 
mäßen Bestattung (Einäscherung und Aschebeisetzung) abweisen, 
weil $ 1968 des BGB.s „Kosten einer standesgemäßen Beer- 
digung des Erblassers“ zu tragen den Erben verpflichtet?! 
Nimmermehr hat der Gesetzgeber damit, daß er die herrschende 
Leichenbestattungsart aufnahm, einen Anspruch aus der ana- 
logen Bestattung rechtlos machen wollen! 

Die Ordnung des Leichenwesens überhaupt ist öffent- 
lich rechtlicher Natur, wobei nach der Auffassung der preußi- 
schen Gesetzgebung und des Öberverwaltungsgerichts eine Ge- 
fährdung staatlicher Interessen, die aus Tatsachen wahrschein- 
lich ist, in Frage kommen kann und muß, zur Sicherung der 
Rechtsordnung. Daraus folgt, daß, wie die staatliche Ordnung 
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der Vernichtung der Leichen im Begräbnis eine behördliche Ge- 
nehmigung der Anlegung von Begräbnisplätzen erfordern soll, 
ein Gleiches für die F.-B. als andere Art der Leichen- 
vernichtung, die sich nunmehr in der Mehrheit der Staaten des 
Deutschen Reiches als „Volkssitte“ eingebürgert und teils durclı 
Gesetze, teils durch Verordnungen eine Regelung, wie auch die 
Aschebeisetzung als andere Form der Aufbewahrung von 
Leichenresten neben der in Gräbern und Grüften, erhalten hat, 
von Staatswegen zu erfordern ist, nachdem in Preußen und den 
übrigen Staaten des Reichs für diese freigewählte Leichen- 
vernichtungsart und Aufbewahrungsform für Menschenreste eine 
Ordnung geschaffen wäre. Die Bedingungen beider Leichenbe- 
stattungen sind so grundverschieden, daß jede für sich eine be- 
sondere Ordnung verlangt — in Preußen im Anschluß an den 
gesetzlich und in der Praxis festgestellten, erwähnten Grundsatz. 
Was aber in der vom Oberverwaltungsgericht im Urteil vom 
15. Mai 1908 gerügten Lücke in dem Leichenbestattungswesen 
im einzelnen fehlt, ist für die unausbleiblich erscheinende Er- 
gänzung der Gesetzgebung über Leichenbestattung dort zu er- 
setzen und angesichts der vorhandenen, die Frage der die F.-B. 
zur Voraussetzung habenden Aschebeisetzung auf Friedhöfen be- 
treffenden Entscheidung des Reichsgerichts vom 29. Mai 1902 
(sruchot Beiträge Bd. 46 S. 1140) eine mittelbare Unterbrei- 
tung von Materialien für die erforderliche Gesetzesvorlage In 
verschiedenen Verhandlungen, auch preußischer Synoden, war 
auf die diesbezügliche Gesetzgebung Sachsens hingewiesen 
worden. Im Königreich Sachsen ist unter dem 29. Mai 
1906 ein von dem Ministerium der Justiz, des Innern und des 
Kultus und Unterrichts unterzeichnetes Gesetz, die Feuerbe- 
stattung betreffend nebst Ausführungsverordnung erlassen, wo- 
nach im $ 1 neben der Beerdigung die F.-B. unter Beachtung 
nachstehender Bestimmungen zulässig ist: 

8 2. Zur Errichtung und Ingebrauchnahme einer Leichen- 
verbrennungsanlage ist die Genehmigung der Ministeriums des 
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Innern erforderlich. Die Genehmigung darf nur erteilt werden, 
wenn das Unternehmen die Gewähr bietet, daß es dauernd und 
in würdiger Weise geführt wird. .Vor der Ingebrauchnahme ist 
eine Ordnung aufzustellen, die gleichfalls der Genehmigung des 
Ministeriums des Innern unterliegt (es folgen Bestimmungen für 
das Grundstück). 

$ 3. Auf dem für die Leichenverbrennungsanlage bestimm- 
ten Grundstück ist eine Leichenhalle zu errichten, in der die 
Leichen vor der Verbrennung aufbewahrt werden. Die Leichen- 
halle muß einen Raum für die Leichenöffnung enthalten und 
mindestens den (in den angezogenen Gesetzesstellen) enthaltenen 
Anforderungen entsprechen. Dazu $ 4 der AVO.: Gesuche um 
Genehmigung zur Errichtung von Leichenverbrennungsanstalten 
sind mit den erforderlichen Unterlagen bei der Baupolizeibehörde 
einzureichen und von dieser mit der baupolizeilichen Entschließ- 
ung der Kreishauptmannschaft vorzulegen, von dieser mit Gut- 
achten dem Ministerium des Inneren. Dieses wird in geeigneten 
Fällen nach seinem Ermessen anordnen, daß das Vorhaben un- 
ter Stellung einer Frist zur Erhebung etwaiger Einwendungen 
öffentlich bekannt zu machen sei, sich auch vor endgültiger Ent- 
schließung wegen Genehmigung der Anlage mit dem Ministerium 
des Kultus und Unterrichts vernehmen. Dazu in 85 der AVO.: 
Die Leichenverbrennungsanlage und deren Betrieb, sowie die Ord- 
nung der damit verbundenen Beisetzungsstätten (Urnenhalle, Be- 
gräbnisplatz) unterliegt der Polizeibehörde des Ortes, in dem 
die Anlage sich befindet. Ferner $2 der AVO.: Den Bezirks- 
ärzten steht die medizinal-polizeiliche Aufsicht über den Leichen- 
dienst auch im Falle der Leichenverbrennung zu. Sie sind daher 
namentlich bei der Errichtung von Leichenverbrennungsanlagen 
und den dazu gehörigen Urnen- und Leichenhallen, sowie bei 
Einrichtung von Plätzen zur Beisetzung der Aschenreste in die 
Erde, desgl. über die nach & 2 Abs. 2 des Gesetzes aufzustel- 
lende Ordnung gutachtlich zu hören. 


Daß 8 12 des Gesetzes, wonach die Vorschriften unberührt 
9* 
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bleiben, die von den staatlich anerkannten Kirchen- und Re- 
ligionsgesellschaften innerhalb ihrer Zuständigkeit hinsichtlich 
der F.-B. erlassen werden würden, auch die dieser nachfolgen- 
den Aschebeisetzung mitbegreift, kann nicht zweifelhaft sein, 
wohl aber sehr, daß auf diese, wenigstens soweit sie auf oder 
in Begräbnisstellen erfolgt, die Bestimmungen der Verordnung 
des Ministeriums des Kultus und Unterrichts vom 22. November 
1906 betreffend die kirchlichen Begräbnisfeierlichkeiten auf den 


evangelisch-lutherischen und römisch-katholischen Gottesäckern, 


Anwendung finden könnten? Darin ist die volle Parität der 
Benutzung beider Friedhöfe von beiden christlichen Konfessionen, 
nach Uebereinkommen beider Kirchenregimenter mit der Maß- 
gabe festgestellt, daß die bei Begräbnissen amtierenden Geist- 
lichen eine Berührung konfessioneller Unterschiede vermeiden 
sollen. Wäre es nicht möglich, auch für Aschenbeisetzungen 
ohne geistliche Mitwirkung, die ja versagt zu werden pflegt, eine 
solche Parität herzustellen, mindestens zu gestatten, daß auf 
oder in Grabstätten des einen oder anderen Friedhofs Aschen- 
beisetzungen für nächste Verwandte derselben Konfession erfol- 
gen dürften? Also die Aschen verstorbener Katholiken, die dem 
Verbote ihrer Kirchenvertretung zuwider, Mitglied eines Feuer- 
bestattungsvereins zu sein oder sich einäschern zu lassen, ver- 
brannt worden sind, auf dem katholischen Friedhof im Ableh- 
nungsfall auf dem evangelisch-lutherischen beisetzen zu lassen ? 

$S 5. Zur Vornahme der Feuerbestattuug im Königreich 
Sachsen ist in jedem Falle die Genehmigung der Ortspolizeibe- 
hörde ($ 1 der AVO.) des Bestattungsortes einzuholen. Bei 
Sterbefällen außerhalb Sachsens ist auch die Ortsbehörde des 
letzten Wohnortes oder des Sterbeortes für die Genehmigung 
zuständig, Antragsberechtigt ist jeder Beerdigungspflichtige. 
Die Genehmigung ist schriftlich zu erteilen. Dazu 85 der AVO. 
Abs. 2.: Vor der Vornahme der Leichenverbrennung ist unter 
genauer Angabe der Zeit Anzeige an die Polizeibehörde zu er- 
statten. Diese Vornahme ist erst zulässig, wenn die. Genehmi- 
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gungsurkunde dem für die Leitung des Betriebes verantwort- 
lichen Angestellten ausgehändigt und sofern die Urkunde nicht 
von der aufsehenden Polizeibehörde selbst ausgestellt war, die- 
sem vorher vorgelegt worden ist. Die Genehmigungsurkunden 
sind bei dem Einäscherungsregister zu sammeln und der auf- 
sichtführenden Polizeibehörde auf Erfordern jederzeit vorzulegen. 
Die Dienstanweisung der mit der unmittelbaren Ausführung der 
Ueberwachung beauftragten Beamten, sowie allgemeine Ordnun- 
gen über die Aufsichtsführung sind dem Ministerium des Innern 
zur Genehmigung vorzulegen. 8 6 der AVO.: Der für die Lei- 
tung des Betriebes der Verbrennungsanlage und der damit ver- 
bundenen Beisetzungsstätten verantwortliche Angestellte ist von 
der Aufsichtsbehörde in Pflicht zu nehmen. Er hat über die 
sämtlichen in der Anlage vorgenommenen Verbrennungen ein 
der öffentlichen Einsicht zugängliches Register nach beigefügtem 
Muster zu führen und darin alle Einäscherungen der Zeitfolge 
nach einzutragen (Einäscherungsregister).. Dieses ist mit Ende 
jedes Kalenderjahres abzuschließen und mit den (enehmigungs- 
urkunden an die Polizeibehörde zur Aufbewahrung abzuliefern. 
Nach 8 7 der AVO. darf in den Fällen des $ 157 Abs. 1 der 
Strafprozeßordnung die Ortspolizeibehörde die Genehmigung zur 
Verbrennung der Leiche nicht erteilen, bevor die in Abs. 2 da- 
selbst bezeichnete Erklärung der Staatsanwaltschaft oder des 
Oberamtsrichters beigebracht worden ist. 

8 6. Vor Erteilung der Genehmigung hat die Ortspolizei- 
behörde folgende Nachweise zu erfordern: l. einen den Todes- 
fall betreffenden Auszug aus dem Sterberegister, bei außerhalb 
des Deutschen Reiches Verstorbenen eine amtlich beglaubigte 
Sterbeurkunde; 2. den Nachweis darüber, daß der Verstorbene 
nach vollendetem 16. Lebensjahre die F.-B. angeordnet hat, 
oder, da ferner er zur Zeit des Todes das 16. Lebensjahr nicht 
vollendet hatte, oder geschäftsunfähig war ($ 104 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs) daß die F.-B. von dem Inhaber der elter- 
lichen Gewalt begehrt wird; 3. den Nachweis über die Todes- 
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ursache, welche durch übereinstimmende Zeugnisse des behan- 
. delnden Arztes (Bezirksarztes, Kreisarztes) festgestellt sein muß. 
Durch die Zeugnisse und außerdem durch eine Bescheinigung 
der Ortspolizeibehörde des Sterbeortes muß, sofern die Geneh- 
migung nicht von diesem selbst erteilt wird, dargetan sein, daß 
jeder Verdacht, es sei der Tod durch eine strafbare Handlung 
herbeigeführt worden, ausgeschlossen ist. 

8 7. Die ärztlichen Zeugnisse dürfen nur nach vorgängiger 
Leichenschau und sofern es auch nur einer der Aerzte für er- 
forderlich erklärt, nur nach vorgängiger Leichenöffnung erteilt 
werden. Ist der Verstorbene in der letzten Zeit vor seinem 
Tode nicht von einem Arzte behandelt worden, so ist ein zwei- 
ter beamteter Arzt zur Mitwirkung zu berufen. 

$S 8 Dem Erfordernisse, daß die ärztlichen Zeugnisse 
übereinstimmen, ist genügt, wenn beide Aerzte bezeugen, daß der 
Tod durch eine bestimmt zu bezeichnende Ursache herbeigeführt 
worden ist, die den Verdacht einer strafbaren Handlung aus- 
schließt. Bestehen unter den beiden Aerzten verschiedene An- 
sichten über die Todesursache, so ist in dem Zeugnis diese Ver- 
schiedenheit zum Ausdruck zu bringen, außerdem aber anzu- 
geben, daß die Aerzte gleichwohl darin übereinstimmen, daß so- 
wohl die von dem einen als auch die von dem anderen Arzt 
angenommene Todesursache den Verdacht einer strafbaren Hand- 
lung ausschließt. Wird dagegen durch die Leichenschau oder 
durch die Leichenöffnung auch nur bei einem der Aerzte der 
Verdacht eines Verbrechens begründet, so ist nicht nur die Aus- 
stellung der ärztlichen Zeugnisse und die Genehmigung der F.-B. 
zu verweigern, sondern auch der Ortspolizeibehörde und durch 
diese der Staatsanwaltschaft oder dem Amtsgerichte von dem 
Verdacht und den ihn begründenden Tatsachen sofort Anzeige 
zu erstatten. 

$S 9. Wer eine Leiche zum Zwecke der F.-B. außerhalb 
des Königreichs Sachsen verbringen will, hat hierzu die Ge- 
nehmigung der ÖOrtspolizeibehörde des Sterbeortes einzuholen. 
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Die Vorschriften der $8$ 6—8 finden Anwendung. Die Geneh- 
migung ist schriftlich zu erteilen. Dazu 8 11 der AVO.: Vor 
der Ausstellung von Leichenpässen für Leichentransporte, die 
außerhalb des Königreichs Sachsen gehen, hat die ausstellende 
Behörde zu ermitteln, ob die Leiche nach auswärts zur Beer- 
digung oder zur F.-B. gebracht werden soll. Für den Transport 
zum Zwecke der F.-B. darf der Leichenpaß nur nach Beibrin- 
gung der im $ 9 des Gesetzes vorgeschriebenen Genehmigung 
der Ortspolizeibehörde erteilt werden. (Hinweis auf die VO. v. 
26. Mai 1903 betr. Leichentransporte, wo auch bestimmt ist, wie 
im $ 8 der AVO. Abs. 2, daß zur Leichenverbrennung kom- 
mende Särge, nur aus Holz oder Zinkblech bestehen und vor 
oder in den Räumen der Leichenverbrennungsanlage nicht ge- 
öffnet werden sollen). Im Abs. 1 dieses $ 8 ist noch bestimmt, 
die Leichen seien zur Vermeidung von Ansteckungsgefahr stets 
in demselben Sarge einzuäschern, in dem sie zur Verbrennungs- 
stätte oder zur Leeichenhalle gebracht sind. Dazu noch $ 3 der 
AVO., wonach die VO. v. 15. Dezember 1907 betr. die Dienst- 
anweisung für die Leichenfrauen und die darin angezogenen 
Vorschriften auch auf die F.-B. entsprechende Anwendung fin- 
den sollen. Lehnen die Antragsteller eine Angabe über die be- 
absichtigte Art der Bestattung ab, oder stellt sich heraus, daß 
die Beteiligten im Widerspruch mit ihren Angaben die F.-B. 
beabsichtigen, so ist die Ausstellung des Passes zu verweigern, 
solange nicht die ortspolizeiliche Genehmiguug nach 8 9 des Ge- 
setzes beigebracht wird. 

$ 13. Die Vorschriften, die über den Leichendienst und 
die Leichenbestattung, insbesondere auch über die rechtzeitige 
Entfernung der Leichen aus den Sterbehäusern und über Lei- 
chentransporte bestehen, finden bei F.-B. entsprechende An- 
wendung. 

8 11. Gegen eine ablehnende Verfügung der Ortspolizei- 
behörde steht die Beschwerde an die Kreishauptmannschaft zu. 
Diese soll binnen 24 Stunden darüber endgültig entscheiden. 
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& 12. Unberührt bleiben die Vorschriften, die von den 
staatlich anerkannten Kirchen und Religionsgesellschaften inner- 
halb ihrer Zuständigkeit hinsichtlich der F.-B. erlassen werden. 

Mit dieser Bestimmung ist die F.-B. als weltlicher Akt 
in einem besonderen (sesetz nebst Ausführungsverordnung von 
der kirchlichen Beteiligung streng geschieden und dem Ministe- 
rium des Kultus im Einvernehmen mit der oberen Kirchenbe- 
hörde die Regelung der Mitwirkung der Geistlichkeit bei der 
F.-B. vorausgehenden Trauerfeierlichkeiten, auch etwa bei Aschen- 
beisetzungen, überlassen. 

Hieran schließt sich die Verordnung des königl. säch- 
sischen Evangelisch-lutherischen Landeskonsistoriums vom 8. No- 
vember 1906, erlassen infolge einer Beschlußfassung der VII. 
Landessynode, wonach den Geistlichen in Feuerbestattungsfällen 
eine amtliche Beteiligung an Trauerfällen auch in den mit einem 
Krematorium verbundenen Parentationshallen wie bei Beer- 
digungsfällen mit gewissen einschränkenden Bestimmungen frei- 
gegeben werden solle. Die Verordnung geht in ihrem Eingang 
davon aus, daß die grundsätzliche Stellung der Kirche 
zur F.-B., wie sie in der Verordnung vom 1. Juli 1901 (Ver- 
ordnungsblatt des Evangelisch-lutherischen Landeskonsistoriums 
S. 95) dargelegt sei, unberührt bleibe: die F.-B. sei keine kirch- 
liche Bestattungsweise; deshalb bleibe auch weiterhin jede kirch- 
liche Beteiligung bei der F.-B. selbst, wie bei der Beisetzung 
von Aschenbehältnissen, sie geschehe, wo sie wolle, ausgeschlos- 
sen; — in vollem Einverständnis zwischen dem Kirchenregimente 
und den Vertretern der Landeskirche sei fernerhin das Begra- 
ben der Toten als ehrwürdige christliche Sitte hoch und heilig 
zu halten. 

Unter den nachfolgenden Beschränkungen (8 2—5) ist die 
amtliche Beteiligung, zu der ein Geistlicher nicht verpflichtet 
sein soll, dem pflichtmäßigen Ermessen der Geistlichen „freige- 
geben“ ($ 1). „Die kirchliche Trauerfeier darf im Hause oder 
in der Redehalle gehalten werden, in dieser auch dann, wenn 
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sie sich auf dem Grundstück der Verbrennungsanlage befindet“ 
($ 2). „Die kirchliche Feier besteht in Wortverkündung, (zebet 
und Segen. Sie endet vor der Verbringung oder Versenkung 
in den Verbrennungsraum, so daß während derselben ein Am- 
tieren des Geistlichen nicht mehr stattfindet. Der Geistliche hat 
dafauf zu achten, daß seine Mitwirkung nicht als kirchliche 
Billigung der Feuerbestattung zu deuten ist. Zwar wird es 
weder geboten noch rätlich sein, in der Rede ausdrücklich über 
die einmal gewählte Bestattungsart vom kirchlichen oder persön- 
lichen Standpunkte aus zu urteilen. Wohl aber wird der christ- 
lichen Auferstehungshoffnung klarer und deutlicher Ausdruck 
zu geben sein“ ($ 3). Im $ 4 sind die Bestimmungen wegen 
der Aschenbeisetzung enthalten, die später zu erwähnen sind. 
Daß im Königreich Sachsen auf dem Wege der Landes- 
gesetzgebung die Feuerbestattungsfrage in einem Gesetz for- 
muliert geordnet werden konnte, nicht im Verordnungswege ge- 
regelt wurde, mag sich daraus erklären lassen, daß, wenn auch 
der Konservatismus gestützt von der evangelischen Orthodoxie 
und dem die F.-B. schroff ablehnenden katholischen Klerus sich 
ablehnend gegen die F.-B. und der ihr nachfolgenden Aschebei- 
setzung auf kirchlich geweihten Friedhöfen verhielt, doch die 
dieser günstig gesinnte Bewegung aus der Bevölkerung heraus 
die Mehrheit des Abgeordnetenhauses (2. Kammer) ergriffen und 
die Staatsregierung sich, an der sachgemäßen Scheidung des 
weltlichen Aktes der Leichenbestattung von der vorausgehenden 
kirchlichen Trauerfeier festhaltend, von klerikalen Einflüssen frei 
hielt und den Kirchenbehörden die kirchliche Ordnung der 
Trauerfeiern überließ, ev. soweit erforderlich, eine Vereinbarung 
zwischen den konkurrierenden weltlichen und kirchlichen Ober- 
behörden in Aussicht stellte. Dieser letztere Gesichtspunkt aber 
ist, wenn jene Scheidung nicht prinzipiell festgehalten wird, viel- 
mehr man von einer kirchlichen Vorherrschaft im Leichenbe- 
stattungswesen von dem Staatsgedanken ausgeht, maßgebend für 
den Verordnungsweg, weil er Vereinbarungen sich be- 
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gegnender Vertretungen konkurrierender Interessen in den höch- 
sten Stellen erleichtert, ohne Gelegenheit zu weittragenden öf- 
fentlichen Erörterungen in den Volksvertretungen zu geben über 
die Prinzipienfrage der Stellung von Staat und Kirche, die im- 
mer nur wieder auf solche Verhandlungen zwischen Staats- und 
Kirchenvertretungen zurückführen müßten, was da, wo es an 
einer einheitlichen Staatskirche fehlt, von außerordentlicher 
Schwierigkeit für die Durchbringung einer Gesetzes vorlage 
bei der Volksvertretung wäre. Dazu kommt noch der Umstand, 
daß bei diesem fast überall der politische Parteistandpunkt eine 
Mitwirkung ausübt: das Zentrum als politische Partei der Vor- 
herrschaft des der F.-B. feindlichen Klerikalismus muß sich ab- 
lehnend diesem gehorsam verhalten und wie diesem geht der 
Mehrzahl der der Bewegung aus konservativen (efühlen abge- 
neigten Parteigängern ein eingehenderes Studium der Feuerbe- 
stattungsfrage in ihrer tiefgehenden praktischen wie intellektuellen, 
ja idealen Bedeutung ab. Daher wird angesichts der derzeitigen 
Zusammensetzung des preußischen Abgeordnetenhauses die Staats- 
regierung, es für politisch kaum möglich halten, eine G e- 
setzesvorlage im Sinne des königl. sächsischen Gesetzes durch- 
zubringen. Von dem Verordnungswege, etwa zur Regu- 
lierung einer z. Z. noch in Minderheit sich befindenden Forde- 
rung als Ausnahme von der Regel der E.-B., scheint in 
Preußen abgesehen zu werden. Eine preußische Autorität, Ober- 
verwaltungsgerichtsrat B. von Kamptz, hatin der Zeitschrift 
„Gesetz und Recht“ dem Urteil des Bezirksausschusses zu Arns- 
berg zwar Recht gegeben, aber doch hat der Verfasser des Er- 
kenntnisses des Oberverwaltungsgerichts daselbst dessen Erwä- 
gungen für juristisch unanfechtbar erklärt, dazu aber 
bemerkt: „Den Anhängern der Feuerbestattung wird es immer- 
hin erwünscht sein, daß in dem Urteil klar zum Ausdruck ge- 
bracht ist, ihre Zulassung könne aus religiös-kirchlichen Ge- 
sichtspunkten nicht beanstandet werden. Im übrigen zweifeln 
wir nicht daran, daß die auf Einführung der Feuerbestattung 
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gerichtete Bewegung ihren Fortgang nehmen und die Regierung 
schließlich nötigen wird, die nach der oberverwaltungsgericht- 
lichen Entscheidung bestehende Lücke auf dem Wege der Ge- 
setzgebung auszufüllen. Offen gelassen ist hier freilich, ob der 
Weg auch der Verordnung (der landesherrlichen oder bloß mi- 
nisteriellen ?) mit gemeint ist, oder der des Gesetzes auf Grund 
der Beschlüsse des Volks- und des Herrenhauses. Nach einer 
Mitteilung des „Berliner Tageblattes* wäre man eingezogener 
Erkundigung gemäß im Ministerium des Inneren eventuell mehr 
einer (esetzeserlassung als einer Verordnung, wenn dieser letz- 
tere Weg doch auch gangbar und unanfechtbar wäre, zugeneigt, 
da im Landtage seit 1872 in gewissen Zwischenräumen immer 
und immer wieder über die Leichenverbrennungsfrage zwischen 
der Regierung und den Volksvertretern verhandelt worden sei 
und es nicht loyal sein würde, gewissermaßen über die Köpfe 
des Landtags hinweg einfach zur Verordnung zu greifen. 

Daß es ohne eine gesetzliche Grundlage für die Ordnung der 
Feuerbestattung in Ortsstatuten oder Betriebsordnungen einzelne 
Krematorien haltender Vereine nicht abgeht, ist auch in Bay- 
ern zutage getreten. Das Ministerium des Inneren, im Ein- 
verständnis mit dem der Justiz und des Inneren für Kirchen- 
und Schulangelegenheiten, hat im Jahre 1907 ein Gesuch der 
Stadt Nürnberg, ein Krematorium als Gemeindeanstalt betreiben 
zu dürfen, in folgendem Erlaß abgelehnt: „Durch gemeindliche 
Satzungen über die Benutzung von Feuerbestattungsanstalten 
kann die Wahrung der bei Feuerbestattung in Betracht kom- 
menden strafrechtlichen und gesundheitspoli- 
zeilichen Rücksichten nicht in ausreichender Weise herge- 
stellt werden; es kann hiernach auch bei gemeindlichen Feuerbe- 
stattungsanlagen eine polizeiliche Regelung nicht ent- 
behrt werden. Da eine gesetzliche Grundlage für eine 
solche Regelung in Bayern fehlt, kann den Bestrebungen auf 
Zulassung gemeindlicher Feuerbestattungsanlagen nicht näher 
getreten werden.“ In einer am 30. Oktober 1907 im Münche- 
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ner Kindikeller abgehaltenen Protestversammlung wurde diese 
Abweisung, die jeder Begründung ermangele, als eine schroffe Ver- 
letzung des Rechts der freien Selbstbestimmung bezeichnet und 
das Verlangen an die Regierung gestellt, sich von dem im 
Landtag bei der Zentrumspartei herrschenden, beschränkten 
Vorurteil zu befreien und die Gleichberechtigung der F.-B. an- 
zuerkennen. Öhnerachtet dieser Abweisung hat im Mai 1908 
der Magistrat zu München die Errichtung eines Krematori- 
ums auf dem Ostfriedhof zur Ueberlassung an den Feuerbestat- 
tungsverein zu München beschlossen, s. „die Flamme“ von 1908 
Nr. 388. Dazu mag erwähnt werden, daß am Ende des vorigen . 
Jahrhunderts ausweislich der „Evangelischen Kirchenzeitung“ 
der Prinzregent von Bayern den Beschluß der Gene- 
ralsynode des Bayerischen Konsistorialbezirks Speyer über die 
Mitwirkung der Geistlichen bei der F.-B. genehmigt hat, 
der also lautet: „Wird bei beabsichtigter Feuerbestattung die 
Abhaltung einer einfachen Trauerfeier nachgesucht, so berechtigt 
die Wahl dieser Bestattungsart für sich allein den Geistlichen 
nicht, seine amtliche Mitwirkung abzulehnen“. Damit würde der 
evangelische Geistliche verpflichtet sein, wenigstens bei 
einer stillen Trauerfeier im engsten Kreise, jedenfalls im Sterbe- 
hause zu amtieren, was durch Verordnung des protestanti- 
schen Kirchenregiments für Bayern allgemein für Protestanten 
festzusetzen wäre. In der Mehrzahl der deutschen Bundesstaa- 
ten ist nunmehr die Feuerbestattungsfrage teils durch Gesetz, 
teils durch Verordnung geregelt, durch letztere Form teils mit 
allgemeinen Anweisungen, teils mit besonderer landesherrlicher 
oder ministerieller Genehmigung von ortsstatutarischen Bestim- 
mungen für Friedhöfe mit Krematorien oder für Gemeinde- oder 
Vereinsgrundstücke mit Einäscherungsanstalten und Aschebei- 
setzungsplätzen. Für die kleineren Staaten, in denen voraus- 
sichtlich nur in den wenigen ansehnlichen Städten, Gemeinden 
oder Vereine sich zur Anlegung von Einäscherungsanstalten und 
Aschebeisetzungsstätten schon der Kosten wegen entschließen 
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werden, wird es genügen, wenn für den einzelnen Fall ein Sta- 
tut errichtet und von der weltlichen wie kirchlichen Regierung 
durch Verordnung genehmigt wird. Dies ist vorbildlich im 
Großherzogtum Sachsen- Weimar, zuerst in Jena, dann in Eise- 
nach geschehen. In Jena hatte der Feuerbestattungsverein 
ein Krematorium hinter der Friedhofskapelle 1 m davon ent- 
fernt, zur Zeit ohne Verbindung mit dieser durch Versenkung 
des Sarges zur unterirdischen Zuführung zum Krematorium ge- 
baut, um der Forderung des Staatsministeriums auf Anregung 
des Kirchenrats, daß das Krematorium nicht in unmittelbarer 
Verbindung mit der Friedhofskapelle stehe, zu genügen, denn, 
wie die Begründung dieser Beschränkung lautete, die Anfügung 
des Krematoriums an die Kapelle, insbesondere die Durchbre- 
chung des Bodens vor dem überwölbten Altarraum (Apsis) und 
die Verwendung der Bedeckung dieser Durchbrechung zur Auf- 
stellung des Sarges mit einer Einrichtung zur mechanischen Be- 
förderung dieses in das Krematorium benähmen der Kapelle den 
Charakter eines gottesdienstlichen Gebäudes, ließen für den 
Geistlichen keinen passenden Standort übrig und bräclten ihn 
in eine unangemessene Beziehung zu dem Verbrennungsprozeß. 
Der Jenaer Feuerbestattungsverein erbaute, in der stillen Hoff- 
nung, daß angesichts der anderwärts bereits bestehenden Ver- 
senkungseinrichtung, mit der Zeit auch in der Friedhofskapelle 
eine solche sich herrichten ließe, mit baupolizeilicher (senehmi- 
gung in einer Raumentfernung von 1 m von der westlichen 
Rückseite dieser Kapelle das Krematorium an, zu dem nach 
Beendigung der Trauerfeier der Sarg aus der Kapelle um deren 
Südseite herum in aller Stille getragen wurde. 

Infolge dessen wurde für den „Neuen Friedhof“ eine neue 
Friedhofsordnung unter dem 30. April 1896 als Ortsstatut — 
„bis auf Widerruf“ erlassen. Diese ist von dem Großher- 
zog von Sachsen, auch als obersten Schirm- und Schutzherrn 
der Landeskirche, nach geschehener Vorlage im Gesamtministe- 
rium, genehmigt und dies auf Grund eines Erlasses des Ministe- 
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riums des Inneren vom 28. Dezember 1896 bezeugt worden in 
der vom Direktor des II. Verwaltungsbezirks zu Apolda und der 
Großherzogl. Kircheninspektion zu Jena unter dem 11. Februar 
1897 erfolgten Beurkundung, die in Nr. 6l der „Jenaischen 
Zeitung, amtlich veröffentlicht worden ist. Darin ist in Abtei- 
lung II 88 25 bis 32 die „Feuerbestattung“ betreffend diese 
neben die in Abteilung I $S$ 1 bis 24 geordnete „Beerdigung“ 
als vollständig gleichberechtigte Leichenbestattung 
mit Einsegnungsfeierlichkeit in der Friedhofskapelle gestellt. 
Daraus ergiebt sich, daß die F.-B. sich nichtim Gegen- 
satz zur „kirchlichen Ordnung und Sitte“ befinden kann; was 
ja auch die Landessynode am 20. September 1898 und am 
30. Mai und 4. Juni 1907 in ausführlicher Verhandlung über 
die Beteiligung des bei der Trauerfeier amtierenden Geistlichen 
anerkannt hat, wobei sich letztere der ablehnenden Stellung des 
Großherzogl. Kirchenrates gegenüber entschieden für das Bei- 
sein des Geistlichen nach dem Einsegnungsakt bei der Sarg- 
versenkung als ergreifendster Moment erklärt hat, wohl erken- 
nend, daß das Sichentfernen des Geistlichen vorher die Gefühle 
der Trauerversammlung schwer verletze und doch eine klerikale 
Demonstration gegen den weltlichen Akt der F.-B. aus Prin- 
zip enthalte, wie das in Eisenach hervortritt. Das Jenaer Kre- 
matorium ist unlängst vom Feuerbestattungsverein auf die Stadt- 
gemeinde Jena übergegangen, die eine Versenkungsvorrichtung 
in der Friedhofskapelle zur unterirdischen Zuführung des Sarges 
zu dem dahinter gelegenen Krematorium vorgesehen hat, sobald 
der Kirchenrat jede Beschränkung der Anwesenheit des Geist- 
lichen aufgegeben haben wird — der Landessynode nachgebend. 
Diese hatte die an sie gerichteten Petitionen mit einem Beschluß 
vom 4. Juni 1907 zur geeigneten Berücksichtigung der Groß- 
herzogl. Kirchenregierung überwiesen, wonach 1. eine Verbin- 
dung des Kultusraumes mit dem Ort der Verbrennung nicht 
verwehrt werden, und 2. dem Geistlichen die Teilnahme an der 
Trauerfeier bei Anlaß von Feuerbestattungen während der Ver- 
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senkung des Sarges gestattet sein soll in dem Sinn, daß nach 
Erteilung des Segens dem Geistlichen die Anwesenheit bei Ver- 
senkung des Sarges zu gestatten sei. Inzwischen ist seit einem 
Jahre eine Versenkungsvorrichtung vor dem Altar mit unterir- 
dischen Zuführung des Sarges zum Krematorium fertig gestellt 
worden und hat jeder der 4 evangelischen Geistlichen Jenas 
es übernommen, bei der von ihm abzuhaltenden Trauerfeier, nach 
Einsegnung und Gebet, dem unter Harmoniumspiel bez. Chor- 
gesang vor sich gehenden, feierlichen Versenkungsakt bei- 
zuwohnen, nach dessen Schluß er sich von den Leidtragenden 
verabschiedet. 

Wie in Jena entsprach in Eisenach den örtlichen Tat- 
sachen die Genehmigung des dasigen Statuts für die Feuerbe- 
stattung durch landesherrliche Verordnung vom 19. Dezember 
1901. Im Norden der Stadt, am Wartenberg, östlich von der 
Mühlhäuser Straße hatte die Stadtgemeinde einen neuen Fried- 
hof herrichten und darauf eine Friedhofskirche für jegliche Be- 
stattungsfeiern erbaut, unter deren Podium in tiefer Unterkelle- 
rung auf Veranlassung des dortigen Feuerbestattungsvereins ein 
Krematorium so geschickt eingebaut war, daß weder von außen 
noch von innen der Kirche davon etwas wahrzunehmen ist. Vor 
der etwas erhöhten Apsis und dem Altar befindet sich die Ver- 
senkungsöffnung, durch die der Sarg, auf eine von dem im Kel- 
lerraum vor dem Öfen aufgestellten hydraulischen Aufzug em- 
porgehobene Platte aufgesetzt, nach Beendigung der Trauer- 
feier und vorgeschriebenem Weggang des Geistlichen, in Gegen- 
wart der Trauerversammlung langsam in die Tiefe versinkt, wo- 
bei zugleich die unter der Apsis vorher zurückgezogene Deck- 
platte sich wieder über die Versenkungsöffnung vorschiebt. Diese 
Deckplatte ist außerdem mit einem Teppich belegt, so daß nichts 
an eine Vorrichtung zu einer F.-B. erinnert. In Beerdigungs- 
fällen wird der Sarg auf den Teppich gesetzt und von da nach 
Beendigung der Trauerfeier aus der Kirche von der Trauerver- 
sammlung und dem Geistlichen nach dem Erdgrab geleitet, falls 
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nicht daselbst gleich die Feier abgehalten wird. In üblicher 
Weise erfolgte die Grabversenkung oder Gruftbeisetzung. Dieser 
vollendeten Tatsache des Unterbaues des Krematoriums und Ein- 
baues der Versenkungseinrichtung in die Friedhofskapelle setzten 
starre Gegner der F.-B. Widerspruch entgegen unter Ablehnung 
der Benutzung der Kapelle für ihre Fälle der E.-B., weil diese 
durch Verletzung der kirchlichen Ordnung und Sitte entweiht 
werde, wenn darin für die davon abweichenden Feuerbestattun- 
gen in einer inunmittelbarer Verbindung mit der Kapelle 
stehenden Einäscherungsanstalt Trauerfeiern abgehalten würden. 
Infolge dessen wurde die St. Crucikirche wieder hergerichtet und 
zur Abhaltung von Trauerfeiern allen denen überlassen, die von 
der Friedhofskapelle keinen Gebrauch machen wollten. 

Eine offiziöse Erklärung in der Weimarischen Zeitung vom 
8. November 1899 widersprach der in der „Eisenacher Zeitung“ 
vom 6. November aufgestellten Behauptung, die oberste Kirchen- 
behörde habe die F.-B. im „Prinzip“ anerkannt und für Ei- 
senach genehmigt. Die oberste Kirchenbehörde habe nach ihrer 
Zuständigkeit gar nicht darüber, ob F.-B. stattfinden dürfe oder 
nicht, zu befinden; dagegen sei sie berechtigt wie verpflichtet, 
die Grundsätze festzustellen, welche für die Mitwirkung der evan- 
gelischen Geistlichen in Fällen der F.-B. maßgebend zu sein 
hätten. Bei Feststellung dieser Grundsätze hat sie sich aber 
von dem Grundsatze leiten zu lassen, daß die Diener der Kirche 
an keiner Veranstaltung sich beteiligen dürfen, die im Ge- 
gensatze zur kirchlichen Ordnung und Sitte 
steht. Eine solche Veranstaltung ist die Leichenverbrennung. 
Deshalb darf ein evangelischer Geistlicher bei einer Bestattungs- 
feier in einem solchen Raume nicht amtieren, der in unmit- 
telbarem Zusammenhange mit dem Gelasse für den Verbren- 
nungsapparat steht, also nicht wie in Eisenach. Wünscht man 
die Mitwirkung des Geistlichen nicht auf eine häusliche Trauer- 
feier beschränkt zu sehen, dann muß der Raum für die kirch- 
liche Feier eine für sich bestehende Friedhofskapelle 
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sein, ein Raum, der durch nichts an den Akt der Verbrennung 
erinnert. Das ist das Mindeste, was die Kirche fordern 
muß. Wenn in Eisenach der Raum für die Trauerfeier außer 
aller Verbindung mit dem darunter befindlichen Verbrennungs- 
raume und somit ohne Versenkungsanlage bleibt, so 
hat sie in der Tat ein sehr weitgehendes Entgegenkommen gezeigt, 
ein Entgegenkommen, das nur aus der Zwangslage sich erklärt, 
die das Vorgehen der Gemeindebehörden in der Bauangelegenheit 
leider geschaffen hat. Hat dessenungeachtet der Gemeinderat jetzt 
beschlossen, den Bau, wie er ursprünglich geplant war, auszufüh- 
ren, so kann ihn die oberste Kirchenbehörde daran nicht hindern, 
aber nur ihr steht die Entscheidung zu, ob der Raum für die 
Trauerfeier eine Kapelle sei, in der die evangelischen Geistli- 
chen amtieren dürfen. Deshalb hat das Ministerialdepartement des 
Inneren mit Recht verfügt, daß mit der Bauerlaubnis die Genehmi- 
gung zu der geplanten Benutzung des Baues nicht zusam- 
men falle“. Was für Jena gefordert war, sollte möglichst konse- 
quent von der obersten Kirchenbehörde, die sich vor die vollen- 
dete Tatsache der unmittelbaren Verbindung des Krema- 
toriums mit der nach ihrer Meinung nur für Erdbestattungsfeiern 
zu bestimmenden Friedhofskapelle gestellt sah, festgehalten wer- 
den und ein Ausweg war gefunden in der Einräumung der 
St. Crucikirche an diejenigen, welche vorstehender Auffassung 
folgen zu sollen vermeinten. 

Es handelte sich nunmehr, der Neugestaltung des Bestattungs- 
wesens entsprechend nach dem Vorgang in Jena darum, eine Umge- 
31. Dezember 1870 

26. August 1873 
zu schaffen, worin die Gleichberechtigung der F.-B. mit der E.-B. 
in der entsprechenden, den örtlichen Verhältnissen angemessenen 
Form zum Ausdruck auf dem Wege statutarischer, durch regie- 
rungsseitige Genehmigung sanktionierte Ordnung gebracht werde, 
was nach der bisherigen Stellung der Kirchenregierung gerade 
in diesem Falle nicht leicht war, aber, ohne vorhandenes all- 
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staltung der bestehenden Friedhofsordnung vom 
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gemeines Gesetz für F.-B. im Lande, durch landesherrlich ge- 
nehmigte Verordnung besser auszuführen war. Ein „Nachtrag“ 
vom 28. November 1901 zu oben erwähnter Friedhofsordnung 
ist vom Gemeindevorstand und Gemeinderat, sowie vom Kirchen- 
gemeindevorstand unterzeichnet, als „andesherrlich bis 
auf Widerruf bestätigt“ von den nächstvorgesetzten staat- 
lichen und kirchlichen Behörden, dem 'Großherzogl. Bezirks- 
direktor und der Kircheninspektion des Stadtbezirks, unter dem 
30. Dezember 1901 urkundlich bezeugt worden — genau so wie 
dies für die neue Friedhofsordnung in Jena geschehen war. Der 
Inhalt dieses Nachtrags mußte freilich den ihm zu Grunde liegen- 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechend vielfach anders 
lauten, unter Aufhebung der $8 38, 39 und 40 Abs. 2 der Fried- 
hofs- und Begräbnisordnung und mit Abänderung der $$ 21 und 
28 dortselbst. Daraus ist hier nur Folgendes hervorzuheben: 
„Die Bestattung Verstorbener kann auch im Wege der Feuer- 
bestattung erfolgen, darf aber nur in der auf dem Friedhof 
am Wartenberg errichteten Feuerbestattungsanstalt und nur mit 
schriftlicher Genehmigung des Gemeindevorstandes vorgenommen 
werden“ ($ 1). Im 8 2 sind unter 1 bis 4 die erforderlichen 
Zeugnisse für Erteilung der Genehmigung skizziert. Sinn- 
gemäße Anwendung finden sollen 8$ 19 bis 28 der Friedhofs- 
ordnung, wenn die Bestattung eines Verstorbenen durch Feuer 
erfolgen soll, jedoch mit der Maßgabe, daß im Fall der Be- 
nutzung der mit der Feuerbestattungsanstalt verbundenen Fried- 
hofshalle die Mitwirkung der Kirche und ihrer Organe, sowie 
des Kirchenchors nicht beansprucht werden kann. Die Ver- 
senkungsanlage ist bei Trauerfeierlichkeiten für Beerdigungen 
unter kirchlicher Mitwirkung vollständig bedeckt zu halten. Nach 
$ 4 darf die Versenkung zum Feuerbestattungsraum erst nach 
völligem Abschluß des kirchlichen Aktes vorgenommen werden, 
nach welchem der Geistliche sich zu entfernen hat. & 10. „Gegen 
den Willen derjenigen, die eine Beerdigung vornehmen lassen, 
darf die Benutzung der neuen Friedhofshalle nicht angeordnet 
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werden. Vielmehr bleibt es denjenigen, welche eine Beerdigung 
vornehmen lassen, anheimgestellt, ob sie die Trauerfeier im Sterbe- 
hause, oder am Grabe oder in der Kreuzkirche stattfinden lassen 
wollen. Die Kirchgemeinde ist verpflichtet, die Kreuzkirche in 
gutem baulichen Zustande zu erhalten und für kirchliche Be- 
stattungsfeierlichkeiten, soweit verstorbene Evangelische in Be- 
tracht kommen, auf Wunsch der Hinterbliebenen stets zur Ver- 
fügung zu stellen. Die politische Gemeinde ist verpflichtet, die 
Leichenhalle auf dem alten Friedhof in gutem baulichen Zu- 
stande und mit den erforderlichen Einrichtungen einschließlich 
der Leichenbedienung zu erhalten und für die Aufbewahrung 
von Leichen auf Wunsch der Hinterbliebenen stets zur Verfügung 
zu stellen.“ Damit war also der Kirchenregierung und den 
Freunden der E.-B., soweit sie den Standpunkt jener einnahmen, 
die Möglichkeit geschaffen, den für sie unkirchlichen Raum der 
neuen Friedhofskapelle zu Trauerfeierlichkeiten nicht benutzen 
zu lassen bezw. zu sollen. Viel benutzt wird diese Gelegenheit 
nicht, da die große Entfernung der Kreuzkirche von dem neuen 
Friedhof die Ueberführung des Sarges durch die Trauerversamm- 
lung dahin zur Grabversenkung eine zu lange Unterbrechung der 
Trauerfeier und bei ungünstiger Witterung manche Beschwerung 
mit sich bringt und im übrigen die Bevölkerung Eisenachs sich 
daran gewöhnt hat, bei der sorgfältigen Verdeckung des Kre- 
matoriums und selbst des Rauchabzugs und der Versenkungs- 
stelle, in Beerdigungsfällen nicht an F.-B., sondern nur an E.-B. 
zu denken und die erstere allmählich als gleichgestellte Bestat- 
tungsart zu betrachten. Im $ 11 des „Nachtrags“ ist dem Ge- 
meindevorstand zur Ausführung der Friedhofs- und Begräbnisord- 
nung und des Nachtrags dazu polizeiliche Vorschriften zu erlassen 
vorbehalten; auch sollten für die anläßlich der Beerdigungen und 
Feuerbestattungen zu erhebenden Gebühren -- soweit erforderlich 
mit Zustimmung der zuständigen kirchlichen Behörden — Vorschrif- 
ten durch Ortsstatut festgesetzt werden. In den $8$ 5 bis 9 sind die 
später zu erwähnenden Vorschriften über Aschebeisetzung enthalten. 
10 * 
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Ein Ortsstatut für die Gebührenerhebung vom 19. Dezember 
1901 ist, genau wie der „Nachtrag zur Friedhofs- und Begräb- 
nisordnung“ landesherrlich bestätigt und mit Bestätigungszeugnis 
der staatlichen und kirchlichen Mittelbehörden am 19. März 1902 
versehen in Kraft getreten. Darin sind drei Klassen in 14 Ab- 
teilungen ersichtlich: A. für Protestanten, wo unter Ziff. 11 neben 
den für E.-B. in den vorausgehenden Nummern aufgestellten An- 
sätzen, soweit sie im gegebenen Falle überhaupt zur Anwendung 
kommen, für die Einäscherung in allen drei Klassen gleichmäßig 
50 Mk. in Ansatz gebracht sind; B. für Katholiken treten noch 
hinzu Ansätze für die Einsegnung und Exequien mit je 2 Unter- 
scheidungen; C. für Israeliten, bei denen die A. 2 bis 11 ersicht- 
lichen Ansätze der Klasse IIl (höchste Kl.), soweit die entspre- 
chenden Leistungen vorkommen, Platz greifen, falls nicht im 
Einzelfalle unter billiger Erwägung der Umstände vom Gemeinde- 
vorstand die niederen Sätze der Klasse II oder sogar I für an- 
wendbar erklärt werden; D. für Militärpersonen mit angeführten 
Begrenzungen, aber doch unter Beibehaltung des Ansatzes von 
50 Mk. für „Einäscherung“!. Es ergibt sich hieraus, daß die 
Feuerbestattungsanlage den drei im Großherzogtum anerkannten 
Konfessionen zugänglich ist. 

Welche Bemühungen der Feuerbestattungsverein zu Weimar 
seit 1906 und der Gemeindevorstand nebst Gemeinderat das. um 
eine ortsstatutarische Regelung der nur mittelbaren Verbindung 
eines nach West hinter der Kapelle des neuen Friedhofs in einer 
Entfernung von 1—2 Meter anzubauenden Krematoriums durch 
einen unterirdischen Schacht bis zu der vor dem Altar zu er- 
richtenden Versenkungsstelle, wie in Jena, gehabt und bis jetzt 
erfolglos, zum Teil, weil sie eine Genehmigung der obersten 
Kirchenbehörde zum Ausharren des Geistlichen bei der Sarg- 


ı Inzwischen hat der Gemeinderat zu Eisenach die Gebühren bei Ver- 
brennung von Leichen Einheimischer in Klasse I auf 40 Mk., in Klasse II 
auf 30 Mk. undin Klasse III auf 20 Mk. herab- und Auswärtiger auf 40 Mk. 
festgesetzt. 
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versenkung in der Friedhofskapelle nicht erlangen konnte, ohne 
die der geplante Bau nicht auszuführen sei, — ist in des Verf. 
Schrift: „Gleichberechtigung der Feuer- und Erdbestattung“ von 
1907 a.a. O. im Abschnitt VIII S. 38--46 und aus dem Nachtrag 
dazu zu ersehen. Inzwischen wurden weitere Verhandlungen zwi- 
schen den Gemeindebehörden einerseits und dem Kirchgemeinde- 
vorstand und Kultusministerium andererseits gepflogen. Der Ge- 
meinderat, der zum Bau des Krematoriums im Anschluß an die 
Friedhofskapelle 25 000 Mark verwilligt hatte, erhielt den an das 
Staatsministerium zur Genehmigung vom (semeindevorstand einge- 
sendeten Bauplan mit der Weisung zurück, vorerst ein Ortsgesetz 
über Zulassung der F.-B. überhaupt zu erlassen. Ein solches wurde 
in einem Paragraphen dahin lautend fertig gestellt: „Im Gemeinde- 
bezirk Weimar kann die Bestattung Verstorbener auch im Wege 
der Feuerbestattung erfolgen. Die nötigen Maßnahmen werden 
durch Erlaß eines Nachtrags zur Begräbnisordnung für die Stadt 
getroffen.“ Der vom Gemeindevorstand entworfene Nachtrag zur 
Begräbnisordnung vom 15. Oktober 1881 enthält, im wesentlichen 
sich dem Eisenacher Statut anschließend, in 15 Paragraphen 
das Erforderliche über die F.-B. und Aschebeisetzung und wurde 
vom Gemeinderat gutgeheißen, nur kamen in Wegfall im $ 4 
die Worte: „dem Geistlichen bleibt es überlassen, sich vor der 
Versenkung der Leiche zu entfernen“, und im $ 10 der Satz: 
„Bei der Beisetzung von Aschenresten ist jede kirchliche Mit- 
wirkung ausgeschlossen“, auch wurde von der Einschaltung eines 
die kirchliche Einsegnung der Leichen betrefienden Satzes des 
Eisenacher Statuts in $ 10 Abstand genommen. Das Staats- 
ministerium hatte erklärt, ein Nachtrag zur Begräbnisordnung 
‚habe nur dann Aussicht auf Genehmigung, wenn er analog den 
Eisenacher oder Jenaer Bestimmungen formuliert werde. Mit 
der Ablehnung des $ 10, der für solche Leidtragende, welche 
die Friedhofskapelle für entweiht halten, weil darin die Leiche 
eines Freundes der F.-B. die kirchliche Einsegnung empfangen 
habe, einen besonderen Raum für Abhaltung von Trauerfeierlich- 
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keiten in Beerdigungsfällen bereit zu halten anordnet, etwa die 
Kapelle am Eingang des alten Friedhofs, war besonders die Zu- 
stimmung des Kirchengemeindevorstandes und des Kirchenrats, 
welche das Kultusdepartement voraussetzt als hier maßgebend, 
in Frage gestellt. Der Bezirksausschuß beschloß die 
Genehmigung des neuen Nachtrags zur Friedhofs- und Be- 
gräbnisordnung für die Stadt Weimar und nun liegt die Ent- 
scheidung bei dem Kultusministerium. In letzterem hatte die 
Forderung der Mehrheit des Kirchgemeindevorstandes unter der 
Leitung des Geh. Kirchenrats D. Spinner, ehemaligen Missio- 
närs, daß, wie in Eisenach den Gegnern der F.-B. für ihre 
Trauerfeiern ein besonderer kirchlich geweihter Raum überwiesen 
werde, Aufnahme gefunden; es fehlte auch in Weimar nicht an 
Stimmen, die empfahlen, den Gegnern die Kapelle des alten 
‚Friedhofs zu überlassen, von der aus der Sarg durch diesen hin- 
durch nach dem in Süden anstoßenden neuen Friedhof zur Be- 
erdigung getragen werden könne, welchem Vorschlag die Weite- 
rung entgegenstand, daß nur auf letzterem sich eine Leichenhalle 
für die Aufbahrung befindet und von dieser aus der Sarg erst 
nach der entfernt gelegenen alten Friedhofskapelle geschafft und 
von da wieder nach Beendigung der Trauerfeier zur Beerdigung 
auf dem neuen Friedhof geleitet werden müßte. Dieser Vor- 
schlag wurde als von Sonderlingen, die die Friedhofskapelle durch 
Abhaltung von Trauerfeiern für Feuerbestattete mit Sargver- 
senkung als profaniert betrachteten, ausgehend, im Gemeinderat 
zurückgewiesen, mit dem Hinweis, daß solche Leute ihre ver- 
storbenen Angehörigen entweder im Sterbehause oder am Grabe 
einsegnen lassen könnten. Der Gemeindevorstand lehnte im Ein- 
verständnis mit dem Gemeinderat eine derartige Zumutung, eine 
ähnliche Bestimmung, wie sie $ 10 des Eisenacher Nachtrags zur 
Friedhofs- und Begräbnisordnung enthalte, in den Entwurf auf- 
zunehmen, selbst auf die Gefahr der Nichtbestätigung hin, ent- 
schieden ab. Und so war der Kampf zwischen der Stadt Wei- 
mar und dem Kultusministerium anläßlich jener Eisenach gegen- 
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über für konsequent gehaltenen Forderung ins Stocken geraten, 
während die Städte Jena und Eisenach aus der vollendeten Tat- 
sache des fertigen Krematorienbaus die Genehmigung des Be- 
triebes, wenn auch mit Beschränkungen, auf dem Wege der sog. 
Notverordnung, zu erreichen verstanden hatten. Es erscheint aber 
jene Forderung als unzutreffende Konsequenzmacherei aus dem 
für Jena vor 12 Jahren gegebenen Bescheid, daß ein Krema- 
torium nicht in unmittelbarer Verbindung mit der kirch- 
lich für Trauerfeiern geweihten, bisher nur bei Beerdigungen 
gebrauchten Kapelle stehen dürfe; dem entgegen fand in Eisen- 
ach eine solche Verbindung durch Einbau des Verbrennungs- 
raumes unter dem Fußboden der Friedhofskapelle mit Ver- 
senkungsöffnung vor dem Altar statt, und da die F.-B., nach- 
dem das Jenaer Statut darüber bestätigt war, nicht mehr aus- 
geschlossen werden konnte, erschien für die Gegner der F.-B. 
ein Ausweg mit Einräumung der Kreuzkirche als Ausnahme- 
zugeständnis geboten. Eine solche Unmittelbarkeit bestand 
in Jena nicht, als die Bestätigung der die Erd- und Feuer- 
bestattung gleichstellende neuen Friedhofsordnung erfolgte, da 
das Krematorium 1 m entfernt (leerer Raum) von der westlichen 
Wand der Friedhofskapelle erbaut ist; eine solche Unmittelbar- 
keit tritt auch nicht ein, wenn eine Versenkungseinrichtung in 
der Kapelle hergerichtet wird, von der aus die Zuführung des 
Sarges nach dem Krematorium durch einen 6 bis 8 m langen 
unterirdischen Schacht vermittelt wird. So soll auch in Wei- 
mar das Krematorium von der Kapelle getrennt westlich erbaut 
und mittelbar durch einen zur Versenkungsöffnung in der 
Kapelle laufenden Schacht mit dieser verbunden werden. Die 
Versenkungsstelle bleibt bei Beerdigungen und sonst außerhalb 
eines Feuerbestattungsfalles stets bedeckt. Es handelt sich diesen 
tatsächlichen Verhältnissen gegenüber nur um eine Begrenzung 
des Begriffes der Unmittelbarkeit, um eine Restriktion auf 
eine durch die Entfernung und Schachtzuführung bedingte, 
mittelbare Verbindung zwischen Krematorium und Kapelle, 
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von der in dieser wegen der Verdeckung außer nach deren Weg- 
räumen in Fällen einer F.-B., nicht eine Spur wahrzunehmen ist. 
Hiermit wäre der Weg eröffnet, im Vergleich mit Eisenach, 
wo eine Ausnahme zu machen war, die Auffassung von der 
unmittelbaren Verbindung für das Jenaer und Weimarer 
Projekt fallen zu lassen, dann aber auch nicht länger den 
Geistlichen von dem Versenkungsakt, dem feierlichsten 
Schlußakt der kirchlichen Trauerfeier in seiner amtlichen Mit- 
wirkung abzuhalten. 

Es kommt bei der Ordnung der F.-B. und Aschebeisetzung 
schließlich auf eine den örtlichen und tatsächlichen 
Verhältnissen Rechnung tragende Orts gesetzgebung hinaus, die 
landesherrlich zu bestätigen ist vermöge des Verordnungsrechts 
je nach den einzelnen Staatsverfassungen. Es mag konsequent 
sein, daß in Staaten, wie in Preußen, wo im Allgemeinen Land- 
recht so viel verwaltungsrechtliche Kasuistik eingeflochten ist, 
welche für das Leichenbestattungswesen der Weg der Landes- 
gesetzgebung einmal betreten war, derselbe Weg auch wieder für 
Regelung der F.-B. und Ascheverwendung für sich allein oder 
in Verbindung mit allgemeinen Bestimmungen über die E.-B. 
eingeschlagen werde; allein da, wo eine scharfe Grenze zwischen 
landesherrlichem Verordnungsrecht und Gesetzgebung unter Mit- 
wirkung der Volksvertretung nicht gezogen ist, würden Bestim- 
mungen für Erhaltung des öffentlichen Wohles und des Gemein- 
friedens mehr polizeilicher Natur, je nachdem sie zum Schutze 
der Minderheiten der Bevölkerung aus gerechten Ursachen (teil- 
weise „Volkssitte“ nach höchstrichterlicher Entscheidung) dienen, 
durch Verordnung der höchsten Gewalt gegeben werden können. 
Es mag hier an das erinnert werden, was Verf. im 88 seiner 
Abhandlung in der Zeitschrift für Deutsches Kirchenrecht, 1899, 
S. 380 ff. über die Schwierigkeit der auch hier in das Gebiet des 
sog. Kirchen-Staatsrecht fallenden Fragenlösung mitgeteilt hat; 
verursacht wird sie durch das Zusammentreffen der beiden Hauypt- 
gewalten der Gesellschaft, des Staates und der Kirche und deren 
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öftere Begegnung ihrer Sonderinteressen; weniger tritt die Schwie- 
rigkeit in den Staaten hervor, wo die evangelische Kirche vor- 
herrscht, da hier im Landesherrn auch der Träger der Kirchen- 
gewalt (Oberstbischof) vereinigt ist, als in den Staaten, wo eine 
katholische Bevölkerung die Mehrzahl bildet und der Klerus mit 
seiner allbeherrschenden Spitze im Besitze der Macht zu sein 
pflegt. In ersteren Staaten des Deutschen Reiches war die Zu- 
lassung der F.-B., außer im Vorstaate Preußen, eher durchzu- 
führen als in letzteren, indem in ihnen dem Zusammenwirken 
nach Verständigung ‘der Ressortministerien (des Inneren und der 
Medizinalangelegenheiten einerseits und des Kultus und der geist- 
lichen Angelegenheiten, als der Vertreter von Staat und Kirche) 
nicht ein höheres Kirchenregiment entgegensteht. Wie von vorn- 
herein betont wurde, ist, was in Italien und Frankreich die F.-B. 
zur Geltung gebracht hat, daran festzuhalten, daß die Leichen- 
bestattung, E.-B. wie F.-B. mit Aschebeisetzung, ein rein welt- 
licher, von der vorausgehenden kirchlichen Trauerfeier zu tren- 
nender, unter vorwiegend staatlichen Sicherungs- und 
Verwaltungsrücksichten zu leitender Akt ist. Will die Kirchen- 
vertretung wegen einer Verbindung ihrer Mitwirkung bei den 
Leichenbestattungsordnungen und deren Ausführung insonderheit 
der F.-B. sich ablehnend verhalten, so kann sie vom Staate nicht 
dazu gezwungen werden; aber der Staat kann die fakultative 
F.-B. durch allgemeine Satzung zulassen, ja sogar für Aus- 
nahmefälle (bei Gefährdung der Gesundheit, im Kriege) obligato- 
risch anordnen und — ohne Mitwirkung der fr. Geistlichkeit — 
eine entsprechende weltliche Trauerfeier in interkonfessionellen 
Krematoriums-Vorhallen, ja selbst bei Aschebeisetzungen auf dem 
anliegenden Grund und Boden, wie auf Gemeindefriedhöfen zu- 
lassen durch Landesgesetz in allgemein verbindenden Grenzen 
und Regeln oder durch landesherrliche Verordnung unter Vor- 
behalt der ministeriellen Prüfung und Billigung der Ortsstatut- 
entwürfe für Städte- bezw. Vereinskrematorien auf Friedhöfen 
bezw. auf besonderen Grundstücken, und der endlichen Bestäti- 
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gung. Es ist in dem „Berl. Börs.-Kour.*“ die Frage aufgeworfen 
worden, ob nicht ev. ein Einschreiten der Reichsgesetz- 
gebung in der Feuerbestattungsfrage notwendig werde, um die 
Ungleichheit in deren Behandlung seiten einzelner Bundesstaaten 
zu beseitigen? Ein Mitglied der Reichsregierung habe eine Rekti- 
fizierung der bereits darin vorgegangenen Bundesstaaten auf Grund 
der Reichsgesetze für ausgeschlossen erklärt — und dennoch 
liege ein Eintreten des Reiches im Bereiche der Möglichkeit. So 
sei an die Gesetzgebung für den Automobilverkehr zu erinnern, 
der in den Einzelstaaten bereits durch landespolizeiliche Ver- 
ordnungen geregelt gewesen sei; um eine Uebereinstimmung her- 
beizuführen zu erreichen, sei der Bundesrat zusammengetreten 
und man sei zu Vorschriften gelangt, die im Interesse des Ver- 
kehrs die Einzelstaaten ebenfalls einführten. Die mit dem Auto- 
mobilverkehr zusammenhängenden und in das Bürgerliche und 
Strafrecht hinüberspielenden Rechtsfragen dagegen seien vom 
Reiche geordnet; aus den gleichen Motiven heraus stehe zu er- 
warten, daß der Bundesrat sich noch mit der Feuerbestattungs- 
frage beschäftigen werde!. Aus der Ordnung des Automobil- 
verkehrs durch die Bundesstaaten eine Parallele für die F.-B. 
zu ziehen, möchte denn doch wenig passend erscheinen, da es 
sich dort um eine Regelung des gleichmäßigen Durchgangsver- 
kehrs von Fahrzeugen durch das ganze Reichsgebiet handelt, die 
der Natur der Sache, d. h. der Tragkraft der neuen Fahrzeuge 
entsprechend eine Notwendigkeit war, vor der die Regelung in 
den Einzelstaaten getrost als vorerstiger Notbehelf weichen konnte. 
Die Regelung der F.-B. bis in die Einzelheiten steht aber stabi- 
lem Ortsverkehr in jedem Staate gegenüber, wo Krematorien usw. 
erbaut sind, der je nach der Eigenart von Verwaltungsbehörden 
aus mancherlei besonderen Rücksichten zu ordnen ist, zu- 
mal wenn örtliche Zustände tatsächlich diese gebieten. Nun 
sind aber auf diesem Wege in der nunmehrigen Mehrheit der 
deutschen Bundesstaaten teils auf dem Wege der Gesetzgebung, 
teils auf dem der Verordnung und der Gemeindestatuten, so viele 
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Einzelordnungen geschaffen, daß deren Beseitigung unmöglich 
durch eine allgemeine Reichsordnung erreicht werden kann. 
Was Verf. im Abschn. IIseiner Abhandl. in der „Zeitschrift für 
Deutsches Kirchenrecht“ a.a.O. S. 382 bemerkte, mag hier wieder- 
holt werden: „Würde der hygienische und wirtschaft- 
liche Ausgangspunkt als der maßgebende festgehalten, dann 
wäre mit einem Schlage der F.-B. die ihr gebührende Stelle 
neben der E.-B. gesichert, wenn durch Vermittlung des Reichs- 
gesundheitsamtes der fakultatiren und obligatorischen 
F.-B. durch ein Reichsgesetz oder eine Bundesratsverordnung die 
Bahn gebrochen würde. Den Einzelstaaten und Kirchenvertre- 
tungen bliebe dann die Ausführung und letzteren der Anschluß 
der Trauerfeier an dem Bestattungsakt überlassen, wobei eine 
sınngemäße Anpassung der sonst bei der E.-B. üblichen 
Formen (Agendarien- Anpassung) nahe liegt, je nach der Stellung, 
welche die Vertretung einer Iaandeskirche dann einzunehmen für 
gut befinden möchte.“ In den einzelnen Ortsstatuten oder landes- 
herrlichen Verordnungen, die auf Grund einer Gestattung der 
F.-B. und Aschebeisetzung vom Bundesrat oder von dem Reichs- 
tag aus erlassen würden, wäre auf diese sinngemäße Anpassung 
hinzuweisen, wie z. B. in der Jenaer Friedhofsordnung vom 
30. April 1896, in der „neben der bisher allein zugelassenen 
Bestattungsform des Begräbnisses auch die Form der Feuer- 
bestattung zugelassen“ ist, ausdrücklich die Anwendbarkeit der 
für die E.-B. aufgestellten Sätze auch auf die Form der F.-B. 
hervorgehoben wird; so im & 28 das.: „Betrefis der Nebenum- 
stände, z. B. des Transportes der Leichen nach dem Friedhof, 
der Benutzung der Leichenhalle und der Kapelle usw. greifen 
diejenigen Bestimmungen Platz, welche in dieser Richtung bei 
der Eirdbestattung angeordnet sind. Die Einsegnungsfeierlich- 
keiten finden in der Regel in der Kapelle statt.“ Für Bei- 
setzung von Aschenresten wird im & 30 Abs. 2 „sinnge- 
mäße Anwendung“ der Vorschriften für die Erdgräber auch 
für Angehörige des Feuerbestatteten, womit ein weiterer Spiel- 
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raum dem billigen Ermessen eingeräumt wird, nachgelassen. 

In den im Jahre 1908 zwischen den Ministerien des Innern 
und des Kultus, sowie den Reichsämtern zu Berlin gepflogenen 
Verhandlungen bereitete, wie mehrfach in Zeitungen berichtet 
ward, die reichsgesetzlich garantierte Gewerbefreiheit Schwierig- 
keiten, vermöge deren es jedermann, also auch Privatpersonen, 
gestattet wäre, Krematorien zu erbauen und auf eigene Rech- 
nung in Betrieb zu setzen. Das zu vermeiden, sei eine Be- 
schränkung auf Städte durch Aenderung der Reichsgewerbe- 
ordnung erforderlich. Demgegenüber wird in Nr. 398 der „Flamme“ 
vom 15. Oktober 1908 S. 5709 bemerkt: „So wenig die Beer- 
digung auf den Friedhöfen als „Gewerbe“ betrieben werden 
kann, sondern der Verwaltung der Gemeinde oder den Kirchen- 
behörden untersteht, so wenig braucht der Betrieb eines Krema- 
torıums als „Gewerbe“ geduldet zu werden.“ Es bedürfe des- 
halb nicht einer diesbezüglichen Aenderung der Gewerbeordnung 
von Reichswegen, sondern es brauche nur in den Gesetzesent- 
wurf für die F.-B. eine solche Bestimmung aufgenommen werden. 
Außer Stadtgemeinden, die ja auch kleinere sein können, wie 
Jena, Koburg, Pößneck u. a. m. und bereits im Besitz eines 
Krematoriums sind und deren viele andere den Bau eines sol- 
chen zu Eigenbetrieb planen, würde aber angesichts der Tat- 
sache, daß auch eingetragene Feuerbestattungsvereine bisher ihre 
Krematorien unterhielten und andere gleiches planen, solchen 
der Bau und Betrieb eines Krematoriums mit Zubehör unter 
staatlicher Aufsicht nicht vorzuenthalten sein. Das müßte aus- 
drücklich in ein Gesetz oder eine Verordnung aufgenommen 
werden. 

Die erheblichsten Bedenken gegen die Zulassung der F.-B. 
sind besonders in Preußen und Bayern, auch namentlich in dem 
oben angeführten Urteil des preußischen Oberverwaltungsgerichts 
vom 15. Mai 1908, im Hinblick auf strafrechtliche und 
strafprozessualische Stellen des Reichsrechts erhoben 
worden, über die sich die Landesgesetzgebungen in den Bundes- 
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staaten nicht hinwegsetzen dürften. In dieser Beziehung ist auf 
einen sehr beachtenswerten Artikel eines Rechtsverständigen in 
Nr. 396 der „Flamme“ vom 15. Septbr. 1908 zu verweisen: 
„Der Entwurf der neuen Strafprozeßordnung, das geltende Kri- 
minalrechts. des Deutschen Reichs und die Feuerbestattung.* Zu 
gedenken ist vor allem, daß zur Zeit der Erlassung jener straf- 
rechtlichen und strafprozessualischen Bestimmungen aus den sie- 
benziger Jahren des vorigen Jahrhunderts noch niemand eine 
Ahnung davon haben konnte, es werde nach Jahrzehnten die 
F.-B. in eine so mächtige Konkurrenz mit der E.-B. treten, daß 
jene als wiedererwachte „Volkssitte“ (mittelbar in der Anerken- 
nung der Aschebeisetzung als solcher, die doch die Einäscherung 
zur tatsächlichen Voraussetzung hat) vom höchsten Gericht des 
Deutschen Reichs gekennzeichnet werden konnte. Analoge, sinn- 
semäße Anwendung der Strafbestimmung im 8 168 StGB. 
für unbefugte Zerstörung oder Beschädigung eines Grabes oder 
für beschimpfenden Unfug an einem Grabe würde einem den 
Zweck und Grund der Bestimmung fest ins Auge fassenden 
Richter auf den Schutz der Krematorien und Aschebeisetzungs- 
stellen unbedenklich erscheinen; ebenso verhält es sich mit der 
im Abs. 2 des & 367 StGB. bedrohten Nichtbeachtung polizei- 
licher Anordnungen „über vorzeitige Beerdigungen“. Nachdem 
zuerst in Gotha von der F.-B. Gebrauch gemacht worden war, 
konnte getrost der Schutz dieser Bestimmungen aus dem Jahre 
1871 den vorgedachten Objekten zuerkannt werden, ohne daß 
dem Gesetz Gewalt angetan zu werden brauchte. Nicht viel 
anders verhält es sich mit den einschlagenden strafprozessualen 
Bestimmungen vom Jahr 1877. Das gilt namentlich von der 
Vorschrift des $ 157 StPO. Abs. 2, wo statt „Beerdigung“, dem 
Zweck und Grund der Vorschrift entsprechend, recht gut und 
gern für den Fall einer F.-B. das Wort „Bestattung“ als im 
adäquaten Sinn der Gesetzgebungsfaktoren gelegen gedacht wor- 
den sein konnte, sofern die F.-B. schon neben der E.-B. üblich 
war. Zur Genugtuung dient die Nachricht, daß die „amtliche 
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Ausgabe des Entwurfs“ einer neuen Strafprozeßordnung im 8 161 
die Bestimmung des bisherigen $ 157 wörtlich wiederholt, nur 
mit der Aenderung im Absatz 2, daß statt „Beerdigung“ ein- 
gestellt ist „Bestattung“ und zwar mit der Begründung 
(S8 257, 221), daß in einer Reihe von Bundesstaaten neben der 
Beerdigung die Einäscherung von Leichen stattfindet. Dazu die 
Bemerkung: Mit Rücksicht hierauf ist an den Stellen des Ent- 
wurfs, wo beide Arten der Bestattung in Frage kommen können, 
der Ausdruck „Beerdigung“ durch das Wort „Bestattung“ 
ersetzt worden. Daß im & 467 des Entwurfs anstatt Abs. 5 des 
S 487 der StPO. wo die Ueberlassung des Leichnams eines 
Hingerichteten an seine Angehörigen zur einfachen „Beerdigung“ 
auf ihr Verlangen angeordnet ist, „Bestattung“ (Beerdigung oder 
Einäscherung) gesetzt worden ist, war ja konsequent. Aber ein 
Grund zu einer Aenderung des Abs. 3 im $ 87 der StPO., wo- 
nach „behufs der Besichtigung oder Oefinung einer schon beer- 
digten Leiche ihre Ausgrabung statthaft“ ist, in dem Satz 2 des 
S 86 des Entwurfs: „Zum Zweck einer Leichenschau oder Lei- 
chenöffnung darf ein Leichnam, dessen Bestattung erfolgt 
ist, wieder ausgegraben werden“, ist nicht vorhanden, da von 
einem beerdigten Leichnam eines Eingeäscherten keine Rede 
sein kann. Aber wohl wäre hier eine entsprechende Bestimmung 
am Platze, daß eine Ausgrabung und Oeffnung zur Erde be- 
statteter, sowie eine Oefinung in Kolumbarien und Urnenhainen 
aufgestellter Leichenaschebehälter auf Verlangen der 
Staatsanwaltschaft gestattet sei, sofern wegen Verdachts einer 
den Tod des Eingeäscherten verursacht habenden Vergiftung 
eine gerichts-chemische Untersuchung der Asche erforderlich er- 
scheint. Denn es fehlt nicht an Gerichtschemikern und Aerzten, 
die behaupten, aus den kalcinierten Aschenresten ließen sich 
einzelne Giftbestandteile möglicherweise herausfinden, wodurch 
doch auch die Berechnung etwaiger Verbrecher auf Erfolge zu- 
rückgehalten werden möchte. Im übrigen reicht $ 91 der StPO. 
aus, daß bei Verdacht einer Vergiftung die Untersuchung der 
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in der Leiche oder sonst gefundenen verdächtigen 
Stoffe durch einen Ohemiker usw. vorzunehmen sei. 

Für eine etwaige Verordnung des Bundesrates 
dürften vielleicht folgende allgemeine Sätze, die nicht den Anspruch 
auf redaktionelle Korrektheit erheben, Beachtung verdienen: 

Im Deutschen Reich kann außer der Beerdigung oder Bei- 
setzung einer Leiche in einer Gruft auch eine Leichenbestattung 
durch Einäscherung in einer staatlich genehmigten Verbrennungs- 
anstalt (Krematorium) und Beisetzung der verbleibenden Asche 
in einem ihrer Erhaltung dienenden Gefäße ober- oder unterir- 
disch auf oder in dazu bestimmten Grundstücken erfolgen („Feu- 
erbestattung“). 

1. Die in der Mehrzahl der Bundesstaaten über diese an- 
dere Leichenbestattung bereits durch Gesetz oder landesherrliche 
Verordnung und das Leichenbestattungswesen betreffenden Sta- 
tuten der Gemeinden oder eingetragenen Vereine ergangenen 
Bestimmungen bleiben, Ergänzungen und Aenderungen derselben 
mit oberbehördlicher Genehmigung vorbehalten, in Kraft. 

2. Die noch insoweit rückständigen Bundesstaaten werden 
hierdurch veranlaßt, entsprechende allgemeine Bestimmungen für 
„Feuerbestattung“ entweder durch Gesetz oder Verordnung zu 
erlassen, unter Vorbehalt der Befugnis der obersten Staats- wie 
Kirchengewalt, den Behörden des Staates und der zugelassenen 
Kirchengemeinschaften für die von ihnen unterstellten Körper- 
schaften (Orts- bez. Kirchgemeinden und eingetragenen Vereine) 
behufs Ordnung des Feuerbestattungswesens im Anschluß an die 
das Begräbnis- und Friedhofswesen ergehenden Statuten die 
Genehmigung zu erteilen und deren Bestätigung seitens der 
obersten Staats- bez. Kirchengewalt zu vermitteln — je nach 
der einzelnen Staats- und Kirchenverfassung. Der Bau und Be- 
trieb eines Krematoriums als „Gewerbe“ ist Privatpersonen nicht 
zu gestatten, vielmehr nur Stadtgemeinden und eingetragenen 
Feuerbestattungsvereinen nach Genehmigung der vorgesetzten 
Behörden und unter deren Aufsicht. 
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3. Die freiwillige (fakultative) Feuerbestattung findet 
statt, wenn der Verstorbene diese Bestattung selbst gewünscht 
hat, und wenn ein solcher Wunsch nicht bekundet werden kann, 
ein Zeugnis darüber, daß der Verstorbene die Feuerbestattung 
nicht verboten hatte, beigebracht ist, sonst aber wenn diejenigen, 
welche für die Bestattung zu sorgen haben, die Feuerbestattung 
begehren. Sie darf nur in einer zum Betrieb der Einäscherung 
von der zuständigen Behörde dazu zugelassenen Verbrennungs- 
anstalt nach Erteilung der schriftlichen Genehmigung des Orts- 
vorstandes erfolgen. Bei Einholung dieser sind beizubringen: 

a) eine von der zuständigen Behörde ausgestellte Beschei- 
nigung, daß der nötige Eintrag in das standesamtliche Sterbe- 
register (SS 56 fi. des Reichsgesetzes v. 6. Febr. 1875) erfolgt 
ist; für außerhalb des Deutschen Reichs Verstorbene eine amt- 
lich beglaubigte Sterbeurkunde. 

b) das Zeugnis eines beamteten Arztes des Sterbeortes über 
stattgehabte Leichenschau oder, wenn eine Oeffnung der Leiche 
stattgefunden hat, eine amtlich beglaubigte Urkunde über das 
Ergebnis der Leichenöffnung; in den Fällen des $ 157 der 
Strafprozeßordnung die schriftliche Genehmigung des Staatsan- 
walts oder des zuständigen Amtsrichters. Die Ortsbehörde darf 
die Genehmigung nur erteilen, wenn außer allem Zweifel steht, 
daß die Todesursache als eine natürliche völlig klar gestellt ist. 

4. Eine zwangsweise (obligatorische) Leicheneinäsche- 
rung kann in Fällen der Gefährdung von Gesellschaftsgruppen 
an ihrer Gesundheit durch an ansteckenden schweren Krank- 
heiten in größerer Anzahl Verstorbener (Pocken, Typhus, Ge- 
nickstarre, Cholera, Pest usw.) und in Unglücks- und Kriegs- 
fällen, soweit dies von den Sanitätsbehörden für geboten erachtet 
wird, stattfinden. 

5. Es ist dafür zu sorgen, daß beerdigte Leichen zum Zweck 
der Feuerbestattung nicht ausgegraben werden dürfen. Eine 
Ausnahme kann nur aus besonderen Gründen von der Oberbe- 
hörde zugelassen werden. 
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6. Zu berücksichtigen sind in den einzelnen Gesetzen und 
Verordnungen bez. Ortsstatuten, soweit solches noch nicht ge- 
schehen, die einschlagenden Bestimmungen der Reichsgesetze: 
& 10 des Ges. v. 30. Juni 1900, $ 60 des Personenstandsges. v. 
6. Febr. 1875, des 8 157 der Strafprozeßordnung, des & 87 
Abs. 3 diese, des &$ 168 und 367 Nr. 1 und 2 des Strafgesetzbuchs. 

7. Die Beisetzung von Aschenresten Verbrannter hat nach 
den Vorschriften des einzelnen Ortsstatuts, jedoch stets in ge- 
schlossenen Gefäßen von einfacher Art in ein kleines Erdgrab, 
von technisch-künstlicher Form (Urnen) auf öffentlichen, mit be- 
hördlicher Genehmigung auch auf privaten Begräbnis- oder Bei- 
setzungsplätzen der Feuerbestattungsvereine, ausnahmsweise auf 
Ersuchen auf einem Privatgrundstück, auch mit Orts- oder Platz- 
wechsel, zu erfolgen. Die in der Landesgesetzgebung über An- 
legung von Begräbnisplätzen und Denkmälern vorhandenen Vor- 
schriften sind insoweit sinngemäß anzuwenden. 

8. Den Gebührenordnungen für Benutzung der Friedhöfe 
und für Beerdigungen entsprechend sind solche für Feuerbe- 
stattungen (Leichenverbrennung und Aschebeisetzung) in Ver- 
odnungen bez. Ortsstatuten zu erlassen. 

9. Unberührt bleiben die Vorschriften, die von den staatlich 
anerkannten Kirchen- und Religionsgesellschaften innerhalb ihrer 
Zuständigkeit hinsichtlich der Feuerbestattung (Leichenverbren- 
nung und Aschebeisetzung) erlassen sind und noch erlassen 
werden. Vorbehalten ist die Verbindung dieser mit den Gesetzen 
oder Verordnungen über die Feuerbestattung in den einzelnen 
Bundesstaaten, die dadurch erleichtert wird, daß die für die 
Trauerfeiern bestimmten Kapellen oder Vorhallen der Krema- 
torien bei ihrer Einrichtung den Gebräuchen jeglicher Kirchen- 
gesellschaft (interkonfessionell) oder außerhalb einer solchen ste- 
henden Personen (Dissidenten) zugänglich und sonst in ihrer 
ganzen baulichen Anlage dem Ernst ihrer Bestimmung unter 
baupolizeilicher Genehmigung und Beaufsichtigung entsprechend 
gehalten werden. 
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10. Ueber die Einäscherungen sind bei der Leitung eines 
Krematoriums und über die Aschebeisetzungen, sofern sie in 
dessen Nähe stattfinden, zwei Register, deren Einsicht zu gestat- 
ten ist, zu führen, ein Einäscherungs- und ein Beisetzungsregi- 
ster. Erfolgt die Beisetzung der Asche aber anderwärts, so ist 
das Beisetzungsregister am Beisetzungsort, im Anschluß an die 
beizuziehende Nummer des Einäscherungsregisters, die an der 
Beisetzungsstelle bemerklich zu machen ist, zu führen. Die nä- 
heren Vorschriften darüber sind den zuständigen Leitungen des 
Bestattungswesens überlassen. 


IV. 


Besondere Regelung der Aschebeisetzung. 


Nächst der Leichenverbrennung ist die Aschebeisetzung der 
andere Akt der „Feuerbestattung“, den manche als deren 
Hauptakt angesehen haben möchten und für dessen Vollziehung 
eine kirchliche, wenigstens weltliche Trauerfeier herbeiwünschen, 
während fast alle einschlagenden Gesetze, Verordnungen und 
Ortsstatuten an der äußeren Formlosigkeit der „stillen* Asche- 
beisetzung auf kirchlich geweihten Plätzen festhalten. Die 
evangelische Kirchenkonferenz zu Eisenach von 1898 hatte im Satz 
4 ausgesprochen: „Feierliche Beisetzung von Urnen mit den Ueber- 
resten der durch Feuer bestatteten Leichen auf kirchlichen Be- 
gräbnisstätten als deren Bestimmung widersprechend ist nicht 
zulässig‘. Klar war, daß eine formlose Aschebeisetzung 
auf Gemeindefriedhöfen von der Kirchenkonferenz nicht gemeint 
sein konnte, sondern daß, wie sich aus der Betonung des „Fei- 
erliche“ an der Spitze des Satzes ergibt, nur eine Beteiligung 
der Geistlichkeit bei einer Urnenaufstellung auf kirchlich ge- 
weihten Begräbnisstätten (Friedhöfen, insbesondere Einzelgräbern, 
Erbebegräbnissen, Gruften) unzulässig sein solle. Die Begründung 
„als deren Bestimmung widersprechend“, würde nur für Fried- 
höfe passen, die nur unter der Kirchenherrschaft stehen. Denn 
ein Verbot zu erlassen, daß Besitzer eines Gemeindefriedhofs, 
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insonderheit von Begräbnisplätzen nach Einholung der erforder- 
lichen Erlaubnis der Ortspolizeibehörde als Aufsichtsstelle, eine 
Aschebeisetzung daselbst nicht vornehmen oder geschehen lassen 
dürften, war die Kirchenkonferenz nicht zuständig. Daher 
stand, zumal die Kirchenkonferenz den einzelnen staatlichen Kir- 
chenbehörden bindende Vorschriften zu erteilen gar nicht 
befugt ist, je nach den einzelnen Friedhofsordnungen der Asche- 
beisetzung auf Einzelstellen wie auch der Einräumung einer be- 
sonderen Abteilung eines Friedhofes zur Errichtung von „Urnen- 
hallen“ und „Urnenhainen“ zur Aschebeisetzung auf der und in 
die Erde und oberhalb mit Denkmalerrichtung, nichts entgegen. 
Nur unter dem Einfluß klerikaler Gegnerschaft war es möglich, 
daß in einigen Bundesstaaten die Aschebeisetzung auf Fried- 
höfen gänzlich ausgeschlossen oder auf eine Weise beschränkt 
ward, daß dadurch die Gegnerschaft gegen die Leichenverbrennung 
deutlich erkennbar werden sollte, welch letztere aber doch die 
Voraussetzung der sonst logisch konsequent ganz auszuschließen- 
den Aschebeisetzung ist; lehnt man erstere ab, so muß man 
letztere auch ablehnen als zweiten Akt der „Feuerbestattung“. 

In Oesterreich ist bis jetzt die F.-B. nicht erlaubt, 
aber die sichtbare Beisetzung von Aschenurnen in Kolumbarien 
ist gestattet; Urnen und Aschebehälter dürfen nicht nur unter 
und über der Erde beigesetzt werden, sondern auch in Grüften, 
so z. B. in einem Prachtbau auf dem Wiener Zentralfriedhof 
mit 12 Nischen von Baurat Wessely 1906 erbaut. Dem gegen- 
über erscheinen die Ablehnungen deutscher evangelischer Staa- 
ten bedauerlich, wie in Braunschweig, Mecklenburg, bis vor kur- 
zem Oldenburg, wo erst 1907 der Kirchenrat nach Eröffnung 
des Krematoriums in Bremen nachgab. Die Verweigerung der 
Errichtung von Einäscherungsanstalten auf Friedhöfen hat mehr- 
fach dazu geführt, daß Feuerbestattungsvereine solche auf eigens 
erworbenen Grundstücken errichteten und damit Kolumbarien 
und Urnenhaine in Verbindung brachten. 


In Preußen hat das Verbot der Aschebeisetzung auf 
11l* 
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Friedhöfen dahin geführt, daß die Angehörigen auswärts einge- 
äscherter Verstorbenen in dem am Krematorium angelegten 
Urnenhain oder im Kolumbarium dabei die Aschenreste bei- 
setzen ließen, wodurch der Besuch der Beisetzungsstelle ihnen 
sehr erschwert war, z. B. von Berlin, der Zentrale deutscher 
Feuerbestattungsvereine, ausin Jena, wo Berliner Leichen mehrfach 
verbrannt zu werden pflesten. Um aber die Aschen solcher 
doch zur Erhaltung des Andenkens in der Nähe zu haben, er- 
richtete der an Mitgliedern und Mitteln reichste Berliner Verein 
auf dem städtischen Friedhof in Friedrichsfelde und im Park zu 
Treptow eigene Urnenhallen, deren Besuch gegen Eintrittskarten 
freigegeben ist. Damit wurde erreicht, daß die Aschenreste von 
Leichen aller Konfessionen und Konfessionslosen zentralisiert 
beigesetzt werden konnten. Dazu ist ein großartiger Bau einer 
neuen Urnenhalle auf dem von der Stadt Berlin 1909 dem 
Feuerbestattungsverein für 50 Jahre überlassenen alten städti- 
schen Friedhofe in der Gerichtsstraße geplant („Die Flamme“ 
No. 405 vom 1. Febr. 1908 brachte 5 Skizzen mit ausführlicher 
Beschreibung). Ein Nachlassen in der strengen Ablehnung 
machte sich 1903 seitens der Konsistorien der Provinz Branden- 
burg für Berlin und in Schlesien für Breslau bemerkbar, wo, 
wohl in Aussicht des Betretens des Rechtsweges seitens der 
Anhänger der F.-B., den Gemeinde-Kirchenvertretungen anheim- 
gegeben wurde, die Aufnahme von Aschenbehältern in gewöhn- 
liche Gräber zu gestatten; ähnlich verfügte das Konsistorium 
für Schleswig-Holstein.. Der naturgemäße, sich an den verfas- 
sungsmäßigen Grundsatz der Freizügigkeit und der Pflicht der 
nächsten Angehörigen eines Verstorbenen anschließende Stand- 
punkt der Beurteilung einer rechtlichen Befugnis solcher 
Personen zu einer Fürsorge um die Leichenbestattung fordert, 
daß die Verbringung einer solchen Leiche aus einem Staate, 
in welchem die Leichenverbrennung verboten wäre, in einen an- 
deren Staat, wo sie zugelassen ist, zur Einäscherung nicht ge- 
hindert werden kann, also ein zu schützendes Recht ist; es 
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kann auch niemandem verwehrt werden, die auswärts gesammelte 
Asche in die Heimat des Eingeäscherten zu bringen und da 
ausnahmsweise selbst auf einem Privatgrundstück einzu- 
senken oder in einem geschlossenen Behälter (Urne) mit oder 
ohne Denkmal aufzustellen. Ein Recht der Verfügung über die 
Verbrennungsreste kann grundsätzlich an erster Stelle nur 
ein Privatrecht der Bestattungsverpflichteten sein, das aus einer 
persönlichen Zugehörigkeit im Leben entspringt und auf dessen 
Geltung und Achtung durch andere die Nächststehenden einen 
Anspruch haben, so gut wie ein solcher zur Versetzung eines 
Erdbestatteten an einen anderen Ruheplatz und die Pflege einer 
Grabstätte den Beteiligten überall zugestanden wird — ein 
offenbares Privatrecht dieser auch in den Friedhofs- und 
Begräbnisordnungen; s. des Verf. Abhandlung in der deutschen 
Zeitschrift für Kirchenrecht IX 3. S. 383. Die Friedhöfe sind 
aber geschaffen, um auch nach dem Ableben eines Gemeinde- 
gliedes die menschlichen Ueberreste unter öffentlichen 
Schutz (Strafgesetzbuch 88 168 und 304) zum Andenken für 
die Ueberlebenden zusammen zu halten; das bezwecken die 
Friedhofsordnungen. Eine sinngemäße Auslegung ihrer 
Bestimmungen wird eine Bestattung menschlicher Ueber- 
reste, eine Beisetzung auf dem dafür bestimmten, kirchlich ge- 
weihten Platze als Zweck solcher Friedhöfe erkennen dürfen, 
der sicher auch zur Zeit jener älteren Ordnungen, wenn an eine 
künftige F.-B. als andere Form der Leichenbeseitigung gedacht 
werden konnte, Beisetzung von Aschenurnen und Einsenkung 
von Äschenbehältern auf dem Friedhofe als „Bestattung“ mit 
umfaßt haben würde, unter gleichem Rechts- und Polizei- 
schutz wie die hergebrachte Beerdigung. Darin, daß da, wo die 
Beisetzung von Leichenasche auf Friedhöfen nicht, aber in mit 
polizeilicher Genehmigung errichteten Urnenhallen und Urnen- 
hainen Aschenbehälter beigesetzt werden dürfen, ist eine Aner- 
kennung der privatrechtlichen Befugnis zu finden, die F.-B. als 
Bestattungsart zu wählen. Allein der zweite Akt derselben, die 
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Aschebeisetzung, erfordert im öffentlichen Interesse eine 
Regelung, in der die Verpflichtung der Verfügungsberechtigten 
festzustellen ist, nur auf solchen besonders genehmigten Plätzen 
die ihnen zugehörigen Aschenreste beizusetzen, wenn ihnen die 
Friedhöfe dazu verschlossen sind. Nur ausnahmsweise wäre auf 
einem Privatgrundstück eine Aschenbeisetzung zu gestatten, den 
Ortsbehörden zu überlassen, welchenfalls die Antragsteller nicht 
den Schutz beanspruchen können, der den Beisetzungsstellen auf 
den Friedhöfen und analog in Urnenhallen und Urnenhainen 
zuteil werden muß. Jedenfalls ist als allgemeine Vorschrift 
aufzustellen, daß die Aschenreste in festverschlossenen Gefäßen 
zu verwahren und diese mit Erkennungszeichen nach dem Ein- 
äscherungsregister zu versehen sind, damit allenfalls eine Fest- 
stellung vermuteter unnatürlicher Todesursachen oder anderer 
zweifelhafter Tatsachen ermöglicht werden könne. Auszuschließen 
wäre demnach ein Zerstreuen der Asche in die Erde, in Wasser 
und „in alle Winde“. Als Vorbild gesetzlicher Regelung wird 
das königl. sächsische Gesetz mehrfach erwähnt. 

Im Königreich Sachsen sind die Bestimmungen über 
Aschebeisetzung im engsten Anschluß an die über F.-B. 
im Gesetz und der Ausführungsverordnung die Feuerbestattung 
betreffend vom 29. Mai 1906 mit enthalten und sind unter 
Rückbezugnahme auf die oben zusammengestellten Vorschriften 
hier aufzuführen, wie sie meistens das Gesetz aufgestellt hat. 

8 2. Auf dem Grundstück sind Einrichtungen zu treffen, 
daß die Aschenreste entweder in einer Urnenhalle oder in der 
Erde beigesetzt werden können. Das Grundstück darf zu kei- 
nem anderen Zwecke als für Leichenverbrennung und für Bei- 
setzung von Aschenresten verwendet werden. Dazu aus $ 2 der 
AVO. die Vorschrift, daß bei Errichtung von Urnenhallen und 
Einrichtung von Plätzen zur Beisetzung der Aschenreste in der 
Erde die Bezirksärzte gutachtlich zu hören sind; ferner aus $5, 
daß die Ordnung der mit der Leichenverbrennungsanlage ver- 
bundenen Beisetzungsstätten (Urnenhalle, Begräbnisplatz) der 
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Aufsicht der Polizeibehörde des Ortes, in dem die Anlage sich 
befindet, unterliegt. 

& 4. Die Aschenreste von verbrannten Leichen müssen bei- 
gesetzt werden. Sie dürfen an die Angehörigen nur ausgeliefert 
werden, wenn diese den Nachweis erbringen, daß die Aschen- 
reste auf einer Begräbnisstätte oder in einer Urnenhalle Auf- 
nahme finden. Dazu $ 9 der AVO. Die Aschenreste einer je- 
den verbrannten Leiche sind, dafern ihre Beisetzung innerhalb 
Sachsens erfolgt, in einem besonderen, mit dem Namen und Stand, 
letzten Wohnort und Todestage des Verstorbenen versehenen 
Behältnisse (Urne) zu verschließen und in diesem Behältnisse in 
der Urnenhalle oder der sonstigen Beisetzungsstätte aufzubewah- 
ren. Jede Aenderung des Ortes der Beisetzung der Aschen- 
reste ist der Polizeibehörde anzuzeigen und in dem Beisetzungs- 
verzeichnisse vorzumerken, das nach $ 10 daselbst der verant- 
wortliche Angestellte in der Weise zu führen hat, daß daraus 
jederzeit der Ort der Aufbewahrung der einzelnen Aschenreste 
deutlich erkennbar ist; es ist der öffentlichen Einsicht zugänglich. 

Auch hier befaßt sich das Gesetz nur mit der Ordnung des 
weltlichen Aktes und die Verweisung im $ 12 auf die kirchliche 
Sonderordnung gilt auch für die Aschebeisetzung. Es schlägt 
hier ein die oben erwähnte Verordnung des Evangelisch-Lutheri- 
schen Landeskonsistoriums vom 1. Juli 1901, betr. die Beteili- 
gung der Geistlichen an Trauerfeiern für solche Personen, deren 
Leichen zur Verbrennung abgeführt werden '. Darin lautet 
Ziff. 6 des Abschnittes II: „Gefäße mit den Ueberresten durch 
Feuer bestatteter Leichen dürfen nur dann auf Gottesäckern 
(kirchlichen Begräbnisplätzen) unter die Erde gebracht wer- 
den, wenn dies olıne jede Feierlichkeit und unauffällig, auch ohne 
nachmalige äußere Kennzeichnung der Unterbringungsstätte als 
einer solchen geschieht, die ein Aschengefäß birgt, und wenn 
in jedem Falle der Kirchenvorstand seine ausdrückliche Geneh- 


ıS. das Verordnungsblatt des evangelisch-lutherischen Landeskonsi- 
storiums für das Königreich Sachsen. Dresden 1901, S. 55. 


168 Abhandlungen. 


migung schriftlich erteilt hat“. Schärfer konnte die Gegnerschaft 
gegen dieF.-B. nicht zum Ausdruck gebracht werden in Ausführung 
des Beschlusses der Evangelischen Kirchenkonferenz zu Eisenach 
von 1898 unter 4., die sich nicht, wie bereits erwähnt, gegen 
die Beisetzung von Aschenurnen auf kirchlichen Begräbnisstätten 
als nur für die E.-B. bestimmten, überhaupt hat erklären 
können, wenn auch etwa wollen, sondern letzteres wohl nur ge- 
gen die besonders betonte „feierliche“, also unter Mitwir- 
kung der Geistlichen erfolgende Beisetzung, die im voraus- 
gehenden Satz 3 auf die Pflicht der Geistlichen, im engeren 
Kreise der Leidtragenden zu amtieren, beschränkt worden war. 
Eine „stille“, nicht feierliche Beisetzung auf kirchlichen Be- 
gräbnisplätzen überhaupt konnte nicht wohl allgemein verboten 
werden, vollends für Friedhöfe politischer Gemeinden überhaupt 
nicht, abgesehen von den an bestehenden Erbbegräbnissen und 
Grüften, wie auch Einzelgräbern bestehenden Privatrechten der 
Familien; denn sollten Aschenurnen nur auf besondere welt- 
liche, politischen Gemeinden oder Feuerbestattungsvereinen ge- 
hörige, bei ihren Krematorien belegene Friedhöfen gebracht 
werden, oder in eine ungeweihte Friedhofsecke, wie für Selbst- 
mörder bestimmt, eingescharrt werden? Und wenn ein ortho- 
doxer oder ängstlicher Kirchenvorstand die Genehmigung zu 
Bestattung der Asche zur Erde versagt, wohin damit? Wie 
aber läßt sich das in der vorgeschriebenen Vergrabung der Asche 
in die Erde ersichtliche Verbot der Aufstellung von Aschen- 
urnen auf Gräbern oder Einzelplätzen und in Grüften aufrecht 
erhalten angesichts der öfter bereits aufgestellten Urnen mit 
Aufschriften zur Erinnerung an die darunter ruhenden Verstor- 
benen mit der Formel: „Hier ruhet die Asche“ usw.? Und jede 
„nachmalige äußere Kennzeichnung der Unterbringungsstätte als 
einer solchen, die ein Aschengefäß enthält“, soll unterbleiben — 
damit der Verstorbene der Vergessenheit verfalle „zum abscheu- 
lichen Exempel“?! Und die vielfache Aufschrift auf Grabsteinen: 
„Friede seiner (ihrer) Asche!“ Nur keine Erinnerung an 
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die neue „Volkssitte* der Leichenvernichtung durch Einäsche- 
rung anstatt durch Verwesung in der Erde! — nachdem in 12 
von 26 deutschen Bundesstaaten die evangelisch-lutherische Kirche 
der F.-B. gegenüber nicht mehr feindlich geblieben war, wenn 
auch vereinzelt noch nur unter Beschränkungen den Betrieb der 
Trauerfeiern und die Aschebeisetzung auf kirchlichen Friedhöfen 
gestatten mochte. 

Die Verordnung vom 8. November 1906! hatim$ 4 der er- 
wähnten Beschränkung: „ohne nachmalige äußere Kennzeichnung 
der Unterbringungsstätte als einer solchen, die ein Aschengefäß 
birgt, und wenn in jedem Falle der Kirchenvorstand zu solcher Un- 
terbringung seine ausdrückliche Genehmigung schriftlich erteilt 
hat“, weggelassen, sodaß wenigstens eine Grabplatte aufgelegt oder 
aufgestellt werden kann, die eine entsprechende Aufschrift zum Ge- 
denken des Verstorbenen enthält. Demnach lautet $ 4: Gefäße 
mit Ueberresten solcher Leichen, welche durch Feuer bestattet 
worden sind, dürfen auf Gottesäckern (kirchlichen Begräbnis- 
plätzen) nur mit Vorwissen des Kirchenvorstandes oder der kirch- 
lichen Gottesackerverwaltung beigesetzt, nicht über der Erde 
aufgestellt werden. Die Beisetzung hat unauffällig zu geschehen. 
Wie bei allen Beisetzungen von Aschengefäßen, so sind auch 
bei den auf Gottesäckern erfolgenden kirchliche Feierlichkeiten 
und amtliche Beteiligung von Geistlichen ausgeschlossen.“ Also 
hat der Beschluß der Evangelischen Kirchenkonferenz zu Eisen- 
ach von 1898 hier die verdiente Korrektur gefunden. 

Wenn auch die beiden oben besonders hervorgehobenen, von 
den weltlichen und kirchlichen Behörden gemeinsam erlassenen 
und landesherrlich wie kirchenherrlich bestätigten Friedhofs- und 
Begräbnisordnungen für Jena und Eisenach von einer amt- 
lichen Beteiligung der Geistlichkeit an einer Aschebeisetzung wie 
anderwärts, abgesehen haben, so sind doch ihre Bestimmungen 


! Verordnungsblatt des evangelisch-lutherischen Landeskonsistoriums 
für das Königreich Sachsen. Dresden 1906, S. 101. 
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wegen ihrer Liberalität, weit eher als mustergültig zu betrach- 
ten, als die vorstehenden sächsischen. 

Aus der Friedhofsordnung für Jena Sind folgende Bestim- 
mungen des von der Feuerbestattung handelnden Teiles II in- 
betrefi der Aschebeisetzung hervorzuheben: $ 30. Die unter 
Aufsicht des Friedhofsaufsehers oder von diesem selbst sorg- 
fältig gesammelten Aschenreste werden in je .einer verlöteten 
Blechbüchse den Angehörigen oder denen, welche für die Be- 
stattung Sorge tragen, übergeben. Soweit auf Wunsch der An- 
gehörigen die Aschenreste auf dem Friedhofe verbleiben sollen, 
können sie 60 cm tief (jeder Grabplatz 70 cm lang, 60 cm breit) 
in den von dem Gemeindevorstand zu bestimmenden Leichen- 
feldern mit 30jähriger Ruhezeit beigesetzt werden. Es finden 
dann auf diese Gräber die für die Gräber der Erdbestattungen 
bestehenden Vorschriften sinngemäße Anwendung. Für ge- 
wünschte Familiengrabstätten, Erbbegräbnisse usw. sind Verein- 
barungen mit dem Gemeindevorstand zu treffen. Auch ist es 
zulässig, Aschenreste in ein schon bestehendes Grab zu senken 
und kann dieses alsdann zu diesem Zweck bis zur Tiefe von 
60 cm ausgegraben werden. Für die oberirdische Ausstellung 
von Urnen (Aschenbehältern, in denen die verlöteten Büchsen, 
welche die Asche enthalten, sich befinden) in Erbbegräbnisse be- 
darf es der besonderen Genehmigung des Gemeindevorstandes, 
auf dem alten Friedhofe des Kirchengemeindevorstandes zu 
Jena, zu deren Herbeiführung Zeichnungen mit genauen Maßen 
einzureichen sind. Endlich kann die Beisetzung der Urnen 
in dem (zur Zeit noch unerbauten) Kolumbarium auf dem 
Friedhof gleichfalls mit einer Ruhezeit von 30 Jahren mit Ge- 
nehmigung des Gemeindevorstandes und nach dessen Bestimmun- 
gen über die Taxe etc. stattfinden. In betreff der Inschriften 
sind die Bestimmungen des $ 17 maßgebend. (Ueber die bloßen 
Personalien hinausgehende Inschriften oder Darstellungen be- 
dürfen außer der Genehmigung des Gemeindevorstandes auch 
der des Oberpfarrers). In dem Urnenhain werden Urnen oder 
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Tafeln vor eingesenkten Aschenbehältern aufgestellt. Der mit 
der Aufsicht betraute Friedhofsaufseher hat die über die Lei- 
chenverbrennungen und Aschebeisetzungen angeordneten Bücher 
nach Formular zu führen. Stättegeld wird nicht erhoben, wenn 
Aschenreste in schon belegte Gräber bestattet oder Urnen auf 
denselben aufgestellt werden; bei Erbbegräbnissen sind die Be- 
stimmungen des & 16 der Friedhofsordnung maßgebend, jedoch 
gilt ein Grab für je drei Grabstätten zur Bestattung von Aschen- 
resten. In Eisenach kann nach dem oben erwähnten „Orts- 
statut betr. die Beerdigungen und Feuerbestattungen“ die Bei- 
setzung von Aschenresten erfolgen: 1. auf Einzelplätzen von 
70 cm Länge und 50 cm Breite, wofür eine Geldabgabe nicht 
erfordert wird ; sie hat in der Weise zu erfolgen, daß der Asche- 
behälter entweder 60 cm tief vergraben oder auf der Grabstätte 
in einer auf einem Sockel befestigten Urne oder in einem be- 
sonderen Grabmal aufgestellt wird; in besonders begründeten 
Fällen kann der Gemeindevorstand die Beisetzung mehrerer 
Aschenreste auf den Einzelplätzen gestatten; 2. auf einem schon 
besetzten Erbbegräbnisplatze oder Reihengrab mit Genehmigung 
des Gemeindevorstandes ($ 37 der Begräbnisordnung vom 31. De- 
zember 1870); 3. auf einem zu erwerbenden Erbbegräbnisse von 
mindestens 4 qm Flächengehalt, & qm 25 M. = 100M. ($ 38 
der Begräbnisordnung); 4. im Urnenhain, in welchem ebenfalls 
Plätze von 8/10 qm für 40 M. auf die Zeit von 15 Jahren er- 
worben werden können. | 

Ein Kolumbarium ist in Jena und Eisenach noch nicht er- 
richtet. | 

Die Regelung der Aschebeisetzung als bloß weltlicher 
Akt in Ortsstatuten hat keine Schwierigkeiten gemacht; aber die 
mehrfach behandelte Frage der in einzelnen Fällen auch bei 
der Aschebeisetzung erwünschten Beteiligung geistlicher Mit- 
wirkung bleibt auch da, wo sonst die F.-B. geregelt ist, immer 
noch Gegenstand der Bewegung, worin man ein Zeichen des reli- 
giösen, kirchlichen Bedürfnisses beteiligter Bevölkerungskreise mit 
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Genugtuung gerade seitens der Geistlichkeit erkennen sollte. In 
dieser Richtung traten vor allen deutschen Bundesstaaten die 
Landessynode des Großherzogtums Sachsen - Weimar 
hervor. Schon in der Verhandlung vom 20. September 1898 
nahm sie Stellung gegen die ablehnende Haltung der Kirchen- 
konferenz zu Eisenach vom Juni jenes Jahres, die in weiten Krei- 
sen Aergernis erregt hätte und nur Verwirrung der Gewissen 
verursache dadurch, daß sie nicht scheide, was zur Substanz des 
Glaubens gehöre und was nur, wenn auch geheiligter, Brauch 
sei; schreite die F.-B. vorwärts als Brauch, dann werde auch 
die Kirche nachfolgen müssen. In der 8. Sitzung der neunten 
ordentlichen Synode vom 30. Mai 1907 kamen die von ihr in 
der achten Synode selbständig gestellten Anträge zur Sprache, 
darunter an erster Stelle die Frage der F.-B. Der Synodale 
Pfarrer Cesar empfahl der Regierung, dem in der letzten Ta- 
gung der vorigen Synode ausgesprochenen Wunsche Rechnung 
zu tragen, daß dem Geistlichen die Erlaubnis zur Beteiligung 
auch bei der Beisetzung von Aschenresten gegeben werde. Laut 
Erklärungsschrift vom 5. Dezember 1902 an das Staatsministe- 
rium, Departement des Kultus, hatte die Landessynode den An- 
trag des mit der Vorprüfung beauftragten Ausschusses angenom- 
men: „Die Synode wolle beschließen, die Großherzogl. Kirchen- 
regierung zu ersuchen, daß sie in Fragen der Feuerbestattung 
die größte Weitherzigkeit walten läßt und insonderheit bei Bei- 
setzung von Aschenresten auf Friedhöfen die Mit- 
wirkung der Kirche gestattet“. Damals äußerte sich 
der Berichterstatter Pfarrer Dr. Kohlschmidt dahin, es sei 
der notwendigen Seelsorge entsprechend, auch vor einer Aschen- 
urne nicht Halt zu machen, vielmehr sei es ruhig dem Takte 
des einzelnen Geistlichen zu überlassen, ob er sich bei einer 
Aschebeisetzung beteiligen wolle. Es werde sich wohl ein Weg 
finden lassen, der weder das Gefühl der Teilnehmenden, noch 
das Gewissen des amtierenden Geistlichen verletze und der Würde 
der Kirche absolut keinen Abbruch tue. Staatsminister Dr. 
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Rothe bezog sich auf die vom Kirchenrat nach Eisenach er- 
teilte Ordre: „Bei der Beisetzung und Aufstellung von Aschen- 
resten ist jede kirchliche Mitwirkung ausgeschlossen ; auch ist 
die Aufbewahrung von Aschenresten oder Urnen in kirchlichen 
Gebäuden, ebenso wie auf Begräbnisstätten, die der Kirche ge- 
hören, unzulässig“ und lehnte den Antrag ab. Superintendent 
Dr. Behr bemerkte darauf, daß der Ausschuß mehr die Fälle 
im Auge gehabt habe, in denen Leichen aus andern Orten in 
einem Krematorium eingeäschert wären, deren Aschenreste nun 
auf heimischen Friedhöfen beigesetzt werden sollten, daß da auf 
Wunsch der Angehörigen bei der Aschebeisetzung ein Geist- 
licher als Akt christlicher Nächstenliebe, ungeachtet vorausge- 
gangener geistlicher Mitwirkung bei der Trauerfeier vor der Ein- 
äscherung, tröstende Worte an die Hinterbliebenen richte. Mit 
lebhafter Beifallsbezeugung der Synode hatte sich Superinten- 
dent Geußenhainer für den Antrag erklärt: Vollständige 
Gleichstellung der Materie Erde und Asche finde sich in dem 
Einsegnungsformular am Grabe, wo es nicht nur heiße „Erde 
zu Erde“, sondern auch „Asche zu Asche“. Wenn am Orte 
eines Krematoriums die Aschebeisetzung erfolge, da ergebe sich 
freilich die Notwendigkeit einer wiederholten Trostspendung sei- 
tens eines Geistlichen nicht, dagegen bei den von dem Vorredner 
erwähnten Fällen, wo doch mit dem geistlichen Trost, auf 
Wunsch der Leidtragenden, nicht zurückgehalten werden dürfe, 
und komme es vor allen Dingen auf den prinzipiellen Stand- 
punkt an: „Wie stehen wir evangelischen Geistlichen denn eigent- 
lich am Grabe, in wessen Auftrag und was tun wir am Grabe? 
Es ist nur katholischer Irrtum, meine Herren, wenn Sie glau- 
ben, daß das Objekt der kirchlichen Mitwirkung bei der Beer- 
digung der Verstorbene selber wäre oder seine Ueberreste. Die 
Katholiken glauben mit ihren kirchlichen Machtmitteln auch 
noch auf den Verstorbenen einwirken zu können und ihm unter 
Umständen den Himmel auf- oder zuzuschließen zu vermögen. 
Von diesem Irrtum sollten wir als protestantische Christen uns 
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ganz freihalten. Wir halten uns an das Wort der Schrift: 
„Lasset die Toten ihre Toten begraben, du aber gehe hin und 
verkünde das Reich Gottes! Das Objekt der geistlichen Mit- 
wirkung auch an den Gräbern ist durchaus nicht der Leichnam, 
sondern die lebende Gremeinde, die da steht und des Trostes be- 
darf, und aus diesem prinzipiellen Grunde, den wir uns nicht 
abbringen lassen dürfen, wäre ich nicht dagegen, nach meiner 
persönlichen Auffassung, wenn ich an einem Grabe wirken sollte, 
in welches Aschenreste eingesenkt werden.* Professor Lic. theol. 
Thümmel bestritt, daß das Objekt einer christlichen Bestat- 
tungsfeier nur die zu tröstenden Lebenden seien, vielmehr sei es 
der Gedanke der Zusammengehörigkeit derer, die da leben, mit 
denen, die jetzt von uns geschieden sind, in Christo, und scharf 
zu unterscheiden sei zwischen der kultischen Feier der Bestat- 
tung und dem, was die besondere Seelsorge bedeute. Kultische 
Feiern aber bildeten sich im Laufe der Zeit aus zur Sitte 
gewordenen Anschauungen der Gemeinden, die kein Kirchen- 
regiment und keine Synode so ohne weiteres anordnen bezw. 
ändern könne. Redner bezweifelte das Bestehen einer auf An- 
schauungen so stark gewordenen Sitte der Beisetzung von 
Aschenurnen, aus der eine Kultusfeier schon erwachsen sein 
könnte. „Die Kirche kann nur kultisch festlegen, was 
schon in ihr ist.“ Die kultische Feier könne stattfinden, be- 
vor die Leiche zu ihrer Bestattung geführt werde; daß, falls eine 
solche unterblieben wäre, eine solche nachher noch abgehalten 
werde, sei nicht in unserer Sitte enthalten und davon abzuhal- 
ten. Im Interesse einer Minorität könne die große Majorität 
nicht vergewaltigt werden dafür, daß sie nun die Jahrhunderte 
lang gehegten Vorstellungen über die Verknüpfung von R.-B. 
und kultischer Feier auf einmal fahren lassen soll. Jedoch sei 
zu bedenken, ob es schon an der Zeit sei, etwas kultisch sich 
gestalten zu lassen, was tatsächlich noch nicht einen so breiten 
Boden der Uebung habe; wenn auch der cura specialis seelsor- 
gerischer Ausrichtung in weitestem Sinne auch bei der Beisetzung 
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von Aschenresten nichts im Wege stünde, so könne man nicht 
die kultische Feier der Bestattung, die eine festgefügte kirch- 
liche Einrichtung sei, ohne weiteres statt um einen Sarg mit dem 
Leichnam darin, sich um einen Aschebehälter, eine Urne grup- 
pieren lassen. Dieser Ausführung schloß sich als Vertreter der 
Großherzogl. Kirchenregierung, Kirchenrat D. Spinner als 
entschiedenster und einflußreichster Gegner der F.-B. an: Auf- 
gabe der Kirchenregimente werde es sein, die Ausbildung der 
kirchlichen Sitte in einer Weise zu beeinflussen, daß alle Mo- 
mente, die dem christlichen Charakter widersprächen, von vorn- 
herein beseitigt würden; mit einer gewissen Sentimentalität wür- 
den Aschenreste, in denen man ein höheres Wesen sehe (?), vor 
dem man sich beuge (?!), behandelt, und man müsse sich hüten, 
eine Bewegung zu unterstützen, die dahin führen könnte, mit 
der F.-B. einen gewissen Götzendienst zu verbinden (!) und aus 
zu großer Weitherzigkeit engherzig zu werden, indem es als Un- 
gerechtigkeit erscheinen würde, wenn eine verschwindende Min- 
derheit mit Ansprüchen hervortrete, die geeignet seien, das Ge- 
wissen zu stören, das religiöse Empfinden der anderen zu ver- 
letzen. Das entsprach dem in einem vor 12—13 Jahren nach 
Jena von dem Ministerium im Einverständnis mit dem Groß- 
herzogl. Kirchenrat ergangenen Reskript ausgesprochenen Satz: 
„Ausgeschlossen bleibt die Anwesenheit und Mitwirkung der 
Geistlichen bei der Beisetzung oder Aufstellung von Aschen- 
resten“, nicht aber dem Wunsche der Mehrheit der Landessynode, 
die Großherzogl. Staatsregierung wolle in der Frage der F.-B. 
die größte Weitherzigkeit walten lassen. Durchschla- 
gend für die Annahme des Antrags des damaligen Synodalaus- 
schusses waren folgende Ausführungen. Erster Bürgermeister 
Stegmann-Apolda wandte sich gegen die Folgerichtigkeit 
der Thümmelschen Behauptungen, die vielmehr dahin hätten füh- 
ren müssen: weil noch Kultus da ist, die Sache noch viel zu 
jung ist, darf die Kirchenregierung überhaupt keine Beiwirkung 
der Geistlichen bei der F.-B. gestatten. Es sei aber Geistlichen, 
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die nicht abgeneigt wären, kein Zwang anzutun in den Fällen, 
wo es den Angehörigen nicht möglich war, der Trauerfeier am 
Ort des Krematoriums beizuwohnen, doch wenigstens eine solche 
am Heimatort bei der Aschebeisetzung mit geistlicher Assistenz 
halten zu lassen. Der Fall werde häufiger vorkommen, daß die 
eigentliche Gemeinde kein Krematorium hat, die Familie aber 
ein Erbbegräbnis besitzt und bei der Aschebeisetzung darin in 
der Heimat eine kirchliche Feier wünscht, oder daß eine Ge- 
meinde es schmerzlich vermißt, der entfernt abgehaltenen Trauer- 
feier für eine geehrte Persönlichkeit nicht beiwohnen zu können, 
deren Leib eingeäschert war; warum sollte dem Verlangen nach 
einer kirchlichen Feier bei der in der’Heimat des Verstorbenen 
vorzunehmenden Beisetzung seiner Aschenreste den Trauernden 
versagt werden ? Sei es doch ein Zeichen religiöser Gesinnung, 
wenn dabei eine geistliche Mitwirkung begehrt werde, über die 
sich die Kirche nur freuen könnte („Sentimentalität*? „Götzen- 
dienst“ ?). Auch Vizepräsident Schulrat Stier bemerkte 
treffend, daß, wie von einer „Einsegnung“ der Leiche, die ja nur 
die Hülle der Persönlichkeit sei, nicht die Rede sein könne, so 
noch viel weniger an eine Einsegnung der Aschenreste gedacht 
werden könne; seien diese, nach der Heimat gebracht, für unsere 
kirchliche Auffassung vom Tode und von dem ewigen Leben et- 
was anderes als vorher der Leichnam war? Aber die Angehö- 
rigen und weitere Kreise der Teilnehmenden wünschten, daß an 
der Stelle, wo die Ueberreste zu ihrer letzten Ruhe bestattet 
werden sollen, eine Trauerfeier stattfinden solle. „Sollte man 
da wohl der Kirche die Mitwirkung versagen, oder sollte man 
dieselbe nicht bei der Wahrung der rechten Form!) 
gerne auch gestatten können ohne Bedenken ?* Schließlich er- 
innerte Pfarrer Kohlschmidt daran, daß der Ausschußan- 

") In Nr. 405 der „Flamme“ vom 1. Febr. 1909 wurde als liturgische 
Formel vorgeschlagen: „Nachdem es Gott gefallen hat, ...... abzurufen, 
bringen wir sein (ihr) sterblich und vergänglich Teil zur letzten Ruhestatt, 


Staub zum Staube, Asche zur Asche; seine (ihre) Seele aber befehlen wir 
in die Hände Gottes unseres Vaters“. 
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trag tatsächlich aus der Sorge für die Hinterbliebenen, die es 
wünschten, in der schwersten Stunde, in dem schmerzlichsten 
Augenblicke ihrer Trauer, bei dem Abschied von den letzten 
Resten des Teuren, sie mit dem Troste der Kirche versehen, 
hervorgehe. 

Auf diesen in der 8. Landessynode angenommenen Antrag 
auf Mitwirkung der Geistlichen bei Aschebeisetzungen hatte die 
Kirchenregierung die Antwort erteilt: „Der Wunsch der Synode, 
die Großherzogl. Kirchenregierung wolle in der Frage der Feuer- 
bestattung die größte Weitherzigkeit herrschen lassen, findet in 
der Stellungnahme der Kirchenbehörde zu der Frage der Be- 
teiligung der Geistlichen an der Beisetzungsfeier im Falle der 
Feuerbestattung seine Erfüllung. Ob und in welcher Weise eine 
Erweiterung kirchlicher Feierlichkeiten aus Anlaß von Feuerbe- 
stattungen zu genehmigen ist, bleibt späterer Entschließung vor- 
behalten.“ 

Dabei hatte es sein Bewenden behalten, da die 9. Synode 
von 1907, in der zwei die F.-B. betreffende Petitionen, welche 
die Aschebeisetzung nicht in ihren Antrag aufgenommen hatten, 
keine Veranlassung hatte, wieder auf diese von ihr abgetane Frage 
einzugehen. Von einer Vergewaltigung oder mindestens Beun- 
ruhigung des Gewissens der Anhänger der E.-B. kann bei der 
Bewegung für die fakultative F.-B. weit weniger die Rede 
sein als von einer Beschränkung dertreuen Anhäng- 
lichkeit der Freunde der F.-B. an die Kirche bei 
einem anderen Brauch weltlicher, und zwar vernünftig - prakti- 
scher Bestattung der Leichen. Je länger die christlichen Kır- 
chenvertretungen sich der unaufhaltsamen Bewegung entgegen- 
stemmen, desto schwerer und demütigender wird für sie ein ver- 
spätetes Nachgeben angesichts der Toleranz des ‚Judentums. 
Bei dem Vorstand der Synagogengemeinde zu Breslau war 
im Jahr 1907 angeregt worden, es möge, wie das auf dem jüdi- 
schen Gemeindefriedhof geschehe, bei Beisetzung von Urnen mit 
der Asche verbrannter Glaubensgenossen auf dem jüdischen 
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Friedhofvor derTrauerversammlung einGebet 
gesprochen werden, nachdem die Rabbiner zwar gegen 
die Beisetzung nichts einzuwenden gehabt, aber jede religiöse 
Feier abgelehnt hatten. Die beiden Kultuskommissionen 
erklärten sich, obschon prinzipiell die Leichenverbrennung nicht 
erwünscht sei, für Gestattung eines Gebets unter der Bedin- 
gung, daß auf keinen der bei der Beerdigung beteiligten Beam- 
ten ein Zwang zur Gebetsverrichtung ausgeübt werde. Darauf 
wurde vom Vorstand dementsprechend der Generalversammlung 
Vorlage dahin gemacht, daß auf Wunsch der Hinterbliebenen 
bei einer Urnenbeisetzung das in Berlin übliche Gebet gespro- 
chen werden dürfe: „Selige Ruhe wird unter dem Schutze Got- 
tes den Lautern und Reinen dort, wo des Höchstthronenden 
Barmherzigkeit und Gnade walten. OÖ, möge dort auch Selig- 
keit die Seele unseres Glaubensbruders .... (unserer Glaubens- 
schwester....) finden; der Staub des (der) Vollendeten ruhe 
hier in Frieden, der Geist aber weile im Reiche der Seligkeit! 
Amen!“ Auch das Rabbinat in Nürnberg hatsich dahin aus- 
gesprochen, daß es keinerlei Bedenken dagegen habe, daß bei 
Beisetzung von Leichenasche auf israelitischen Friedhöfen der 
Rabbiner unter Wahrung der Ritualien geistliche Handlungen 
vornimmt. / 

Endlich fängt es auch in Mecklenburg zu tagen an. 
Die Stadt Rostock hat bei dem Landtag im Jahre 1908 den 
Antrag gestellt, die Regierung solle das (gegenüber der Ent- 
scheidung des Reichsgerichts vom 29. Mai 1902 nicht mehr halt- 
bare) Verbot der Aufstellung von Aschenurnen auf evangelisch- 
lutherischen Friedhöfen aufheben; daraufhin haben die mecklen- 
burgischen Stände dem entsprechend beschlossen, worauf die Re- 
gierung ausweichend auf eine in Aussicht gestellte einheitliche 
Ordnung seitens der Reichsregierung verwiesen habe. 

Die deutsch-evangelische Kirchenkonferenz zu Eisenach vom 
Juni 1898 hat im Leitsatz 3 ausgesprochen, dem Geistlichen sei 
die amtliche Beteiligung bei einer F.-B. und allen damit zu- 
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sammenhängenden Feierlichkeiten nicht zu ge- 
statten. Hierbei bleibe die Pflicht der Geistlichen bestehen, im 
engeren Kreise der Leidtragenden den Trost des göttli- 
chen Wortes darzubieten. Letztere Ausnahme würde auch 
gegeben sein, wenn die Aschenreste eines auswärts Eingeäscher- 
ten von den Angehörigen in der Heimat in ihrem Heim vor 
der Beisetzung aufgestellt würden und hier „im engeren Kreise 
der Leidtragenden“ unter Mitwirkung eines Geistlichen eine 
Trauerfeier gehalten werden sollte. Nur eine öffentliche 
Trauerfeier vor und nach der Einäscherung unter Beteiligung 
der Geistlichkeit wollte die Kirchenkonferenz ausschließen und 
betonte im Leitsatz 4 die Unzulässigkeit einer „[eierlichen 
Beisetzung“ von Aschenurnen auf kirchlichen Begräbnisstätten 
„als deren Bestimmung widersprechend“. An diese letztere Be- 
gründung haben sich die meisten Leichenbestattungsordnungen 
nicht gehalten, sondern die Aschebeisetzung — ohne kirchliche 
Feier — auf Friedhöfen, selbst in und auf einzelnen Begräbnis- 
stätten, vornehmen lassen, zumal die deutsch-evangelische Kir- 
chenkonferenz wohl Direktiven für die protestantischen 
Kirchenbehörden, nicht aber gleich einem päpstlichen Konklave 
oder römisch-katholischen Kirchenkonzil zwingende Vorschriften 
den einzelnen Kirchenregierungen geben kann. Auch das Ge- 
bot des weimarischen Kirchenrats: „Ausgeschlossen bleibt die 
Anwesenheit und Mitwirkung der Geistlichen bei der Beisetzung 
oder Aufstellung von Aschenresten“ konnte nur eine öf- 
fentlich-kirchliche Beisetzungsfeier auf gemeinsamen Fried- 
höfen verbieten wollen, so daß auf nur der politischen Gemeinde 
zugehörigen und von einzelnen Vereinen an ihren Krematorier® 
errichteten Beisetzungsstätten mit Genehmigung der Polizei oder 
Aufsichtsbehörde Aschebeisetzungen unter einer weltlichen 
Trauerfeier gehalten werden dürften, was in dem einzelnen 
Ortsstatut auszusprechen wäre, vollends da, wo 
interkonfessionelle Friedhöfe bestehen. 

Im großen ganzen wird da, wo die Angehörigen oder sonst 
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in kleinerem oder größerem Umfange Beteiligten am Orte eines 
Krematoriums wohnen, in welchem die Einäscherung stattfindet, 
und vor dieser eine Trauerfeier gehalten wird, seltener das Ver- 
langen hervortreten, noch eine zweite Trost- und Gedenk- wie 
Abschiedsfeier bei der Aschebeisetzung halten zu wollen; dies 
wird sich aber nach den örtlichen Verhältnissen richten, ob etwa 
auswärts wohnende Beteiligte bei dem heutigen weitverbreiteten, 
internationalen Verkehr zur Trauerfeier vor der Einäscherung 
nicht erscheinen konnten wegen der weiten Entfernung und der 
Kürze der Zeit, wenigstens bei der späteren Beisetzung 
der Asche an einer entsprechenden Feier, womöglich auch 
unter geistlicher Mitwirkung, teilnehmen möchten. Eine empfind- 
liche Härte ist es aber, wıe Redner der weimarischen 8. Lan- 
dessynode ausführten, wenn die Einäscherung ohne vorausge- 
gangener Trauerfeier am Sterbe- oder Wohnorte oder mit oder 
ohne Trauerfeier auswärts ohne Beisein der Angehörigen und 
sonst Beteiligten vor sich gehen mußte, dem Verlangen nach 
einer Trauerfeier bei der Aschebeisetzung am Wohnorte dieser, 
auch unter Mitwirkung eines Geistlichen, nicht entgegengekommen 
werden darf. Es handelt sich in der Tat nur um sinnge- 
mäße Anwendung der Vorschriften einer Begräbnisordnung, 
vollends da, wo die sonderbare Vorschrift besteht, daß eine 
Aschebeisetzung auf einem Friedhofe nur dann zulässig sei, wenn 
der Aschebehälter (an Stelle der Leiche) in einen Sarg gebettet 
liege. 

Wie bei der E.-B. gebieten höhere Rücksichten für das Zu- 
sammenhalten der Kirchengemeindemitglieder und das 
"Festhalten an der Kirche, der fakultativen F.-B. im 
Prinzip nicht länger entgegenzutreten und im Einzel- 
fallden gewünschten Beistand bei der einen Leichen- 
verbrennung vorausgehenden Trauerfeier, sowie auch einer sol- 
chen bei einer Aschebeisetzung nicht versagen zu dürfen, d. i. 
sowohl die Erteilung der .kirchlichen Ehren dem Verstorbenen, 
an der die Hinterbliebenen ein natürliches und positives Recht 
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auch für sich beanspruchen dürfen, als auch die Spendung des 
geistlichen Trostes, nach dem nirgends mehr als an der letz- 
ten Ruhestätte eines verblichenen Angehörigen der Familie, der 
Gemeinde, des Staates und der Kirche, ja der menschlichen Ge- 
sellschaft, je nach der Bedeutung und Wirksamkeit des Ver- 
storbenen verlangt wird. 

Ein Aufgeben des Widerstandes der Staats- und 
Kirchenbehörden gegen die Ansprüche der Anhänger der F.-B. 
ist angesichts des stetigen Wachsens derselben zu einer Viel- 
heit nur in einzelnen Staaten mit vorherrschend toleranter und 
liberaler Anschauung in den Landessynoden, Kreisausschüssen 
und Kirchengemeinden zu erhoffen. Davon wird auch die orts- 
statutarische Ordnung einer Beteiligung der Geistlichen nach 
Einigung zwischen der politischen Gemeinde- und Kirchgemein- 
devertretung abhängen. 

Weimar, ım Februar 1909. 
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Zur Sequestration des Benediktinerklosters 
Mönchröden zu Coburg. 
Von 
Pfarrer Dr. Georg Berbig bei Neustadt-Coburg. 


Die Reichstagsverhandlungen zu Augsburg im Sommer des 
Jahres 1530 hatten die unmittelbare Veranlassung zum Werke 
der Sequestration aller kursächsischen Klöster gegeben. Auch 
im Ortslande zu Franken war dieses für den Bestand und für 
die Erhaltung des Kirchengutes sehr wichtige Werk auf Grund 
einer landesherrlichen Instruktion vom 1. Juni 1531 in Angriff 
genommen worden. Bei der Durchforschung und Buchung des 
Klostergutes Mönchröden, — etwa zwei Stunden von der Stadt 
Coburg an der alten Leipziger Fahrstraße gelegen —- stellte 
sich nunmehr heraus, daß mit dem Vermögen dieses reich- 
begabten Benediktinerordens im Lande ziemlich rücksichtslos 
und verschwenderisch umgegangen war, und zwar seit dem Ab- 
sterben des letzten Abtes Nicolaus, im Jahr 1525. Zur Füh- 
rung der Sequestrationsgeschäfte waren der Ritter Hans Schott 
zu Hellingen, und dieser Zeit verordneter Befehlshaber zu Co- 
burg, ferner der Amtmann von Königsberg Kuntz Gotzmann, 
ferner Stephan von Heldritt zu Heldritt und der Bürger- 
meister Caspar Ramsperger von Coburg als kurfürstliche Ver- 
ordnete bestellt worden. 

Ueber die Aufnahme des Inventars der fahrenden Habe und 
der Liegenschaften an Feld und Waldung, die am 4. Oktober 1531 
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und am Montag nach Michaelis desselben Jahres erfolgte!, ge- 
ben die im Haus- und Staats-Archive zu Coburg noch vorhan- 
denen ausführlichen Einzel-Verzeichnisse hinreichenden Bericht. 

Allerdings fanden die Sequestratoren, daß der bisherige 
geschäftliche Gang der Dinge unbedingt einer Revision zu unter- 
ziehen war. Der vormalige Prior des Klosters hatte laut An- 
gabe eines vorliegenden Aktenstückes * während der Zeit seiner 
Verwaltung an Einnahme von Erbgütern empfangen: 2928 Gul- 
den und 11 Groschen, aber nur 2570 Gulden 4 Pfund und 
27 Pfennige in Rechnung gestellt. 

Die Sequestratoren rechneten heraus, daß in drei Jahren 
— 1527/28, 1528/29, 1529/30 „eingepüßt und verthan seijn sol- 
len“: 709 Gulden 2 Groschen und 16 Pfennig. 

Außerdem habe der Prior beim Ableben des alten Abtes 
Nicolaus noch 76 Gulden Gewährschaft übernommen, den Erlös 
alljährlich aus Bau- und Feuerholz, dem Klosterwalde entnom- 
men, gar nicht mitgerechnet. 

Im ganzen fehlten etwa 1000 Gulden und der Getreidevor- 
rat auf den Böden ließ sehr zu wünschen übrig. Außerdem 
war der Zehnt der Pfarrei Gauerstadt, die seit alter Zeit (1171) 
zum Kloster gehörte, auf zwei Jahre nicht verrechnet worden, 
— ein Betrag von etwa 300 Gulden. 

Gleichwohl hatte Veit Haff die Verwaltung des Klosters 
„umb eine jährliche Pension“ seinerzeit erlangt und zwar auf 
Grund eines ausgestellten Reverses, „nicht zum Nachteil des 
Klosters zu handeln“. Das Gegenteil war geschehen, und die 
Sequestratoren kamen zu dem Schluß, daß, „so es länger mit 
ihm seiner Verwaltung halber Bestand gehebt, würde das Kloster 
dermaßen durch ihn ausgeräumt worden sein, daß keiner nach 
ihm weder Altes noch Neues mehr gefunden hätte“. 

Es geht aus den Verhandlungen weiter hervor, daß der ehe- 


! Zeitschrift für Thür. Gesch. und Altertumskunde XXI. Band 1902 
Ss. 329 ff... 
® Hgl. Haus- und Staats-Archiv Coburg sub E. V. 1. b. Nr. 15. 
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malige Prior das Kloster wie sein Eigentum betrachtete: er 
kaufte Häuser in Coburg und an anderen Orten, Weinberge, 
dazu ein jährliches Fuder „Vollwein“ aus Franken, lieh Geld 
aus auf Zinsen gegen Bürgschaften etc. 

Die Sequestratoren hatten ernstlich vor, den Verwalter „aus 
hoher Notturft“ gefänglich einzuziehen und zu allen. seinen Gü- 
tern zu greifen. Auf Haffs Bitten kam ein Vertrag zustande. 
Er wurde zunächst als Verwalter entsetzt, und er erklärte sich 
zur Bezahlung und Wiederlösung der Fehlbeträge bereit. 

Ob der Kurfürst mit diesen zunächst nur provisorisch 
getroffenen Maßnahmen der Sequestratoren zufrieden war, läßt 
sich aus dem vorhandenen Aktenmaterial nicht ersehen. 

Fortan fungiert ein gewisser Valentin Müller seines Amtes 
als Verwalter der Klostergüter zu Mönchröden. 

Aus der Jahresrechnung von Ostern 1532/33 ist zu ent- 
nehmen, daß die Einnahme: 

1051 Gulden 3 Groschen 22 Pfennig und 1 Heller betra- 

gen hat. Die Ausgaben beliefen sich auf: 
710 Gulden 6 Groschen 7 Pfennig, darunter 84 Gulden 
6 Groschen 4 Pfennig für eingekauften Wein, ferner: 
83 Gulden 6 Groschen für die noch im Kloster vorhan- 
denen Konventsbrüder und 


24 Gulden für Amtszehrung. 


An Vorräten finden sich in großen Posten vor: Sieben 
Ochsen Dürrfleisch, also geräuchertes Ochsenfleisch, sechs 
Barkenschweine und 22 Viertel Speck, 69 Hühner, Butter im 
Faß, Käse, jedenfalls Schafskäse, große und kleine, Unschlitt, 
Schmeer u.s.f. Besonders reich war der Fischvorrat: 6 Schock 
Karpfen und 12 Hechte. Noch heute bezeugt der unmittelbar 
am Kloster fließende Laufbrunnen mit mächtigem Steintrog die 
gute Gelegenheit, die Fische, die Ernte aus dem am Kloster 
liegenden „großen See“, im Klosterschutz aufzubewahren. Auch 
die Wein- und Biervorräte waren erheblich. An Wein waren 
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87 Eimer vorhanden, an Bier gar 200 Eimer. Außerdem gab 
es noch Posten an Hopfen, Malz und Gerste. 

An lebendem Inventar wurden gezählt: 24 Wagenpferde 
und 1 Reitpferd, ferner 14 Kühe und 3 Ochsen. Bedeutend 
muß die Schafzucht gewesen sein. Auf der Schäferei zu Röten 
zählte man 200 Melkschafe, 173 Jährlinge und 105 Lämmer. 
Auf der Schäferei „zum Eichhof“, der ebenfalls mit zum Klo- 
ster gehörte: 102 Melkschafe, 106 Jährlinge und 93 Lämmer. 

Auch Vorräte an Tuch — schwarz und weiß — die Or- 
denstracht der Benediktiner, waren noch da, sowie solche an 
Baumaterial, wie Nägel, Schindeln usw. 

Als Produkte der Landwirtschaft lagerten in großen Haufen 
die Ernten auf den Kornböden der zum Kloster gehörenden 
Bäue. Korn und Weizen wurden am meisten gebaut, dann folg- 


ten Gerste, Dinkel, Erbsen, Hafer, Lein und Hanf. 


Dabei handelte es sich nicht einmal um die Gesamternte 
des Jahres, sondern nur um den noch vorhandenen Rest, soweit 
er von dem Verwalter buchmäßig übergeben worden war. 

Es handelte sich also bei der Klostereinrichtung um einen 
Wirtschaftsbetrieb großen Stiles, an welchem seit der Einführung 
durch die Ordenspersonen im Laufe der Jahrhunderte im Grunde 
genommen nur wenig verändert worden war. Auch das umwäl- 
zende Werk der Reformation hatte nur wenig daran geändert. 
Nur der Orden der Benediktiner samt der Regula war geschwun- 
den. Hatten doch die noch im Franziskaner- oder Barfüßer- 
Kloster der Stadt Coburg vorhandenen Mönche im einstigen 
Benediktiner-Kloster Aufnahme gefunden. 

So zeigte das alte Abtshaus und das Refektorium sowie die 
anstoßenden Baulichkeiten, insbesondere die kleine, einfache Klo- 
sterkirche noch dasselbe Bild wie um 1520, zu derselben Zeit, 
als kurz vor Auflösung des Klosters ein Teil des massiven Re- 
fectoriums laut Inschrift, die sich heute noch an der Außen- 
seite befindet, hergestellt worden war. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XX. 1. 


186 : Abhandlungen. 


Mönchröden. 


I. 

Nachvolgende hauptsumma hat herr Veyt haff in zceiyt seyner ver- 
waltung vber des Closters Jerlich einkomen empfangen Nemlich von Erb- 
güttern 

iimixexxväifl. xi gr. 
2928.11 groschen. 
An dieser Hauptsumme hat er noch laut seyner 4 Jahrrechnung als 
empfangen allenthalb verrechnet: 
25702.48 27% 

Also fand sich das in dreyen Jarrechnungen vber des Closters jerlich 
eynkomen, dye aussgab durch Er Veyten so hoch erstreckt ist das jn di- 
sen dreyen jarn an der hauptsuma eyngepüst vnd verthan seyn sollen, 

viicix Gulden 11 &. xvi 5 (709 Gulden 2 Groschen 16 &) inclusiv 

iicxx Gulden (220 G.), welche der Herr Veyt in seyn Ausgab gesetzt 
vnd in keyn Eynnam). 

Zu dem das Er Veyt nach Absterben Abt Niclas seligen empfangen 
(76 Gulden laut seiner Rechnung). — Vnd was er jerlich aus Bau- und 
Feuerholz gelöst hat, (auch ihm dermaß zu verkaufen gar nit zimt noch 
geburt hat) in der da bey. 

im gulden ungefährlich antreffendt. 

Zudem daß ein merkliche Summe aus Getreide in Zeit der 4 Jahre 
auch durch ihn gelöst ist, also daß gar kein vorrath auf dem Boden ge- 
funden noch vorhanden gewest ist, es ist auch in 2 Rechnungen diese Unrich- 
tigkeit gefunden, daß er den Zehnten zu Grunstadt auf 2 Jahre nicht ver- 
rechnet, sondern in sein Nutzen gezogen hat, welcher Zehent jerlich unge- 
fähr ertragen mag an Geld angeschlagen auf 300 Gulden. Und nachdem 
er das Kloster von Got Gnaden umb eine järliche Pension erlangt und doch 
zuvor in seinem eigenen Nutzen zu Nachtheil des Klosters also gehandelt, 
dergestelt, daß er zu entgegen und wider seiner Verschreibung und gege- 
benen Reversbrief, — welcher maßen er nach laut beyder Inventary der 
Munchrotter und Barfußer Closters halben, sovyl er an allem Hausrat vnd 
anderm Vorrat, vyl vnd mancherlei zu handen vnd in verwaltung emp- 
fangen, hat er den wenigen Teil weder beweißen noch gewähren koennen, 
sondern das es den merenteyl entwendt vnd wegkommen. 

Und in Summa nachdem Er Veyt dermaßen angegeben, daß er zwei 
Häuser zu Coburg auch Häuser und Weinberg, darzu ein jerlich fuder Voll- 
wein zu Franken gekaufft und hin und wider bei vielen leuthen verliehen 
und ablösig geld gehabt und auch noch hätte, ist wohl zu achten, daß er 
der järl. Verwaltung halben dem Closter dermaßen vorgestanden, daß der 
best genyeß sein gewest, vnd so es länger mit ihm seiner Verwaltung 
halben bestand gehabt, würde er dermaßen durch ihn ausgeräumt sein, daß 
keiner nach ihm weder altes noch neues mehr gefunden hätte. 

Dem allem nach uf Er Veytten vleißige Bytt, nachdem die verordnete 
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Sequestratores aus hoher Notturfft fürgehabt, ine gefencklich anzunemen, 
vnd zu allen seynen güttern zu greyffen, ist er der verwaltung entsetzt vnd 
ayn vertrag mit ime, wegen hyebey befundenen'!, doch zuvorderst auff Churf. 
gnaden bewilligung abgeredt, derhalben auch etlich Bezalung und wider- 
losung auf sich genomen. 


II, 
Kloster Rechnung. 
Ostern 1532 bis Ostern 1533. 
1051 gulden 3 gr. 22 9% 1b Einnahmen, 


10 , 65 17% Ausg., in letzterer enthalten. 
84 gulden 6 gr. 4% für gekauften Wein, 

83 , 6b: für die Convents Brüder, 

24 ,„ Amtszehrung u. m. 


Die Gewährschaft: 330 Gulden 5 gr. 27 % 1. entrichtet der neue Ver- 
walter Valtene (Müller) bei Rechnungsablage an die Verordneten Räthe 
Hans Chott, zu Hellingen, Ritter, und dieser Zeit verordneter Befehlhaber 
zu Coburg, Cunz Gotzmann, Amptmann zu Kyrberg, Stephan v. Heldritt, 
zu Heldritt, Caspar Ramsperger, Bürger zu Coburg. Befehlhaber der Se- 
questration, laut Quittung nach Montag nach Nicol. Episc. 1533. 


Vorräthe verbleiben: 


7 Ochsen an dürrem Fleisch 72 # Unschlitt 

6 Bachschweine ohne 22 Viertel Speck 23 X Schmeer 

1 Schock 9 alte Hüner 87 Eimer 15 Viertel Wein 
96 Maaß, Quart Butter 150 „23 . Bier 
28 Sommeron 1 metzenn Saltz 44,5 s Convent 
1 Schock 28 Käße, groß und klein 15 Sr. Gersten Malz 
55 Madekäs 10 „ Dynckel Maltz 

15 Halbfisch 52 „ Hopfen 
12 Hecht 


6 Schock 10 Karpfen 
82 ® Vassbech 
24 Wagenpferd 

1 Reitpfert 

3 Ochsen auf den Höfen 
14 Kühe 

1 Kalben 

2 Schweinsmütter 
13 Nerschwein (Nährschw.) 


ı Fehlt in den Akten! 
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4 verschnittene Suckferlein 
3 Hammel 
200 Melkschaf 
73 Jährlinge Auf der Schäferei zu Röthen 
93 Lämmer 
102 melkende Schaf j 
106 Jährling | Auf der Schäferei zum Eichhof 
105 Lämmer 
5 Ellen Schwartz Tuch 
2 Viertel grau Kemble 
22 Ellen 3 Viertel weiß 
2,0598 „ gelb 
8. „ schlecht Tuch 
122 ,„ grob leinen Tuch 
3 gegerbte Kalbfell 
36 Ziegel 
2292 Decknägel 
3387 Bodennägel 
7950 Schinteln 
48 Dielen und Bohlen 
3 Fercht Heu 
1 Fuder Grumet 
6 Globen 46 Reißer eingehechelter Hanff 
46 ® Fester gehechelter Hanf. 


\ Futtertuch 


Getreide: 

408 Sr. Weitzen 
575 „ Kom 

16 „ Gerste 

13 „ Dinkel 

15 „ Erbsen 

7 „ Haydenn (d. ı. Buchweizen) 
480 „ Hafer 

2 „ Leins 

6 „ Hanfkorn. 


Solcher Rest soll Ostern 1534 gewährt werden. 
Il. 


Auf Montag nach Michaelis jm xxxit haben die Gestrengen Herr 
Hans Schott, Ritter ete. vnd Contz Gotzmann, Ambtman zu Konigspergk Als 
Bevelchhaber Churf. Sequestration etc. alles gehultz vnd Schrotth, zum Clo- 
ster Monch Rothen gehorig, In gegenwart E. Veyten Haffen, Valentin Müll- 
ners, vnd Clausen Hampergerts Besichtiget, vnd vermelt gehulz befunden, 
wie hernach volget, 
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Erstlichenn : 

Der Warth Bergk P 

Die schleye an der Ryß hinauf 

Der Stammbach 

Die Lichtleythen 

Die Wolffskeel vnd das holtz im Schützenbach 

Das Holtz ob der Mörders Perme 

Das Brunholtz auffem Sannt 

Das holtz in der Helle 

Der Karlbergk 

Die Birckleythenn 

Die Maaß jm Schützenbach 

Der Petzenbergk 

Der Helle Bergk 

Tewtzschers Bergk 

Kulm 

Weynbergk 
Rothenhof 
Kypfiendorff 
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 Sefus von Nazareth, Mythus oder Gefchichte ? 


w Eine Auseinanderfegung. mit Kalthoff, Drews, Senfen. Borträge, gehal- 
— ten auf dem Theologischen Yerienturs in Berlin am 31. März und 
1. April 1910. M. 2.—. Gebunden M. 3.—. 


Die Gefchichtlichkeit Zefu. 
wei Reden gehalten auf dem Evangelifchen Gemeindeabend am 24. April 

1910 zu Mannheim von PBrofejjor Sohannes Wei und Brofeljor 

Genrg Grügmacher aus Heidelberg. Klein 8. 1910, 20 Pig. 


Keof. D. SHeinzih Meinel in Jena: 


It das „liberale“ Sejusbild widerlegt? 


I Eine Antwort an feine „pojitiven“ und feine radikalen Gegner mit be- 
| fonderer NRücdiiht auf U, Drews, Die CHriftusmhyrhe, (Grieiterter 
Abdruc aus der „Zeitjchrift für Theologie und Kirche“. 1910. 1. u. 2 Heft.) 
8. 1910. Mt. 1.60. ı 


Jejus im neunzehnten Sahrhundert, 


AUchtes bis zehntes Taufend. Neue Bearbeitung. 8. 1906. M. 3.— 
Geb. M. 4L—. (Lebensfragen 16.) 


28. Bouffef: 
 Sejus. 
(Aus den „Neligionsgefch. Volfsbüchern”.) Dritte Auflage. (21./30. 
Taufend.) Klein 8. 1907. Sm Abonnement M. —.60, fartoniert M. —.85. 
Sm Einzelverfauf M. —.75, kartoniert M. 1.—. eine Ausgabe gebuns 
den Mt. 1.75. 


Was wiffen wir Hon Sefus ? 
2. Auflage. 6. Taufend. Klein 8. 1906. M. 1.-. Kart. M. 1.20. 


Von 
Heinrich Rickent, 


Professor an der Universität reiberd i.B. 


Zweite, umgearbeitete und vermehrte Auflage. 
8. 1910. M. 2.50. Gebunden M. 3.75. 
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Internationale Zeitschrift für Philosophie den Kultur | 


Unter MIET von 


Rudolf Eucken, Otto Gierke, Edmund Husserl, 
Friedrich Meinecke, Heinrich Rickert, Georg Sirimeli 
Ernst Troeltsch, Max Weber, Wilhelm Windelband, 
Heinrich Wölfflin 


seien von 


Georg Mehlis. 
Ein Band von 3 Heften kostet im Abonnement M. 9.—., 


In unserer Zeit drängt die Philosophie zum Leben, das Leben zur Philosopl hie, 
Diesen Zusammenhang zwischen der Philosophie und der lebendigen Kultur will 
der »Logos« vermitteln und selber neue Kultur schaffen. Eine nationale und eine 
internationale Aufgabe hat er sich gestellt. Die wertvollsten Kulturgüter unserer 
Nation, Wissenschaft und soziales Leben, Kunst und Relig In 
will er der philosophischen Betrachtung unterwerfen, und ‚darüber hinaus ist er be- 
müht, die Errungenschaften der verschiedenen Völker zu vermitteln und zum gegen- 
seitigen Verständnis zu bringen. 

Will er seine Aufgabe lösen, so kann er der engen Fühlung- mit den einzel- 
nen Kulturwissenschaften nicht entbehren, und er nennt deshalb unter scinl 
Mitwirkenden ausdrücklich auch Vertreter der Theologie, der Jurispru 
denz, der politischen Geschichte, der Volkswirtschaftslehre un d 
der Kunstwissenschaft | i 

Der Logos gibt ferner seinen Lesern die Möglichkeit, über die wichtrese 
kulturellen Fragen, welche die fremden Nationen beschäftigen, sich weit schneller 
zu unterrichten, als das bisher geschehen konnte, Namhafte Gelehrte des antun 
gehören zu seinen Mitarbeitern. 

Der Logos wendet sich an alle Gebildeten, besonders aber analle < die- 
jenigen, die am Erziehungswerke unseres Volkes mitarbeiten nee philo- 
sophische Vertiefung unseres Lebens und Lebensinhaltes am Herzen liegt. | 

Bei sehr guter Ausstattung ist der Abonnementspreis möglichst nieder St! t 
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halten in der deutschen Orientgesellschaft zu Berlin am 6. Februar 


1910. 8. 1910. Mit 50 Abbildungen. M.2.-. Geb. M.3.—. 


Johannes Manskopf: k 


Der Mann Gottes in der bildenden Kunst. 8. 1910. Mit 
15 Bildertafeln und 8 Abbildungen im Text. M. 2.—. Ge- 
bunden M. 3.—. | 


1 vr ; - 
Digitized by XI ; a 
I urg,® - Ca. 
. z er 
Em ie, - 
A, % E 


ee 
; ee 
et Eu 
.Z fr FE ale 
were 
. ee Ber: 
AI Ba aa “ 


Bu se 
a LE an ına= > ei Pi 


Zeitschrift der Savigny- Stiftung für Rechtsgeschichte, 


D..B. 


Laut Beschluß der Gesamtredaktion vom 15./16. Juli l. J. 
soll von 1911 an unsere Zeitschrift statt wie bisher in zwei 
Abteilungen, einer romanistischen und einer germa- 
nistischen, in dreien erscheinen, indem den beiden ge- 
nannten eine dritte, kanonistische, beigesellt werden wird. 


Sie ist bestimmt für die Pflege der kirchlichen Rechts- 
geschichte von deren Anfängen in altchristlicher Zeit an bis 
herab auf die Gegenwart, und sie wird in Abhandlungen, 
Miszellen und Literaturanzeigen Beiträge bringen zur Ge- 
schichte sowohl des katholischen und des evangelischen 
Kirchenrechts als auch des Staatskirchenrechts. 


Indem sie die nun bald zwei Jahrtausende umspannende 
kirchliche Rechtsentwickelung wieder in ihren Bereich zieht, 
nimmt unsere Zeitschrift nur die Überlieferungen ihrer Vor- 
gängerin, der Zeitschrift für Rechtsgeschichte, wieder auf, 
macht sie einem Zustande der Unvollständigkeit ein Ende, 
der auch von der historischen Romanistik und Germanistik 
wegen deren vielfachen Beziehungen zur Vergangenheit des 
‘ kirchlichen Rechtes oft genug auf das Unangenehmste emp- 
funden worden war, und schafft sie der in neuerer Zeit froh 
aufblühenden Wissenschaft der kirchlichen Rechtsgeschichte 
einen dieser dringend notwendigen Sprechsaal zu kürzerer 


Aussprache, indes für größere monographische Arbeit die 
Kirchenrechtlichen Abhandlungen zur Verfügung stehen. 
Wie in diesen sollen auch in der neuen Zeitschrift 
Glaube und Dogma als wissenschaftliche Voraussetzungen der 
kirchlichen Rechtsbildung nicht minder gewissenhaft berück- 
sichtigt werden als die wirtschaftlichen, sozialen und kultu- 
rellen Bedingungen der kirchlichen Rechtserzeugung und des 
kirchlichen Rechtslebens der Vergangenheit. Auch wird die 
Redaktion stets darauf bedacht sein, daß, was wissenschaft- 
liche Unabhängigkeit und Vornehmheit anlangt, die neue 
Abteilung den älteren nicht nachstehe. Beiträge, die diesen 
Anforderungen entsprechen und aus dem Geiste kritischer, 
historisch-juristischer Methode geboren sind, werden uns will- 
kommen sein, aus wessen Feder sie auch kommen. Ins- 
besondere hoffen wir, wie bei den zwei anderen Abteilungen, 
auf die freundliche Mitwirkung von Forschern aus benach- 
barten Gebieten, vor allem von kirchlichen Verfassungs-, 
Kirchen-, Wirtschafts- und allgemeinen Historikern. 


Gleich den beiden bisherigen Abteilungen wird auch die 
neue kanonistische einzeln käuflich sein und für sich abonniert 
werden können; auch bezüglich der Anordnung, der Er- 
‚scheinungszeit und des Umfangs soll das Vorbild der beiden 
älteren Abteilungen maßgebend sein. 


Die Redaktionsgeschäfte wird für den Textteil der mit- 
unterzeichnete Professor Dr. Ulrich Stutz, Bonn, Sim- 
rockstraße 25, besorgen, der daneben wie bisher geschäfts- 
führendes Redaktionsmitglied der germanistischen Abteilung 
bleiben wird; ihm bitten wir, und zwar möglichst jeweilen 
vor 1. August, die Manuskripte für die Abhandlungen und 
Miszellen einzusenden. Den Literaturteil wird der mitunter- 
zeichnete Professor Dr. Albert Werminghoff, Königs- 
berg i. Pr. IX, Hardenbergstraße 5, leiten; ihm oder 


dem mitunterzeichneten Verlage bitten wir alsbald nach dem 
Erscheinen die Rezensionsexemplare der auf die kirchliche 
Rechtsgeschichte bezüglichen in- und ausländischen Bücher 
zugehen zu lassen. 


Die Herausgeber Die Herausgeber 
der romanistischen Abteilung: der germanistischen Abteilung: 


Richard Schröder. 


E.1. Bekker. L. Mitteis. Heinrich Brunner. Ulrich Stutz. 


Die Herausgeber 
der kanonistischen Abteilung: 
Ulrich Stutz. Albert Werminghoff. Hermann Böhlaus Nachfolger. 


Die Verlagsbuchhandlung. 


Walde — Hof- Buchdruckerei. 


Die deutsche Wissenschaft hat einen 
schweren Verlust erlitten: Am 7. Sep- 
tember 1910 verstarb zu Leipzig 


Emil Albert Friedberg. 


Dem gefeierten Meister des Kirchen- 
rechts, dem hochverehrten Lehrer, dem 
langjährigen Mitherausgeber dieser Zeit- 
schrift, meinem väterlichen Freunde wid- 
me ich in innigster Dankbarkeit und in 
tiefster Wehmut die nachstehenden Zeilen. 


Emil Albert Friedberg 


wurde am 22. Dezember 1837 in Konitz in Westpreußen geboren 
als Sohn des Stadt- und Landrichters Adolf Friedberg. Er 
studierte in Berlin und Heidelberg, wurde 1862 in Berlin Privat- 
dozent, 1865 außerordentlicher Professor in Halle, 1868 ordent- 
licher Professor in Freiburg, und folgte 1869 einem Rufe nach 
Leipzig. Bis zu seinem Tode hat er dort als Lehrer des 
Kirchenrechts, des Handelsrechts, des deutschen Rechts, des 
Staatsrechts und des Völkerrechts eine segensreiche Tätigkeit 
entfaltet. Allen, die das Glück gehabt haben, zu seinen Füßen 
zu sitzen, wird sein lebendiger, formgewandter, witzsprühender, 
nicht selten auch sarkastischer Vortrag unvergessen bleiben. Seine 
schriftstellerische Tätigkeit erstreckte sich, abgesehen von seiner 
Ausgabe der Pandekten Kellers, einigen handelsrechtlichen Ar- 
beiten, sowie verschiedenen Schriften zur Geschichte der Univer- 
sität und der Juristischen Fakultät Leipzigs, auf die hier nicht 
näher eingegangen werden soll, ganz überwiegend auf diejenige 
Disziplin, zu der ihn seine besondere Neigung hinzog und zu 
welcher er zusammen mit Anderen, wie z. B. dem inzwischen 
auch verewigten Paul Hinschius, wesentlich durch Aemilius Lud- 
wig Richter hingeführt worden war. 

Abgesehen von seiner Teilnahme an den sächsischen Landes- 
synoden ist er im Öffentlichen Leben persönlich nicht hervorge- 
treten. Aber seine scharfe Feder hat er oft genug für öffent- 
liche Fragen zur Verfügung gestellt. Er war ein energischer 


Vorkämpfer der Rechte des Staates gegenüber der Kirche. Be- 
reits in seiner Inauguraldissertation „De finium inter ecclesiam 
et civitatem regundorum judicio quid medii aevi doctores et leges 
statuerint“ (Leipzig 1861) hatte er die Rechte des Staates gegen- 
über der Kirche verfochten. Die in dieser Schrift erörterten 
theoretischen Fragen sollten gar bald praktische Bedeutung ge- 
winnen und es kam die Zeit, wo dem Staate wissenschaftliche 
Vertreter seiner Rechte bitter not taten, die mit dem Wesen 
und dem Rechte des Gegners durch gründliche Studien vertraut 
waren. Ein solcher war Friedberg. 

Aus dieser Epoche stammen, um von kleineren Aufsätzen 
ganz zu schweigen, seine Schriften „Das Veto der Regierungen 
bei Bischofswahlen“ (Halle 1869), „Die Geschichte der Zivilehe* 
(Berlin 1870), „Der Staat und die katholische Kirche im Groß- 
herzogtum Baden“ (Leipzig 1871; 2. Aufl. 1873), „Das Deutsche 
Reich und die katholische Kirche“ (Leipzig 1872), „Die Grenzen 
zwischen Staat und Kirche und die Garantien gegen ihre Ver- 
letzung“ (3 Bände, Tübingen 1872), „Sammlung der Aktenstücke 
zum Vatikanischen Oonzil“ (Tübingen 1872), „Die preußischen 
Gesetzentwürfe über die Stellung der Kirche zum Staate“ (Leip- 
zig 1873), „Der Staat und die Bischofswahlen in Deutschland“ 
(Leipzig 1874), „Johann Baptista Baltzer“ (Leipzig 1875), „Akten- 
stücke, die altkatholische Bewegung betreffend“ (Tübingen 1876) 
u. Ss. w. 

Wenn wir heute über diese kirchenpolitischen Vorgänge 
vielleicht etwas anders denken als die Zeitgenossen und auch 
Friedberg selbst, so schmälert dies doch seinen Ruhm als eines 
der bedeutendsten Vorkämpfer des Staates nicht. In jener be- 
wegten Zeit war Friedberg eine der markantesten Persönlichkei- 
ten im neuen Reiche geworden und die Auditorien Leipzigs ver- 
mochten damals die Zahl seiner Zuhörer kaum zu fassen. 

Beschäftigen sich diese Schriften mehr oder weniger mit 


WE gu 
politischen und anderen Tagesfragen, so tragen seine anderen 
Arbeiten einen rein wissenschaftlichen Charakter. 

Ich nenne hier zunächst seine eherechtlichen Studien. Vor 
allem das „Recht der Eheschließung in. seiner geschichtlichen 
Entwicklung“ (Leipzig 1864), welches die Grundlagen geschaffen 
hat für alle eherechtlichen Forschungen der späteren Zeit; ihm 
folgten „Verlobung und Trauung“ (Leipzig 1876), und verschie- 
dene Schriften über die Zivilehe. 

Ein „herculeum opus“ bewältigte Friedberg mit seiner kriti- 
schen Ausgabe des corpus iuris canonici (Leipzig 1879—1881). 
Friedberg versuchte hier den echten Text Gratians kritisch fest- 
zustellen; in den Dekretalensammlungen wiederholte er zwar den 
Text der Editio Romana, übte aber in den Anmerkungen Text- 
kritik aus, eine Methode, die häufig mißverstanden worden ist, 
aber, so lange die Editio Romana den offiziellen Gesetzeswortlaut 
darstellt, als die allein richtige bezeichnet werden muß. 

Dieser gewaltigen, alle früheren Editionen in den Schatten 
stellenden Ausgabe, folgten die kleineren, für unsere Kenntnis des 
kanonischen Rechts ebenfalls höchst bedeutsamen Editionen der 
„Quinque compilationes antiquae“ (Leipzig 1882), und der Ca- 
nones-Sammlungen zwischen Gratian und Bernhard von Pavia 
(Leipzig 1897). 

Ein neues Kapitel des Kirchenrechts rollte Friedberg auf 
mit seinem protestantischen Verfassungsrecht. Nachdem er durch 
das große Werk „Die geltenden Verfassungsgesetze der evangelischen 
deutschen Landeskirchen“. Freiburg i. Br. 1885 (mit mehreren 
Ergänzungsbänden), die Grundlagen gesammelt hatte, gab er in 
„Das geltende Verfassungsrecht der evangelischen Landeskirchen 
in Deutschland und Oesterreich“ (Leipzig 1888) die erste zusam- 
menfassende, juristische Behandlung dieses Stoffes. Wenn auch 
lie Wissenschaft seitdem in manchen Punkten, namentlich in 
Fragen der Konstruktion, über seine Ergebnisse hinausgekommen 
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ist, so bleibt Friedberg doch das ungeschmälerte Verdienst, den 
Grund gelegt zu haben, auf welchem alle Späteren aufgebaut 
haben und noch viele Jahre aufbauen werden. 

Endlich nenne ich noch sein Lehrbuch des katholischen 
und protestantischen Kirchenrechts, welches mit Recht als das 
führende Lehrbuch unserer Zeit bezeichnet wird, bereits sechs 
Auflagen erlebt hat und u. a. auch in das Italienische übersetzt 
worden ist. 

Die zahllosen kleineren Schriften Friedbergs, die in den 
verschiedensten Zeitschriften verstreut sind, können hier nicht 
einmal aufgezählt, geschweige denn irgendwie gewürdigt werden. 

Was sollen wir bei dieser außergewöhnlichen Produktivität 
mehr bewundern? Die gewaltige Arbeitskraft und Arbeitslust, 
die fast bis zu seinem letzten Atemzuge ungeschwächt war, oder 
die tiefe Gelehrsamkeit, die sich allüberall kund tut, oder die 
Schärfe und Klarheit des Urteils, die eminent-juristische Durch- 
dringung des Stoffs, oder die leichte und angenehme Art der 
Darstellung, die selbst den sprödesten Stoff zu meistern verstand ? 

Friedberg war ein überzeugter Anhänger der historischen 
Schule, deren Grundsätze seit Karl Friedrich Eichhorn und sei- 
nem Lehrer Aemilius Ludwig Richter auch für das Kirchenrecht 
herrschend geworden waren. Bei allen seinen Arbeiten stand 
ihm vor allem ein großes Ziel vor Augen: Die Wissenschaft des 
Kirchenrechts zu einer streng juristischen zu gestalten, ihr einen 
ebenbürtigen Platz neben den juristischen Schwester-Disziplinen 
zu verschaffen, sie „aller Romantik und Mystik“ zu entkleiden 
und, von allen fremden Zutaten befreit, ihren nüchternen, juri- 
stischen Gedankeninhalt herauszuschälen. 

Wahrheit und Klarheit waren die Grundlagen seines Den- 
kens und Fühlens als Gelehrter und auch als Mensch. Für ihn 
gab es keine Halbheit der Empfindungen. Wer aber etwa von 
der Polemik in seinen Schriften und von seiner scharfen — bis- 


—_ VI — 


weilen vielleicht etwas zu scharfen — Art, über Menschen und 
Dinge zu urteilen, auf seinen Charakter geschlossen und ihn für 
einen kalten Verstandesmenschen gehalten haben würde, der würde 
ihn ganz falsch beurteilt haben. Wer ihm näher treten durfte, 
ihn im Verkehr mit seiner Familie und seinen Freunden beob- 
achten konnte, dem ofienbarte sich die ganze Tiefe seines inni- 
gen, bisweilen geradezu kindlichen Gemüts (das er selbst oft 
künstlich hinter einer spröden, kühlen Form zu verbergen trach- 
tete) und seiner schlichten, allem Scheinwesen und aller Phrase 
abholden Gesinnungsart. Kein Wunder daher, daß auch seine 
näheren Schüler mit solcher Verehrung an ihm hingen. So wird 
denn namentlich auch in Italien, dessen junge, mächtig aufblühende 
Kanonisten-Schule wesentlich durch Friedberg ausgebildet worden 
ist, die Nachricht von seinem Tode tiefe Betrübnis hervorrufen. 

Zu dieser Zeitschrift stand der Verewigte noch in einem 
besonderen Verhältnisse. Ihre Vorläuferin, die „Zeitschrift für 
Kirchenrecht‘, zählte ihn seit ihrem vierten Bande zu ihren Mit- 
herausgebern. Die Deutsche Zeitschrift für Kirchenrecht hat 
Friedberg seit ihrem Entstehen bis zu ihrem heutigen 20. Bande 
zusammen mit dem Unterzeichneten redigier. Was das Vorwort 
des ersten Jahrgangs versprach, hat die Zeitschrift zu halten 
versucht, und zwar nicht in letzter Linie durch die treue, hin- 
gebende Mitarbeit Friedbergs.. Was Friedberg hier in der Lite- 
ratur-Uebersicht, in Anzeigen und Besprechungen geleistet hat, 
das braucht den Lesern der Zeitschrift nicht auseinandergesetzt 
zu werden. Wie sehr ihm aber gerade diese Arbeit am Herzen 
lag, das beweist der Umstand, daß er noch am Morgen vor sei- 
nem Todestage für die Zeitschrift gearbeitet hat und, als ihn 
mitten in dieser Tätigkeit der tödliche Schlag traf, nur noch die 
Worte hervorzubringen vermochte: „Jetzt kann ich nicht mehr 
arbeiten“. Das nächste Heft der Zeitschrift wird diesen Nach- 


laß des Verewigten zu verwerten versuchen. — 
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Wir gehen auf dem Gebiete der Kirche und ihres Rechtes 
großen Umwälzungen entgegen. Das Interesse für Kirche und 
kirchliche Fragen ist zweifellos im Steigen begriffen und ergreift 
immer weitere Kreise. Die junge zarte Pflanze des protestanti- 
schen Verfassungsrechtes bedarf nach wie vor einer treuen Ob- 
hut der Wissenschaft. Namentlich aber ist zu beachten, daß das 
katholische Kirchenrecht in eine Bewegung geraten ist, die nur 
mit derjenigen in den Zeiten des 12. und 13. Jahrhunderts ver- 
glichen werden kann; ein neues kanonisches Recht für die katho- 
lische Kirche soll entstehen und das alte soll nur noch eine 
Quelle für das protestantische Kirchenrecht und eine Quelle der 
historischen Erkenntnis für das bisherige gemeine Zivil-, Zivil- 
prozeß-, Straf- und Strafprozeß-Recht werden. Um so beklagens- 
werter ist es, daß ein solcher Kenner des mittelalterlichen Rechts 
— denn ohne dieses ist das moderne katholische Recht nicht zu 
erfassen und wissenschaftlich zu ergründen —, wie es Friedberg 
war, uns gerade jetzt verlassen mußte. Der Kreis der wissen- 
schaftlichen Vertreter des kanonischen und des Kirchenrechts 
auf deutschen Hochschulen wird immer kleiner. Um so mehr 
liegt uns Zurückbleibenden die Pflicht ob, im Geiste und im Sinne 
des Verewigten fortzuarbeiten, soweit es in unseren Kräften steht. 

Mit diesem Gelöbnisse unwandelbarer Treue und unauslösch- 
lichen Dankes legen wir den Lorbeer nieder auf das Grab des 
_ verewigten Meisters. 

Er ruhe in Frieden! 


Emil Sehling. 
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l. Abhandlungen. 


m m 


Die mittelalterlichen Eırbschaftssteuern in England. 
Von | 


Privatdozent Dr. Paul Haensel in Moskau. 
[Fortsetzung.] 


Es unterliegt keinem Zweifel, daß das kirchliche Mortuarium 
eine drückende Abgabe vorstellte, andererseits wieder eine reiche 
Quelle des kirchlichen Einkommens war. Dieses erhellt deutlich 
aus zwei Beispielen, welche wir in den Parlamentsprotokollen 
finden. Im J. 1334 legte der Klerus der Frank Uhapele de 
Pencrich in der Person des Richard Preston, Johann Newton 
und William Dunkan, dem König Eduard III. eine Klage fol- 
genden Inhalts vor!: Die jetzigen Vertreter des Klerus der Ka- 
pelle und ihre Vorgänger genossen seit undenkbaren Zeiten das 
Recht der Beerdigung und des Mortuariums von allen Gemein- 
degliedern der Kapelle in Cannockbury (de temps dount 
memoire n’est, ount este seisi. . . de sepultures, de Mortuaries, 
de totes les parochiens), welche zum Lichfieldschen Kapitel ge- 
hört; letzteres gründete vor 4 Jahren einen Kirchhof bei der 
Kapelle zu Canockbury in der Absicht, die Einnahmen der Ka- 
pelle zu Pencrich zu schmälern; und seit jener Zeit nimmt das 


! Rot. Parl., II, 77. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XX. 2. 13 
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Kapitel, seinen Reichtum und Einfluß ausnützend, mit Gewalt 
die Beerdigungen und erhält die Mortuarien zum Verlust der 
Kapelle zu Pencrich, des Königs und seiner Krone. Und als 
genannte Richard, Johann und William protestierten, verleum- 
dete das Kapital lügnerisch und bösartig genannte Richard, Jo- 
hann und William, welche infolge eines solchen Leumunds er- 
griffen und in das Gefängnis zu Stafford gesetzt wurden; deshalb 
hörte in der Kapelle der Gottesdienst für den König und seine 
Nachfolger auf. Hierüber reicht der Klerus der Kapelle zu 
Pencrich dem Könige eine Klage ein. -- Die Antwort des Königs 
lautet, daß dem Kanzler befohlen sei, die Kapelle zu besuchen 
und nach Gerechtigkeit zu verfahren; den Richtern sei vorge- 
schrieben, sofort den Richard mit Genossen aus dem Gefängnisse 
zu entlassen. Das beschriebene Ereignis zeigt sehr deutlich, 
wie der Klerus Englands eine solche Einnahmequelle, wie das 
Mortuarium, schätzte. Die uns interessierende Steuer stellte 
keine geringe Belastung für das Volk vor, besonders, wenn 
die Streitigkeiten hierüber der kirchlichen Gerichtsbarkeit unter- 
lagen. ' Nicht ohne Grund legten in den J. 1379/80 die Ge- 
meinen dem König Richard ein motiviertes Gesuch gegen das 
Mortuarium vor. „Da nach dem Statut von Winchester (d. h. 
vom J. 1285) und anderen Statuten, lesen wir hier, vorgeschrieben 
ist, daß jeder Mensch seinem Stande gemäß zum Schutz des 
Königtums bewaffnet und versorgt sei, so ist kraft dieser Statuten 
jeder Mensch nach seinem Stande bewaffnet, aber viele sogar 
darüber, als es vorgeschrieben ist, so daß viele in größerem Maß- 
stabe bewaffnet sind, als es ihr übriges Vermögen vorstellt, wie 
z. B. die Einwohner am Meeresufer, an der Grenze Schottlands 
und anderer Grenzen; dort aber verlangen die Gemeindepriester 
und Vikare nach dem Tode solcher Leute die Waffen letzterer als 
Zahlung eines Mortuariums und der Gaben des Verstorbenen 
(mortuaires et corps presantz), d. h. sie verlangen die Schwerter, 
Panzer, Beinschienen, Handschuhe, Schilde, Helme, Kriegshemde 
und andere Wertgegenstände und ziehen die Testamentsvoll- 


Haensel, Die mittelalterlichen Erbschaftssteuern in England. 193 


strecker inbetreff dieser Gegenstände vor das geistliche Gericht, 


dort wo sie selbst Richter sind (la ou ils sont juges - 


| mesmes). Deshalb bitten die Gemeinen, daß in diesem Parla- 


mente durch Gesetz vorgeschrieben werde, daß genannte Priester ; 


und Vikare keine solche Gaben der Verstorbenen oder Mortua- 


rien in Form von Waffen (n’aient nul tiel corps presant ne mor- : 


tuaire d’armure) hätten, so daß die Waffen in den Händen der 
Erben oder Testamentsvollstrecker zum Schutz des Königreichs 
bleiben.“ Die Antwort des Königs ist lakonisch: „Es bleibe so, 
wie es bisher war (en soit use come duement ad este devant 
ceste heure)*!. In einer solchen Antwort auf das Gesuch der 
(emeinen des englischen Parlaments kann man nur das Zeichen 
des großen Einflusses der Geistlichkeit sehen. Ich bin geneigt 
anzunehmen, daß das Unterhaus absichtlich um Beseitigung des 
Mortuariums nur in Form von Waffen bat, da es hier ernste 
Gründe staatlicher Wichtigkeit angeben konnte: um die Be- 
seitigung der Mortuarien überhaupt zu bitten, war eine hoffnungs- 
lose Sache und voraussichtlich resultatlos. Charakteristisch ist 
in dem Gesuche der Hinweis, daß der Zahler des Mortuariums 
schutzlos ist, da man ihn vor das kirchliche Gericht zieht, wo 
alle Richter dieselben Kläger und an der Steuerforderung in- 
teressierten Leute sind. 

Wenn  solcherweise das Mortuarium für. die vermögenden 
Ritter drückend war, — denn die "Gemeinen klagen, daß der 
Klerus ihnen den wertvollsten Besitz nımmt —, so ist es leicht 
verständlich, wie vernichtend diese Steuer auf die Bauern wirken 
mußte, wenn der Lord und die Geistlichkeit nacheinander von 
ihnen das beste Vieh nahmen. Nicht verwunderlich sind die 


verschiedenen Versuche der Verschleierung und Umgehung. Im . 


J. 1342/83 konstatiert der Erzbischof von Canterbury Johann 
Stratford auf dem provinziellen Konzil zu London?, daß die 
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losigkeit geblendet seien, daß sie die Vollstrecker der Vermächt- 
nisse der Benefizial-Kleriker und anderer Personen jeglichen 
Standes zur Erfüllung des letzten Willens des Verstorbenen 
nicht zulassen“: diese Richter „ergreifen bewegliches Vermögen 
von Leuten, welche Testamente hinterlassen haben, und von In- 
ı testaterblassern, und anstatt, nach Abzug der Schulden, das 
nachgebliebene Erbe zu wohltätigen Zwecken zu gebrauchen, 
Ä eignen sie sich das. Vermögen selbst an und verfügen "darüber 
| zum Schaden der Gläubiger. Infolgedessen veräußern viele, die 
‘“ Annäherung des Todes fühlend, oft noch bei Lebzeiten ihr be- 
wegliches Vermögen, sodaß sie zum Schaden der Kirche, Gläu- 
biger, Kinder und Frauen handeln, d. h. aller derer, welche 
laut Gesetz oder Gewohnheit das Recht haben, einen bestimmten 
Teil des Erbes zu erhalten — und dieses nicht ohne große Ge- 
fahr für die Seele.“ „Deshalb bestimmen wir — lautet der Kanon 
des Konzils —, daß weder Bischöfe, noch andere kirchliche Rich- 
ter geringeren Titels in unserer Provinz unter keinem Vorwande, 
außer in Fällen, wo eine besondere Erlaubnis erfolgt ist, sich 
in das Vermögen der verstorbenen. Benefizialkleriker und an- 
derer Personen mischen, sondern den Testamentsvollstreckern 
ungehindert das Testament zu erfüllen überlassen und dab die 
Vermögen der Intestaterblasser nach Abzug der Schulden zu 
wohltätigen Zwecken verwandt werden, zugunsten der nächsten 
Anverwandten, Dienenden und nahestehenden Leute, oder zu 
anderen Zwecken zum Wohle der Seele des Verstorbenen; und 
daß sie (die Richter) nichts zu eigenen Gunsten behielten, außer 
einer Kleinigkeit (aliquid rationabile) für die eigene Mühe; wer 
von den kirchlichen Richtern gegen diese Verordnung handeln 
wird, wird ipso facto des Rechts des Eintritts in die Kirche be- 
raubt, bis daß er seine Schuld wie gebührt sühnt“. — „Mit Herz- 
schmerzen bemerken wir, fährt der Erzbischof im folgenden, 
neunten Kanon, fort, daß in unserer Provinz, infolge des An- 
wachsens der menschlichen Verdorbenheit, die größte Korruption 
eingerissen ist (pessima, pe noviter inolevit): die Prälaten 
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der Kirche, die Benefizialkleriker und manche Laien, das Nahen 
des Todes fühlend, veräußern oder verschenken alles ihr beweg- 
liches Vermögen oder einen so großen Teil desselben, daß sie 
nicht nur die Kirche, sondern auch den König, die Gläubiger, 
Frauen und Kinder der gesetzlichen Befriedigung berauben. 
Und viele, welche die Sterbenden umstehen, überreden dieselben, 
solche Veräußerungen zu tun und erreichen es: infolge ihrer 
Einmischung machen die Sterbenden kein Testament ...., und 
auf diese Weise werden die Kirche und alle genannten Paroren 
böswillig ihrer Rechte beraubt. Deshalb bestimmen wir durch 
den Beschluß dieses Konzils und erklären alle diejenigen in un- 
serer Provinz, welche absichtlich und böswillig auf diese Weise 
ihr Vermögen verschenken oder veräußern, als auch ihre 
Hehler (ac hujusmodi malitiae, sive fraudis conscios, recipientes 
sic alienata in eos, et ad hoc dantes consilium, auxilium vel 
favorem) — alle sie erklären wir ipso facto dem großen Bann 
unterworfen. Den Schenkenden oder Veräußernden dieser Art 
Schreiben wir vor, die kirchliche Beerdigung zu entziehen, ohne 
Absolution für solch große Versündigung!. Doch damit die 
Schwierigkeit der Feststellung einer solchen böswilligen Veräußerung 
nicht dazu führe, daß die Leute hierfür gar keine Strafe triftt, 
befehlen wir in allen Fällen, wenn es sich herausstellt, daß 
Schenkung oder Veräußerung die Kirchen oder andere Gläubiger, 
Frauen und Kinder dessen, was ihnen nach dem Gesetz gehört, 
beraubt, die Veräußerung für böswillig und absichtlich anzusehen, 
ohne irgendwelche weiteren Beweise der bösen Absicht des 
Veräußernden“ ?. 


ı Vgl. die Erläuterung von Lyndwood (p. 164 Anm. n. o.), welcher an- 
gibt, daß nach allgemeiner Regel eine Versündigung stets verziehen und 
die Beerdigung gestattet werden kann, doch müssen die Erben die Kirche 
befriedigen; hier sprach das Konzil die entgegengesetzte Bestimmung nur 
der größeren Einschüchterung wegen aus. 

2 Ich muß noch vermerken, daß auf demselben Konzil, Kan. 7, es den 
Ordinarien vorgeschrieben wurde, bei der Bestätigung des Testaments oder 
bei Ausstellung der letters of administration d.h. im Todesfalle ohne Te- 


i 


| 
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Diese Verordnung hebt grell die Folgen der Mißbräuche der 
‚kirchlichen Richter hervor: nicht nur Laien, sondern auch geist- 
‚liche "Personen beeilen sich, schon bei Lebzeiten über ihr Ver- 


ee rn 
: mögen zu bestimmen, da die kirchlichen Richter es verstehen, 
'das ganze Vermögen zu verschleudern. Andererseits zeigt sich 


klar das Prückende der kirchlichen Erbschaftssteuer und die 


die Leute zu so bösen Kniffen greifen und das Konzil es für 
nötig findet, die größte, vielleicht unerhörte Strafe zu bestimmen, 
da man in anderen Fällen immer Absolution oder Vergebung 
erhalten konnte: es ist bezeichnend, daß während die kirchlichen 
Richter fremdes Vermögen plündern, ihnen nur .der Verlust des 
Eintritts in die Kirche droht — während die Veräußerer- - von 
Vermögen, welche der Kirche das Mortuarium entziehen, oder 
nur die Empfänger des Geschenks oder Ratgeber dieser Art, dem 
großen Bann unterliegen... .!. 

Man muß annehmen, daß auch in der Provinz York solche 


-Mißbräuche und Umgehungen bemerkt wurden, da im J. 1347 
der Erzbischof von York William la Zouche auf dem Provinzial- 
konzil einen Kanon fast gleichen Inhalts wie der oben zitierte 9. 
Kanon des Erzbischofs Stratford, herausgab2? nur bei Zouche 


sind die Ausdrücke bedeutend weicher, die Bestrafung geringer, 
dem Ungehorsamen droht nur Verbot des Eintritts in die Kirche 
ipso facto und das Verhindern der Beerdigung ohne eine die 


stament, darauf zu sehen, daß die Testamentsvollstrecker oder Administra- 
tore zuverlässige Leute seien, und daß die Gemeindekirche das Mortuarium 
erhalte (ecclesia parochialis jus percipiet consuetum). Vgl. d. Erläuterung 
v. Lyndwood, S. 178 Anm. f. und Verordn. v. Joh. Grandison v. J. 1359, 
hrsg. v. Hingeston-Randolph, Ex. reg. S. 1199. 

! Eine Verordnung an die Ordinarien der Gemeindekirchen schreibt vor, 
nachzuforschen: „gibt es im Kirchspiel Menschen, welche irgend jemanden 
einen Rat geben, auf dem Todeslager eine Verfügung zum Schaden des 
Königs, der Kirche und Gläubiger zu treffen, wofür solche Ratgeber dem 
Ausschluß unterworfen werden sollen, die Toten aber des kirchlichen Be- 


‘ gräbnisses verlustig gehen“ (The Customs of London or Arnold’s Chronicle. 


hrsg. im J. 1811, S. 276). 
<@ Johnson II, 407, 433; Wilkins II, 70. 
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Strafe erschwerende. Klausel, obgleich die Annahme böser Absicht 
im Falle übermäßiger Legate auch hier besteht. an. 

Es ist ganz natürlich, daß im Verlaufe der Zeit die Streitig- ., 
keiten über _das_Mortuarium. und der Unwille der Zahler nur :/ 
anwuchsen. Dieses erklärt sich durch das Anwachsen des Un- 
willens gegen die geistliche Macht überhaupt, welches später 
einen scharfen Ausdruck in der Reformbewegung der anglikanischen 
Kirche fand, als auch durch den Druck des Mortuariums, wenn 
das best@.Stück Vieh genommen wurde, während der Wert des 
Geldes unveränderlich fiel. Die unabhängigen und ehrwürdigen 
Vertreter der Geistlichkeit erkannten wohl die Ungerechtigkeit 
einer solchen Abgabe und wägten sogar ihre Stimmen gegen sie 
abzugeben. Dieses tat z. B. der schottländische Priester Thomas 
Forret, welcher dadurch bekannt war, daß er jeden Sonntag 
seiner Gemeinde Predigten hielt. Solche Predigten gefielen den 
anderen Priestern ganz und garnicht, welche deshalb den Forret 
ketzerischer Gedanken beschuldigten. Den Forret zum Verhör 
rufend, wandte sich der Bischof von Dunkeld mit folgender Rede 
an ihn: „Ich habe dich sehr gern, und muß dir deshalb meinen 
Rat geben, wie man sich heutzutage zu führen hat. Lieber 
Thomas, ich erfuhr, daß du jeden Sonntag deiner Gemeinde pre- 
digst und weder eine Kuh noch das beste Kleid von deinen 
Gemeindegliedern nimmst, was sehr nachteilig für geistliche 
Leute ist, und deshalb wünschte ich, daß du die Kuh und 
das beste Kleid nimmst, wie alle anderen Priester, und außerdem 
ist es zu viel, jeden Sonntag zu predigen, da sonst die Leute 
denken, daß auch wir dasselbe zu tun verpflichtet seien... .“ 
Thomas erwiderte: „Mein Gebieter, ich denke, daß niemand von 
meinen Gemeindegliedern darüber klagen wird, wenn ich weder 
die Kuh noch das beste Kleid nehme, doch werden sie mir gern 
alles dieses, als auch alles, was sie haben, geben; und ich 
meinerseits werde geben und teilen mit ihnen alles, was ich 
habe.... Was die Predigten betrifft, so ist es, meiner Ansicht 
nach, nicht viel, sondern wenig, jeden Sonntag zu predigen ... .“ 
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„Geh, geh, entgegnete der Bischof, und lasse alle diese Phan- 
tasien, und wenn du wie bisher dich an solche Verirrungen 
halten wirst, so wirst du es bereuen, wenn es nicht mehr zu 
verbessern sein wird.“ — „Ich bin überzeugt, daß ich recht habe, 
sagte Thomas, und Gott wird mein Zeuge sein, und deshalb 
achte ich nicht darauf, was mich erwartet“ ...!. Wie bekannt, 
wurde Forret nach mehrmaligen Reibungen mit den höchsten 
geistlichen Machthabern inbetreff solcher Freigeisterei vor ein 
kirchliches Gericht gefordert und für ketzerische Ueberzeugungen 
und Verbreitung der Ketzerei zum Tode auf dem Scheiterhaufen 
im J. 1540 zusammen mit anderen Glaubensabtrünnigen, welche 
wie er, beschuldigt waren, an der Hochzeit eines Priesters teilge- 
nommen und dort Fleisch während der Fastenzeit genossen zu 
haben, verurteilt °. 

Einen tiefen Eindruck hinterließ die scharfe Kritik eines 
solchen Instituts, wie das Mortuarium, von seiten des bekannten 
Kämpfers der Reformation in England, William Tyndale. Sein 
im J. 1528 herausgegebenes und „Der Gehorsam des Christen“ 
betiteltes Buch fiel durch Anna Boleyn Heinrich VIII. in die 
Hände®. Verschiedene Steuern an die Geistlichkeit behan- 
delnd, betrachtet er auch das Mortuarium. „Dann das Mor- 
tuarium, schreibt er, für vergessene Zehnte, wie sie sagen. Aber 
findet sich etwa solch ein Priester oder ein Vikar, welcher auch 
nur einen Taubenschlag vergässe und nicht soviel als nötig bei 
der Saat und bei der Ernte, wenn das Korn reif ıst, erhöbe? 
Sie übersehen nichts. Niemand soll mit Schulden sterben; wenn 
jemand in Schulden stirbt, so muß er sie nach dem Tode be- 
zahlen. Sie wollen nichts verlieren, weshalb? Und nur deshalb, 
weil das Gott und nicht ihnen gehört. Sie sagen ja: dieses ist 


ı Foxe’s, Book of Martyrs, ed. Milner & Cobbin, L. 1863, S. 425. 

? Dietionary of National Biography, vol. 20, 8. If. 

® Der Versuch der geistlichen Mächte, dieses Werk zu vernichten und 
den König am Lesen desselben zu verhindern, hatten keinen Erfolg; Hein- 
rich war von diesem Buch hingerissen. S. Strype, J., Ecclesiastical Memo- 
rials, hrsg. im J. 1822, vol. I, p. 1, S. 171£. 
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das Einkommen des heil. Hubertus, dieses — das Land des heil. 
Alban, dieses — das Recht des heil. Edmund, dieses — das 
Besitztum des heil. Peter und garnichts gehört ihnen selbst. 
Weiter, falls jemand in der Gemeinde eines anderen Priesters 
stirbt, so muß er‘ noch den besten Gegenstand, welchen er da 
hat, hergeben, unabhängig davon, dab er zu Hause das Mor- 
tuarium für vergessene Ziehnte gezahlt hat; sei es ein Pferd im 
Werte von 20 £ oder und was noch er eine goldene Kette 
im Werte von hundert Mark oder 500 £, wie es eben ausfällt. 
In Wahrheit ist das ein bisschen viel für eine so geringe Mühe, 
wie die Abnahme der Beichte und Erteilung der Sakramente*!, 

Als ım November 1529 das Parlament einberufen war, wies u 
das Unterhaus eine Reihe Anklagen über die Bedrückungen der 
Geistlichkeit vor. Besonders klagte das Unterhaus, daß der 
Klerus maßlose | Steuern für die ‚probate/der Testamente erhebe; 
z. B. wie Sir Guilford erklärte, für die probate des Testaments 
des Sir Compton müssen dem Erzbischof von Oanterbury tausend 
Mark Strlg. gezahlt werden. Ferner wies man auf die „große 
Beraubung und äußersten Erpressungen, zu welchen die Geist- 
lichen bei Erhebung der Legate des Verstorbenen oder des Mor- 
tuariums greifen, hin: eher lassen sie (die Geistlichen) zu, daß 
alle Kinder des Verstorbenen vor Hunger sterben, oder sich in 
die Welt zerstreuen, als daß sie ıhnen aus Mitleid die letzte 
abgemagerte Kuh, die dem Verstorbenen gehört, lassen“. Drittens 
wurden Klagen laut, daß alle Farmen in den Händen des Klerus 
seien, weshalb der arme Bauer für alles teuer zahle; viertens, 
daß die Geistlichkeit mit Wolle und anderen Waren, zugleich 
mit den Kaufleuten, handle; fünftens, daß der Klerus, Einkünfte 
von seinen Gemeindegliedern erhaltend, die Gemeinden verlassen 
und beim Hofe hoher Personen wohne; sechstens, daß oft ein 
garnichts wissender Priester Einkünfte aus 10 oder mehr Orten 
erhalte, während auf der Universität gut ausgebildete Personen 


ı Tyndale, W., Doctrinal treatises, hrsg. H. Walter (Parker Society) C. 
y 8 y 
1848, S. 237. 
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nicht zur Ausführung des geistlichen Dienstes zugelassen würden !. 

. Infolge solcher Klagen wurden einige Bills vorgelegt. Die 
-vor allen anderen entworfene Bill über die Künschränkung_der 
Mortuarien kam glücklich im Unterhause durch und fand keinen 
Widerstand im Oberhause, wo die geistlichen. Lords selbst fan- 
den, daß die Gemeindepriester tatsächlich zu viel erhöben und 
daß eine Richtigstellung der Sache wünschenswert sei. So sagten 
die Prälaten der Kirche, nach den Worten des Zeitgenossen 
Hall?, zwar nur deshalb, weil das ihre eigenen Interessen wenig 
berührte. | Anders verhielten sie sich zur Frage der Ein- 
schränkung der probate-Gehühren. Der Erzbischof von Canter- 
bury und andere Bischöfe protestierten und der Bischof von 
Rochester erklärte einfach, daß das Unterhaus nichts anderes 
begehre, als die Vernichtung der Kirche: — „nieder mit der 
Kirche“ -— das wolle das Unterhaus und das nur infolge des 
Unglaubens. — Ein solches Verhalten des Bischofs zu den Glie- 
dern des Unterhauses rief einen fürchterlichen Unwillen hervor. 
Die Gemeinen beschlossen den Speaker und dreißig andere 
Deputierte zum König zu senden und ihn auf die dem Könige 
und den besten Leuten des Landes, die das Vertrauen des 
Volkes genießen, angetanene Beleidigung aufmerksam zu machen, 
wenn man dieselben des Mangels an Glauben beschuldige, was 
so viel bedeute, sie Heiden oder Türken oder Sarazenen zu 
nennen: welche Gesetze sie, die Glieder des Unterhauses, auch 
durchführten, alle sie wären jetzt nur Gesetze von Heiden, welche 
für Christen nicht bindend seien; deshalb bitte das Unterhaus 
den König, den Bischof zur Verantwortung zu ziehen und ihm 
einzuschärfen, achtungsvoller von einer so großen Zahl von Per- 
sonen, welche im Unterhause vertreten sind, zu reden. Der 
König ließ die geistlichen Lords zu sich kommen und übergab 
ihnen die Klage der Gemeinen. Der Bischof von Rochester 


: Edw. Hall(e)’s Chronicle; Ausg. v. Ellis L. 1809, S. 765° u. Foxe, Acts 
:a. Monuments (hrsg. Townsend) IV, 611. 
? Hall, ib. 706; Foxe, 612. 
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sagte nun, er habe das Unterhaus nicht des Mangels an Glauben 
beschuldigen wollen, doch daß er zum Schutze der Kirche ein- 
- trat, welche vom Volk tagtäglich bedrängt werde. Der König 
gab den Rat, ein anderes Mal keine so scharfen Ausdrücke zu 
gebr auchen !, 

Die Gemeinen waren aber set nicht zufrieden, und die 
Bills über die probate-Gebühren und die Mortuarien mußten in 
gesonderten Kommissionen durchgesehen werden: die weltlichen 
Glieder vertraten ihren Standpunkt, dagegen die geistlicheu Prä- 
laten verfochten ihre Rechte, sich auf den jahrhundertealten Ge- 
brauch und Verjährung stützend. Da rief eines der weltlichen 
Glieder aus: „Bei den Räubern gab es stets die Sitte, das Volk 
. auf dem Berge Shuter zu berauben — folglich ist das gesetz- 
lich“!? Die Prälaten waren äußerst beleidigt durch eine solche 
Bemerkung, da doch ihre Handlungen dem Raube gleichgestellt 
wurden. Doch gaben die weltlichen Glieder nicht nach, und ein 


Gentleman erklärte sogar dem Erzbischof von Canterbury, daß | 


die Erpressungen bei der probate der Testamente und die Er- 
hebung von Mortuarien ganz einfach Raub und Vergewaltigung 
- wären. Obgleich die geistlichen Lords nun nachzugeben begannen, 
wurde dennoch keine Einigung erzielt, bis daß der König, der 
Greeldmittel brauchte und mit dem Unterhause in anderen wich- 
tigen Fragen zum Einverständnis zu kommen suchte, die Partei 
des Unterhauses ergrif. Demnach wurden 2 getrennte Gesetz- 
entwürfe eingebracht: 1. über die probate-Gebühren, und 2. über 
die "Mortuarien. Beide Bills wurden angenommen, obgleich die 
erste der beiden die Interessen der Bischöfe stark berührte, die 
zweite aber — die Interessen des niederen Klerus? Der In- 
halt der Gesetze Heinrichs VIII. v. J. 1529 (21 H.8, c. 6) über 
die Mortuarien ist. folgender: „Da in der Praxis Zweifel und 
Mißverständnisse über die Ordnung und Art der Erhebung und 
Einforderns der Mortuarien, auch corse- presents genannt, ent- 


ı Ib. u vgl. Cobett's Parliamentary History, v. I, 503. 
:2 Hall, 767; Foxe IV, 613. 
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stehen, als auch inbetreff ihres Umfanges, da jüngst ihre außer- 
ordentliche Höhe für die armen Leute und die anderen Bewoh- 
ner des Königreiches zugegeben wurde, und daß zudem solche 
Mortuarien sogar in solchen Fällen verlangt und erhoben wur- 
den, wenn die Leute zur Zeit ihres Todes gar kein Vermögen 
besaßen, oder auch oft von Leuten, welche, zufällig die betref- 
fende Gegend passierend, verstarben ; deshalb wird, um jeden 
Zweifel zu beseitigen und zur Erleichterung des Volke® als auch 
zur Festsetzung einer allgemeinen Regel für die Pfarrer, Vikare 
etc., diesen letzteren verboten, im Todesfalle irgend jemandes 


‘ irgend ein Mortuarium oder irgend einen Gegenstand in einem 
. Umfange zu verlangen, welcher die in diesem Gesetze angegebe- 
nen Grenzen übersteigt.“ Die Verletzung dieser Regel zieht eine 


Strafe von 40 sh. zugunsten des Klägers und einen Rechtsver- 
lust in jedem einzelnen Falle soweit, als über das gesetzlich Vor- 
geschriebene verlangt wurde, nach sich. Wenn der Verstorbene 
ein bewegliches Vermögen von weniger als 10 Mk. besaß, so 
darf kein Mortuarium verlangt werden, ferner kann das Mor- 
tuarıum in der Zukunft überhaupt nur an den Orten erhoben 
werden, wo dieser Gebrauch auch früher bestand, wobei die Zah- 
lung nur am Orte des beständigen Wohnsitzes erhoben werden 
soll, und hier nur ein Mortuarium (in the place. of their moost 
dwellyng and habitacion and there but one mortuary); wenn der 
Verstorbene zur Zeit des Todes über ein Vermögen von über 
10 Mk. (nach Abzug der Schulden) verfügte, doch weniger als 
30 £, so darf das Mortuarium nicht 3 sh. 4d. übersteigen; von 
einem Vermögen über 30 £ und mehr, doch weniger als 40 £, 
kein größeres Mortuarium als 6 sh. 8 d.!; von Vermögen über 40 £ 


! Diese Norm ist nicht zufällig festgesetzt, da man eine Menge Testa- 
mente vor d. J. 1530 anführen kann, wo gerade die Norm von 6 sh. 8 d 
angenommen ist (also auch von 3 sh. 4 d. und 10 sh.) und diese Normen 
sind überhaupt beliebt, obgleich dieses natürlich Leute von mittlerer Wohl- 
habenheit betrifft, da die Reichen mehr hinterlassen. Raine, Wills, I, 44, 
108; Test. Ebor., I, 22, II, 27, 105; II, 157; IV, 164; Weaver, Somerset 
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und höher darf das Mortuarium nicht 10 sh. übersteigen. In den 
Gegenden, wo nach dem Gebrauch das Mortuarium in geringerem 
Umfange erhoben wird, als es durch dieses Gesetz vorgeschrieben 
ist, bleibt dieser geringere Umfang in Kraft. Ferner darf kein 
Mortuarium erhoben werden im Todesfalle einer verheirateten 
Frau, eines Kindes, einer Person, welche keine eigene Wirtschaft 
hat oder zufällig durchfährt (doch kann dieser Durchfahrende 
einem Mortuarium am Orte seines beständigen Wohnsitzes unter- 
liegen). Den Pfarrern, Vikaren usf. wird es jedoch nicht ver- 
wehrt, laut Testament oder freiwillige Schenkungsakte irgend- 
welche Geldsumme oder einen Gegenstand zu erhalten. Das 
Recht der Bischöfe von Bangor, Llandaff, St. Davids und St. 
Asaph und des Erzbischofs von Chester auf ein Mortuarium im 
Falle des Ablebens eines Priesters in den Grenzen ihrer Gerichts- 
barkeit blieb von diesem Gesetze unberührt, doch wurde es später 
abgeschafft (für genannte Bischöfe nach 13 Anne c. 6, und für 
den Erzdiakon von Chester nach 28 Geo. 2 c. 6) 1. 1; 


Wills, I, 30, 64, 209; II, 252; King, Essex Wills, III, 87, 187, 190; IV, 9, 
148 usw. 

@ Einen solchen Gebrauch gab es in Wales, doch wurde er 12 Ann. St. 
2, c. 6 beseitigt. !Der besondere Gebrauch im Erzdiakonat von Richmond 
in, hire, wo die Gemeindepriester nach dem Tode der Gemeindeglie- 
der '/o b bıs Ys des Vermögens der Toten erhielten, ist abgeschafft durch 
26 Hen. 8 e. 12. d Dieser Gebrauch hat seine sehr interessante Geschichte, 
die im Registrum Honoris de Richmond (hrsg. Gale, L. 1772, S. 101£.) er- 
zählt wird. \Im Altertum setzten die Gemeindeglieder der Kirche St. Ru- 
malds, empört darüber, daß einige Testamentsvollstrecker nach der Belelıh- 
rung des Teufels nichts für das Seelenheil der Verstorbenen geben und sich 
die Erbschaften aneignen, freiwillig mit dem Klerus die Regel fest, daß ein 
bestimmter Teil des Erbes, nämlich '/s (oder !/s und sogar !/s je nachdem, 
ob Waisen und Witwen nachblieben) und außerdem 2. Stück - Vieh, der Ge- 
meindekirche übergeben werde, und dieser Gebrauch wurde in vielen an- 
‚, deren, — mehr als 35 Kirchen desselben Erzdiakonats angenommen. Doch 
später erschien eine solche Abgabe zu drückend, weshalb die Gemeinde- 
glieder sich an den Papst, wandten mit dem Gesuch, die Ansprüche der 
Geistlichkeit zu vermindern. Da übergab im J. 1254 der Papst die Ange- 
legenheit einem besonderen geistlichen Ausschuß, welcher der Gemeinde- 
geistlichkeit erlaubte, künftig das beste Stück Vieh und außerdem '/ır des 
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Man kann es nicht leugnen, daß dieses Gesetz Heinrichs VIII. 
die Rechte des Klerus an der Erhebung des 'Mortuariums. stark 
beschnitt und die kirchliche Einnahme aus dieser Quelle bedeu- 
tend verminderte: die Geistlichkeit verlor die Zahlungen der 
ärmsten oder unselbständigen Bewohner und konnte solche nur 
in den Grenzen von 3!/;—10 sh. fordern, d. h. in den Grenzen 
der mittleren Norm und das nur in einem Kirchspiel. In Testa- 
menten, welche nach d. J. 1529 geschrieben sind, sehen wir wir den 
Einfluß des Statuts. So wird in einem Testamente vom 27. Mai 
1530 folgendes gesagt: „ich vermache meinem Beichtvater der 
und der Kirche und dem hohen Altar dasjenige, was nach dem 
Rechte der königlichen Parlamentsakte gemäß "bestimmt ist, als 
mein Mortuarium, 3 sh. 4 d. für vergessene und nicht darge- 
brachte Gaben und Zehnte“ 1, ein reicher Jurist vermacht im 
J. 1550: „ich vermache als mein Mortuarium, dem Statute ge- 
mäß, 10 sh.“?. Aus diesen Daten kann man über die Vermögens- 
lage der Erblasser urteilen, und ein Erblasser vom J. 1536, den 
Betrag seines Vermögens nicht genau wissend, schreibt vorsich- 
tig: „3 sh. 4 d. fürs Mortuarium, wenn das aber nicht genügt, 
so wünsche ich, daß es voll bezahlt werde; für vergessene Zehnte 
an dieselbe Kirche 20 d.“?. Nicht selten unterlassen es die Erb- 
lasser, wie auch in alter Zeit, den Umfang des Mortuariums ge- 
nau zu bestimmen, sich mit dem Ausdruck begnügend: „wie es 
Erbes zu verlangen (nicht eingerechnet die häusliche Einrichtung und be- 
sonders wertvolle Gegenstände und nach Abzug der Schulden), wenn der 
Verstorbene Frau und Kinder hinterließ (oder !/ıo bei einer Witwe oder 
Kindern, und !/s beim Fehlen von Frau als auch Kindern). Nach dem Ge- 
setze über die Einschränkung der Mortuarien vom J. 1529 verweigerte die 
Geistlichkeit des Richmondschen Erzdiakonats, sein Recht auf einen be- 
stimmten Teil des Vermögens der Verstorbenen mit dem Mortuarium zu 
identifizieren und nannten solches Recht „pensio“ oder „portio“. Diese Ge- 
setzumgehung ist durch das Statut 26 H. 8 c. 15 v. J. 1534 beseitigt und 
vorgeschrieben, die allgemeinen Regeln bei Erhebung des Mortuariums ein- 
zuhalten. (Vgl. Burn, R., Ecclesiastical law, 9. Ausg. L. 1842 v. Il, 566.) 

! Test. Ebor. V, 283. 


* eb. V, 29. 
® Nicolas, Test. 676. 
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vom Gesetz verlangt wird“, oder „wie es nach dem lobenswerten 
Gesetz unseres Königtums sein muß“ usf.!. Doch je später das 


nn 


Datum _ des ‚Vermächtnisses ist, desto seltener wird des Mortu- 
ariums gedacht: “den Platz der früheren Legate zugunsten der 


Kirche nekinen zuweilen verwunderliche, weitschweifige, philo-' 


sophisch-religiöse Betrachtungen ein mit vielen Auszügen aus der 


heil. Schrift; kafür_ werden aber gewöhnlich große Summen zur 
gunsten der Armen hinterlassen und die Testamente nehmeh er 


später allmählich einen mehr geschäftlichen Charakter an. 


Es ist nicht "nötig, eine solche Veränderung im Inhalte der . 


Testamente zu erklären. Doch ist es unzweifelhaft, daß das 
seltene Anführen des Mortuariums oder das vollständige Fehlen 
desselben in späterer Zeit Hand in Hand mit dem Aussterben 
dieser Einrichtung geht. Einerseits brach die Reformation in 
verstärkten ‘Maße mit den alten kirchlichen Gebräuche 2) an- 
dererseits geriet der reformierte Klerus immer mehr in Ab- 
hängigkeit von den Gemeindegliedern und der weltlichen Macht; 
zudem machten die Einschränkungen Heinrichs VII. das Mor 
tuarium zum sehr unbedeutenden Posten des kirchlichen Ein- 
kommens, welchen zu schützen bei der scharfen Wertverminde- 
rung des “Geldes im XVI. Jahrh. es dem Klerus wenig ankam. 
Obgleich das Gesetz vom J. 1529 nicht aufgehoben ist und seine 
Kraft auch jetzt besitzt, hat es doch keine tatsächliche Bedeu- 
tung. Wenn man in Betracht zieht, daß schon im Laufe von 
fast 2 Jahrhunderten gerichtliche Streitigkeiten über das Mor- 
tuarium nicht vorkamen?, so muß man zugeben, daß das Gesetz 

ı With my mortuarye dew & accustomed by the lawe (1566—-69 Raine, 
wills, I, 263, 275, 292, 305 ete.); „to the laudable custom of the lawes of 
this realme (ib. 275). 

‚, 2 Der Erzbischof Grindal (1570-76 war er Erzb. v. York, 1576—88 
Erzb. v. Canterbury) schreibt vor, die durch die Gesetze der Reformation 
verbotenen Legate für Seelenmessen, Lichte etc. zu verfolgen und befiehlt, 
darauf zu achten, daß dıe Leute den Armen schenkten und letztere nicht 
in ihren Testamenten vergäßen. (Remains of Edmund Grindal, hrsg. Par- 


ker Society, 1843, S. 173, 129.) 
® In der Sammlung der Kasuse von Petersdorff (Abridgment of cases, 


rn 
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Heinrichs VIII. ein toter Buchstabe ist. Als im J. 1882 eine 
besondere Parlamentskommission die Frage der Regelung der 
Zahlungen für Beerdigungen (burial fees) betrachtete, so mußte 
sie naturgemäß auf die Frage über das Mortuarium stoßen. Der 
Bericht der Kommission zeigt, dab in England überhaupt die 
Mortuarien fast vollständig ausgestorben sind, wenn man zwanzig 
fast ausnahmslos ländliche Kirchspiele nicht rechnet, wo dieser 
Gebrauch sich noch erhielt!: in der großen Mehrheit der Kirch- 
spiele fiel das Gesetz Heinrichs VIII. in Vergessenheit, und von 
seiner Existenz weiß man tatsächlich fast nichts, sagt der Be- 
richt?. In der Tat äußerten die von der Kommission befragten 
Zeugen — geistliche Persönlichkeiten, wie der Bischof von Salis- 
bury, die Archidiakone, Pfarrer und weltliche Personen, Kenner 
der kirchlichen Praxis, in der Mehrzahl der Fälle ihre Unkennt- 
nis über eine Erhebung der Mortuarien oder über das Vorhan- 
densein einer solchen Institution. Und sogar in den Kirch- 
spielen, wo das Fortleben des Gebrauchs von der Kommission 
bemerkt wurde, wird das Mortuarium größtenteils nur nominell 
erhoben : die höchste Einkommensziffer ist für die Gemeinde der 
Kirche St. Peter in Bedford angegeben, wo in zehn Jahren zu- 
sammen 25 £ erhalten wurden, d. h. 50 Mark d. W. im Jahr; 
in vielen anderen Gemeinden ging in den letzten 10 Jahren 
nichts ein (teilweise deshalb, weil die Priester die Zahlung zu- 
rückgaben, sich nur mit der nominellen Zahlung begnügend, und 
dieses deshalb, um nicht endgültig das Recht zu verlieren, welches 


1829, vol. 12, S. 712) sind drei Fälle v. J. 1688 (Proud v. Piper) u. 1700 
‘(Johnson v. Wrightson) u. 1726 (Torrent v. Burly). Der Prozess Manby v. 
Curtis, welcher bei Phillimore, 688, zitiert wird, gehört in d. J. 1816 und 
betrifft die Frage des Zehnten (8. Eagle F. a. Joung, Reports of cases on 
tithes, S. 733). 
! Dem Ausschuß gelang es, den Gebrauch nur in 21 Kirchspielen zu 
: konstatieren; doch auch von ihnen war in 9 "Gemeinden augenscheinlich 
“nieht einmal ein Fall tatsächlicher Erhebung für die letzten 10 Jahre; im 
_ ganzen sind in England gegen 15000 Gemeinden. 

2 Report from the Select Committee on ecelesiastical & mortuary fees 
25 July 1882 (nach offiz. Numer. X, 4). 
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der betreffenden Gemeinde gehört) !, oder solch geringe Summen, 
wie 22£,3%#£, 7 £ für 10 Jahre. Fast überall, wo der Gebrauch 
sich erhielt, werden je 10 sh. vom Hauseigentümer, welcher ein 
Erbe von nicht weniger als 40 £ hinterließ, und nur in einer 
Gremeinde ist der Fall einer Abstufung des Mortuariums bemerkt 
worden?. Eines der Glieder dieser Parlamentskommission, wel- 
ches mit dem Studium dieser Frage besonders betraut war, 
konnte nicht einen einzigen gerichtlichen Prozeß über das Mor- 
tuarıum konstatieren, dagegen führte er einige Beispiele an, wo 
die Gemeindeglieder sich weigerten die Steuer zu zahlen, -die 
Pfarrer aber nicht weiter auf ihrem Rechte bestanden’. 
Ueberhaupt vermengte sich jetzt das Mortuarrum* mit der 


! Ein Geistlicher zeigt, daß er stets das Mortuarium zurückgebe und 
sich nur mit der formellen Anerkennung seines Rechts begnüge, da er ein 
wirkliches Interesse für diese Abgabe nicht habe, sich aber nicht berech- 
tigt halte, durch eine Ablehnung des Mortuariums seinem zukünftigen Nach- 
folger das gesetzliche Recht zu entziehen (Frage 1416). 

? Ebendort, Fr. 1425 f.; man muß im Auge behalten, daß das Mortua- 
rium überall im Todesfalle des Gemeindegliedes unabhängig vom Orte der 
Beerdigung gezahlt wird (Fr. 479). 

3 [b., Fr. 5887 f. Man muß annehmen, daß jetzt in der Praxis das Ge- 
meindeglied zum Zahlen des Mortuariums zu veranlassen, zum mindesten 
schwer ist. Diese Frage unterliegt der Gerichtsbarkeit des kirchlichen Ge- 
richts, letzteres aber hat unter den gegenwärtigen Umständen keine prak- 
tisch anwendbaren Mittel, die Erfüllung seines Urteils zu erzwingen (vgl. 
Fragen 460, 505, 580 f., 696, und vgl. Prozeß Manby v. Curtis v. J. 1816 bei 
Eagle F. a Joung Reports of cases on tithes p. 733). Die Kommission v. J. 
1882 empfahl die Abschaffung des Gesetzes Heinrichs VIII. Die Gründe 
waren, daß die Grundlage des Mortuariums — die ungenügende Zahlung 
des Zehnten noch vernünftig unter Heinrich VIIL, jedoch zur Zeit der Kö- 
nigin Viktoria nicht mehr überzeugend scheine (S. 19). Die formelle Be- 
seitigung des Gesetzes v. J. 1529 schien der Kommission deshalb nötig, 
weil zuweilen Versuche gemacht wurden, den Gebrauch zu erneuern, z. B. 
ım J. 1869 in der Gemeinde Beaconsfield, wo der letzte Fall einer Erhe- 
bung im J. 1797 vernommen wurde. Der Vorschlag der Kommission ist bis 
heute noch nicht erfüllt, wie auch ihr anderer Vorschlag über Beseitigung 
der Beerdigungsgebühren überhaupt nicht durchging. 

* Ich füge hinzu, daß das Gesetz 2 u. 3 Vict. c. 62 S. 9 den Gemeinde- 
gliedern das Recht gibt, das Mortuarium zu regeln und auszukaufen, ebenso 
wie dieses inbetreff des kirchlichen Zehnten gesetzlich bestimmt ist. 


Deutsche Zeitschr. f, Kirchenrecht. xXX, 2. L) 14 
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Zahlung, welche für den Beerdigungsakt. erhoben wird. Ein 


ae 


solcher Prozeß kann uns nicht verwundern. In jener frühen 
Zeit, da die Kirchengesetze einen energischen Protest gegen die 
Zahlung für die Beerdigung aussprachen, konnte der Seelen- 
zins oder das Mortuarium ein bequemes und vom kanonischen 
Standpunkte aus nicht anstößiges Surrogat der Zahlung für die 
Beerdigung vorstellen. Umgekehrt dagegen schien, in der Zeit 
nach der Reformation, die Erbschaftssteuer oder die Steuer vom 
Todesfall zum mindesten eine sinnlose Einrichtung, dessen einzige 
Rechtfertigung in der althergebrachten Gewohnheit bestand: von 
diesem Standpunkte erscheint die Zahlung für die Beerdigung 
viel vernünftiger, da die kanonischen Hindernisse im gegebenen 
Falle leicht ignoriert werden konnten, die Erhebung einer solchen 
Zahlung überall im Gebrauch war, und es im Interesse des 
Klerus war, der im Rechte das Mortuarium zu verlangen ein- 
geengt war, naturgemäß eine Vergütung für die Vollziehung des 
Beerdigungsaktes zu fordern. In einem bekannten gerichtlichen 
Prozeß vom J. 1618! fand das weltliche Gericht die Sitte in 
London, eine Zahlung für die Beerdigung eines gestorbenen Ge- 
‘ meindegliedes zugunsten der Gemeindekirche unabhängig vom 
Orte der Beerdigung zu erheben, für töricht. Es handelte sich 
nämlich darum, daß der Priester, in dessen Gemeinde die be- 
treffende Person starb, eine Zahlung für die Beerdigung ver- 
langte, wenn auch in Wirklichkeit die Beerdigung in einem an- 
deren Kirchspiel stattfand und die Erben den dortigen Pfarrer 
dafür vergütet hatten. Das Gericht erkannte, daß es keinen: 
Grund gebe, zweimal für einen und denselben Beerdigungsakt 
zu zahlen, und daß es töricht sei, den Pfarrer zu bezahlen, 
welcher die geistliche Handlung nicht ausführte, und in dessen 
Kirchspiel die betreffende Person nur starb. Ohne Zweifel drückt 
in dieser Forderung des Pfarrers sich die unklare Vorstellung 
über das Mortuarium und über die Vergütung für die Beerdi- 


ı Topsall v. Ferrers, bei Phillimore, 674 f. angeführt. 
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gung aus, doch ist der angeführte Prozeß für uns von Interesse, 
weil in ihm recht anschaulich der Gedankenkampf durchbricht, 
wem der Vorzug zu geben sei, — dem Mortuarium oder den 
Beerdigungsgebühren. Die letzteren schienen naturgemäß ver- 
ständlicher und vernünftiger der damaligen Welt, und sie er- 
hielten nicht nur den Vorzug, sondern verschlangen auch das 
Institut des Mortuariums.. Im XVII. Jahrh. ist die Rede nur 
von einer _Bezahlung für die. „Beerdigung,. und, obgleich nicht 
selten einzelne Personen heftig gegen die vom kanonischen Rechte 
so sehr verurteilte Käuflichkeit der Beerdigung! sich wenden, 
werden ausgedehnte Preistabellen für Beerdigungen eine gewöhn- 
liche Erscheinung, und werden sogar feierlich von Bischöfen be- 
stätigt?. Die Frage einer Gebühr für die Beerdigung war der 
Gegenstand einer Reihe gesetzgeberischer Akte der neuesten Zeit 
(burial acts), doch ist hier nicht der Ort, sich darüber zu ver- 
breiten; ich vermerke nur, daß die neueste Gesetzgebung „über 
die Beerdigungen* von weltlichen Strömungen durchdrungen ist 
und die Ansprüche des Klerus zurücksetzt: im J. 1880 rief 
dieses daher eine große Bewegung unter der Gemeindegeistlich- 
keit Englands hervor, 


ı Es genügt die Flugschrift des bekannten Historikers und Journalisten 
Sir Henry Spelman „de sepultura“, welches im J. 1641 geschrieben, 1695 
veröffentlicht, 1723 neu herausgegeben ist, zu nennen (in „the English works 
with posthumous works“ S. 175—190) und besonders die interessante pole- 
mische Flugschrift von F. Sadler, The exactions & impositions of parish 
fees discovered, die gedruckt im J. 1738 ın kurzer Zeit eine Reihe von Auf- 
lagen erlebte. Sadler, welcher mit einem eifrigen Protest gegen die Be- 
erdigungsgebühren auftrat, mußte nicht wenig Vorwürfe und sogar Be- 
schimpfungen anhören. 

? Siehe z. B. bei Spelman, de Sepultura, den Tarif v. J. 1628, welcher 
vom Gemeindepriester und 23 Kirchenältesten ausgearbeitet, vom Bischof 
bestätigt und amtlich von seinem Kanzler registriert wurde. Der Tarif v. 
J. 1736 für Lambeth parish ist in der Bibliotheca Topographica Britannica, 
vol. X, 1795, in Addenda to Ducarel’s, Lambeth parish, S. 396. 

® S. Pamphlet des Rev. F. C. Hingeston Randolph, Correspondence on 
„the burials bill“ L. 1880 und die Flugschrift des Rev. A. Lendrum, „The 
Indieial Committee the Misgovernment of the Church & the Remedy, L. 
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1882, S. 104 f., wo ein scharfer Protest gegen die weltlichen Strömungen 
herrscht; letzter Autor, S. 107, drückt sich so aus: „Das Gesetz über. die 
Beerdigungen (1880) ist eine absichtliche Verletzung (deliberate violation) 
der konstitutionellen Rechte der Kirche. Das Parlament ist der Kirchen- 
schindung (kursiv im Orig.) schuldig, wenn es der Kirche irgend welchen 
Teil ihres Eigentums abnimmt (rob).... Das ist Beraubung“. 


(Schluß folgt.) 


21l 


Römisch rechtliche Grundlagen der Sonntagsruhe‘. 
Von 
Landrichter Dr. jur. erh. Förster in Freiberg Sa. 


Einleitung. 


Während sich die Sonntagsruhe in den ersten drei Jahr- 
hunderten der christlichen Zeitrechnung ausschließlich im Kreise 
der christlichen Kirche entwickelt, tritt sie mit der Konstantin- 
schen Gesetzgebung aus diesen Rahmen. Der Sonntag wird ein 


! Abkürzungen: | 
B.H. = v. Bethmann-Hollweg, Der römische Civilprozeß, 3 Bde. 


Bonn 1864, 1865, 1866. 
Geib = Geib, Geschichte des römischen Kriminalprozesses, Leip- 
zig 1842. | 
Hartm.R.G. = 0. E. Hartmann, Ueber die römische Gerichtsverfassung, 
erg. u. herausgeg. von Aug. Ubbelohde, Göttingen 1886. 
Hartung = Hartung, Die Religion der Römer, Erlangen 1836. 
Hu.R.J. = E. Huschke, Das alte römische Jahr und seine Tage, 


Breslau 1869. 
Marg.R.St. Bd.3 = Joh. Marquardt, Römische Staatsverwaltung, Bd. 3. 2. 
Aufl., besorgt von G. Wissowa. Leipzig 1885. 
Mo.R.Chron. —= Mommsen, Röm. Chronologie, 2. Aufl., Berlin 1859. 
Nieb.R.G. - = Niebuhr, Röm. Geschichte; Tl. 1. 3. Ausg. Berlin 1828; 
Tl. 2. 2. Ausg. Berlin 1830; Tl. 3. 1832; Tl. 4. 5 bearb. 
v. Schmitz, Jena 1844, 1845. 
Lange = L. Lange, Römische Altertümer, 1. Bd. 3. Aufl., Berlin 
1876. 
Auf die vorausgehende Abhandlung in dieser Zeitschrift: Die christ- 
liche Sonntagsfeier bis auf Constantin den Großen Bd. 16 (1906) S. 100 f. 
wird verwiesen. 
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vom Staate anerkannter Festtag und damit seine Feier Bestand- 
teil der auf heidnischem Boden erwachsenen Gesetzgebung. Was 
an den Gesetzgeber neu herantritt, wird mit bereits vorhande- 
nen Anschauungen in Einklang gebracht und festen Rechtsbe- 
griffen eingeordnet. 

Um diese neue, für die Geschichte des Sonntags entschei- 
dende Entwicklung zu verfolgen, bedarf es zunächst einer Unter- 
suchung, welches die gesetzliche Grundlage ist, auf der die Sonn- 
tagsruhe aufgeführt wird, und welches die Begriffe sind, denen 
man die ihr wesentlichen Erscheinungsformen unterordnet. 

Sie zu geben, ist der Versuch dieser Abhandlung. Wird 
hierbei, der zeitlichen Darstellungsweise folgend, nicht aus- 
drücklich auf die entsprechenden Erscheinungsformen der christ- 
lichen Sonntagsruhe Bezug genommen, so soll doch im Hinblick 
auf diese Art und Umfang der Ausführungen bestimmt werden. 
Mit Rücksicht hierauf bleibt der Stoff beschränkt auf die dies 
nefasti, dies religiosi und feriae, Zeiten, zu denen die Arbeit 
des Volkes ganz oder teilweise oder bestimmte Handlungen staat- 
licher Organe ausgesetzt bleiben, die feriae in ihren verschiedenen 
Formen als natürliche, sakrale Ferien und Ferien im technischen 
Sinne. Die Ferien im technischen Sinne führen zu einer kurzen 
Betrachtung der oratio divi Marci und verschiedener hiermit zu- 
sammenhängender Rechtsbegriffe. Den Abschluß bilden die nun- 
dinae. 


81. 
Dies nefasti. 


Daß zu bestimmten Zeiten bestimmte Handlungen ausgesetzt 
bleiben, findet sich in Rom zuerst bei den dies nefasti. An ihnen 
ist dem Magistrate der Gebrauch der solennen Worte do, dico 
und addico verboten. 

Varro de ling. Lat. VI, 29: Dies fasti, per quos praetoribus 
omnia verba sine piaculo licet fari... 30. Contrarii horum vo- 
cantur dies nefasti, per quos dies nefas fari praetorem: ‚do, dico 
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addico‘. Itaque non potest agi: necesse enim aliquo uti verbo, 
cum lege quid peragitur. | 

Macrob. Sat. I 16, 14: Fasti sunt, quibus licet fari prae- 
tori tria verba sollemnia: do, dico, addico; his contrarii sunt 
nefasti... Ovid. fast. I, 47. 

Es handelt sich hierbei um ein ausschließlich an den Magi- 
strat gerichtetes Verbot und um ein Verbot genau begrenzten 
Umfanges. Der Grund des Verbotes liegt in religiösen Vorstel- 
lungen, die sich an den Gebrauch der ursprünglich sakralen 
Formeln knüpft!. 

Solange der Kalender der Kenntnis des Volkes verschlossen 
bleibt und sich die Parteien von Fall zu Fall über die zur Recht- 
sprechung geeigneten Tage bei den Pontifices befragen müssen, 
mögen diese den sich stets wandelnden Bedürfnissen des Volkes 
Rechnung zu tragen. Andererseits werden sie in dem Streben, 
das Volk von sich abhängig zu halten, bei Verkündigung der 
Gerichtszeiten häufig politische Interessen und Standesinteressen 
in den Vordergrund gestellt haben. 

Cic. ad. Att. VI 1, 8: occultatam putant quodam tempore 
istam tabulam, ut dies agendi peterentur a paucis. 

Liv. VL, 10: in primis foedera ac leges, — erant autem eae 
duodecim tabulae et quaedam regiae leges, — conquiri quae com- 
parerent iusserunt. alia ex eis edita etiam ın volgus; quae autem 
ad sacra pertinebant, a pontificibus maxime, ut religione obstric- 
tos haberent multitudinis animos, suppressa. 

Schließlich muß der Umstand, daß es dem Volke unmög- 
lich gemacht ist, auf die Zukunft hinaus mit bestimmten Ge- 
richtszeiten zu rechnen, bei zunehmender Kulturentwickelung 
zu einer Unsicherheit in Handel und Wandel führen. Eine 


! Marqg.R.St. Bd. 3 S. 291: „Die Gründe, warum ein Tag nefastus wird, 
sind verschieden, sie liegen teils in Lustrationsakten oder Kulten der unter- 
irdischen Mächte, welche ihn für irdische Geschäfte unbrauchbar machen, 
teils in Festen der himmlischen Götter, welche die Heiligung des Feiertages 
und besonders die Enthaltung von Streit und Zank verlangen.“ Vgl. Hu. 
R.J. ID. S. 207 £. 
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Reform erweist sich als unumgänglich nötig. Sie erfolgt durch die 
von Un. Flavius endgültig herbeigeführte Veröffentlichung des 
Kalenders. 

Liv. IX 46: Eodem anno On. Flavius On. filius — aedilis 
curulis — civile ius, repositum in penetralibus pontificum, evul- 
gavit fastosque circa forum in albo proposuit, ut, quando lege 
agi posset, sciretur. 

Das Volk vermag jetzt mit der ein für allemal festgelegten 
Ordnung der Gerichtszeiten zu rechnen. Geschäfts- und Berufs- 
leben können sich ihr anpassen. Diesem Vorteile steht ein Nach- 
teil gegenüber. Es fehlt die Möglichkeit, in der der Machtbe- 
fugnis der Priester entzogenen Ordnung der Tage die neu her- 
vortretenden Bedürfnisse des Volkes zur Geltung zu bringen. 
Der Wille der Gottheit, auf den die Pontifices jede von ihnen 
getroffene Abänderung gründeten, ist zu Stein erstarrt und auf 
alle Zeiten festgelegt. Der Aberglaube des Volkes bildet neue 
Tage zu dies atri aus, entkleidet alte dieser Bedeutung, neue 
Festtage werden geschaffen und alte verlegt, auf die aus der 
Vorzeit stammende Einteilung der Tage in dies fasti und nefasti 
bleibt dies grundsätzlich ohne Einfluß. 

Eine weitere Folge der Veröffentlichung des Kalenders ist, 
daß der Ursprung der dies nefasti dem Gedächtnisse des Volkes 
entschwindet. An die Stelle der Auktorität der Verkündigung 
tritt die Auktorität der Ueberlieferung. 

Aber nicht nur die Art und Weise, wie die Ordnung der 
(serichtszeiten entstanden ist, auch der Grund, der zur Bestim- 
mung der einzelnen Tage führt, verblaßt ım Laufe der Zeit. 
Selbst die Römer wissen nicht mehr anzugeben, warum der eine 
Tag ein dies nefastus ist und der andere nicht. Die Einteilung 
wird zu einer formalen und abstrakten. Sie gleicht einem aus 
der Vorzeit überkommenen Arbeitsplane. 

Der Ursprung der dies nefasti erhält sich in der Bedeutung, 
die man der Uebertretung des Verbotes gibt. Eine an einem 
dies nefastus zu Unrecht vorgenommene iurisdictio stellt sich als 
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eine Verletzung der Gottheit dar. Ist sie versehentlich erfolgt, 
so läßt sie sich durch ein Opfer sühnen, ist sie dagegen mit 
Wissen geschehen, so bleibt sie unsühnbar. Ein Grund, die 
Handlung für nichtig zu erklären, liegt aber beim Mangel einer 
Verletzung fremder Rechte nicht vor. 

Varro de ling. Lat. VI, 29 und 30: Dies fastı (wie oben 
bis peragitur). Quodsi tum imprudens verbum emisit ac (fac ?) 
quem manumisit, ılle ius nihil minus est liber, sed vitio, ut 
magistratus vitio creatus nihilo secius magistratus. Praetor, qui 
tum fatus est, si imprudens fecit, piaculari hostia facta, piatur; 
si prudens dixit, A. Mucius ambigebat, eum expiari ut impium 
non posse !. 

Je mehr der Kalender seine sakrale Bedeutung verliert, 
nimmt die Zuwiderhandlung den Charakter der Verletzung einer 
dem Volke gegebenen Geschäftsordnung an: „Ist es denkbar, 
daß der Prätor, der am dies nefastus eines jener feierlichen 
Worte gesprochen, noch jetzt entweder seine Reinigung durch 
ein Sühnopfer gesucht oder für einen Unfrommen gegolten 
habe?“ ?, 

Das Verbot der von der Magistratsgewalt ausgehenden so- 
lennen Handlung erstreckt sich in gleicher Weise auf die strei- 
tige, wie auf die freiwillige Gerichtsbarkeit?. Zulässig sind an 
den dies nefasti die auf „freier Verwaltung des magistratischen 
Imperiums“* beruhenden, eine schnelle Erledigung fordernden 
Interdikte, sowie die nicht durch legis actio, sondern durch freie 
Anordnung des praetor peregrinus instruierten iudicia recupera- 
toria. Dasselbe gilt von der Kriminalanklage durch die mit 
quaestiones perpetuae betrauten Prätoren, vor allem aber von der 


ı Vgl. Maerob. Sat. I 16, 14; Ovid. Fast. I, 47sq. Verrius Flaccus in 
kal. Praenest. 23. Jan, Fest. v. Festis M. p. 93. v. Nefasti p. 365; v. Reli- 
giosus M. p. 278; Gai. IV $ 29; B.H. Bd. 1 $ 28 Anm. 25 8. 83. 

®2 B.H. Bd. II $ 80 S. 171. 

® B.H. Bd. II S. 86 Anm. 37. 

* B.H. Bd. II S. 87 Anm. 38. 
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‘von der Magistratsgewalt losgelösten Tätigkeit der iudices!. Das 
Interesse der Beteiligten bleibt bei der Frage, ob eine Handlung 
zulässig ist oder nicht, außer Betracht. Die pignoris captio ist 
ohne Rücksicht auf die durch sıe betroffene Person statthaft, 
weil sie der Mitwirkung des Magistrats entbehrt. 

Gai. IV, 29: Ex omnibus autem istis causis certis verbis 
pignus capiebatur, et ob id plerisque placebat, hanc quoque ac- 
tionem legis actionem esse; quibusdam autem placebat (legis 
actionem non esse), primum quod pignoris captio extra ius pera- 
gebatur, id est non apud praetorem, plerumque etiam absente 
adversario cum alioquin ceteris actionibus non aliter uti quis pos- 
set quam apud praetorem praesente adversario; praeterea quod 
nefasto quoque die, id est, quo non licebat lege agere, pignus 
capi poterat. 

Die freiwillige Gerichtsbarkeit (manumissio, emancipatio und 
in iure cessio)?, die sich in der Form der iurisdictio litigiosa 
vollzieht und zu ihrer Gültigkeit des Ausspruchs solenner For- 
meln durch den Magistrat bedarf, bleibt dagegen an den dies 
nefasti ausgeschlossen. 

Obwohl die Unterscheidung der dies fasti und dies nefasti 
bereits durch den Formularprozeß, der dem Magistrat die Mög- 
lichkeit verschafft, beim Aufsetzen der formula die anstößigen 
Worte zu vermeiden, praktisch an Bedeutung verliert®, wird sie 
in der Theorie bis in die Kaiserzeit aufrecht erhalten. 

Endgültig werden die dies nefasti erst durch M. Aurel beseitigt: 

Capit. Marc. 10 Iudiciariae rei singularem diligentiam ad- 
hibuit: fastis dies iudiciarios addidit, ita ut 230 dies annuos 
rebus agendis litibusque disceptandis constitueret. 


ı BH. Bd. 18 28 8.87; Bd. IT $S 80 S. 169. Ueber die iudicia publica 
daselbst Anm. 13. 

? Gai. II$ 24: In iure cessio...idque legis actio vocatur. B.H. Bd. 
II $S 708. 95. Liv.41, 9. Ulp. 1,7. VI, ad, Gai. I $8$ 20. 100. 102. 105. 
132. 134. II $$ 24 sq. 

® B.H. Bd. II $ 80 S. 167. Varro de ling. Lat. VI $ 30; Verrius Flac- 
cus in kal. Praen. 10. Jan. 
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82. 
Dies religiosi. 

Wie durch die dies nefasti wird auch durch die dies reli- 
giosi die Handlungsfreiheit des Volkes in bestimmter Richtung 
beschränkt. Ihr Ursprung beruht auf einer dualistischen Welt- 
anschauung, auf der Teilung zwischen den oberirdischen und 
unterirdischen Gottheiten, der Macht des Lichts und der Finster- 
nis, des Lebens und des Todes und damit in Verbindung ge- 
bracht, des Glücks und des Unglücks, aber nicht, wie bei dem 
Parsismus und Christentum, des Guten und Bösen. Die Unter- 
scheidung der dies religiosi oder atri von den dies albi oder can- 
didi entspringt ebensowenig, wie die der dies nefasti von den 
dies fasti einem praktischen Bedürfnisse, sondern religiösen Vor- 
stellungen, und wird ebenso, wie diese, als Ausfluß göttlichen 
Willens gedacht. 

Fest. s. v. Religiosus p. 278: Dies autem religiosi, quibus 
nisi quod necesse est nefas habetur facere, et quod homini fa- 
cere non liceat, ut, si id faciat, contra deorum voluntatem vide- 
atur facere. 

Im Gegensatze zu den dies nefasti erstrecken sich die dies 
religiosi nicht nur auf öffentliche, sondern auch auf private An- 
gelegenheiten. Unwesentlich ist bei ihnen, von wem die Handlun- 
gen ausgehen, ob von dem Magistrate oder einer Privatperson, 
und ob die Handlungen sich in solennen Formen vollziehen oder 
nicht. Es gibt dies religiosi des Volkes, bestimmter Kreise im 
Volke und einzelner Individuen. Nur die Unglückstage des Vol- 
kes kommen aber als die dies religiosi in dem hier gedachten 
Sinne in Betracht. 

Während die dies nefasti von den pontifices, als zuständigem 
Organe des Staates, ohne Mitwirkung des Volkes auktoritativ 
festgesetzt wurden, gründen sich die dies religiosi unmittelbar 
auf Vorstellungen und Erfahrungen des Volkes und erhalten 
lediglich durch die pontifices öffentlich -rechtliche Anerkennung 
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(Liv. 120; V 1; Gell. V17). Was L. Atilius zu dem Antrage 
im Senate veranlaßt, ist die im Volke lebende Ueberzeugung, 
daß ein Tag, der sich durch ein Unglück, wie die Schlacht an 
der Allia, als unheilvoll erwiesen hat, auch für die Zukunft Ge- 
fahren mit sich bringt. 

Eine Folge von der Art des Ursprungs der dies religiosi ist, 
daß sich im Gegensatze zu den dies nefasti der Grund, der dem 
einzelnen Tage seinen Charakter gibt, dem Bewußtsein des Volkes 
erhält, und daß die Tage dadurch ein im einzelnen von einander 
abweichendes Gepräge zeigen. Es finden sich Tage, an denen 
ausschließlich oder vornehmlich bestimmte Handlungen verpönt 
sind, die den Handlungen entsprechen, durch die sich der den 
Tag bestimmende Unglücksfall zugetragen hat!, und Tage, bei 
denen trotz ihres verschiedenen Ursprungs gleichmäßig ein wei- 
terer und allgemeiner Kreis von Handlungen für unzulässig gilt. 
Zu diesen Tagen, den dies religiosi im engeren Sinne gehören: 

a) die Tage, die dem Dienste der unterirdischen Götter ge- 
weiht sind, selbst wenn dieser offiziell nicht ausdrücklich aner- 
kannt wird? Hierher gehören die Parentalia (13.—21. Febr.), 
die Feralia (21. Febr.) und die drei Tage, an denen die Pforten 
der Unterwelt offen stehen (24. Aug., 5. Okt. und 8. Nov.); 

b) die Tage, die sich nach den Erfahrungen des Volkes als 

Unglückstage erwiesen haben. Hierzu werden gerechnet der Tag 
der Schlacht an der Allia (18. Juli), der Schlacht an der Ore- 
mera und alle Tage nach den kalendae, nonae und idus (dies 
postridiani)°. 
1 Hartm.R.G. $ 16 S. 137 Anm. 41. „Z. B. der Tag der Schlacht am 
Trasimenischen See (13. Juli) wird bei Ovid. Fastı II, 755 sqq. keineswegs 
allgemein, sondern nur rücksichtlich der Lieferung von Schlachten als un- 
glücklich, und daher als ein dies non proeliaris, geschildert; und der To- 
destag Cäsars (15. März) wurde ebenfalls nicht allgemein, wie man nach 
Dio Cass. XLVII, 19 glauben könnte, sondern, arg. Sueton. Caes. c. 88, of- 
fiziell und von Staats wegen nur rücksichtlich der Sitzungen des Senats für 
einen Unglückstag erklärt.“ 


? Marg.R.St. Bd. 3 S. 295. 
® Gell. N.A. V,17; Liv. VI, 1. OvidFasti 1,57. Marg.R.St. Bd.3 8. 295. 
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Von diesen Tagen wird allgemein gesagt, daß an ihnen 
keine öffentlichen oder privaten Angelegenheiten vorgenommen 
werden dürfen. 

Macrob. Sat. 116 8 21: Dies autem postridianos ad omnia 
maiores nostri cavendos putarunt. 

Liv. VI1: Alliensem appellarunt, insignemque rei nulli pu- 
blice privatimque agendae fecerunt. 

Dies ist aber nicht dahin zu verstehen, daß die dies reli- 
giosi entsprechend unseren Sonn- und Festtagen werklose Tage 
sein sollen. Den bei weitem beschränkteren Umfang des Ver- 
botes läßt Gellius N. A. IV 985 erkennen: 

Religiosi enim dies dicuntur tristi omine infames impeditique, 
in quibus et res divinas facere et rem quampiam novam exor- 
diri temperandum esto; .. 

Zu den Zeiten, die den unterirdischen, den Menschen feind- 
lichen Mächten gehören, ist alles zu vermeiden, was der Hilfe 
und Mitwirkung der (oberirdischen) Götter bedarf und dem An- 
griffe der verderbenbringenden Mächte ausgesetzt ist. Diese Auf- 
fassung zeigt sich besonders deutlich bei den dies, quibus mun- 
dus patet (Fest. lib. XIII p. 154 sq.). 

Der Mitwirkung der Götter bedürfen in erster Linie die für 
sie bestimmten Opfer, sodann alle mit einem Risiko verbundenen 
folgenschweren Handlungen. Das gilt insonderheit von allen neuen 
Unternehmungen, weil bei ihnen im Gegensatze zu den gewohn- 
ten Beschäftigungen des täglichen Lebens der günstige Ausgang 
in Frage steht. Im einzelnen werden von Festus und anderen 
folgende Handlungen aufgezählt: 

Die Veranstaltung öffentlicher Opfer, das Erlassen eines 
Ediktes, die Abhaltung von Oomitien, die Vornahme militäri- 
scher Aushebungen, die Lieferung einer Schlacht, die Veran- 
staltung von Gastmählern und Spielen, die Uebernahme eines 
Amtes, der Antritt einer Reise zu Wasser oder zu Lande und 
der Abschluß einer Heirat. 

Wenn es schließlich für unzulässig gilt, an einem dies reli- 
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giosus eine Todesstrafe zu vollziehen ', so erklärt sich das aus 
dem Wesen der Strafe. Sie ist ein zur Entsühnung des Volkes 
der Gottheit dargebrachtes Opfer. 

Bei den uns von den Quellen überlieferten Aufzählungen 
handelt es sich lediglich um Beispiele. Sie machen nicht den 
Anspruch auf Vollständigkeit. Die Verbote sollen auch keine 
absoluten sein. Im Einzelfalle muß das religiöse Empfinden und 
die praktische Erwägung entscheiden, ob das Interesse an einer 
alsbaldigen aber gefährdeten oder einer verzögerten aber siche- 
ren Vornahme der Handlung vorherrscht. Diese in das freie 
Ermessen des einzelnen gestellte Entscheidung findet ihren Aus- 
druck in der allgemein gehaltenen Ausnahme, daß eine an sich 
unzulässige Handlung im Falle dringender Not gestattet ist. 

Fest. s. v. Religiosus p. 278 (s. oben), Fest. s. v. Mundus 
p. 157: nihil eo tempore in republica geri voluerunt. itaque per 
eos dies — non aliud quicquam in republica nisi quod ultima 
necessitas admonebat administrabatur. 

Einen Fall dringender Not gibt Macrob. 116 820: Ob man 
hierbei von der Vorstellung ausgegangen ist, daß die Gottheit den 
dringenden Bedürfnissen des Lebens Rechnung tragen will, oder 
daß man, in einen Notstand versetzt, trotz der Gefahr des Miß- 
erfolges das Risiko auf sich nehmen soll, muß dahingestellt 
bleiben. 

Die dies religiosi lassen im Gegensatze zu den feriae (dies 
festi) die niedere Arbeit der Menge, die Alltagsarbeit, die die 
laufenden Bedürfnisse des Lebens befriedigt, der aber eine dar- 
über hinausgehende Bedeutung abgeht, unberührt. Sie sind da- 
her im wirtschaftlichen Leben wie vom sozialen Standpunkte aus 
von geringer Bedeutung. 

Obgleich die dies religiosi von den pontifices bestätigt wer- 
den, handelt es sich nicht um gesetzliche Normen, die von ihnen 
ausgehen und deren Uebertretung den Schuldigen impius macht 


1 Suet. Tib. c. 61: Nullus a poena hominum cessavit dies, ne religiosus 
quidem ac sacer. 
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oder zu einem Opfer verpflichtet (ius sacrale), vielmehr um eine 
im Interesse der Allgemeinheit gegebene Verwarnung, deren Be- 
achtung dem einzelnen überlassen bleibt. Bei Nichtbeachtung 
droht nicht eine sakrale Strafe, wie bei den dies nefasti, und 
bei einer Rechtshandlung nicht Nichtigkeit, wie bei den feriae, 
sondern lediglich die Gefahr eines ungünstigen Ausganges der 
zur Unzeit vorgenommenen Handlung. 

Das Aussetzen der Geschäfte erfolgt nicht als ein Akt des 
Kultus, um die Gottheit zu ehren und sich vor ihr zu demütigen, 
sondern um eines günstigen Ausganges willen, der sich aus reli- 
giösen Gründen zurzeit nicht erwarten läßt. Dies erleidet inso- 
fern eine Ausnahme, als einige von den zu dies religiosi erklär- 
ten Tagen, vermutlich unter orientalischem Einflusse, den Cha- 
rakter von Buß- und Fasttagen annehmen und hier allerdings 
nicht allein die gedachten praktischen Gesichtspunkte, sondern 
auch das Streben, sich durch asketische Enthaltung vor der 
Gottheit zu erniedrigen, durchgreifen. So wird an den Paren- 
talia und Feralia nicht nur geboten, dal während der parentatio 
am Grabe der Tarpeja die Tempel geschlossen bleiben und keine 
Heiraten begangen werden !, vielmehr findet sich hier auch der 
nur durch asketische Vorstellungen zu erklärende Brauch, daß die 
Magistrate, ohne die Insignien ihres Amtes zu erscheinen ?, wie 
bei den von Ovid. Fasti VI, 219 sqq. erwähnten dies religiosi 
die Sitte, daß die Junopriesterin ihr Haar nicht kämmen, ihre 
Nägel nicht schneiden und ihrem Gatten nicht nahen darf?. 


83. 


Ferien im natürlichen Sinne‘. 


Die auf Erzeugung geistiger oder wirtschaftlicher Güter ge- 
richtete Tätigkeit des Menschen bedarf notwendigerweise zu ge- 


ı Ovid Fasti II 557—562. Hartm.R.G. S. 51 Anm. 20. 

? Lydus de mens. 4, 24: xat oi &pxovreg &v oyiparı ldlwriöv TTPOYEoKVv. 
Vgl. Marg.R.St. Ba. 3 S. 311; Hartm.R.G. S. 138 Anm. 44. 

® Vgl. Hartm.R.G. $ 5 S. 41 Anm. 12. 

* Vgl. Hartm.R.G. 8 18. 13. 
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wissen Zeiten einer Unterbrechung. 

a) Es gibt Arbeiten, die infolge der Eigenart des zu bear- 
beitenden Stoffes oder infolge äußerer Einwirkungen zeitweise 
ausgesetzt werden müssen !. 

b) Jeder, der arbeitet, hat nach einer gewissen Arbeitsleistung 
das Bedürfnis zu ruhen. Die Arbeitsruhe ist Folge vorausge- 
gangener Arbeit und Voraussetzung neuer Arbeit. Sie hat, so- 
fern sie die Erkenntnis des Segens der Arbeit fördert und ein 
Gefühl der Befriedigung gibt, sittlichen, und sofern sie Kraft 
und Lust zu neuer Arbeit verleiht, wirtschaftlichen Wert. 

c) Niemand kann zu gleicher Zeit Doppeltes tun. Wer 
Außergewöhnliches tut, muß währenddessen die gewohnte Be- 
schäftigung aufgeben. Der Verzicht auf diese ist die HoBatıne 
Seite jeder außergewöhnlichen Tätigkeit. 

Der Grund der Arbeitsruhe zu a ist ein ausschließlich ob- 
jektiver, von der Person des Arbeitenden unabhängiger, zu b ein: 
ausschließlich subjektiver. Ersterer liegt auf dem Gebiete der 
Technik, letzterer erklärt sich aus dem Wesen der menschlichen 
Natur. Der Anlaß des Aussetzens der Arbeit zu ce ist ein ob- 
jektiver, der Grund ein subjektiver. 

Nicht selten findet sich das Aussetzen der Arbeit der einen 
Art mit dem Aussetzen der Arbeit der anderen Art verbunden. 
Eine Frage praktischer Erwägung ıst es, im Einzelfalle zur 
Steigerung der Arbeitsleistung eine solche Verbindung herbei- 
zuführen. 

Solange das Aussetzen der Arbeit auf einen engeren Kreis 
von Personen beschränkt bleibt, hat es nur für diesen Kreis Be- 
deutung. Erstreckt es sich. auf weitere Kreise, insbesondere auf 
das gesamte Volk, so wird es von allgemeinem Interesse und in 
dieser Eigenschaft Gegenstand gesetzlicher Regelung. 

Das Aussetzen der Arbeit in diesem Sinne findet sich ins- 


! Columella de re rust. Il, 13 $ 9: Pluviales quoque et feriarum com- 
putantur, quibus non aratur, dies V et XL; item peracta sementi, quibus 
requiescunt, dies XXX. 
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besondere als Folge außergewöhnlicher Inanspruchnahme. Die 
außergewöhnliche Inanspruchnahme kann eine verschiedenartige 
sein. Sie liegt: | 

auf politischem Gebiete: so im Falle eines politischen Er- 
eignisses, das die Aufmerksamkeit und die Tätigkeit des Volkes 
auf sich lenkt; 

auf wirtschaftlichem Gebiete: so bei den nundinae, insofern 
der Bauer, um den Markt in der Stadt zu besuchen, zum Aus- 
setzen der landwirtschaftlichen Arbeit genötigt ist!; 

auf dem Gebiete des Kultus: so bei den dies fest. Das 
Aussetzen der Arbeit wird durch die Beteiligung des Volkes am 
Kultus herbeigeführt. 

So verschiedenartig der Grund ist, der zum Aussetzen der 
Arbeit führt, die negative Seite, das Aussetzen der Arbeit ist 
in ihrem Wesen immer die gleiche, lediglich durch Zeit und 
Kraft, die die außergewöhnliche Inanspruchnahme fordert, be- 
stimmt. 

Wesentlich für den Begriff der Ferien ist schließlich, daß 
der Grund, der zum Aussetzen der Arbeit führt, Gegenstand 
menschlicher Voraussicht und Berechnung ist. Der Krieg führt 
daher nur dann zu Ferien, wenn sein Eintritt und seine Dauer, 
wie im alten Rom, regelmäßig und zu bestimmten Zeiten erfolgt?. 


84. 
Die sakralen Ferien. 


Wie im Gegensatze zu den dies festi im weiteren Sinne, 
den Tagen, die durch Festlichkeiten irgendwelcher, sei es kulti- 


! Varro de rer. rust. II praef. $ 1: Itaque annum ita diviserunt (sc. 
maiores nostri), ut nonis modo diebus urbanas res usurparent, reliquis sep- 
tem ut rura colerent. — Columella de re rust. I praef. $ 18: Nundinarum 
etiam conventus manifestum est propterea usurpatos, ut nonis tantummodo 
diebus urbanae res agerentur, reliquis administrarentur rusticae. 

?2 Hartm.R.G. II 8 19 S. 182 £. 


Deutsche Zeitschrift f. Kirchenrecht. XX. 2. 15 
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scher wie profaner Art, hervorgehoben sind!, die dies festi im 
engeren Sinne die durch den Dienst der Gottheit (festivitas) be- 
grenzten Zeiten bezeichnen?, so werden unter sakralen Ferien 
als besondere Art der Ferien im natürlichen Sinne ausschließlich 
die durch den Kultus der Gottheit in Anspruch genommenen 
Zeiten in ihrer Rückwirkung auf das private und öffentliche 
Leben verstanden °. 

In diesem Sinne bestimmt auch Hartmann RG. $ 1 S. 12 
den Unterschied der dies festi und feriae in folgender Weise: 
„Während man bei dem Worte festus vornehmlich an die den 
gottgeweihten Tag charakterisierenden heiligen Handlungen dachte, 
an Musik und Tanz, an Opfer, Gastmähler und Spiele, so bezog 
man das Wort feria vorzugsweise gern auf die, mit dem gottge- 
weihten Tage verbundene Ruhe der Alltagsarbeiten“. 

Hiermit sind die sakralen Ferien zwar in ihrem Ursprunge, 
nicht aber in ihrer weiteren Entwicklung gekennzeichnet. In dieser 
finden die ihnen wesentlichen Rückwirkungen eine selbständige 
Ausgestaltung. Sie werden selbst Bestandteil des Kultus und als 


! Serv. ad Virg. Georg. ], 268: quia feriae deorum causa instituuntur, 
festi hominum quoque. 

2 Non. p. 434, 7: profesti a festivitate vacui. Macrob. Sat. I, 16 8 2: 
Festi (sc. dies) dis dieati: profesti hominibus ob administrandam rem pri- 
vatam publicamque concessi. Cic. in Pis. 22, 5l: Qui (dies) quasi deorum 
immortalium festi atque solennes apud omnes sunt...celebrati. Vgl. Marg. 
R.St. Bd. 3 S. 293 Anm. 3. 

° Zwischen den natürlichen und sakralen Ferien wird weder von den 
Alten noch von den Modernen genau unterschieden. Wenn Festus epit. s. 
v. Ferias (p. 86) sagt: Ferias antiqui fesias vocabant: et aliae erant sine 
die festo, ut nundinae, aliae cum festo, ut Saturnalia, quibus adiungebantur 
epulationes ex proventu fetus pecorum frugumque, so hat er bei den nun- 
dinae natürliche Ferien, bei den Saturnalien sakrale Ferien im Auge. Die 
Meinungsverschiedenheiten über die nundinae und die lex Hortensia erklä- 
ren sich zum großen Teile aus der doppelten Bedeutung des Wortes feriae. 
Zu vgl. Hartm.R.G. $ 12 S. 94 f., insbes. S. 97: „Macrobius hat bei seiner 
eigenen Beurteilung vorzugsweise den profanen, unter der Herrschaft des 
Christentums allein übriggebliebenen Begriff der feriae als Arbeits- und 
Geschäftsruhe, vor Augen.“ Hartmann selbst führt aber die Unterscheidung 
nicht konsequent durch. 
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solcher gesetzlichen Regelung unterworfen, eine Entwickelung, die 
je nach der Art des Kultus und der kultischen Bedeutung der 
dies festi verschieden ist. 

Hieraus ergibt sich die Unterscheidung zwischen feriae bei 
den ordentlichen Festen (Bitt- und Dankfesten) und feriae bei 
den außerordentlichen Festen (Sühn- und Bußfesten), erstere die 
feriae honorariae, durch die hostiae honorariae, letztere, die fe- 
riae piaculares, durch die hostiae piaculares gekennzeichnet!. 

Nach dem Subjekte, auf das sich die feriae erstrecken, zer- 
fallen diese in feriae publicae, feriae gentium und feriae singu- 
lorum?. Die feriae publicae teilen sich wiederum in willkürlich 
angesetzte Ferien und in Ferien, die auf einen bestimmten Ka- 
lendertag gelegt sind (feriae stativae). 

Die Anordnung, welche Zeiten feriae sind, wie und von wem 
sie begangen werden, geht entweder vom sakralen Rechte oder 
von der Magistratsgewalt aus?. 

Das sakrale Recht wird are von Fall zu Fall durch 
die pontifices gegeben, oder ist Ausfluß der in den libri ponti- 
ficii niedergelegten Rechtssätze°. 


1 Arnob. 7, 18: Si enim honoris et reverentiae causa mactantur dis ho- 
stiae, quid refert aut interest, cuius animalis capite luatur hoc debitum. 
Macrob. Sat. 3, 5 $ 1: Cum enim Trebatius libro primo de religionibus 
doceat hostiarum genera esse duo, unum in quo voluntas dei per exta dis- 
quiritur (h. honorariae), alterum, in quo sola anima deo sacratur, ... Serv. 
ad Aen. 3, 231. Näheres Marq.R.St. Bd. 3 S. 185. 

2 Macrob. Sat. I, 16 $ 5f. Marg.R.St. Bd. 3 8. 293. 

3 Macrob. Sat. I, 16 $ 6: ...conceptivae (feriae) sunt quae quotannis 
a magistratibus vel sacerdotibus concipiuntur in dies vel certos vel incer- 
tos ut...imperativae sunt quas consules vel praetores pro arbitrio potesta- 
tis indicunt. 

4 Liv. I 20, 5: Pontificem deinde Numam Marcium Marei flium ex pa- 
tribus legit eique sacra omnia exscripta exsignataque attribuit, quibus hostüs, 
quibus diebus, ad quae templa sacra fierent atque unde in eos sumptus 
pecunia erogaretur. Liv. 132, 2; Tac. Ann. III, 58: ...nulla de eo populi 

scita, non in libris caerimoniarum reperiri. 
| 5 Serv. ad Virg. Georg. I v. 270: Sane quae feriae, a quo genere ho- 
minum vel quibus diebus observentur, vel quae festis diebus fieri permissa 
sint, si quis scire desiderat, libros pontificales legat. 


15 * 
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Sakrale Rechtssätze über Art, Umfang und Bedeutung der 
feriae finden sich im wesentlichen nur bei den feriae honorariae, 
soweit sie feriae stativae des ordentlichen römischen Staatskultus 
sind. Nur an sie ist bei den folgenden Bestimmungen zu denken. 

Die feriae piaculares werden nur ausnahmsweise und nur 
als feriae privatae meist im Gegensatze zu den feriae honorariae 
publicae erwähnt. 

Die über die feriae stativae gegebenen Rechtssätze sind 
grundlegend für alle feriae honorariae. Auch soweit feriae vom 
Magistrate angeordnet werden, und nicht im einzelnen Beson- 
deres bestimmt ist, gelten die allgemeinen Grundsätze des Sa- 
kralrechtes. 

Fließender und unbestimmter ist mangels fester Rechtssätze 
das Wesen der feriae piaculares in ihren verschiedenen Formen. 


A. Die ordentlichen feriae. 
(feriae honorariae.) 


Den feriae ist wesentlich 
I. das Verbot der Arbeit, 
II. das Verbot des Zwanges (Unfriedens). 


I. 


Das Opfer und Opfermahl fordern ursprünglich die Mit- 
wirkung der gesamten Kultgemeinschaft. Das gilt nicht nur von 
dem Gentilkulte !, sondern in gleicher Weise von dem aus die- 
sem hervorgegangenen öffentlichen Kulte®. Auch die ludi und 


I vepatponev Dionys. 11, 14; paptöponan Yeods, B@v iep& nal Bwpodg KoLvalg 
Yuolarg yepaipopev ol tig "Anniov yevaäg dLddoyxor, nal npoyövwv daipovas, olg nerk 
Yzodg deuripag tınac nal yapıras Arodldonev norvdc. Zu vgl. die mit Unrecht 
bezweifelte Erzählung Dionys. 9, 19: oörT! ei ndvıss Anerbdscav Ex Tg TO- 
Aewg, rat pndenia potpa Tod Daßiwv y&voug Ev Tolg Eysotlorg breieinsto, &vrag 
eindg Nv Tobg natexovrag ro gpobprov Exdınetv aÖTod TNv YPVARKYVv" TpXovv Yüp 
äv nal Tpelg 7) Teoonpes Apınönevor ovvreläcaı dntp Tod YEvovg ÖAov TA lepd. 
Marg.R.St. Bd. 3 S. 133. 134 Anm. 1. Zu vgl. 1. Sam. 20, 29; Stade, Gesch. 
des Volkes 1srael, 2. Aufl. Bd. 1 S. 403. 

? Fest. p. 245a: Publica sacra, quae publico sumptu pro populo fiunt, 
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supplicationes erfolgen unter allgemeiner Beteiligung, wobei es 
sich freilich weniger um die Erfüllung einer sakralen Pflicht, als 
um eine unmittelbar dem freien Willen und dem Bedürfnisse des 
einzelnen entspringende Beteiligung handelt. 

Um dem einzelnen die Mitwirkung am Kultus zu ermög- 
lichen, muß die Beschäftigung des täglichen Lebens ruhen!, 

Das Ruhen :der täglichen Beschäftigung bildet eine Begleit- 
erscheinung der einzelnen kultischen Handlung und, soweit diese 
sakrale Pflicht ist, ihre notwendige Voraussetzung. Die feriae 
sind zeitlich und örtlich durch die sie bedingende Handlung be- 
grenzt. Sie beginnen und enden mit dem Opfer und umfassen 
das durch den Gesichtskreis der Priester bestimmte (xebiet?. Im 
Laufe der Zeit werden sie ın der Weise erweitert, daß sich das 
Verbot auf den vollen Tag — von Mitternacht bis Mitternacht? 


quaeque pro montibus, pagis, curiis, sacellis. Fest. p. 253a: Popularia 
sacra sunt, ut ait Labeo, quae omnes cives faciunt, nec certis familiis ad- 
tributa sunt. Vgl. Marg.R.St. 3. S. 190 f. Dionys. 2, 65: Ödtatpobpevoi Te 
ST T& lepd, al TA Ev aur@v Korvä& oLodvres al Tolıtınd, T& dE Lira nal 
cyyyeviınd. 

‘ Zu vgl. Plut. Num. 14. Nach ihm bezweckt das Gebot der Ferien, 
jedes den Verlauf der heiligen Handlung störende Geräusch fernzuhalten, 
und jedem, der zur Mitwirkung an den sakralen Handlungen verpflichtet ist, 
diese Mitwirkung zu ermöglichen. 

2 Fest. ap. Paul. 1. XIV p. 224: Praecias dicebant qui a flaminibus prae- 
mittebantur, ut denuntiarent opificibus, manus abstinerent ab opere, ne, si 
vidisset sacerdos facientem opus, sacra polluerentur. Serv. ad Virg. Georg. 
1, 268: Sunt enim aliqua, quae si festis diebus fiant, ferias polluant: qua- 
propter et pontifices sacrificaturi praemittere calatores suos solent, ut si- 
cubi viderint opifices adsidentes opus suum prohibeant, ne pro negotio suo 
et ipsorum oculos et ceremonias deum attaminent. Es gilt also von dem 
Verbote der Arbeit dasselbe, wie bei dem Verbote der iurisdictio, das ur- 
sprünglich ebenfalls auf die durch die einzelne sakrale Handlung umfaßte 
Zeit beschränkt blieb. Zu vgl. Varro de 1.1. 6, 31: Intercisi dies sunt, per 
quos mane et vesperi est nefas, medio tempore inter hostiam caesam et 
exta porrecta fas; a quo, quod fas tum intercedit aut eo est intercisum 
[Th. Mommsen: ante et post intercisum] nefas, intercisum. Ovid fast. I, 49. 
Macrob. Sat. I, 16, 2, 3. 

® Dig. 2, 12, 8 (Paul. libro XIII ad. Sab.) More Romano dies media nocte 
ineipit et sequentis noctis media parte finitur, itaque quidquid in his vi- 
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— erstreckt, unabhängig davon, ob und inwieweit der Tag tat- 
sächlich der Bestimmung des Kultus dient. 

Die Beschäftigung des täglichen Lebens, die den Menschen 
in erster Linie in Anspruch nimmt, ist die aus dem Streben 
nach Selbsterhaltung hervorgegangene, neue Befriedigungsmittel 
schaffende Tätigkeit. Sie erhält bei dem Mangel irdischer Güter 
und den ıhr entgegentretenden Hindernissen den COharakter des 
Kampfes in und mit der Natur. 

Hiernach verbietet das sakrale Recht an den feriae: 


dieproduktive Arbeit. 


Auf ein generelles Verbot der produktiven Arbeit weisen 
die Worte quaedam exercere in Virg. I v. 268!. In diesem 
Sinne finden sich auch die Ausdrücke opus facere, fieri (Macrob. 
Sat. 1, 16 $ 92; Fest. 1. XIV p. 224°; 1. XVIp. 248%, 


ginti quattuor horis, id est duabus dimidiatis noctibus et luce media, actum 
est, perinde est, quasi quavis hora lucis actum esset. Gellius III, 2, 7: Po- 
pulum Romanum ita, uti Varro dixit, dies singulos adnumerare a media 
nocte ad mediam proximam, multis argumentis ostenditur. Vgl. Schrader, 
Sprachvergleichung und Urgeschichte? S. 449 ff.; Unger, Zeitrechnung d. 
Griechen u. Römer in I. Müllers Hab. d. klass. Altertumswiss.! I 8. 5321. 
A. Mommsen, Philol. N. F. XV (1902) S.201 ff. Roscher, Die enneadischen 
und hebdomadischen Fristen und Wochen der ältesten Griechen in Abhand- 
lungen der philol.-historischen Klasse der Kgl. Sächs. Ges. der Wissenschaf- 
ten 21. Bd. Leipzig 1903 8. 5. 
! Virg. Georg. I v. 268 f. 

Quippe etiam festis quaedam exercere diebus 

fas et iura sinunt; rivos deducere nulla 

religio vetuit, segeti praetendere saepem, 

insidias avibus moliri, incendere vepres, 

balantumque gregem fluvio mersare salubri. 

saepe oleo tardi costas agitator aselli 

vilibus aut onerat pomis, lapidemque revertens 

incusum aut atrae massam picis urbe reportat. 

? Macrob, Sat. 1, 16 $ 9: Adfirmabant autem sacerdotes pollui ferias, 
si indietis conceptisque opus aliquod fieret. Praeterea regem sacrorum 
flaminesque non licebat videre feriis opus fieri:... 

® Vgl. oben 8. 227 Anm. 2. | 

* Fest. 1. XVI p. 248: Praeciamitatores [al. Praeclamitatores] diceban- 
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oinovoneiv und gpovtiterv (Plut. 9. R. 25), opifices (Fest. ap. Paul. 
l. XIV p. 224; 1. XVI p. 248; Serv. ad Virg. Georg. I, 268)', 
manus abstinere ab opere und se abstinere ab opere (Fest. ap. 
- Paul. 1. XIV p. 224, 1. XVI p. 248). 

Das Verbot erstreckt sich insonderheit: 

1. auf das Handwerk, soweit sich dieses als institutio 
novi operis darstellt (Serv. ad Virg. Georg. I v. 272). Auf 
das Verbot beziehen sich Fest. ap. Paul. 1. XIV p. 224; . XVI 
p. 248; Serv. ad Virg. Georg. I 268°; Plut. Num. 14; 

2. auf die landwirtschaftliche Arbeit, deren 
Zweck der Erwerb neuer wirtschaftlicher Güter ist. Die zahl- 
reichen unten unter a b und c gegebenen Ausnahmen bestätigen 
die Regel. 

. Zulässig dagegen sind: 

1. Alle Handlungen, die sich auf den Kultus 
beziehen. Serv. in Virg. Georg. I 272: Sed qui disciplinas 
pontificum interius agnoverunt ea die festo sine piaculo dicunt 
posse fieri, .... quae ad honorem deorum pertinent, ... Macrob. 
Sat. I, 16 8 10... sed Umbro negat eum pollui qui opus vel 
ad deos pertinens sacrorumve causa fecisset. Plut. quaest. rom. 
25: Popalor SE TO TaAarbv Ev Tais Eoprais obÖEVv MAOvönoUv ODE 
Eppövrißov AA 7) nepi Todg YEodg NOxXoAoDvro, Aal TODTO ETTPRTTOV, 
Bonep Erı vOv npornpbtrouctv ol leyeis Eni Tüc Yu-alas Baölbovres. 

2. Der Handel. Er hat es nur mit dem Umsatz, nicht 
mit der Erzeugung von Gütern zu tun. Marktiage? und sakrale 
Ferien können daher sehr wohl zusammenfallen, ja sie werden 
bisweilen bei den feriae conceptivae absichtlich verbunden wor- 
den sein, um der Landbevölkerung die Teilnahme an der kulti- 


tur qui flamini Diali... antecedebant elamantes, ut homines se ab opere 
abstinerent, quia his opus facientem videre irreligiosum erat. 

ı Vgl. oben S. 227 Anm. 2. 

2 Vgl. oben S. 227 Anm. 2. 

3 Varro rer. rust. Il praef. $ 1: Itaque annum ita diviserunt (maiores) 
ut nonis modo diebus urbanas res usurparent, reliquis VII ut rura colerent. 
Macrob. Sat. I 16, 34: Rutilius scribit Romanos instituisse nundinas, 
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schen Feier in der Stadt zu ermöglichen. Ueber die mundinae 
zu vergl. unten $ 10. | 

3. Transportarbeiten. Cato de agricult. c. 188: Bo- 
ves feriis coniungere licet. haec licet facere: arvehant ligna, fa- 
balia, frumentum, quod non daturus erit. mulis, equis, asinis 
feriae nullae, nisi si in familia sunt. 

Virg. Georg. I 273 f.: 

saepe oleo tardi costas agitator .aselli 
vilibus aut onerat pomis, lapidemque revertens 
incusum aut atrae massam picis ach ee 

Hierzu Columella de re rust. II, Eee a 2 
arbores serendi causa collo vel mulo u. afferre ; ” iuncto 
advehere non permittitur..... M. Porcius Oato ns equis, 
asinis nullas esse ferias dixit; idemque boves permittit coniungere 
lignorum et frumentorum advehendorum causa. Nos apud ponti- 
fices legimus, feriis tantum denicalibus mulos iungere non licere, 
caeteris licere. 

Soweit die Arbeit an sich verboten ist, wie bei dem Hand- 
werke und der landwirtschaftlichen Arbeit, werden folgende Aus- 
nahmen anerkannt. Erlaubt sind: 

a) Arbeiten, die nicht die Erzeugung oder den Erwerb 
neuer, sondern die Instandsetzung, Ausbesserung, 
Aufbewahrung oder Sicherstellung bereits vor- 
handener und erworbener Güter bezwecken. 
Hierher gehören die von Cato de agricult. c. 2, 4 aufgeführten 
Beispiele : 

Per ferias potuisse fossas veteres tergeri, viam publicam 
muniri, vepres recidi, hortum fodiri, pratum purgari, virgas vin- 


ut octo quidem diebus in agris rustici opus facerent, nono autem die in- 
termisso rure ad mercatum legesque accipiendas Romam venirent.... Zu 
vgl. Dionys A. R. VII 58: Ai 8 &yopai “Popalorg &yivovro... Öl Auepag &vd- 
ng. Ev dE Tabraug odvuövtes ER TOÖV Ayp@v ol Önpotmol eig TNv nölıv, Tdg T 
Auelherg Enoroövro T@v W@vimv, nal Tag dlnas map AAAYAwmv EAdpBavov..... Tag 
dE peragd TÖv dyop@v EntT& NnEpag abroupyoi T’ Övreg ol toAdol xul revnteg &v 
zolg Aypols drdrprßov. 
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ciri, spinas runcari, expinsi far, munditias fieri. Ferner Verg. 
Georg. I v. 268f. (oben S. 228 Anm. 1.) 

ee... Mvos deducere nulla 

religio vetuit, segeti praetendere saepem, 

ıinsidias avibus moliri, incendere vepres, 

balantumque gregem fluvio mersare salubri. 

Hierzu Macrob. Sat. III 3, 10f: Hinc Maro ait: 
— Rivos deducere nulla 
Religio vetuit. 

Quod autem ait deducere, nihil aliud est quam detergere. 
Nam festis diebus rivos veteres sordidatos detergere licet, novos 
fodere non licet. In transcursu et hoc notandum est quod et 
ipse velut praeteriens sub unius verbi significatione proiecit. 
Cavetur enim in iure pontificio ut, quoniam oves duabus ex 
causis lavari solent, aut ut curetur scabies aut ut lana purgetur, 
festis diebus purgandae lanae gratia oves lavare non liceat, liceat 
autem, si curatione scabies abluenda sit. Ideo hoc quoque inter 
concessa numeravit: | 

Balantumque gregem fluvio mersare —, 
quod si hucusque dixisset, licita et vetita confunderet: sed adi- 
ciendo salubri causam concessae ablutionis expressit. 

Macrob. Sat. I 16 $ 12: unde et Maro omnium discipli- 
narum peritus, sciens lavari ovem aut lanae purgandae aut sca- 
biei curandae gratia, pronuntiavit tunc ovem per ferias licere 
mersari, si hoc remedii causa fieret: 

Balantumque gregem fluvio mersare salubri. 
Adiciendo enim salubri ostendit avertendi morbi gratia tantum 
modo, non etiam ob lucrum purgandae lanae causa fieri con- 
cessum. 

Serv. ad Verg. Georg I 272: Sed qui disciplinas pontificum 
interius agnoverunt ea die festo sine piaculo dicunt posse fieri, 
..... et quidquid fieri sine institutione novi operis potest, ut 
rivorum inductionem sic accipiamus, per fossam vel pratum pur- 
gatum deducere, i. e. emittere, quoniam cautum in libris sacris 
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est, feriis denicalibus aquam in pratum ducere, nisi legitimam, 
non licet, ceteris feriis omnes aquas licet deducere. Ergo hic, 
ut aliquibus videtur, deducere purgare est, et sordes emittere, 
quae praecludant aquam, ideo quia pontificibus, ut novum fieri 
non permittitur feriis, ita vetus purgari permittitur. 

Columella de re rust. Il 22: Sed cum tam otii, quam negotii 
rationem reddere maiores nostri censuerint: nos quogque monen- 
dos esse agricolas existimamus, quae feriis facere, quaegque non 
facere debeant. Sunt enim, ut ait poeta (sc. Virg.), quae „festis 
exercere diebus fas et iura sinunt, rivos deducere nulla religio 

. mersare salubri“. Quamquam pontifices negent segetem 
feriis sepiri debere. Vetant quoque lanarum causa lavari oves, 
nisi propter medicinam. Virgilius, qui liceat feriis fumine ab- 
luere gregem, praecepit et ideirco adiecit: „fluvio mersare salu- 
bri“. Sunt enim vitia, quorum causa pecus utile sit lavare. 
Feriis autem ritus maiorum etiam illa permittit, far pinsere, faces 
incidere, candelas sebare, vineam conductam colere, piscinas, 
lacus, fossas veteres tergere et purgare, prata sicilire, stercora 
aequare, foenum in tabulata componere, fructus oliveti conductos 
cogere, mala, pira, ficos pandere, caseum facere, arbores serendi 
causa collo vel mulo clitellario afferre; ..... Defructum quo- 
que facere et defrutare vinum licet. Uvas itemque olivas condilui 
legere licet. Pellibus oves vestiri non licet. In horto quicquid 
olerum causa facias, omne licet. ... 

b) Handlungen, die dringende Lebensbedürf- 
nisse befriedigen. Macrob. Sat. 116 8 10: ... sed 
Umbro negat eum pollui qui .... aliquid ad urgentem vitae 
utilitatem respiciens actitasset. | 

c) Handlungen bei Gefahrim Verzuge. Serv. 
in Verg. Georg. I 272: posse fieri, ... quae omissa nocent. 
Macrob. Sat. [16 $ 11: Scaevola denique consultus, quid feriis 
agi liceret, respondit: quod praetermissum noceret. Als Beispiele 
werden angeführt: | | 

Arbeiten zur Befreiung eines in eine Grube gefallenen Rindes, 
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Macrob. Sat. I 16 $ 11!: Quapropter si bos in specum decidisset 
eumque pater familias adhibitis operis liberasset, non est visus 
ferias polluisse. 

Arbeiten zur Abwendung eines drohenden Einsturzes: Macrob. 
Sat. IT 16 8 11: .. nec ille qui trabem tecti fractam fulciendo 
ab imminenti vindicavit ruina. 

Bei der landwirtschaftlichen Arbeit nehmen die Ausnahmen 
einen so großen Umfang ein, daß das Verbot der Arbeit be- 
schränkt bleibt: 

auf die Arbeit, die sich auf daserstreckt, 
wasunter der Erdeist (ea quae sub terra sunt). Serv. 
ad Verg. Georg. I v. 272: ... ea die festo sine piaculo dicunt 
posse fieri, quae supra terram sunt. Ueber die religiösen Vor- 
stellungen, die hiermit verbunden sind, zu vgl. August. IV 8°; 
Plin. n. h. 8,23. Das Verbot betrifft sonach in erster Linie 
das Pflügen, Säen und Einpflanzen. Columella de re rust. II 
22: sed iuncto advehere non permittitur, nec apportata serere 
neque terram aperire, neque arborem collucare... 

auf das Einernten landwirtschaftlicher Güter; 
gleich ob diese Erträgnisse des Bodens oder des Viehbestandes 
sind. Columella de re rust. Il 22: ... sed ne sementem qui- 
dem administrare, nisi prius catulo feceris; nec foenum secare, 
aut vincire, aut vehere; ac ne vindemiam quidem cogi per reli- 
giones pontificum feriis licet; nec oves tondere, nisi prius catulo 
feceris. .... Pellibus oves vestiri non licet. 

Die era erstrecken sich auf den pater familias und dessen 


! Vgl. Matth. 12, 2; Luc. 14, 5. 

?2 Augustin. de civitate Dei IV, 8: Sata frumenta quamdiu sub terra 
essent, praepositam voluerunt habere deam Sejam: cum vero iam super 
terram essent et segetem facerent, deam Segetiam: frumentis vero collectis 
atque reconditis, ut tuto servarentur, deam Tutelinam praeposuerunt. 

3 Plin. n. h. 8, 2: Hos enim deos tunc maxime noverant, Seiamque & 
serendo, Segestam a segetibus appellabant, quarum simulacra in circo vi- 
demus. Tertiam [wohl Tutelina] ex his nominare sub tecto religio est. — 
Varro de ling. lat. $ 163. 
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Arbeitskräfte, soweit sie vom sakvalen Rechte als zur familia 
gehörig anerkannt werden. Das ist bei den Sklaven und den 
boves der Fall, die in solenner Form per aes et libram erworben 
zu werden pflegen, im Gegensatze zu den übrigen weniger wert- 
vollen Haustieren, deren Erwerb in der Regel formlos und nicht 
öffentlich geschieht, und die dann unter den Begriff pecunia 
fallen!. Hiernach dürfen die boves an den feriae nicht zum Be- 
arbeiten des Bodens verwendet werden, sondern nur zu den an diesen 
Tagen zulässigen Transportarbeiten, während die übrigen Haus- 
tiere unter der Voraussetzung, daß sie nicht zur familia gehören, 
frei verwendbar sind. Cato de re rust. c. 138: Boves feriis con- 
jungere licet, haec licet facere: arvehant ligna, fabalıa, frumen- 
tum, quod non daturus erit. mulis, equis, asinis feriae nullae, 
nisi si in familia sunt. 

Columella de re rust. II c.22:.... M. Porcius Cato mulis, 
equis, asinis nullas esse ferias dixit; idemque boves permittit 
coniungere lignorum et frumentorum advehendorum causa. Nos 
apud pontifices legimus, feriis tantum denicalibus mulos iungere 
non licere, caeteris licere. 

Die kultische Bedeutung des Verbots der Arbeit ergibt sich 
aus seinem Ursprunge. Wie bei dem ordentlichen Opfer die 
Opfergabe, meist Erträgnisse der Haus- und Landwirtschaft, von 
der Gesamtheit der Opfergemeinschaft als Zeichen der Dankbar- 
keit und Ehrfurcht der Gottheit dargebracht werden, so soll das 
Aussetzen der Arbeit, das Aufhören des Kampfes mit der Natur 
ein vom gesamten Volke der Gottheit erstatteter Dank sein. 
Opfergaben sind nicht nur die Erzeugnisse der Haus- und Land- 
wirtschaft, sondern die Tätigkeit selbst, der diese Erzeugnisse ihre 
Entstehung verdanken. Die Arbeitsruhe soll ein Zeichen der 
Festfreude und des Dankes sein, und der Verzicht auf die Ar- 
beit nicht zur drückenden Last und bitteren Entbehrung werden. 
Dem Verbote der Arbeit bei den feriae honorariae liegt jeder 


! Vgl. Karlowa, Röm. Rechtsgesch. II1 S. 75, 356. Mommsen, Gesch. 
des röm. Münzwesen. 8. 1711. 
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asketische Gedanke fern. 

Ist der Gedanke der Ruhe (silentium), des Vermeidens von 
Geräusch, als Ausdruck der Andacht den Römern nicht völlig 
fremd !, findet er sich insbesondere als Begleiterscheinung des 
Opfers in dem Sinne, daß jedes nicht mit dessen Zwecken ver- 
einbare Geräusch verstummen soll?, so tritt er doch als Merk- 
mal der Festtagsfeier zurück. Keine Tätigkeit ist an den feriae 
um ihres Geräusches willen verboten. Ein Beispiel bietet der 
an den feriae zulässige, nicht wenig geräuschvolle Marktverkehr. 

Wenn es bei Columella de re rust. II 22 heißt: . . Feriis 
publicis hominem mortuum sepelire non licet. .., so erklärt sich 
das nicht aus dem mit den Beerdigungen verbundenen Geräusch, 
sondern aus dem Gegensatze der feriae denicales zu den feriae 
publicae. Wie das Grab durch die Beerdigung zu einem locus 


! Serv. ad Aen. 1, 730: Apud Romanos etiam cena edita sublatisque 
mensis primis silentium fieri solebat, quoad ea, quae de cena libata fuerant, 
ad focum ferrentur et in ignem darentur, ac puer deos propitios nuntiasset, 
ut diis honor haberetur tacendo .. que nos cum intercessit inter cenandum 
Graeci quoque Ye@v napovolav dieunt. Marg.R.St. Bd. 3 S. 126. Im Tempel, 
der Wohnung der Gottheit, soll eine feierliche Stille herrschen. Quinctilian. 
decl. 265: in templo vero, in quo verbis parcimus, in quo animos compo- 
nimus, in quo tacitam etiam mentem nostram custodimus. 

?2 Um jede Störung durch die äußere Umgebung zu vermeiden, bläst 
während des Opfers der tibicen, und damit nicht ein unvorsichtiges Wort 
zum Omen werde, stehen die Teilnehmer in ehrfurchtsvollem Schweigen. 
Margq.R.St. Bd. 3 8.76. Plin. n. h. 28, 11: tibicinem canere ne quid aliud 
exaudiatur. Festi ep. p. 222: Parcito linguam in sacrificiis dicebatur, i. e. 
coerceto, contineto, taceto. Cic. de dıv. 2,40, 83; Seneca de vit. beat. 26: 
Favete linguis. Hoc verbum non, ut plerique existimant, a favore trahitur, 
sed imperatur silentium, ut rite peragi possit sacrum, nulla voce mala ob- 
strepente. Es rief der Herold: Hoc age! Plut. Numa 14: ötav &pxwv rrpög 
öpviarv 7 Yoclaıs dtarpißy, Bowarv’ "On äys. ompaiver dE N pywvn. Toöto npäcce 
SUVETLOTPEPOUOR Aal AaTanoconodon Todg rpooruyyavovrag. Plut. Coriolan. 25. 
usw. Ueberall wird aber in erster Linie an das durch die Teilnehmer un- 
mittelbar, insbesondere durch iurgia et litia, nicht an das durch ihre Arbeit 
verursachte Geräusch gedacht. Während es bei Ovid Fasti I, 73 heißt: 
Lite vacent aures, insanaque protinus absint iurgia, differ opus, livida 
turba, tuum, spricht Fest. ap. Paul. 1. XIV p. 224 (s. oben 8. 227 Anm. 2) 
nicht von opus audire, sondern von opus videre. 
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religiosus wird und die Personen, die an ihr teilnehmen, vor er- 
folgter Lustration von der Vornahme gottesdienstlicher Handlungen 
ausgeschlossen sind, so gilt die durch die Beerdigung bean- 
spruchte Zeit als zum Dienste der oberirdischen Götter unge- 
eignet. Die feriae denicales sind daher mit den feriae publicae 
unvereinbar. Cic. de leg. II 22, 55: Eas (ferias denicales) in eos 
dies conferri ius, ut nec ipsius (domus) neque publicae feriae 
sint, .. . 
II. 

Wie die Opfernden durch das Opfer in Beziehung zur Gott- 
heit treten, so durch das Opfermahl in Beziehung zueinander. Es 
gilt hier im wesentlichen dasselbe, was Wellhausen von dem 
jüdischen Opfermahle sagt (Prolegomena zur Geschichte Israels 
1899 S. 71): „Durch das Mahl bei Jahwe wird eine Bundesge- 
meinschaft einerseits zwischen ihm und den Gästen, andererseits 
zwischen den Gästen untereinander gestiftet, welche für die Opfer- 
idee wesentlich ist. Jede Tischgemeinschaft umschließt ein Band 
des Friedens. Die frohe Stimmung des Mahls, das Gefühl der 
Zusammengehörigkeit, vor allem das Bewußtsein der Nähe der 
Gottheit, deren Schutz sich über die um sie Vereinten breitet, 
hebt die Gegensätze des täglichen Lebens und verbindet die 
Glieder zu einem durch die religiöse Weihe geheilisten Bunde. 
Innerhalb dieses Bundes sind Feindschaft, Zwang und Gewalt 
verboten. Diese würden, der Gottheit verhaßt, als Fluch auf 
der Gesamtheit lasten“!. Das bringt am deutlichsten Val. Max. 


ı Auf die Nähe der Gottheit ist das Verbot zurückzuführen: Festi ep. 
p. 82: Exesto, extra esto. Sic enim lictor in quibusdam sacris clamitabat 
hostis, vinetus, mulier, virgo exesto. scilicet interesse prohibebatur. Der 
Zweck des Opfers gilt als verfehlt, wenn das Opfertier nicht aus freien 
Stücken an den Altar herantritt, entflieht oder herbeigetragen werden muß. 
Macrob. Sat. 8, 5 $ 8: Observatum est a sacrificantibus ut, si hostia quae 
ad aras duceretur fuisset vehementius reluctata ostendissetque se invitam 
altarıbus admoveri, amoveretur, quia invito deo offerri eam putabant... 
Serv. ad Virg. Aen. 9, 624: quotiens enim victima reluctabatur, ostendebat 
se improbari. Contra Lucanus (7, 165): Discussa fugit ab ara Taurus. Vgl. 
Plin. n. h. 8, 183 und weitere Belege in Marq.R.St. Bd.3S. 180 Anm. 6. 
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2,1,8 zum Ausdruck: convivium etiam sollemne maiores insti- 
tuerunt idque Charistia appellaverunt, cui praeter cognatos et 
affines nemo interponebatur, ut, si qua inter necessarias personas 
querela esset orta, apud sacra mensae et inter hilaritatem ani- 
morum et fautoribus concordiae adhibitis tolleretur. 

Das gleiche, wie bei dem Opfermahle, gilt bei den auf grie- 
chischen Einfluß zurückgehenden, dem Opfermahle verwandten 
Liektisternien. Auch hier ist es die Nähe der Gottheit, die 
‘Frieden gebietet, Gefesselten die Freiheit gibt und Fremden wie 
Bekannten gastlich das Haus öffnet. Liv. V 13. Bei einem 
solchen Mahle ist es gewesen, wo der ältere Scipio Africa- 
nus unter den Augen des Gottes, dem er sein Leben lang ge- 
dient hatte, die Feindschaft gegen den Vater der Gracchen in 
einen Freundschafts- und Verwandtschaftsbund umgewandelt hat!. 

Der Gedanke des Friedens verbindet die der Kultgemein- 
schaft angehörenden Glieder zu einer der Familie nachgebildeten 
Einheit?. 

Das Gebot des Friedens wird, wie das Verbot der Arbeit, 
von den einzelnen kultischen Handlungen zeitlich und örtlich 
losgelöst, abstrakte Begleiterscheinung der dem Dienste der Gott- 
heit geweihten Zeiten. Als Friede gilt das Freisein von allem 
Zwange. In diesem Sinne heißt es bei Macrob. Sat. I, 15 8 21: 

— ferlis autem vim cuiquam fieri piaculare est. 
Ob das Verbot in dieser Allgemeinheit bereits in den libri 


ı Hartung I 8. 164. 

?2 Die sodales stehen unter sich in einer gesetzlich anerkannten neces- 
situdo, wie die cognati und affines. Festi ep. p. 296: Sodales dicti, quod 
una sederent et essent vel quod ex suo datis vesci soliti sint vel quod inter 
se invicem suaderent quod utile esset, Festus p. 297 b. Q. Cicero de pet. 
cons. 5, 16: Sed tamen qui sunt amici ex causa iustiore cognationis aut 
affinitatis aut sodalitatis aut alicuius necessitudinis, iis carum et jucundum 
esse maxime prodest. Vgl. Mommsen de coll. 8. 2 ff. Ein Mitglied darf 
gegen das andere weder als Ankläger in einer Kriminalsache auftreten, 
noch patronus des Anklägers werden, wenn der Angeklagte sein sodalis ist. 
Marg.R.St. Bd. 3 8. 137. Cic. pro Coel. 11, 26; Lex repetund. (C. 1. L. I 
198) 9, 10. 
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pontificii gestanden hat, muß dahingestellt bleiben. Jedenfalls 
finden sich schon in dem alten Sakralrechte eine Reihe nur 
durch den Grundsatz des Friedens zu erklärender Einzelvor- 
schriften. Verboten ist an den feriae 

il. der Krieg. Er ist ein gegen fremde Völker geübter 
Zwang. 

Fest. ap. Paul. lib. XIV p. 226: dies proeliares appellantur, 
quibus fas est hostem bello lacessere. Erant enim quaedam 
feriae publicae, quibus nefas fuit id facere. 

Macrob. Sat. IT 16 8 15: ... proeliares autem omnes, qui- 
bus fas est res repetere! vel hostem lacessere. 

Das Verbot des Kriegs bleibt auf den Krieg beschränkt, 
der dem Gegner aufgezwungen wird. Zulässig ist der vom Gegner 
aufgezwungene Krieg. Er ist Notwehr. 

Macrob. Sat. 1, 16 $ 20: Sciendum est tamen eligendi ad 
pugnandum diem Romanis tunc fuisse licentiam si ipsi inferrent 
bellum: at cum exciperent, nullum obstitisse diem, quo minus vel 
salutem suam vel publicam defenderent dignitatem. 

Nicht recht glücklich sucht Columella de re rust. II 22 die 
Beschränkung des Verbotes vom Gesichtspunkte des opus novum 
zu begründen: Alii hoc secundum augurale .... tradunt, quod 
etiam in bello observetur, ne novum negotium incipiatur. 

2. Die Abhaltung von Komitien zur Erlangung 
neuen Rechtes, eines Magistrats oder eines Strafurteils, weil in 
ihnen mit Suffragien gekämpft wird ?. 

Zulässig dagegen sind: 

Sitzungen des Senats, „dessen gütliche Beratungen 
man eher den Handlungen der freiwilligen, als der streitigen Ge- 
richtsbarkeit analog betrachten mochte“ (Hartm.R.G. $14S. 115; 
Belege daselbst S. 116 Anm. 25). 

Die Berufung einer concio. Die concio endete 


! Varro 1. 1. V 15, 86: Per hos (fetiales) fiebat ut iustum conciperetur 
bellum.... Ex his mittebantur, anteguam conciperetur, qui res repeterent. 
® Hu.R.J. S. 236. 


Förster, Römisch rechtliche Grundlagen der Sonntagsruhe. 939 


nicht mit der Abstimmung über einen Antrag. Sie ist nur dazu 
bestimmt, eine Mitteilung des Magistrats oder der Redner, denen 
jener das Wort gibt, entgegenzunehmen (Hartm.R.G. 83 8.31). 

3. Das viros vocare. Es stellt sich als eine gegen 
die Untertanen des Staates geübte Zwangshandlung dar. 

Serv. ad Virg. Aen. X 241: Viros vocari significat eos, qui 
necessitate in bellum, non voluntate conveniunt. 

Macrob. Sat. I. 16 $ 19: Vitabant veteres ad viros vocan- 
dos etiam dies qui essent notati rebus adversis: vitabant etiam 
fertis sicut Varro in Augurum libris scribit in haec verba: Viros 
vocare feriis non oportet: si vocavit, piaculum esto. 

4. Die Vollstreckung von Strafen, insbe- 
sondere der Todesstrafe!, 

Seneca Oontrov. Except. V 4: diebus festis intercedentibus 
poena ex lege dilata est. 

Tacit. Annal. IV 70: Quem enim diem vacuum poena ubi 
inter sacra et vota, quo tempore verbis etiam profanis abstinere 
mos esset, vincla et laqueus inducantur ? 

Sueton. Tit. c. 61: Nullus a poena hominum cessavit dies, 
ne religiosus quidem ac sacer. 

5. Die in ius vocatio. Nie ist die zwangsweise Vor- 
ladung des Prozeßgegners?. 

Plaut. Oasina prol. v. 23 sq.: 

Eicite ex animo curam atque alienum aes 


ı Wie die der Gottheit geweihte Zeit gilt auch der der Gottheit ge- 
weihte Ort zur Vollstreckung von Strafen für ungeeignet. Tempel und 
Altäre sind für Verbrecher Asylstätten. — Als am Tage der plebeischen 
Spiele ein Hausvater seinen Sklaven früh morgens über die Rennbahn 
peitscht, offenbart sich der Gott einem Bürger im Traume, und es macht 
sich, um das Greuel zu sühnen, eine Wiederholung der Spiele nötig. Liv. 
2, 36. Vgl. auch Plautus-Mostellaria Act. V, 1. vs. 1094. 

? „Si in ius vocat, ito. Ni it, antestamino: igitur em capito.“ Gai. 
inst. IV, 183: In summa sciendum est, eum, qui experitur, in ius vocare 
oportere et eum, qui vocatus est, si non sequitur, sine auctoritate praetoris 
posse secum ducere. Näheres zu vgl. Keller-Wach, Röm. Civilproz. $ 46; 
B.H. 18 28 Anm. 33 S. 86; Mommsen, Röm. Gesch. I S. 885. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XX. 2. 16 
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ne quis formidet flagitatorem suom: 

ludi sunt, ludus datus est argentarlis 
tranquillum est, Alcedonia sunt ceircum forum ; 
ratione utuntur, ludis poscunt neminem, 
secundum ludos reddunt autem nemini... 

6. Die iurgia et litia! Sie bezeichnen die streitige 
Gerichtsbarkeit in jedem Prozeßstadium: in iure und in iudicio. 
Es bleibt sich gleich, ob es sich um ein Verfahren vor dem 
Magistrate, den judicia publica oder privata handelt?. Bei (ic. 
pro Coel. 1 heißt es schlechthin: omnibus negotiis forensibus 
intermissis. Wesentlich ist den iurgia et litia der Kampf um 
das Recht, der Versuch, im Wege des Rechtes den Widerstand 
des Gegners zu brechen. 

Cic. de leg. 11 8 8 19: Feriis iurgia amovento. 

Ibid. 12 $ 29: Feriarum festorumque dierum ratio in liberis 
requietem habet litium et iurgiorum. 

Ovid. Fasti I 73: Lite vacent aures, insanaque protinus ab- 
sint iurgia, differ opus, livida turba, tuum, 

Im Gegensatze zur iurisdictio litigiosa ist zulässig die un- 
streitige legis actio, alle freiwilligen Rechtsgeschäfte einschließ- 
lich der Schiedsgerichte (l. 36, 40 D de rec. 4, 8) und die bloße 
postulatio (l. 36, 40 D de rec. 4, 8). 

Paul. II 25, 3: Emancipatio etiam die feriato fieri potest. 

l, 2 pr. D de off. Procons. 1, 16 Marcian: ... habent iuris- 
dietionem, sed non contentiosam, sed voluntariam: ut ecce manu- 
mitti apud eos possunt tam liberi quam servi et adoptiones fieri. 

Insbesondere die emancipatio und manumissio, die die durch 
sie Betroffenen von einem Gewaltverhältnisse lösen, stehen mit 


ı Hartung I S. 189. 

2 Wegen des Kriminalverfahrens zu vgl. Hartm.R.G. S. 60 Anm. 18. 

® Zu vgl. Cie. de div. I, 45 $ 102: in feriis imperandis (scil. imperaba- 
tur), ut litibus et iurgiis se abstinerent. Liv. 5, 18: iurgiis ac litibus 
temperatum. Liv. 38, 51: itaque quum hodie litibus et iurgiüs supersederi 
aeguum est. Ovid Fasti I, 165. Sueton. Claud, c. 14, Gell.n.a. XVI, 1081. 
lsidor. de nat. rer. c. 1. 
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dem Wesen der feriae im Einklange. Paul. sent. II 25 8 3: 
Emancipatio etiam die feriato fieri potest. Man scheint sie da- 
her an diesen Tagen mit Vorliebe vorgenommen zu haben’. 
Plin. h. n. XVII 6 S 40: Inde illa reliqua oracula: malum 
patrem familias, quisquis interdiu faceret, quod noctu posset, nisi 
in tempestate coeli; peiorem, qui profestis diebus ageret, quod 
feriatis deberet; pessimum, qui sereno die sub tecto potius ope- 
raretur, quam in agro. 

6. Die Sklavenarbeit. | | 

Cic. de leg. II 8 8 19: Sacra sollemnia obeunto. feriis iur- 
gia amovento easque in famulis operibus patratis habento. 

Cic. de leg. Il 12 8 29: Tum feriarum festorumque dierum 
ratio in liberis requietem habet litium et iurgiorum, in. servis 
operum et laborum; quas conpositio anni conferre debet ad per- 
fectionem operum rusticorum. 

Das Verbot der litia et iurgia auf der einen und das Ver- 
bot der Sklavenarbeit auf der anderen Seite erklärt sich aus 
den sozialen Verhältnissen der römischen Zeit. Die litia et iur- 
gia wie die Sklavenarbeit werden nicht in ihrer rechtlichen und 
wirtschaftlichen, sondern beide in der psychologischen Bedeutung, 
jene als die nach Zwang strebenden und diese, als die auf Zwang 
beruhenden Handlungen verstanden. Die Sklavenarbeit unter- 
scheidet sich von der Arbeit der Freien durch den Zwang. Sie 
bildet in diesem Sinne das wesentliche Merkmal der Sklaverei. 
Wenn von den Sklaven an den feriae keine Arbeit gefordert 
wird, so sind sie während dieser Zeit von dem Zwange der 
Knechtschaft befreit. 

7. Das Heiraten einer Jungfrau. 

Macrob. Sat. I 15 821: .... feriis autem vim cuiquam fieri 
piaculare est: ideo tunc vitantur nuptiae, in quibus vis fieri vir- 
gini videtur. 

Dem Verbote liegt der Gedanke zugrunde, daß sich eine 


! In späterer Zeit werden namentlich häufig erwähnt die Manumissionen 
zur Feier des ersten Januar. Belege Hartm.R.G. $ 7 S. 61 Anm. 25. 
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Witwe freiwillig dem Manne hingibt, eine Jungfrau aber unter 
Zwang und Schmerzen erliegt. 

Plut. q.r. 29: ”H BovAovrar Soxeiv eiorEvaı BraGopevas obx Exoboas, 
Enov pEidovor Stadberv tiv rrapdreviav!. Fest. p. 289: Rapi simu- 
latur virgo ex gremio matris. Eine ausführliche Begründung gibt 
Plut. q. r. 105: Aı& tiva aittav ev taig Önpoalaus Eoprais Eos 00% 
Eot. yanelodaı rrapdevoug, al ÖE ylipaı yapodvrar; rötepov, Ws © 
Bappwv eipnxev, ötı Aunobpevar nEv al napdevor Yapobvrar, Xalpovozt 
SE al yvuvaines* Eoprt GE del uNöEV Aurioupe&voug TOLElv NE pog Avay- 
ANV5 N PÄoV öt Tais pEv mapdevois AaAdv fin OAlywv, Taxis ÖE 
yhpaıs aloxpdv noAAMv övrwv yanziahaı, ... N öTı anal Tag Zaßlvov 
Yuyarepas dpracavres Ev EoptTj napdevoug olcas, Eic TOAEROV KATE- 
ornoav, Ekorwvioavto yanelv rapbevoug Ev lepais Nluepauc. 

Unrichtig und geschmacklos ist der Vergleich Macrob. Sat. 
I 15 8 21: Sed Verrium Flaccum iuris pontificii peritissimum 
dicere solitum refert Varro, quia feriis tergere veteres fossas 
liceret, novas facere ius non esset, ideo magis viduis quam vir- 
ginibus idoneas esse ferias ad nubendum. 

Das Verbot der Arbeit und des Zwanges richtet sich an den 
Staat und an die einzelnen im Staate. Ein allgemeines Verbot, 
daß an den feriae alle Staatsgeschäfte ruhen sollen, ist ebenso- 
wenig wie ein an die einzelnen gerichtetes Gebot völliger Arbeits- 
ruhe bekannt. Staatsgeschäfte, soweit sie sich nicht als produk- 
tive Arbeit oder als ein gegen Dritte oder Untertanen geübter 
Zwang darstellen, sind zulässig. So steht nichts entgegen, daß 
an feriae publicae universi populi Sitzungen des Senats gehalten 
werden, dessen gütliche Beratungen man eher der freiwilligen, 
als der streitigen Gerichtsbarkeit analog betrachten mochte °. 
Aber auch insoweit das sakrale Recht Staatsgeschäfte verbietet, 
sind doch die im öffentlichen Interesse? gebotenen 


! Vgl. Plut. Rom. 15. 

® Hartm.R.G. $ 14 S. 115. Er gibt S. 116 in Anm. 25 verschiedene 
Beispiele. 

® Ob bereits der Gesichtspunkt des Öffentlichen Interesses in der Be- 
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Geschäfte zuläsig. Von dem Grundsatze, daß alle zwei- 
seitigen Kriminalverhandlungen (jurgia et litia) verboten sind, 
führt Hartmann folgende Ausnahmen auf die Staatsgefährlich- 
keit der Vergehen zurück !: 

a) das Verbrechen der vis, falls dasselbe gegen 
die respublica selbst begangen war (Cic. pro Üoelio c. 1 
81, c. 29 $ 70; de Harusp. Resp. c. 8 8 15); 

b) das wegen des staatsgefährlichen Charakters mit be- 
sonderer prozessualer Strenge verfolgte Verbrechen der 
Sodalicien (arg. Cic. pro Plancio c. 34 8 83; vgl. auch 
wegen des hier erwähnten früheren, während der Spiele geführ- 
ten Prozesses Schol. Bobbiens. in Cie. pro Plancio c. 16, I, Or. 
V2p. 262); 

c) die quaestio wegen der caedesin via Appia 
facta, welche, nachdem der Staat die betreffenden Vorgänge 
als contra rem publicam geschehen bezeichnet hatte (Cic. pro 
Milone c. 5 $ 13), kraft der lex Pompeia extra ordinem abge- 
halten wurde (Schol. Bob. in Milon. arg. et c. 5 (Or. V 2 p. 276, 
281, 282; vgl. Cie. pro Mil. c. 6 $ 14). 

Bei allen diesen Fällen ist hervorzuheben, daß das sakrale 
Recht, wenn auch nicht ausdrücklich, so doch stillschweigend 
das Öffentliche Interesse an Vornahme einer Handlung als Aus- 
nahme seines Verbotes anerkennt, nicht aber selbst bestimmt, 
welche Geschäfte im öffentlichen Interesse liegen. Diese Bestim- 
mung ist unmittelbar Ausfluß des imperium, gehört also nicht 
mehr dem sakralen, sondern öffentlichen Rechte an. Damit ist 
zugleich für den Staat die Möglichkeit gegeben, die vom sakra- 
len Rechte aufgestellten Schranken je nach Bedürfnis zu durch- 
brechen. 


stimmung Cato de re rust. c. 2, 4: Per ferias potuisse .. .. viam publicam 
muniri zu finden ist, muß dahingestellt bleiben. 

! Hartm.R.G. $ 15 S. 126 Aum. 14; vgl. auch 8 7 S. 60 Anm. 18 und 
Cic. Verr. act. 1, 10, 31; 11, 34 lib. 2, 52, 130 ad famil. 8, 8, 1 Horat. ep. 
1, 5, 8 mit den Scholiasten. 
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Faßt man das Verbot der Arbeit und des Zwanges als die 
wesentlichen Merkmale der feriae zusammen, so lassen sie sich 
nach Ursprung und Bedeutung als die an diesen Tagen gebotene 
Negation des Profanen bezeichnen '. Sind sonach die sakralen 
Ferien ihrem Ursprunge nach Begleiterscheinung der einzelnen 


_ kultischen Handlung, so begegnen sie in der in den libri ponti- 


fieii überkommenen Form als selbständiger Bestandteil des Kul- 
tus und reihen sich als solcher den übrigen Bestandteilen des 
Kultus: sacrificia, epulae und ludi als gleichartiges Glied an. 

Macrob. Sat. 116 $ 3: Festis insunt sacrificia epulae ludi 
feriae.... 8 4: Sacra celebritas est vel cum sacrificia dis of- 
feruntur vel cum dies divinis epulationibus celebratur vel cum 
ludi in honorem aguntur deorum vel cum feriae observantur. 

Sie bilden im Gegensatze zu diesen durch ihre Gleichartig- 
keit den wesentlichen Unterschied der dies festi von den dies 
profesti. | | 

Serv. ad Virg. I 268: Sunt enim aliqua, quae si festis die- 
bus fiant, ferias polluant. 

Fest. 16 p. 253: diem profestum diem sine feriis esse. 

Plin. n. h.6 840: peiorem (esse) qui profesti diebus ageret, 
guod feriatis deberet. 

 Taeit. Annal. XIII 41: oportere dividi sacros et negotiosos 

dies, quis divina colerent et humana non impedirent. 

Sie treten schließlich in dem Maße in den Vordergrund, 
daß der Ausdruck feriae allgemein für dies festi gebraucht wird, 
indem man die Gesamtheit der den dies festi zukommenden 


! Fest. 16 p. 253: Profanum est quod fani religione non tenetur. Ma- 
crob. Sat. IU, 3 $ 2: Sacrum est, ut Trebatius libro primo de religionibus 
refert, quiequid est quod deorum habetur....8& 3: Profanum omnes paene 
consentiunt id esse quod extra fanaticam causam sit, quasi porro a fano 
et a religione secretum. ... $4: Eo accedit quod Trebatius profanum id 
proprie diei ait quod ex religioso vel sacro in hominum usum proprietatem 
conversum est... . Serv. ad Verg. Aen. XII, 779: Docuit profanum esse quod 
a religione in usum hominum transit. Von fanum wird abgeleitet fanare 
— weihen. Zu vgl. Marqg.R.St. Bd. 3 S. 148. 
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Eigenschaften im Auge hat. Andererseits findet sich der Ver- 
zicht auf das Profane in der Weise als selbständige kultische 
Pflicht von den übrigen sakralen Handlungen losgelöst, daß es 
Zeiten gibt, an denen wohl das Verbot des Profanen gilt, nicht 
aber die positiven Handlungen des Kultus geboten sind, die 
feriae also nicht zugleich dies festi sind, wie Zeiten, die trotz 
der positiven kultischen Handlungen nicht zu den feriae gerech- 
net werden. 

So sind die feriae saturnalium nur zum Teil dies festi. 

Macrob. Sat. I 11 8 50: Ideo Saturnalibus — coepta cele- 
britas septem occupat dies, quos tantum feriatos facit esse, non 
festos omnes, | 

Die nonen wiederum sind dies festi!, nicht aber feriae®. 

Das Verbot der Arbeit und des Zwanges ist fas nicht ius?. 
Eine Uebertretung des Verbotes macht die Rechtshandlung da- 
her nicht nichtig, sondern stellt sich als nefas, d.h. als sakrales 
Delikt dar. Das Sakralrecht unterscheidet zwischen doloser 
und nicht-doloser Uebertretung. | 

Wer das Verbot absichtlich übertritt, ist inexpiabel. Er ist 
impius, und eine Sühne ist ausgeschlossen. Wer es dagegen 
nicht absichtlich übertritt, vermag die Uebertretung durch eine 


! Gato de re rust. c. 143; Gell. n. a. I, 24 8 14; Plut. q. R. c. 25. 

®? Macrob. Sat. I, 15 $ 21 u. 22; 16 $ 28; Ovid. Fasti I, 55—5°7. Vgl. 
Hartm.R.G. $ 1 S. 13 Anm. 16. 

® Isidor. V, 2, 2: Fas lex divina est, ius lex humana. 

* Gell. X 24 83: Satis autem erit perpetuae veterum consuetudinis de- 
monstrandae gratia verba solemnia praetoris ponere, quibus more maiorum 
ferias concipere solet, quae appellantur Compitalia. Ea verba sunt haec: 
die noni populo Romano Quiritibus Compitalia erunt, quando concepta 
fuerint, nefas. 

5 Isid. or. 10, 131: Inexpiabilis, quod numquam expietur. Cic. de leg. 
1 14 (40): in deos impietatum nulla expiatio est. Itaque poenas luunt non 
tam iudieis — — sed eos agitant insectanturque furiae, non ardentibus tae- 
dis sicut in fabulis sed angore conscientiae fraudisque crueiatu. Cic. de 
leg. II 9 (22): Sacrum commissum, quod neque expiari poterit, impie com- 
missum esto: quod expiari poterit, publice sacerdotes expianto. Varro de 
1. 1. 6, 80. 
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piacularis hostia zu sühnen. 

Macrob. Sat. I 16 $ 10: Praeter multam vero adfirmabatur 
eum, qui talibus diebus imprudens aliquid egisset, porco piacu- 
lum debere; prudentem expiari non posse Scaevola pontifex asse- 
verabat. 

Die Kognition über die Sühnbarkeit und die Erklärung, ob 
jemand impius geworden ist, steht den pontifices zu'. | 

Das piaculum bringt der Schuldige freiwillig dar, ohne daß 
er dazu gezwungen werden kann. „Entsteht durch das Delikt 
eine Schädigung entweder des Staates oder einer Privatperson, 
so wird er allerdings gestraft, aber nicht durch die pontifices, 
sondern im ersten Falle nach Beschluß des Senats durch den 
Konsul, im zweiten durch den Prätor“?. 

Beide Verbote, die sich zunächst in der angegebenen Weise 
auf die der Gottheit geweihten Zeiten erstrecken, finden analoge An- 
wendung bei den der Gottheit geweihten Personen und Sachen. 
Auch sie sind in diesem Sinne feriae. Gell. X 15, 16: Dialis 
cotidie feriatus est. Ä 

Die der Gottheit geweihten Personen sind die flamines und 


die virgines vestales ® und die der Gottheit geweihten Sachen 
die res sacrae*. 


! Ein solches Gutachten der Pontifices wird z.B. in dem Prozesse gegen 
Clodius wegen Entweihung des Festes der Bona Dea eingeholt. Cic. ad 
Attic. I, 13: rem ex senatus consulto ad pontifices relatam idque ab ıis 
nefas esse decretum Plut. Caes. 10; Cic. 28, 29. Geib S. 73f. Vgl. Marg. 
R.St. Bd. 3 S. 257. 313. 

?2 Marg.R.St. Bd. 3 S. 313. | 

3 Pontifex max. capit flaminem, virginem Vestalem. Liv. 27, 8. Gell. 
1 12, 14. Der Pontifex max. kapiert die Jungfrau mit den Worten: Sacer- 
dotem Vestalem, quae sacra faciat, quae ius sciet sacerdotem Vestalem fa- 
cere pro populo Romano Quiritibus, uti quae optima lege fuit, ita te, Amata, 
capio. Gell. 1.1. 8 14 u. 8 19. Vgl. Marq.R.St. Bd. 3 S. 314. S. 337. 

* Macrob. Sat. III 3, 2: Sacrum est, ut Trebatius libro primo de reli- 
gionibus refert, quidgquid est quod deorum habetur. Die Zuweisung an die 
Gottheit erfolgt durch consecratio. Fest. p. 32la: Gallus Aelius sacrum 
esse quocunque modo atque instituto civitatis consecratum sit. Gai. 2, 5: 
Sed sacrum quidem hoc solum existimatur, quod ex auctoritate populi Ro- 
mani consecratum est, veluti lege de ea re lata aut senatus consulto facto. 
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Hiernach gilt: 

A. Das Verbot der Arbeit. 

I. Bei den der Gottheit geweihten Personen: 

a) Den flamines: Der flamen Dialis ist von allen Pflichten 
des bürgerlichen Lebens frei!. Er darf kein Staatsamt bekleiden. 
Ihm geht ein lictor voraus mit den praeciae oder praeclamita- 
tores, auf deren Mahnung jedermann seine Arbeit weglegt, da 
dem flamen Dialis eine Arbeit zu sehen nicht gestattet ist?. 

b) Den virgines vestales, deren Beruf die gleiche Befreiung 
von den Pflichten des profanen Lebens mit sich bringt. | 

II. Bei den der Gottheit geweihten Sachen: 

Sie sind der Verwendung zu profanen Zwecken und damit der 
Arbeit entzogen. 

B. Das Verbot des Zwanges. 

I. Bei den der Gottheit geweihten Personen: 

a) Den flamines®. Der flamen darf keine Fesseln an sich 
haben oder sehen. Deshalb hat er keinen Knoten an seinem 
Anzuge, sondern Spangen?, und selbst sein Ring muß gebrochen 
sein®. Wenn ein Gefesselter sein Haus betritt, ist er gelöst, und 
seine Fesseln werden durch das Impluvium über das Dach auf 
die Straße geworfen’. Der Anblick des bewaffneten Heeres muß 
ihm entzogen bleiben®. Wer seine Knie umfaßt, darf an dem 
Tage nicht geschlagen werden’; selbst sein Haar kann nur ein 
freier Mann abschneiden !". 


! Gellius 10, 15, 7. Festi’ep. p. 89, 10; 106, 4. Serv. ad Aen. 2, 57. 
Marg.R.St. Bd. 3 S. 328 Anm. 4. 

?2 Marqg.R.St. Bd. 3 S. 330. Fest. ap. Paul. 1. XIV p. 224 und 1. XVI 
p. 248. | | 

® Zu vgl. Marg.R.St. Bd. 3 8. 329 £. 

* Gell. 10, 15, 9. 

5 Festi ep. p. 113, 15. Serv. ad Aen. 4, 262. 

6 Gell. 10, 15, 6. Fest. ep. p. 82. 

? Gell. 10, 15, 8. Serv. ad Aen. 2, 57. 

8 Fest. p. 249b 22. Gell. 10, 15, 4. 

® Gell. 10, 15, 10. Serv. ad Aen. 3, 607. 

10 Gell. 10, 15, 11. 
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b) Den virgines vestales!. Jeder Zwang an einer Vestalin 
ist streng verboten. Sie muß jungfräulich sein. Ihr zufälliges 
Begegnen rettet den zur Strafe geführten Verbrecher?; ihre 
Begleitung schützt vor jedem Angriffe? und ihre Fürbitte bietet 
dem Angeklagten mächtige Hilfe dar*. Selbst die Art der an 
ihr vollstreckten Todesstrafe weist auf das Verbot der Gewalt°. 

II. An den der Gottheit geweihten Sachen : 

Da an den der Gottheit geweihten Sachen jede Art von 
Zwang verboten ist, ist an ihnen weder Eigentum — quiritari- 
sches sowenig wie bonitarisches — noch ein ius in re, jenes das 
Recht auf unbeschränkte, dieses das Recht auf beschränkte Herr- 
schaft an einer Sache, ja nicht einmal possessio, die tatsächlich 
geübte Herrschaft über eine Sache möglich. 

Die der Gottheit geweihten Sachen sind daher aus diesem 
wie aus dem oben unter A II aufgeführten Grunde res .extra 
commercium. Gai. 2, 9: Quod autem divini iuris est, id nullius 
in bonis est. Marc. Diag. 1, 8,6 8 2: Sacrae res et religiosa eet 
sanctae in nullis bonis sunt. 


B. Die außerordentlichen feriae. 


(feriae piaculares.) 


Die außerordentlichen Ferien sind die Ferien des Sühne- 
und Läuterungskultus. Sie sind durch ein anormales Verhältnis 
verursacht und vollziehen sich in den außergewöhnlichen Formen 
des Kultus. 

Wie die feriae honorariae sind auch die feriae piaculares 


1 Marq.R.St. Bd. 3 S. 341 f. 

® Plut. Numa 10. | 

® Val. Max. 5, 4, 6. Cic. pro Cael. 14, 34. Suet. Tib. 2. 

* Cie. pro Fonteio 21, 46. Suet. Caes.1. Tac. ann. 11, 32. 

® Dionys. 2, 67; 8, 89. Liv. 8, 15; 22,57. Plin. ep. 4, 11. .Schol. Ju- 
venal 4, 10. Fest. ep. 333b 22. Serv. ad Aen. 11, 206. Plut. Numa 10. 
Fab. Max. 18. q. r. 96. Andererseits findet sich freilich der Brauch, daß 
die schuldige Vestalin gegeißelt (Dionys. 9, 40) und geknebelt wurde 
(Voigt, Leges regiae p. 78 und die dort zitierten Stellen). 
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entweder feriae publicae oder feriae privatae. 

Die feriae publicae werden angeordnet, wenn das normale 
Verhältnis des Staates zu den Göttern eine Störung erleidet, sei 
es, daß ein bestimmtes Vergehen oder auch nur ein religiöses 
Bedenken vorliegt, oder daß Prodigien vorkommen, die immer 
auf Ungnade der Götter schließen lassen!. 

Beispiele verschiedener feriae privatae gibt Macrob. Sat. I 
16 8 8: Sunt singulorum, uti (natalium) fulgurumque suscep- 
tiones, item funerum atque expiationum: apud veteres quoque qui 
nominasset Salutem Semoniam Seiam Segetiam Tutilinam ferias 
observabat: item flaminica quotiens tonitrua audisset feriata 
erat, donec placasset deos. 

Die feriae der einen wie der anderen Art unterstehen der 
Zuständigkeit der pontifices. Da aber die feriae publicae zu- 
meist je nach Lage des Falles angeordnet werden, finden sich 
in den libri pontificii unter den Bestimmungen über die feriae 
piaculares in der Hauptsache nur feriae privatae, insbesondere 
die feriae denicales erwähnt. 

Altferiales Recht geben: 

Cato de agricult. c. 139: Lucum conlucare Romano more sic 
oportet. porco piaculo facito, sic verba concipito: si deus, si dea 
es, quoium illud sacrum est, uti tibi ius est porco piaculo facere 
illiusce sacri coercendi ergo ... dum opus, cotidie per partes 
facito, si intermiseris aut feriae publicae aut familiares inter- 
cesserint, altero piaculo facito. 

Columella de re rust. Ic. 22: 

...... Nos apud pontifices legimus, feriis tantum denicalibus 
mulos jungere non licere, caeteris licere. Hoc loco certum 
habeo quosdam cum sollemnia festorum percensuerim, desidera- 
turos lustrationum, caeterorumque sacrificiorum, quae pro 
frugibus fiunt, morem priscis usurpatum. 

Serv. ad Verg. Georg. I 272: 


ı Marg.R.St. Bd. 3 S. 257. 
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.... . quoniam cautum in libris sacris est, feriis denicalibus 
aquam in pratum ducere, nisi legitimam, non licet, ceteris 
feriis omnes aquas licet deducere. 

Fest. ep. p. 70, 9: 

Denicales feriae colebantur, cum hominis mortui causa familia 
purgabatur. | 

Cic. de leg. II, 22 (57): | 

itaque in eo, qui in nave necatus, deinde in mare proiectus 
esset, decrevit P. Mucius familiam puram, quod os supra 
terram non extaret; porcam heredi esse contractam et haben- 
das triduum ferias, et porco femina piandum; at si in 'mari 
mortuus esset, eadem praeter piaculum et ferias. 

Wie diese Stellen zeigen, wird bei den ferias piaculares 
weder das Verbot der Arbeit noch das des Zwanges hervorgehoben. 
Während letzteres überhaupt unbekannt zu sein scheint, ist er- 
steres als selbstverständlich vorauszusetzen.. Daß auch das den 
feriae piaculares wesentliche Opfer die Mitwirkung der gesamten 
Opfergemeinschaft fordert und von den Pflichten des täglichen 
Lebens entbindet, beweist Gell. XVI, 4, 4!: 

Deinde concipiebatur ius iurandum, ut adessent, his additis 
exceptionibus: ‚nisi harunce quae causa erit: funus familiare 
feriaeve denicales, quae non eius rei causa in eum diem con- 
latae sint, quo is eo die minus ibi esset, morbus sonticus aus- 
piciumve, quod sine piaculo praeterire non liceat, sacrificiumve 
anniversarium, quod recte fieri non possit, nisi ipsus eo die 
ibi sit, vis hostesve, status condictusve dies cum hoste; si cui 
eorum harunce quae causa erit, tum se portridie quam per eas 


— 


! Wie der private erfolgt auch der öffentliche Sühne- und Läuterungs- 
kultus grundsätzlich unter Mitwirkung der Gesamtheit. Liv. 21, 62: Ob 
cetera prodigia libros adire decemviri iussi; quod autem lapidibus pluvisset 
in Picino, novendiale sacrum edictum; et subinde aliis procurandis prope 
tota civitas operata fuit. ITam primum omnium urbs lustrata est, hostiaeque 
maiores, quibus edictum est, diis caesae, et donum ex auri pondo quadra- 
ginta Lanuvium Iunoni portatum est, et signum aereum matronae Iunoni 
in Aventino dedicaverunt etc. Vgl. Liv. 38, 36; 39, 22. 
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causas licebit, eo die venturum adiuturumque eum, qui eum 
pagum, vicum, oppidumve delegerit.‘ 

Das Verbot der Arbeit bei den feriae piaculares ist aber 
in seiner kultischen Bedeutung von dem der feriae honorariae 
wesentlich verschieden. Ihm liegt die wohl durch Einfluß des 
Örients in den römischen Kultus hineingetragene dualistische 
Weltanschauung zugrunde, der bereits bei den dies religiosi 
gedacht worden ist. Sie beruht auf der Vorstellung _ 

an eine oberirdische und unterirdische Macht, beide im (ie- 
gensatze zu einander, jene die Macht des Lichtes und des Le- 
bens, diese die Macht der Finsternis und des Todes; 

an einen Zustand der Reinheit und einen Zustand der Un- 
reinheit, jener der normale, dieser der unnormale!, und im An- 
schlusse hieran 

an eine Macht des Glückes und eine solche des Unglückes. 

Die feriae piaculares sind die Zeiten, in denen die unter- 
irdischen Mächte herrschen, Zeiten der Unreinheit und des Un- 
glücks. Insofern nähert sich das Verbot der Arbeit in seiner 
Bedeutung der Arbeitsruhe bei den dies religiosi. Auf dieser An- 
schauung beruht auch der Gegensatz der feriae piaculares zu 
den feriae honorariae. Zu vgl. die bereits oben besprochene 
Stelle Columella de re rust. II, 22: Feriis publicis hominem 
mortuum sepelire non licet, sowie Cic. de leg. II, 22 (55): 

Jam tanta religio est sepulchrorum, ut extra sacra et gentem 
inferri fas negent esse, idque apud maiores nostros A. Tor- 
quatus in gente Popilia iudicavit. nec vero tam denicales, 
quae a nece appellatae sunt, quia residentur mortuis, quam 
ceterorum caelestium quieti dies feriae nomi- 
narentur, nisi maiores eos, qui ex hac vita migrassent, in 
deorum numero esse voluissent. (sed et) eas in eos dies con- 


! Feuer und Wasser reinigen. Beides findet sich daher im Kultus als 
Mittel der Reinigung. Fest. ep. p. 3: Itaque funus prosecuti redeuntes ig- 
nem supragradiebantur aqua aspersi; quod purgationis genus vocabant suf- 
fitionem. Margq.R.St. Bd. 3 S. 175; Bücheler Umbrica S. 35. 
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ferri ius, ut nec ipsius (domus) neque publicae feriae sint, 
totaque huius iuris conpositio pontificalis magnam religionem 
caeremoniamque declaret; ... | 

Die Arbeitsruhe der feriae piaculares ist aber im Gegen- 
satze zu derjenigen der dies religiosi weniger Folge, als Mittel. 
Sie bezweckt, wie das Sühneopfer! und andere Läuterungshand- 
lungen, die normalen Beziehungen zu den oberirdischen Göttern 
wieder herzustellen und damit den Zustand der Reinheit wie 
des Glückes zurückzuführen. Daher der Ausdruck purgare. 
Aen. p. 53: denicales feriae colebantur, quum hominis mortui 
causa familia purgabatur. Die Arbeitsruhe der feriae pia- 
culares ist gleich der Arbeitsruhe bei den feriae honorariae Be- 
standteil des Kultus. 

Als Mittel der Sühne und Läuterung erhält sie eine ge- 
steigerte Bedeutung im Zusammenhange mit dem jejunium?. Wie 
diesem die Absicht zugrunde liegt, durch eigene Demütigung 
und Entbehrungen das Mitleid der Gottheit zu erwecken und 
ihre Vergebung zu erwirken, so wollen die feriae durch freiwillige 
Beschränkung gleichsam dem Schicksale vorgreifen und durch 
selbstgewählte Sühne die erstrebte Lösung suchen. Die feriae 
zeigen Spuren orientalischer Askese. 

Eine Uebertretung des Verbotes der Arbeit bei den feriae 
piaculares wird, wie es scheint, nicht geahndet, verhindert aber 
die durch die feriae erstrebte Sühne. 


85. 
Feriae im technischen Sinne. 


Ferien im technischen Sinne sind die Zeiten, zu denen der 
ordnungsmäßige Geschäftsgang des Staates in nicht unvorherge- 
sehener Weise ganz oder teilweise ruht. Sie gründen sich auf 


ı Ueber das Piakularopfer zu vgl. Marg.R.St. Bd. 3 8. 257 £. 
2 Liv. 36, 37, 5. Ueber die Betfeste zu vgl. Liv. 21, 62; 36, 37, 5; 35, 
9; 27, 37, 1 u. 4; 29, 14, 4. Vgl. Hartung I 8. 203. 
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ein von der Staatsobrigkeit (imperium) unmittelbar oder mittelbar 
ausgehendes Gebot oder auf tatsächliche von der Obrigkeit in 
ihrer Rückwirkung auf den Geschäftsgang anerkannte Verhältnisse. 


I. 
Die vom Staate gebotenen Ferien. 


Unmittelbar auf dem Willen der Staatsobrigkeit beruhen die 
feriaeimperativae. 
Macrob. Sat. 116 86:.... imperativae (sc. feriae) sunt, 
quas consules vel praetores pro arbitrio potestatis indicunt. 
Ueber ihren Inhalt und Umfang bestimmt der Magistrat. 
Grundsätzlich ruhen alle Staatsgeschäfte, insbesondere die Rechts- 
pflege. 
Cic. de divin. 18 45:.. . ut ‚faverent linguis’ imperabatur 
inque feriis imperandis, ut litibus et iurgiis se abstinerent. 
Ausnahmen kommen vor. Von UOlaudius wird erzählt: 


Suet. Claud. 14:... . laboriosissime dixit etiam suis suorumque 
diebus sollemnibus, nonnumguam festis quoque antiquitus et 
religiosis. 


Die feriae imperativae können sakralen und nichtsakralen 
Charakter haben. Nichtsakralen Charakter haben die zu Ehren 
der Kaiser und der kaiserlichen Familien angesetzten Ferien. 

Tacit.. hist. IV, 40: ... . fasti adulatione temporum foedatı. 

Eine Uebertretung des Gebotes der feriae imperativae ist 
aber in dem einen wie dem anderen Falle eine Verletzung des 
ius publicum und nicht des fas. Mit der Zeit tritt die strenge 
Unterscheidung zwischen den vom Magistrate und den von den 
pontifices gebotenen Ferien zurück, wie sich die Unterscheidung 
des Verfahrens in iure und in iudicio verwischt. Daher heißt 
es bei Suet. Tib. 53: quum diem quoque natalem eius (sc. Agrip- 
pinae) inter nefastos (Gell. 17 quod vulgus imperite nefastos 
dicit) referendum suasisset usw. 

Im Gegensatze zu den feriae imperativae setzt der Magistrat 
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bei den feriae, quae a magistratibus concipiuntur, fest, welche 
Zeiten feriae sind. Er bestimmt dagegen nicht die Art und 
Weise, in der. sie begangen werden. 
Macrob. Sat. I 16 8 6: conceptivae (sc. feriae) sunt quae 
quotannis a magistratibus (vel sacerdotibus) concipiuntur in 
dies vel certos vel etiam incertos ut sunt Latinae Sementivae 
Paganalia Compitalia. | 

Nur so erklärt sich, dab eine Uebertretung des Gebotes der 
feriae imperativae als nefas bezeichnet werden kann. 

Gell. n. a. X, 24, 3: verba sollemnia praetoris — quibus more 
maiorum ferias concipere solet —: ‚quando concepta fuerint, 
nefas’. 

Mittelbar auf dem Willen des Staates beruhen die Ferien 
des sakralen Rechtes. An ihnen wird der ordnungsmäßige Ge- 
schäftsgang nach den bei den sakralen Ferien besprochenen 
Grundsätzen unterbrochen. 


LI. 
Die Ferien auftatsächlicher Grundlage. 


Die Tatsachen, die zu Ferien im technischen Sinne führen, 
sind von den örtlichen und zeitlichen Verhältnissen abhängig. 
Die durch sie hervorgerufenen Ferien finden daher in den ein- 
zelnen Gebieten des Reichs keine einheitliche Regelung. 

l. 4 D. de feriis II, 12: Praesides provinciarum ex consuetudine 
cuiusque loci solent messis vindemiarumque causa tempus 
statuere. 
l. 7 pr. D. de off. Procons. 1, 16: Si aliam quam celebrem 
civitatem vel provinciae caput advenerit, pati debet commen- 
dari sibi civitatem laudesque suas non gravate audire, cum 
honori suo provinciales id vindicent: et ferias secundum mores 
et consuetudinem quae retro optinuit dare. Vgl. B.H. Bd. 2 
S. 176 Anm. 28. 

Sie unterliegen aber auch, wie unten gezeigt werden soll, zu 
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den verschiedenen Zeiten erheblichen Schwankungen. 

Ferien der gedachten Art sind die Hitzeferien. Sie beruhen 
auf dem während der Sommerhitze hervortretenden Bedürfnisse 
zu ruhen. Plin. ep. VIII, 21: Iulio mense, quo maxime lites 
interquiescunt. 

Hierher gehören auch die Ernteferien. Sie beruhen auf 
der Inanspruchnahme der Beteiligten durch andere als dringlich 
anerkannte Aufgaben. 1. 1 pr. de feriis 2, 12 Ulp.: Ne quis 
messium vindemiarumque tempore adversarium cogat ad iudicium 
venire, oratione divi Marci exprimitur, quia occupati circa rem 
rusticam in forum compellendi non sint!. 

In beiden Fällen haben die Ferien nicht den Charakter 
einer Pflicht, sondern einer den Beteiligten gewährten Vergün- 
stigung. 

Die Beteiligten, um derentwillen die Ferien anerkannt wer- 
den, können die sein, von denen die staatlichen Funktionen aus- 
gehen, oder die, auf die sich diese erstrecken. Je nachdem das 
Interesse der Beteiligten der einen oder anderen Art in den 
Vordergrund tritt, sind die Ferien nach Art und Umfang ver- 
schieden. 


A. Die Ferien im Interesse der Personen, von denen die staatlichen 
Funktionen ausgehen. 


Bei der Frage, inwieweit der Geschäftsgang des Staates im 
Interesse dieser Personen ruht, ist von der Unterscheidung aus- 
zugehen, ob die Wahrnehmung der Geschäfte in einer Hand liegt, 
oder das Zusammenwirken einer Mehrheit von Personen fordert. 
Je größer die Zahl der bei Vornahme eines Geschäftes erforder- 
lichen Personen, um so größer die Schwierigkeit, den Gang der 
Geschäfte der Einwirkung der Ferien zu entziehen. Von diesem 
Gesichtspunkte aus erklärt sich die verschiedene Behandlung 
der Ferien bei den Geschäften des Magistrats einerseits und 


! Gell. IX, 15, 1: per feriarum tempus aestivarum decedere ex urbis 
aestu volentes Neapolim concesseramus. B.H. Bd. 2 8. 172, 
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den Geschäften der Volks- und @Gerichtsversammlungen an- 
dererseits. 

a) Die Ferien im Verfahren vor dem Magi- 
strate. 

Die Geschäfte des Magistrats können nach dem Grundsatze 
der Kollegialität in dem von Mommsen verstandenen Sinne! auch 
von einer Person wahrgenommen werden. Der Magistrat wird 
als stets parat, seine Funktionen als keine Unterbrechung erleidend 
gedacht. 

Um diesen Gedanken soweit als möglich praktisch zur Gel- 
tung zu bringen, sieht man’ sich zu einer immer weiter durch- 
geführten Spaltung der ursprünglich in einer Hand vereinigten 
höchsten Gewalt und zur Ausbildung von Gehilfen und Ver- 
tretern genötigt. Dem gleichen Zwecke dient die dem Magi- 
strate während seiner Amtsdauer auferlegte Residenzpflicht. Die- 
sem Grundsatze entspricht es, daß der Geschäftsgang des Ma- 
gistrats keine Unterbrechung zuläßt. Ferien des Magistrats um 
dieses selbst willen sind grundsätzlich ausgeschlossen. 

Wenn ausnahmsweise an den Ferien bestimmte Geschäfte des 
Magistrats in gesetzlich anerkannter Weise ruhen, so erklärt sich 
das aus dem Zusammenhange dieser Geschäfte mit der von den 
Ferien beeinflußten Tätigkeit der Gerichtsversammlungen. 

Nichts zu tun mit den Ferien hat die Teilung der Geschäfte 
in sessiones pro tribunali und sessiones de plano?., Soweit hier 
zeitweise bestimmte Geschäfte ruhen, handelt es sich um Ein- 
haltung einer Geschäftsordnung, nicht um Einstellen der Geschäfte 
überhaupt. 

L. 252 D. quis ordo 38, 15: In bonorum possessione, quae pro 
tribunali datur, illud quaeritur, si sedit quidem praetor pro 
tribunali, sed postulationibus non dedit (sedit: Mommsen) potest 
dici tempus ad bonorum possessionem non cedere, cum praeses 
aliis rebus aut militaribus aut custodiis aut cognitionibus fuerit 


i Mommsen, Röm. Staatsrecht, Bd. 1 8. 27 £. 
? Vgl. Hartm.R.G. S. 227; B.H. Bd. 2 S. 174, insbes. Anm. 44 u. 47. 
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oceupatus. 

b) Die Ferien im Verfahren vor den Volks- 
und Gerichtsversammlungen. 

Die Volks- und Gerichtsversammlungen bilden den Gegen- 
satz zu dem Magistrat. Je mehr sie des Zusammenwirkens einer 
Mehrheit von Personen bedürfen, um so schärfer treten bei 
ihnen die Einwirkungen der Ferien hervor. Mit Bezug auf 
sie nicht aber auf den Magistrat finden sich daher zuerst die 
_ feriae messium vindemiarumque erwähnt. Bei Sueton., Galba 
14 heißt es: Iudicibus .. . . concessum a Ülaudio beneficium, 
ne hieme initioque anni ad iudicandum evocarentur, eripuit!. Die 
starken Rückwirkungen der Ferien auf die alten Volks- und Ge- 
richtsversammlungen sind mit Ursache zur Bildung der quae- 
stiones perpetuae. Die quaestiones perpetuae sind zwar selbst 
Kollegialgerichte, können aber, weil auf eine geringere Zahl von 
Richtern beschränkt, leichter in dringenden Fällen während der 
Ferien zusammen gehalten werden, als die durch ihre große Zahl 
schwerfälligeren Volksgerichte. 


B. Die Ferien im Interesse der Personen, auf die sich die staat- 
| lichen Funktionen erstrecken. 


Von grundsätzlicher Bedeutung ist auch hier die Unter- 
scheidung zwischen dem Verfahren vor dem Magistrat und dem 
Verfahren vor den Volks- und Gerichtsversammlungen. 

a) Die Ferien im Verfahren vor dem Magi- 
strate. 

Wenn ein Aussetzen des Geschäftsganges im Interesse des 
Magistrats unbekannt ist, ist damit nicht gesagt, daß vor dem 
Magistrate überhaupt die Ferien ohne Rückwirkung bleiben. 
Entscheidend ist hier jedoch ausschließlich das sachliche Interesse, 
im Prozesse das Interesse der Parteien. Insoweit dieses ein Aus- 
setzen der staatlichen Funktionen fordert, ruht der ordnungs- 


! Zu vgl. B.H. Bd. 2 S. 172 f., insbes. Anm. 27, 31 u. 38. 
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mäßige Geschäftsgang des Magistrats. Die hier geltenden Grund- 
sätze finden ihren Ausdruck in der oratio divi Marei (siehe unten). 

b) Die Ferien im Verfahren vor den Volks- 
und Gerichtsversammlungen. 

Da die Ferien lediglich durch das eigene Interesse der Volks- 
und Gerichtsversammlungen bestimmt werden !, tritt das Interesse 
der Personen, auf die sich ihre Funktionen erstrecken, insbesondere 
das der Parteien im Prozesse, hinter jenem zurück. Soweit 
Ferien anerkannt werden, ruhen die Geschäfte ungeachtet des 
entgegenstehenden sachlichen Interesses; soweit sie nicht aner- 
kannt werden, haben die Geschäfte ihren Fortgang, auch wenn 
das Interesse der durch sie betroffenen Personen Ferien fordern 
sollte. 


IIE. 


Rückwirkungen der Ferien auf die Art der Ge- 
schäfte des Magistrats und der Volks- und Ge- 
richtsversammlungen. 


Die verschiedene Organisation des Magistrats und der Volks- 
und Gerichtsversammlungen und das durch diese Organisation 
bedingte Verhältnis beider zu den Ferien bleibt nicht ohne Ein- 
fluß auf die Art der ihnen zufallenden Geschäfte. 

a) Der Prätor ist, soweit sich im Zivilprozesse und in der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit ein rasches, durch keine Ferien auf- 
gehaltenes Eingreifen nötig macht, zuständig, die zunächst er- 
forderlichen Vorkehrungen zu treffen. 

l. 2 D. de feriis 2, 12 Ulpianus: Eadem oratione divus Marcus 
in senatu recitata effecit de aliis speciebus praetorem adiri 
etiam diebus feriaticis: ut puta ut tutores aut curatores dentur: 
ut officii admoneantur cessantes: excusationes allegentur: ali- 
menta constituantur: aetates probentur: ventris nomine in pos- 
sessionem mittatur, vel rei servandae causa, vel legatorum, 
fideive commissorum, vel damni infecti: item de testamentis ex- 
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hibendis: ut curator detur bonorum eius, cui an heres exsta- 
turus sit incertum est: aut de alendis liberis parentibus pa- 
tronis: aut de adeunda suspecta hereditate: aut ut aspectu 
atrox iniuria aestimetur: vel fidei commissaria libertas prae- 
standa. 

b) Die Konsuln sind in allen Fällen, in denen im Strafver- 
fahren das öffentliche Interesse ein sofortiges Eingreifen fordert, 
bei Verhinderung der zunächst zuständigen Volks- und Gerichts- 
versammlungen, also insbesondere in den Ferien, berechtigt und 
verpflichtet, die Strafverfolgung und Aburteilung auf eigene Hand 
zu übernehmen. Ihre Zuständigkeit ist, soweit Gefahr im Ver- 
zuge obwaltet, unbeschränkt!. Begründet wird dies mit den all- 
gemeinen Grundsätzen 

Cic. de leg. IH, 3, 8: Regio imperio duo sunto ... . his 

salus populi suprema lex esto. 

Cic. Philipp. XI, 12: Est lex, quam Jupiter ipse sanxit, ut 

omnia, quae rei publicae salutaria essent, legitima et iusta 

haberentur. 


IV. 
Zeitliche Begrenzung der Ferien. 


Ursprünglich bleiben in Rom die Hauptfeste?, und damit 
die Ferien im technischen Sinne auf Frühling und Herbst be- 
schränkt. Sie teilen damit das Geschäftsjahr in zwei Hälften, 
in ein Sommer- und Wintersemester’. 

'Sueton. Claud. 23: Rerum actum divisum antea in hibernos 
aestivosque menses coniunxit®. 


! Vgl. Geib S. 26 £. 

* Zu den Hauptfesten gehören insbesondere die ludi. Ueber diese zu 
vgl. B.H.Bd.2 8.85. Marq.R.St. Bd.3 8.482 f. Nur die ludi publici wer- 
den als feriae im techn. Sinne anerkannt. 

® B.H. Bd. 2 S. 172. 

* Ueber den Ausdruck rerum actus zu vgl. B.H. Bd. 2 S. 171 Anm. 24. 
Hartm.R.G. 8 18 8. 179 £. 


Be u ns la rn. za seen 1 az Eee tan a er or 
a ee a A ee RE en en m 
= Ei Eee we 5 j 


nr Se nn Ba ab I FIRE 


860 Abhandlungen. 


In republikanischer Zeit erweitert sich der Kreis der tech- 
nischen Ferien durch Einfügung neuer Fest-. und Spieltage. 
Diese nehmen in dem Maße überhand, daß eine geordnete Er- 
ledigung der Staatsgeschäfte, insbesondere der durch die Ferien 
am meisten betroffenen Rechtspflege kaum möglich ist. Im Pro- 
zesse führen die Ferien zu einer meist vom Angeklagten gesuch- 
ten Prozeßverschleppung. Ein Beispiel hierfür bietet Cie. Verr. 1,9: 

Reperio, indices, haec ab istis (Verres und seinen Freund 
Hortensius u. a.) consilia inita et constituta, ut res ita ducere- 
tur, ut apud M. Metellum Praetorem (designatum) causa di- 
ceretur rel. c. 10. Nonae sunt hodie Sextiles (5. Aug.). hora 
nona convenire coepistis. hunc diem iam ne numerant quidem, 
Decem dies sunt ante ludos votivos (außerordentliche), quos 
Cn. Pompeius facturus est (15. Aug.). hi ludi dies quindecim 
auferent (30. Aug.). deinde continuo ludi Romani (4.—19. Sept.) 
sonsequentur. Ita prope XL diebus interpositis, tum denique 
se ad ea, quae a nobis dicta erunt, responsuros esse arbitrantur, 
deinde se ducturos et dicendo et excusando facile ad ludos 
Victoriae (27.—31. Oktober). cum his plebeios esse coniunctos 
(4.—17. Nov.), secundum quos aut nulli aut pauci dies ad 
agendum futuri sunt. (Auch die Suturnalien, 17. Dez. folg. 
fielen aus.) Ita defessa atque refrigerata accusatione rem 
integram ad M. Metellum Praetorem (1. Januar) esse ventu- 
ram. 

Abhilfe erweist sich als dringend geboten, Sie zu schaffen 
sucht die Gesetzgebung der Kaiserzeit. In Betracht kommen 
zunächst die unter Augustus erlassenen Leges Juliae iudiciorum 
publicorum et privatorum. Diese vermehren die Zahl der Ge- 
richtstage und vermindern die der Ferien. 

Sueton. Octavian. 32: Ne quod autem maleficium negotiumve 
impunitate vel mora elaberetur, triginta amplius dies qui ho- 
norarlis ludis occupabantur, actui rerum accomnıodarit. 

So werden nur drei Tage der siebentägigen Saturnalien als 
Ferien anerkannt. 
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Macrob. Sat. I, 10 8 4: Sed Mallius ait eos qui se, ut supra 
diximus, Saturni nomine et religione defenderant per triduum 
festos instituisse dies et Saturnalia vocavisse: unde et Augu- 
stus huius, inquit, rei opinionem secutus in legibus iudiciariis 
triduo servari ferias iussit (vgl. B.H. Bd. 2 8. 172 Anm. 30). 
In derselben Richtung bewegt sich die Gesetzgebung der 
folgenden Zeit. 


Claudius. | 
Sueton. Olaud. 23 (vgl. oben). Dio Oass. 60, 17. 
Galba. 
Sueton. Galba 14: Iudicibus ... . concessum a Claudio be- 


neficium, ne hieme initioque anni ad iudicandum evocarentur, 
eripuit. Zu vgl. B. H.Bd. 2 S. 172 £., insbes. Anm. 27, 31 und 38. 


Vespasian. 
Tac. Hist. IV, 40: tum sorte ducti, ... qui... fastos 
adulatione temporum foedatos exonerarent. 
M. Aurel. 


(Oratio divi Marci.) 

Capitolin. Marc. 10: Judiciariae rei singularem diligentiam 
adhibuit: fastis dies iudiciarios addidit, ita ut ducentos triginta 
dies annuos rebus agendis litibusque disceptandis constitueret. 
Zu vgl. B.H. Bd. 2 8. 173. 


8 6. 
Oratio divi Marci. 


Der Umstand, daß die Festsetzung der feriae im technischen 
Sinne, soweit diese auf tatsächlicher Grundlage beruhen, also 
insbesondere die Festsetzung der feriae messium vindemiarumque 
beim Verfahren vor den Gerichtsversammlungen ausschließlich 
unter Berücksichtigung des Interesses der Richter und nicht der 
Parteien erfolgt, ist mit Grund, daß diese, statt sich an die 
ordentlichen Gerichte zu halten, vorziehen, ihre Sache vor pri- 
vaten Richtern zur Entscheidung zu bringen. Der als Richter 
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Gewählte gilt als unmittelbar aus dem Willen der Parteien her- 
vorgegangen. Seiner Stellung zu den Parteien entspricht es 
daher, daß in dem Verfahren vor ihm im Gegensatze zu dem 
Verfahren vor den Richterversammlnngen bei der Frage, zu 
welcher Zeit die Rechtspflege zulässig ist, das Interesse der 
Parteien in den Vordergrund tritt!. Es gelten insoweit dieselben 
Grundsätze, wie vor dem Magistrate. Den Ausgang bildet der 
(Gedanke der Interessenkollision. Hat der Kläger ein Interesse 
an schneller Erledigung des Prozesses und ist er geneigt, sich 
über die durch die Ferien entgegentretenden Hindernisse hinweg- 
zusetzen, so wird der Beklagte aus dem entgegengesetzten Stre- 
ben, den Prozeß in die Länge zu ziehen, soweit möglich jede 
Art von Ferien als hierzu geeignetes Mittel für sich geltend 
machen. Aufgabe des Gesetzgebers ist es, zwischen diesen sich 
widersprechenden Interessen gerecht zu vermitteln. In diesem 
Sinne ist hier die Festsetzung der Gerichtszeiten durch den actus 
rerum zu verstehen. Feriae im technischen Sinne sind im Hin- 
blick auf das Verfahren vor dem Prätor und den iudices die 
Zeiten, an denen die Rechtspflege nicht um des Prätors und der 
iudices willen, sondern um beider Parteien willen oder derjenigen 
Partei willen ruht, deren Interesse an Aussetzung der Rechtspflege 
höher veranschlagt wird, als das entgegengesetzte Interesse der 
anderen Partei an beschleunigter Durchführung des Prozesses. 

l. 1 pr. D. U, 12: Ne quis messium vindemiarumque tempore 

adversarium cogat ad iudicium venire, oratione divi Mareci 

exprimitur, quia occupati circarem rusticam in forum conpellendi 


ı Will der Richter nicht die Bürde des Amtes auf sich nehmen, so 
steht ihm, solange er nicht aus dem Gremium genommen ist, das Recht der 
Ablehnung zu. Puchta, Inst. II $ 158, 8. 73f£.: „Von der Zeit an, wo das 
Institut der iudices selecti auch auf die Zivilgerichte übertragen wurde, der 
Richterberuf als ein Amt erschien, und den auf die Richterlisten Gesetzten 
zugemutet wurde, sich für eine Berufung zur Uebernahme eines einzelnen 
Falles bereit und gegenwärtig zu halten, wurde eben deshalb, um die Last 
zu vermindern, eine Gerichtszeit angenommen, in welcher die Richter in 
Rom anwesend sein mußten“. 
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non sunt. 

Wird von dem Gesetzgeber die Vornahme einer Rechts- 
handlung an den Ferien im Interesse der Parteien oder einer 
der Parteien für unzulässig erklärt, so handelt es sich um eine 
unter Berücksichtigung der allgemeinen Gesichtspunkte aufge- 
stellte Vermutung. Vermögen sich die Parteien zu einigen, daß 
die Rechtspflege entgegen dieser Vermutung auch an den feriae 
im technischen Sinne stattfinden soll, so ist diese nu 
für den Richter bindend. 

l. 6 D. II, 12: Si feriatis diebus fuerit iudicatum, lege (sc. 

Iulia indiciorum privatorum? B.H. Bd. II 8 808. 173 Anm. 
35) cautum est, ne his diebus iudicium sit, nisi ex voluntate 
partium ... 

Eine solche Vereinbarung wird schon dann angenommen, 
wenn der Beklagte zwar zu Unrecht auf einen dies feriatus ge- 
laden worden ist, dieser Ladung aber, gleich ob aus Kenntnis 
oder Unkenntnis des prozessualen Verstoßes, Folge gibt und zur 
Sache verhandelt. 

1.181 D. ID, 12: Sed si praetor aut per ignorantiam vel 
socordiam evocare eos perseveraverit hique sponte venerint, si 
quidem sententiam dixerit, praesentibus illis et sponte litigan- 
tibus, sententia valebit, tametsi non recte fecerit qui eos evo- 
caverit. | 

Das in Abwesenheit des Beklagten ergangene Urteil ist da- 
gegen nichtig. 

.6D. II, 12: Si feriatis diebus (wie en . ex voluntate 
partium et quod aliter adversus ea judiesiarn erit, ne quis 
iudicatum facere neve solvere debeat, neve quis ad quem de 
ea re ius aditum erit iudicatum facere cogat. 

Dieselben Grundsätze wie vor dem iudex gelten vor dem 
arbiter (Schiedsrichter). 

l. 36 D. 4, 8 Ulpianus: Si feriatis diebus cogente präetore 
arbiter dicat sententiam et petatur ex compromisso poena, ex- 
ceptionem locum non habere constat, nisi alıa (aliqua ?) lege 
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eadem dies feriata, in qua sententia dicta est, excepta. 

- Bleibt im allgemeinen an den technischen Ferien die Rechts- 
pflege, wenn nicht im Interesse beider Parteien, so in dem 
des Beklagten ausgesetzt, so kann im Einzelfalle das Interesse 
des Klägers an einer beschleunigten Erledigung des Rechtsstreites 
so erheblich sein, daß es unbillig wäre, das Interesse des Beklagten 
diesem Interesse vorzuziehen. Die technischen Ferien erleiden da- 
her in verschiedenen Fällen in der Weise eine Durchbrechung, daß, 
obwohl ein Tag an sich zu den Ferien gehört, der als dringlich 
anerkannte Prozeß selbst gegen den Willen des Beklagten durch- 
geführt werden kann. Die Entscheidung, welche solche Fälle 
sind, wird, soweit möglich, generell durch den Gesetzgeber, im 
übrigen aber von Fall zu Fall durch den mit der Frage be- 
faßten Magistrat oder Richter erfolgen. Je mehr der Gesetz- 
geber geneigt ist, die Zahl der Ferien unter Berücksichtigung 
der im allgemeinen der Rechtspflege entgegentretenden Hinder- 
nisse zu erweitern, um so mehr sieht er sich veranlaßt, in be- 
stimmten einzelnen Fällen von dem allgemeinen Grundsatze Aus- 
nahmen anzuerkennen. Das Bedürfnis nach beschleunigter Er- 
ledigung einer Rechtssache, das zu solchen Ausnahmen nötigt, 
erklärt sich aus 

dem drohenden Verluste eines Rechtes durch Eintritt eines 
Ereignisses, 
l. 3 D. 2, 12: Solet etiam messis vindemiarumque tempore 
ius dici de rebus quae tempore vel morte periturae sunt. morte: 
veluti furti, damni iniuriae, iniuriarum atrocium, qui de incendio 
ruina naufragio rate nave expugnata rapuisse dicuntur et si 
quae similes sunt. 
oder aus dem drohenden Verluste eines Rechtes durch Ab- 
lauf einer bestimmten Zeit. 
1.3 D. 2, 12: .. . Item si res tempore periturae sunt aut ac- 
tionis dies exiturus est. 

1.182 D. 2, 12: Sed excipiuntur certae causae, ex quibus 

cogi poterimus et per id temporis, cum messes vindemiaeque 
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sunt, ad praetorem venire: scilicet si res tempore peritura sit, 
hoc est si dilatio actionem sit peremptura. 

Sobald die Dringlichkeit des Falles endet, entfällt auch der 
Grund, den Prozeß in den Ferien zu Ende zu führen. Es tritt 
wieder das mutmaßliche Interesse an Aussetzen der Rechtspflege 
in den Vordergrund. 

Ebenda: Sane quotiens res urguet, cogendi quidem sumus ad 
praetorem venire, verum ad hoc tantum cogi aequum est, ut 
lis contestetur, et ita ipsis verbis orationis exprimitur: denique 
alterutro recusante post litem contestatam litigare dilationem 
oratio concessit. 

An Stelle des der Gefahr des Unterganges ausgesetzten An- 
spruchs ist ein neuer durch Uen Prozeß (quasi ex contractu) 
geschaffener, dem drohenden Untergange entzogener Anspruch 
getreten. 

Die hier dargelegten Grundsätze über die Ferien im techni- 
schen Sinne enthalten von dem sakralen Gebote der Ferien nicht 
unerhebliche Abweichungen. Wird an den sakralen Ferien streitig 
verhandelt, so stellt sich dies als eine Verletzung der Gottheit 
dar, wird aber entgegen den Bestimmungen der oratio divi Marci 
eine prozessuale Handlung vorgenommen, so handelt es sich um 
eine Verletzung von Parteirechten. Die prozessuale Handlung ist 
in ersterem Falle gültig, aber in dem oben angegebenen Umfange 
strafbar, in letzterem Falle nichtig, aber strafloes. Einigen sich 
die Parteien darüber, daß eine streitige Verhandlung an den 
Ferien im technischen Sinne stattfinden soll, so macht diese 
Einigung, wenn es sich um sakrale Ferien handelt, den Rechts- 
streit nicht zulässig, weil die Rechtssache trotz dieser Einigung 
eine streitige bleibt, wohl aber ist sie, soweit es sich um Ferien 
nichtsakralen Rechtes handelt, vollwirksam, weil es an einer Ver- 
letzung fremder Parteirechte fehlt. 
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8 7. 
Beschleunigung im Interesse des Beschuldigten. 


Wie nach den Grundsätzen der oratio divi Marci im Zivil- 
prozesse das Interesse einer Partei eine Rechtssache an den feriae 
zulässig macht, so findet sich auch im Strafprozesse ein Fall, 
in dem das Interesse des Beschuldigten zu einer Durchbrechung 
der Festtagsruhe führt. 

1. 12 Modestinus! D. 48, 1: Et feriarum diebus custodias audiri 
posse rescriptum est, ita ut innoxias dimittat et nocentes, qui 
duriorem animadversionem indigent, differat. 


88. 
Beschleunigung im fiskalischen Interesse. 


Ein Beispiel, wonach das Öffentliche Interesse, und zwar 
vom fiskalischen Gesichtspunkte aus, die iurisdictio an den feriae 
zuläßt, bietet 1.382 D. 2, 12: 

Item in eum, qui quid nundinarum nomine adversus communem 
utilitatem acceperit, omni tempore ius dieitur. 


89. 
Computatio und Restitutio. 


Der Verlust eines materiellen oder prozessualen Rechtes ist 
einmal durch den Eintritt eines Ereignisses, sodann durch Ab- 
lauf einer zur Geltendmachung des Rechtes gesetzten Frist mög- 
lich. 1. 3 D. de feriüs 2, 12 (Vgl. oben $ 6). 

In ersterem Falle ist der Erlöschungsgrund ein tatsächlicher, 
in letzterem ein durch Rechtssatz herbeigeführter. Dort ist die 
Freigabe der Ferien zur Ausübung des Rechtes die einzige Mög- 


! Modestinus war Präfectus Vigilum, Vorsteher der 7 Kohorten Wach- 
soldaten, die zur Aufrechterhaltung der nächtlichen Ruhe und Ordnung in 


Rom errichtet worden waren (Paucirolus ad Notit. dignit. imper. Oceident. 
c. 5). 
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lichkeit, um zu verhindern, daß die dem Berechtigten zur Wahr- 
nehmung seines Rechtes gebotene Zeit um den Zeitraum der 
Ferien verkürzt wird. Hier, wo es sich um einen willkürlich 
geschaffenen Erlöschungsgrund handelt, kann durch Rechtssatz 
über die Dauer der Zeit, zu der das Recht geltend gemacht 
werden kann, verfügt und auf diese Weise die Ausübung des 
Rechtes während der Ferien vermieden werden. Letzteres ge- 
schieht in der Weise, daß bei Berechnung der Frist, die zur 
Ausübung des Rechtes gegeben ist, die Zeit, während der dem 
Berechtigten die Möglichkeit, sein Recht geltend zu machen, be- 
nommen ist, als nicht existent nicht mitgezählt wird (tempus utile). 
1. 1286 D. ad leg. Iul. 48, 5 (Papin.): Sexaginta dies, qui 
marito accusanti utiles computantur, feriatis quoque diebus, 
si modo facultatem praesidis adeundi accusator habuit, nu- 
 merari certum est, quoniam de plano quoque libellus dari 
potest, quod privilegium si amisit, non prohibetur inter alios 
quattuor menses querelam suam apud iudicem deferre. 

Wird ferner jemand durch den unerwarteten Eintritt von 
Ferien verhindert, sein Recht innerhalb der zur Ausübung des 
Rechtes gesetzten Frist wahrzunehmen, so kann ihm durch Re- 
stitution die durch die Ferien entzogene Zeit zur Ausübung des 
Rechtes zurückgegeben werden. 

1. 26 $ 7 D. Ex quib. causis maiores viginti quinque Aannis in 
integrum restituuntur 4, 6: Si feriae extra ordinem sunt in- 
dictae, ob res puta prospere gestas vel in honorem principis, 
et propterea magistratus ius non dixerit, Gaius Cassius nomi- 
natim edicebat restituturum se, quia per praetorem videbatur 
factum: sollemnium enim feriarum rationem haberi non debere, 
quia prospicere eas potuerit et debuerit actor, ne in eas incidat. 
quod verius est, et ita Celsus libro secundo digestorum scribit. 
sed cum feriae tempus eximunt, restitutio dumtaxat ipsorum 
dierum facienda est, non totius temporis. et ita Julianus libro 
quarto digestorum scribit: ait enim rescissionem usucapionis 
ita faciendam, ut hi dies restituantur, quibus actor agere voluit 
et interventu feriarum impeditus est. 
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8 10. 
Die nundinae!. 


Daß regelmäßig nach einer bestimmten Anzahl von Tagen 
ein vor den übrigen Tagen qualifizierter, in der Art der Quali- 
fikation gleichartiger Tag wiederkehrt, findet sich in Rom zuerst 
und bis in die Kaiserzeit allein bei den seit alters überkommenen 
nundinae. 

Ueber die Art des Ursprungs der nundinae besteht Streit ?. 
Von den Alten führen sie die einen auf Romulus (Macrob. Sat. I 16 
& 32; Dionys. II, 28), die anderen auf Servius Tullius (Macrob. 
Sat. I 13 8 20; 16 $ 33) zurück. Ihrem Wesen nach sind die 
Meß- und Markttage des alten Rom (Dionys. VO, 58). An 
ihnen pflegt die Landbevölkerung sich zur Stadt zu begeben, um 
in ihr den Ertrag des Landes abzusetzen, die für ihre Bedürf- 
nisse erforderlichen Einkäufe zu machen und, soweit als möglich, 
alle übrigen ihr in der Stadt obliegenden Geschäfte zu erle- 
digen. 

Die Arbeit auf dem Lande während der sieben Tage der 
Woche steht im Gegensatze zu den Geschäften in der Stadt am 
achten Tage. 

Dionys. VII, 58: ai 8’ &yopai "Popalors Eylvovro, &s al pExpt 
Tov Xad” Nds Xpovwv, SU Ypepas Evaıns. Ev ÖE TaUTALG OUVvLövreg 
ex T@vV dypwv ol Önportinol eis nv mödıv, tag TApelbers Errotoövro 
TOv OVWV sen... tag Ö& nerabd TÜV dyop@v Entä NYEpas, auTOUp- 
yol T' Övres ol noAdol nal nevntes, Ev Tols Kypols Öterpıßov. 

Col. de re rust. I praef. $ 18: Nundinarum etiam conventus 

manifestum est propterea usurpatos, ut nonis tantummodo 
diebus urbanae res agerentur, reliquis administrarentur rusticae. 


ı Literatur: Nieb.R.Gesch. I S. 308, 382 S. 367. Mo.R.Chron. 
Beil. III S. 249. B.H. 1. Bd. $ 28. Hartm.R.G. $ 11; Hu.R.J. S. 309; Lange 
S. 365. 

2 Vgl. Mo.R. Chron. S. 228; Unger, Zeitrechnung S. 651; Peter, P. Ovidi 
Nas. Fast. libri sex?. S. 24. 
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Die nundinae sind, insofern an ihnen infolge der außerge- 
wöhnlichen Inanspruchnahme der Bevölkerung in der Stadt die 
Arbeit auf dem Lande ruht, Ferien im natürlichen Sinne. 

Macrob. Sat. I 16 $ 34: Rutilius scribit Romanos iustituisse 
nundinas, ut octo (lies: septem) quidem in agris rustici opus 
facerent, nono autem die intermisso rure ad mercatum 
legesque accipiendas Romam venirent, ... 

Fest. Ferias (p. 86): Ferias antiqui fesias vocabant; et aliae 
erant sine die festo, ut nundinae, aliae cum festo, ut Satur- 
nalia. 

Die feriae sine die festo sind nur natürliche Ferien, die 
feriae cum die festo zugleich sakrale Ferien. 

Im Gegensatze zu den feriae publicae universi populi com- 
munes bleiben die nundinae beschränkt auf die pagani itemque 
rustici. 

Macrob. Sat. I, 16 8 6: Et sunt stativae universi populi com- 
munes . .. .; nundinae sunt paganorum itemque rusticorum, 
quibus conveniunt negotiis proprüs vel mercibus provisuri. 

Die sakrale Bedeutung der nundinae ist bestritten. Nach 
richtiger Ansicht werden sie nicht als sakrale Ferien zu be- 
zeichnen sein. 

Macrob. Sat. I, 16 88 28, 30: Quod autem nundinas ferias 
dixi potest argui, quia Titus de feriis scribens nundinarum 
dies non inter ferias retulit sed tantum sollemnes vocavit: et 
quod Julius Modestus adfirmat Messala augure consulente 
pontifices, an nundinarum Romanarum Nonarumque dies feriis 
tenerentur, respondisse eos nundinas sibi ferias non videri... 
Causam vero huius varietatis apud Granium Licinianum (libro 
secundo) diligens lector inveniet. Ait enim nundinas lovis ferias 
esse, siquidem flaminica omnibus nundinis in regia Iovi arie- 
tem soleat immolare. 

Streitig ist auch, inwieweit sie Ferien im technischen Sinne 
sind, und inwieweit an ihnen besondere öffentliche Staatsgeschäfte 
stattfinden. 
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Macrob. Sat. I, 16 8 28f:... et quod Trebatius..... ait 
nundinis magistratum posse manumittere iudiciaque addicere. 
Sed contra Julius Caesar... negat nundinis concionem ad- 
vocari posse, id est cum populo agi: ideoque nundinis Roma- 
norum haberi comitia non posse.. Cornelius etiam Labeo.... 
ferias esse pronuntiat.... sed lege Hortensia effectum ut fastae 
essent, uti rustici, qui nundinandi causa in urbem veniebant, 
lites componerent: nefasto enim die praetori fari non licebat. 
Jedenfalls ist auch hier entscheidend das Bestreben, den 
aus dem Zwecke des Tages hervortretenden praktischen Be- 
dürfnissen Rechnung zu tragen. 
Fest. 1. XIII p. 173: Nundinas feriarum diem esse solgerunt 
antiqui, ut rustici convenirent mercandi vendendique causa, 
eumque nefastum, ne, si liceret cum populo agi, interpella- 
rentur nundinatores. 

Serv. ad. Virg. Georg. I, 275: Varro dicit, antiquos nundinas 
feriatis diebus agere instituisse, quo facilius commercii causa 
ad urbem rustici commearent. 

Plin. N. H. XVII 3 8 13: Nundinis urbem revisitabant et 
ideo comitia nundinis haberi non licebat, ne plebs rustica 
avocaretur. | 

Die regelmäßig wiederkehrende Ansammlung der Bevölkerung 
an den nundinae macht diese zu allen sich an die Allgemeinheit 
richtenden Publikationen öffentlichen wie privaten Rechtes ge- 
eignet. Die nundinae werden die zu Bekanntmachungen und 
Aufgeboten bestimmten Tage. An ihnen werden bekannt gegeben: 

a) Die Gesetze. Macrob. Sat. I, 16 & 34: Rutilius 
scribit Romanos instituisse nundinas ...... et ut scita atque 
consulta frequentiore populo referrentur, quae trinundino die pro- 
posita a singulis atque universis facile noscebantnr. Unde etiam 
mos tractus ut leges trinundino die promulgarentur.. Vgl. Dionys. 
A. R. VIL, 58; Cic. Phil. V, 38 8; p. domo 16, 42; 17, 45. 

b) Die Wahlkandidaten. Macrob. Sat. I, 16 8 35: 

Ea re etiam candidatis usus fuit in comitium nundinis venire et 
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in colle consistere unde coram possent ab universis videri: sed 
haec omnia neglegentius haberi coepta et post abolita, postquam 
internundino etiam ob multitudinem plebis frequentes adesse 
coeperunt. Vgl. Liv. XXVI, 18, 6f.; Cic. ad fam. XVI, 12, 3. 

c) Diein Schuldhaftbefindlichen Schuldner 
undihre Schuldsumme. Der Schuldner muß, ehe ihn 
der Gläubiger töten oder in der Fremde als Sklaven verkaufen 
darf, in der zweiten Hälfte der Schuldhaft an drei nundinae vor 
dem Prätor gestellt und die Schuldsumme öffentlich verkündet 
werden. Gell. XX 18 46f.: Erat autem ius interea paciscendi ac 
nisi pacti forent, habebantur in vinculis dies sexaginta. Inter eos 
dies trinis nundinis continuis ad praetorem in comitium produ- 
cebantur, quantaeque pecuniae indicati essent, praedicabatur. 
Tertiis autem nundinis capite poenas dabant, ut trans Tiberim 
peregre venum ibant. Vgl. Puchta 2 $ 179 8. 332; K. W. 
S. 428; Mo.R.Chron. S. 248; Hu. R. J. S. 298; Karl. S. 310f, 
Hartm,R.G. $ 2 S. 19 Anm. 10. 

Die nundinae dienen zur Bestimmung von Terminen und 
Fristen (trinundino die Macrob. Sat. I, 16 $ 34; trium nun- 
dinum Cic. Phil. V, 38 8; ad fam. XVI, 12, 3; p. domo 16, 
42; internundino Macrob. Sat. I, 16 $ 35). 

Insofern sie die Stichtage einer von den Monaten unabhängig 
laufenden Woche sind, entsprechen sie dem Sabbat und Sonntag 
als den Stichtagen der jüdischen und christlichen Woche!. 


! Inwieweit die durch die nundinae gebildeten achttägigen Wochen 
unabhängig vom Jahre laufen, ist bestritten. Varro de re rust. II praef. 
& 1: Itaque annum ita diviserunt (scil. maiores nostri), ut nonis modo 
diebus urbanas res usurparent, reliquis septem ut rura colerent. Vgl. auch 
die Nundinalbuchstaben in den römischen Kalendarien (Bruns Font. S. 41 f); 
Mo.R. Chron. S. 226—241; Hartm.R.G. S. 83. 
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Ein Quellenbeitrag zum frühkirchlichen Eheschlies- 
sungsrecht. 
(. 1X.4 2 und c. 2 C. XXXI qu. 2.) 


Von 


Dr. Friedrich Lenz. 


Die hier behandelte Stelle findet sich sowohl in den Dekre- 
talen Gregors des Neunten wie schon im Gratianschen Dekret. 
Wir setzen die beiden gemeinsame Lesart, mit den wesentlichen 
Abweichungen, hier her: | 
tua sanctitas nos requisivit, fra- |tua nos requisivit fraternitas 
ter venerande, | 
de filio adulto!, quem pater matrimonium contrahere vult, si sine 
voluntate filii adulti facere potest. Ad quod dicimus, si aliquo 
modo non consentit filius, fieri non posse: Potest autem filium 
nondum adultum ? voluntas cuius discerni non? potest, pater* 
cui vult, in matrimonium tradere®, et postquam filius pervenerit 
ad? perfectam aetatem, omnino ® observare et adimplere debet?. 
Hoc ab omnibus orthodoxae | Haec omnibus orthodoxae fidei 
fidei cultoribus sancitum a no-|sancimus, et vobis tenenda man- 
bis tenendum mandamus. damus. | 


! Adultero: Migne, Patrologia latina LXIII S. 526. 

? de fililo nondum adulto. ®? nondum discerni., * eum 

5 matrimonio. 6 copulare. ?” legitimam vel. 8 omnimodo. 
® debet hoc adimplere. 
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Im Dekret ist unsere Bestimmung als ‚Palea’, also als erst 
später dem kanonischen Systeme eingefügt, bezeichnet; wann 
sie dem Dekrete und aus ihm den Dekretalen einverleibt wurde, 
läßt sich ohne näheren Anhalt nicht bestimmen, wahrscheinlich 
bald nach Zusammenstellung des Dekretes und schon in der 
ersten Fassung der Dekretalensammlung. 

Unsere Stelle wird von folgenden Quellen gegeben: Editio 
glossata Veneta, Uodex Bambergensis, Codex Ludewigianus, 
Bernhardi Papiensis decretales!, decretum Burchardi ?. 

Die Kapitelstelle wird überwiegend nicht dem Papste Hono- 
rıus 3, sondern dem früheren Hormisda zugeschrieben, der in den 
Jahren 514—523 regierte*; demnach wäre ihre Entstehung bald 
nach 514° anzusetzen. Freilich gelten die diesem Papste zuge- 
sprochenen Stellen“, welche auch über die clandestinen Ehen 
handeln, durchweg als capita incerta; doch werden wir der in- 
haltlichen Untersuchung diese Datierung um so eher zu Grunde 
legen können, als die Anrede des Bischofs mit ‚tua sanctitas’ 
und die Verpflichtung der Gläubigen am Schlusse der Stelle in 
der Tat ein gewisses Alter vindizieren, die Absicht und der 
Zweck einer etwaigen Nachahmung aber nicht zu erkennen ist. 

Als Fragesteller und Empfänger wird ein Bischof Eusebius 
übereinstimmend bezeichnet; halten wir unsere Zeitbestimmung 


it Bickel, De Paleis 1827 S. 

?2 Schulte, Paleae 8. 311; De noch Friedberg I S. 1113: Rolando non 
fuit nota, Boehmer 1 S. 956: In Cod. regüs hoc capitulum non inventum; 
Böhmer II S. 637 bemerkt: Decreto Gratiani interpolatus est hic textus. 
Friedberg I S. XVIH ist C. XXXI qu. 2 ec. 2 unter Nr. 157 versehentlich = 
Ivo Deer. X 169 gesetzt. 

® S. Boehmer I S. 957: Palea haec in decretalibus c. primum tit. de 
despons. impub. et in vulgatis quidem citatur ex Honorio: sed in prima 
decretalium collectione ex Hormisda, ut hie (Corr. Rom.). Boehmer II 
S. 637: sub insceriptione veriori Hormisde. | 

* Er wurde unter Theoderich als Nachfolger des Symmachus gewählt; 
s. über ihn Knöpfler im Kirchenlexikon 8. 281—288, Migne LXII S. 367 ff. 

5 8. Boehmer II S. 637 richtig: et ita paulo post annum DXIV locan- 
dus, während I S. 956 paulo post ann. 504 beigefügt wird. 

6 S. Migne LXIII S. 526, Knöpfler S. 288. 
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fest, so wäre ein Schluß! auf jenen Eusebius, welcher im Jahre 
511 als episcopus Aurelianensis erscheint, vielleicht nicht zu ge- 
wagt und damit ein Hinweis auf das Rechtsgebiet, dem die be- 
handelte Frage entnommen ist, gewonnen. 

Aus welchen Gründen die Stelle in das corpus iuris cano- 
nici Aufnahme gefunden hat, läßt sich nach dem Gesagten noch 
nicht erkennen; daß ihrem Inhalte ein gewisses Gewicht beige- 
legt wurde, ist bei ihrer Vereinzelung im Systeme des kano- 
nischen Eherechtes zur Rechtfertigung ihrer trotzdem erfolgten 
Aufnahme anzunehmen. Sie dem Systeme des katholischen Ehe- 
rechtes einzufügen, gibt es zweierlei Wege. Faßt man das im 
kanonischen Rechtsbuche niedergelegte System als ein in allen 
Teilen auf gleicher Basis beruhendes Ganzes, so wird man unsere 
Stelle entweder durch künstliche Interpretation ihm anzugleichen 
suchen oder sie als mit ihm unvereinbar übergehen ?; sieht man 
darauf, das corpus iuris canonici — wie das corpus iuris civilis 
— in seinen Bestandteilen als Ergebnis einer fortschreitenden 
Entwicklung zu erfassen, so wird es vielleicht gelingen, auch 
unserer Stelle, wenn nicht in dem geltenden Systeme, so doch 
in der zu ihm führenden Entwicklung ihren Platz anzuweisen. 
Wir haben zu diesem Zwecke sowohl die Quellen, aus denen das 
kanonische Recht geschöpft ist, in der zeitlichen Ordnung ihrer 
Einwirkung als den systematischen Aufbau der kirchenrechtlichen 
Entwicklung zu betrachten. 

Stand die kirchliche Rechtsbildung zunächst unter der Herr- 
schaft des geltenden römischen Rechts, daneben beeinflußt durch 
altjüdische und christliche Traditionen, so werden wir doch in 
beiden nicht die Grundlage für eine ausreichende Erklärung 
unserer Stelle zu finden vermögen. Während der Einfluß jüdi- 
scher, insbesondere mosaischer ? Rechtsanschauungen auf unsere 


1 8. Leges in 4° Concilia I S. 9, 10, 11, 13, 14. 

® Für beides s. die Beispiele gegen Ende der Abhandlung. 

3 S, Gen. XXIV 4, 37, 38, XXXIV 4,8; XXI 21 u. ö. Freisen, Gesch, d. 
kanon. Eherechts 1893 S. 307. 
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Stelle nicht nachweisbar und wahrscheinlich ist!, und die christ- 
lichen Gebote? nichts hierauf Bezügliches enthalten, dürfen wir 
auch aus dem römischen Rechte die Herleitung gerade unserer 
Stelle nicht versuchen. Das römische Eherecht, wie es abge- 
schlossen in dem dreiundzwanzigsten Buche der Justinianschen 
Kompilation vorliegt, beruht durchaus auf dem unten zu er- 
örternden Konsensprinzip?; demnach wird zwar die Zustimmung 
des Gewalthabers für Sohn oder Tochter verlangt, wesentlich ist 
aber die Willenseinigung der Eheschließenden selbst“. 

Unsere Stelle bestimmt aber gerade, daß unter gänzlichem 
Absehen von dem eigenen Willen bei und nach dem in matri- 
monium copulare der Sohn zur Erfüllung des väterlichen Ehe- 
willens gezwungen wird; dies verträgt sich nicht mit dem Ge- 
danken des römischen Konsensualvertrages, sondern fordert das 
Zurückgehen auf anderweite Rechtsgewohnheit‘. 

Ist der Satz: Consensus facit nuptias bereits das Ergebnis 
einer durchgebildeten Rechtsanschauung, so darf in dem germa- 


1 Die Mosaicarum et Romanarum legum collatio (zwischen 394 und 438) 
behandelt unseren Fall nicht. 

2 S. 1. Cor. VII 36—38, Eph. V 23. 

® L. 11 D. XXIII 1: Sponsalia sicut nuptiae consensu contrahentium 
fiunt: et ideo sicut nuptiis, ita sponsalibus fillam familias consentire opor- 
tet (Julianus). 

*8.1.13 D. XXII 1: Filio familias dissentiente sponsalia nomine 
eius fieri non possunt; I. 7 eod. L. 2 D. XXIII 2: Nuptiae consistere non 
possunt nisi consentiant omnes, id est qui coeunt quorumque in potestate 
sunt (Paulus). 

5 Filüi als Pluralis wird auch von Söhnen und Töchtern gesagt: der 
Singularis ist eindeutig. 

6 Lehrreich für die römische Auffassung ist noch die Stelle bei Pau- 
lus sentent. lib. II c. 19 — Krueger 8. 69 — wo es über das Verlöbnis 
und die Eheschließung heißt: Sponsalia tam inter puberes quam inter im- 
puberes contrahi possunt. Eorum qui in potestate patris sunt sine volun- 
tate eius matrimonia ıiure non contrahuntur, sed contracta non solvuntur: 
contemplatio enim publicae utilitatis privatorum commodis praefertur. Diese 
Anschauung begründet bereits eine Abschwächung des väterlichen Zustim- 
mungsrechtes; von einem Abschluß der Ehe allein durch den Vater ist 
nicht die Rede. 
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nischen Rechte dieser Epoche ein solches den Ehevertrag be- 
herrschendes Prinzip nicht erwartet werden. Ausgangspunkt ist 
hier vielmehr die, nicht auf den Vater beschränkte, vormund- 
schaftliche Gewalt über Minderjährige: das mundium!, deren 
zeitliche Beendigung von den einzelnen Rechten verschieden an- 
gesetzt wird, jedenfalls nicht notwendig mit dem Pubertätstermine 
zusammenfällt ?. 

Unsere Stelle handelt nicht von der heute i. e. S. soge- 
nannten Vormundschaft, welche durch die Sippe ausgeübt wurde, 
sondern von der vormundschaftlichen Gewalt des Vaters über 
den in der Hausgemeinschaft befindlichen Sohn. Um zu sehen, 
in welchem Zusammenhange unsere Bestimmung mit germanischer 
Rechtssitte steht, müssen wir den Einfluß und den Bestand ger- 
manischer Rechtsgedanken im kanonischen Eherecht vorerst ge- 
nauer untersuchen ; zur Begründung der in unserer Stelle nieder- 
gelegten Rechtsanschauung wird ein Ueberblick der, zum Teile 
erheblich jüngeren, Volksrechte dienen, daneben werden ältere 
Zeugnisse des kirchlichen Rechtslebens von Wert sein. 

Zunächst seien mehrere Quellen angeführt, welche die auch 
in anderen Rechten? anerkannte Verfügungsgewalt des Vaters 
über die zu verheiratende Tochter beleuchten, ohne des Sohnes 
zu gedenken; so sagt Lex Visigothorum III 1 c.2 (Antiqua): 
Si quis puellam cum voluntatem patris sponsatam habuerit, et. 
ipsa puella, contemnans voluntatem patris, ad alium tendens 
patri contradicat, ut illi non detur, cui a patre fuerit ‚pacta, 
nullo modo facere permittimus?®. Bandem legem precipimus cu- 


! Ueber Wort und Begriff s. Kraut S. 1—55, dessen Grundgedanke 
freilich Anerkennung nicht gefunden hat, s. Rive, Gesch. d. deutsch. Vor- 
mundschaft I S. XXU. 

?2 Die bestehende Vormundschaft hörte nicht notwendig mit der er- 
reichten Mündigkeit auf, s. Kraut S. 24, Brunner, Grundzüge 1906 S. 206. 

® S. Richter-Dove-Kahl, Lehrbuch 1886 S. 167 Note 3 und dort Zitierte. 

* Leges in 4° I S. 122—123. 

5 Zu patris setzt die Fassung des Ervigius hinzu: aut aliorum propin- 
quorum parentum, quibus ex lege huius modi potestas tribuitur. 
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stodiri, si pater de filie nuptiis definierit et de pretio convenerit, 
ac! si ab hac vita transierit antequam eam pater suus nuptüis 
tradat: ut illi puella tradatur, cui a patre vel a matre pacta 
constiterit. Damit ist die Lex Romana Visigothorum zu ver- 
gleichen: Si pater pactum de filiae nuptiis inierit et. humana 
sorte consumtus ad vota non potuerit pervenire, id inter sponsos 
firmum ratumque permaneat, quod a patre docebitur definitum, 
was interpretiert wird: Ubi de coniunctione filiae patris senten- 
tia fuerit definitum, si humano casu, antequam puella iungatur, 
mortuus fuerit pater, mutari placitum nulla poterit ratione. 
Dieser Betonung des Fortdauerns der väterlichen Gewalt ent- 
sprechen die Strafbestimmungen im Falle ihrer Verletzung: Lex 
Frisionum IX c. 11?: Si liberam feminam extra voluntatem 
parentum eius,  vel eorum qui potestatem eius habent, uxorem 
duxerit, componat tutori eius solid. XX. id est denarios LX;; 
der gleiche Tatbestand in Liutprandi Leges V (a°. 717) c. 12°: 
Si quis puella ante duodecim annos spunsaverit aut tolerit, tunc 
ille qui eam tolit aut spunsavit, componat sicut edictum de rap- 
tum * contenit, hoc est solidi nongenti, medietatem regi et me- 
dietatem eidem infantole, et ipsa revertatur in casa et in pecu- 
niam suam, et sit quieta usque ad suprascriptum tempus; postea 
aut elegat ipsa sibi, et nubat cui voluerit. si autem mundvald 
eius consentiens fuerit, aut tradederit eam, ante suprascriptos 
duodecim annos, componat in sacro palatio solidos trecentos, et 
mundium eius amittat, et sit ipsa cum rebus suis in mundio 
palatii. Pater autem et frater potestatem habeant, cui aut in 
quali etate voluerit, dandum quod credimus, quod pater fıliam 
aut frater sororem suam doloso animo aut contra rationem cui- 
quam homini dare non debeant. In anderer Wendung bringt 
die väterliche Gewalt zum Ausdrucke das Edictum Theoderici 


1 Statt: hac. 

?2 Walter, C. ı. Germanici S. 358. 
® Leges ed. Pertz IV S. 111—112. 
* Ed. Roth. c. 186, 187. 
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regis c. 93: Invitus pater flliam! suam in matrimonium dare 
nulli compellatur?. 

Die in diesen Quellenzeugnissen hervortretende Verfügungs- 
gewalt der parentes wird in der Lex Visigothorum DI 1 c. 7° 
erläutert: Ut patre mortuo utriusque filiorum coniunctio in ma- 
tris potestate consistat, matre vero mortua — fratres eligant, cui 
dignum puer vel puella iungatur, — tunc patruus de coniunetione 
eorum habeat potestatem‘. 

Die Zeremonien der durch den jeweiligen Mundinhaber vor- 
genommenen Verfügung: Verlobung und Trauung ? kennzeichnen 
folgende Bestimmungen der Lex Visigothorum III 4 c. 2 (An- 
tiqua) 6: Si inter sponsum et sponse parentes aut cum ipsa for- 
sıtan mulierem, que in suo consistat arbitrium, dato pretio et, 


! Statt: familiam zu lesen. | 

2 S. ferner Lex Saxonum c. 40, Edictum Theoderici regis c. 17—22, 
Lex Romana Burgundionum tit. IX, Leges Burgundionum tit. XII. Lex 
Visigothorum II 2 c. 8 bestimmt ‚Si absque voluntate parentum mulier 
ingenua marito se coniungat ingenuo’: der Mann solle entweder nachträg- 
lich um sie anhalten, oder die Tochter ihr Erbrecht verlieren. S, ferner 
Lex Thuringorum c. 47: Si libera femina sine voluntate patris aut tutoris 
cuilibet nupserit, perdat omnem substantiam quam habuit vel habere de- 
buit; Lex Ribuaria tit. XXXV c. 3 bestimmt: Si quis ingenuam puellam 
vel mulierem, qui in verbo regis vel ecclesiastica est, accipere vel seducere 
seu parentum voluntatem de mundeburde abstulerit, bis 30 solidos culpa- 
bilis iudicetur. Neben der Entführung steht die freiwillige Entweichung 
aus der mundschaftlichen Gewalt; s. Edietus Rothari c. 188 ‚Si puella 1i- 
bera aut vedua sine voluntatem parentum ad maritum ambolaverit’, Leges 
Liutprandi c. 114 (a. 729): si puella sine voluntate parentum absconse ad 
maritum ambolaverit, soll sie den Anspruch auf die meta verlieren, wenn 
der Mann stirbt ohne das mundium über sie erlangt zu haben. Die Lex 
Alamannorum c. 54 bestimmt ‚de eo qui filiam alienam non desponsatam 
acceperit’: si pater eius eam requirit, reddat eam et componat patri. End- 
lich in Lex Visigothorum III 4 ce. 7: Si puella ingenua sive vidua ad do- 
mum alienam adulterii perpetratione convenerit, — ille det pretium pa- 
rentibus —. 

® Leges in 4° IS. 130. 

* Dazu die Bemerkung bei Rothari Edietus c. 182: Si quis fillam suam 
aut quamlibet parentem in coniugium alii dederit. 

5 Ueber ihr Verhältnis zu unserer Stelle s. unten. 

® Leges in 4° IS. 147—148. 
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sicut consuetudo est, ante testes factum placitum de futuro con- 
iugio fuerit definitum, et postea puella vel mulier adulterium 
commisisse detegitur, una cum adultero puniatur!. Lex Ro- 
mana Burgundionum tit. XXXVII c. 1: Nuptiae legitimae con- 
trahuntur, si conventu parentum aut ingenuorum virorum inter- 
currente nuptiali donatione legitime celebrentur, wozu c. 2 in 
Verbindung römischer und germanischer Elemente fügt: Quod 
si pares fuerint honestate personae, consensus perficit nuptias. 

Ueber das zur Eheschließung geforderte Alter der Töchter 
unterrichten Liutprandi Leges XVII (a°. 729) c. 112: De puella 
unde iam antea diximus, ut in duodecimo anno, sed expleto, sic 
sit legitimam ad maritandum. Ideo nunc hoc dicimus, quia 
multe intentionis de causam istam cognovimus; et apparit nobis, 
quod immatura causa sit ante expletus duodecim annos. 

Näher heran an unsere Stelle führt eine im gleichen Gesetz- 
buche gegen die Verheiratung von ‚adulte et iam mature etate 
femine’ mit ‚puerolis parvolis et intra etatem legitimam’ gerich- 
tete Bestimmung c. 129 in fine: nunc itaque statuere previdimus, 
ut nulla amodo femina hoc facere presumat, nisi si pater aut 
avus pueri cum legitimus parentis puelle hoc facere previderit. 

Die an dieser Stelle und in Lex Visigothorum III 1 ce. 7 
dem pater oder dessen Ersatzleuten zugeschriebene Verehelichungs- 
gewalt auch über den puer findet sich desgleichen in christlichen 
Quellen bereits der ersten Jahrhunderte anerkannt. Hierher ge- 
hört die bekannte Bemerkung Tertullians in Liber II ad uxorem 
c. 9 (a° 200 ca.): Nam nec in terris filii sine consensu patrum 
recte et iure nubunt, welche aber aus dem römischen Konsens- 
prinzipe allein erklärt werden kann, und eine im wesentlichen 
moralische Betrachtung des Ambrosius über das Verhalten der 
Töchter in De Abraham libri duo (a 387 ca.) .9 = ce. 13 
C. XXXII qu. 2°: Consulitur puella non de sponsalibus; nam 


! Zu definitum fügt die Lesart des Ervigius hinzu: aut cum parentibus 
eius, quibus lex potestatem tribuit, facta fuerit definitio. 
?2 Migne XIV S. 476, 
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illa iudicium exspectat parentum, non est enim virginalis pudoris 
eligere maritum: sed iam desponsata viro de profectionis consu- 
litur die. Nec immerito dilationem non attulit; iure etenim pro- 
_ perare debuit ad maritum!: Hoc est, sponsalium quidem meo- 
rum pater meus curam subibit; hoc enim non est meum. Die 
Witwe: nubat tantum in domino, ut electionem mariti parentibus 
deferat. — Expetita magis debet videri a viro, quam ipsa virum 
expetisse. 

Ebenfalls in die kanonische Sammlung Aufnahme gefunden 
hat eine Stelle des Coelestin (5. Jhdt. 1. Hälfte), welche bereits 
eher auf germanischen Rechtseinfluß deutet; es heißt in c. 2 
C. XXXV qu. 6 (Palea) = c. 3 X. 4, 18 in fine: Qui enim 
melius recipi debent, quam illi, qui melius sciunt: et quorum est 
interesse, ita ut, si non interfuerint, et consensum non adhibue- 
rint, secundum leges nullum fiat matrimonium ? 

Deutliche Niederschläge deutscher Rechtsanschauung finden 
wir in der Konzilienliteratur des 5. und. 6. Jahrhunderts; so 
heißt es im sog. Codex canonum ecclesiae Africanae (a° 419) 
c. 16 = Concilium Carthaginense tertium (a° 435) c. 19?: Pla- 
cuit, ut lectores, cum ad annos pubertatis venerint, cogantur 
aut uxores ducere aut continentiam profiteri; für: lectores ist 
später: filii gesetzt. Concilium Aurelianense quartum (a° 541) 
c. 22%: Ut nullus per imperium potestatis fillam competere 
audeat alienam, ne coniugium quod contra parentum volunta- 
tem impie copulatur velut captivitas iudicetur, sed sicut est pro- 
hibitum non admittatur; si qui perpetraverint, excommunicationis 
severitas pro modo piaculi imponatur; c. 24: Quaecumque man- 
cipia sub specie coniugii ad ecclesiae septa confugerint, ut per 
hoc credant posse fieri coniugium, minime iis licentia tribuatur 
nec talis coniunctio a clericis defensetur, quia probatum est ut 


: Ein Zitat aus Euripides wird übersetzt. 

2 Bruns Canones IS. 15. 
3 S. Moy, Gesch. d. christl. Eherechts 1833 S. 216. 
* Bruns II S. 205. 
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sine legitima traditione coniuncti pro religionis ordine statuto 
tempore ab ecclesiae communione suspendantur, ne in sacris 
locis turpi concubitu misceantur. de qua re decernimus, ut pa- 
rentibus aut propriis dominis, prout ratio poscit personarum, ex- 
cepta fide excusati sub separationis promissione reddantur. post- 
modum tamen parentibus atque dominis libertate concessa, si 
eos voluerint propria voluntate coniungere. Wir sehen, daß die 
im weltlichen (germanischen) Rechte begründete Gewalt von der 
Kirche anerkannt und unterstützt, ja daß Kinder und Sklaven 
rechtlich gleich in Bezug auf ihre Eheschließung behandelt wer- 
den. Im Concilium Turonicum secundum (a° 567) c. 20! heißt 
es ‚de virginibus et reliquis castitatem professis vel viduis quae 
post mutatam vestem coniugio copulatae sunt’: cum non solum 
domni gloriosae memoriae Ohildebertus et Olotarius reges con- 
stitutionem legum de hac re custodierint et servaverint, quam 
nunc dominus Üharibertus rex successor eorum praecepto suo 
roboravit, ut nullus ullam puellam absque parentum voluntate 
trahere aut accipere praesumat. Im Concilium Parisiense ter- 
tium (a° 557) c. 6 ?: Nullus res alienas, nullus viduam vel filiani 
alterius competat aut rapiat. Nullam viduam neque filiam alte- 
rius extra voluntatem parentum aut rapere praesumat aut regis 
beneficio aestimet postulandam. 

Bereits in den, weltlichen wie geistlichen Gesetzen des 8. 
und 9. Jahrhunderts tritt die Berücksichtigung des kindlichen 
Willens bestimmt hervor. 8. Capitulare ecclesiasticum (a° 818 
—819) c. 22— 24, Capitula legibus addenda (vom selben Jahre) 
c. 9°; Formulae Turonenses 16 ‚Carta in puellam facta ab eo, 
qui ipsam traxerit’: Viventibus patribus inter filios familias sine 
voluntate eorum matrimonia non legitime copulantur, sed con- 
tracta non solvuntur‘. So ferner Benedict Levita Capitularia 


1 Bruns II S. 230—233. 

2 Bruns II S. 221. 

3 Capitularia I S. 282. 

* S. oben S. 275: Paulus Sentent. II 19. 
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III c. 179, = ec. 1C. XXX qu. 5!, der hier von der Form 
der Eheschließung und der fortdauernden elterlichen Gewalt 
spricht: — et cum consilio multorum bonorum hominum publice 
et non occulte ducenda est uxor, c. 463: Decretum est, ut uxor 
legitime vero coniungatur. Aliter enim legitimum, ut a patribus 
accepimus et traditum invenimus, non fit coniugium, nisi ab his, 
qui super ipsam feminam dominationem habere videntur. — 
custodita, et sociata a proximis, et tempore congruo petita legi- 
bus detur et solemniter accipietur; eine Erleichterung gibt I 
c. 192 ‚De eo, qui filiastram suam contra voluntatem ipsius 
dederit viro ingenuo vel servo’: Si quis homo filiastram suam 
contra voluntatem ipsius et matris et parentum dederit viro in- 
genuo aut ecclesiastico vel servo it illa noluerit habere ipsum et 
reliquerit eum, potestatem habeant parentes illius dare illi alium 
maritum. Et si iam maritum habet, non separetur. Dieser 
nicht gegen die Gewalt der parentes gerichteten Anerkennung 
des kindlichen Willens steht eine aus religiöser Motivierung her- 
vorgehende zur Seite in liber III c. 455°: Siscitandum est, si 
vult pater virginis, quia caput mulieris vir*. Requirenda est a 
patre voluntas virginum, dum Deus relinquat hominem in mani- 
bus consilii sul; weiter geht lib. III c. 4705, = Synod. Tolet. 
tertium (a° 589) c. 10, betrefis der Wiederverheiratung von 
Witwen, welche nicht erzwungen werden soll: similis conditio 
et de virginibus habeatur, nec extra voluntatem parentum vel 
‚suam cogantur maritos accipere. 

Unsere Ausführung wird durch einen Umblick in den angel- 
sächsischen Gesetzen bestätigt werden. Die Synodus Sancti 
Patricii (a° 456 in Hibernia) c. 22° behandelt einen Fall der 
Einwilligung in den kindlichen Willen als strafbar: Si quis tra- 
diderit fillam suam viro honesto nuptiis, et amaverit alium, et 


! Leges ed. Pertz II S. 113. 

?* Leges ed. Pertz II S. 471. ® Leges ed. Pertz II S. 131. 
+ S. oben S. 275: Ephes. V. 23. 5 Leges ed. Pertz II S. 116. 
6 Bruns II S. 303. 
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consentit filiae suae et acceperit dotem, ambo ab ecclesia ex- 
cludantur; die Synodus alia Sancti Patricii c. 27 hat den bei 
Benedict! gegebenen Satz: Quod vult pater faciat virgo, quia 
caput mulieris sit; sed requirenda est a patre voluntas virginis, 
dum deus reliquit hominem in manu consilii su. Die Leges 
Eadmundi (a° 940—946) enthalten noch die alte Rechtsanschau- 
ung in c. 1?: Si quis virginem vel uxorem in matrimonium du- 
cere velit, et hoc illi ac amicis placeat, tunc iustum est, ut spon- 
sus iuxta Ius Dei et instituta mundi, prius promissum et fidem 
det viro qui eorum prolocutor est, quod ille hoc modo eam cu- 
piat, ut iuxta lus Dei eam servare velit, sicut vir foeminam 
suam debet et hoc spondeant amici illius, c. 6: Si illi tunc in 
omni re concordant, tunc adeant cognati et spondeant consan- 
guineam suam in uxorem, et ad rectam vitam ei, qui illam desi- 
derat, et accipiant fideiussorem eum qui in sponsionem ius ha- 
bet; auf fortgeschrittene Auffassung stößt man in den Leges 
Oanuti regis (a° 1017—1035) c. 72° ‚Nemo nubeat feminam in- 
vitam’: Et non cogatur — neque uxor neque puella ad eum, qui 
ipsi displicet, neque pretio ea vendatur, nisi ille aliquid ex pro- 
pria voluntate dare velit. 

Unser Kapitel steht offensichtlich am Anfange dieser mehr- 
fach dargelegten Entwicklungsreihe‘; ja es stellt in gewissem 
Maße einen Ausläufer und eine besonders krasse Form der äl- 
teren Rechtsansicht vor Augen. Die Betonung der väterlichen 
Gewalt tritt in der Anfrage des Bischofs, ob der Vater auch 


den filius adultus — das ist deutschrechtlich der zu seinen 
Jahren gekommene, noch in der Hausgemeinschaft des Vaters 
lebende Sohn — verheiraten könne, in fast singulärer Weise 


hervor; auch die Bejahung dieser Möglichkeit für den unerwach- 


ı S. oben S. 282: III 455. 

® Wilkins, Leges Anglo-Saxonicae 1721 S. 75. 

®s Wilkins 8. 145. 

* 8. Richter S. 167—168, Freisen S. 151--164, 307—314, Scherer, Ehe- 
recht 1873 S. 13—15, Moy S. 55—56, 152—158, 317, 376. 
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senen Sohn kommt in den germanischen Quellen nur selten zum 
Ausdrucke. Dies erklärt sich daraus, daß bei der Verheiratung 
der Tochter die Verfügungsgewalt des Vaters von erheblicher 
pekuniärer Bedeutung ist, was beim filius non adultus wegfällt; 
so tritt auch in den von uns angeführten Stellen das Recht be- 
züglich der Söhne vor dem Regelfalle der Verheiratung der 
Töchter zurück!, doch darf daraus nicht geschlossen werden, 
daß das Verheiratungsrecht nicht in dem mundium über Töchter 
und unverheiratete Söhne ein für alle Mal inbegriffen gewesen 
sei”. Hier wird es nun vom Papste als bestehend ausdrücklich 
anerkannt?, vielleicht einem Bischofe gerade des fränkischen 
Rechtsgebietes gegenüber. Unter der perfecta aetas, nach deren 
Erreichung der väterliche Wille durch Konsumtion der Ehe zu 
vollziehen is, muß man den Termin der Pubertät verstehen, 
einen von der erreichten Mündigkeit unabhängigen Zeitpunkt. 
Daß die kirchliche Rechtsprechung somit Normen des welt- 
lichen Rechtes ohne Bedenken annimmt, erscheint für die Zeit 
des 5. und 6. Jahrhunderts nicht verwunderlich. Ueber die 
Stellungnahme der Kirche zu dem eindringenden germanischen 
Recht bemerkt Moy*: „Die Kirche fügte sich in die angeführten 
(Gesetze und Gebräuche ohne Mühe. Erfüllt, wie sie war, von 
den Grundsätzen des römischen Rechtes, nach dem sie zu leben 
fortfuhr, neigte sie eher zu größerer Strenge, als daß sie jene 
Gesetze und Gebräuche zu Gunsten größerer Freiheit bekämpft 
hätte“. Von Quellenstellen, welche die Herrschaft des Gedan- 
kens der väterlichen Verehelichungsgewalt für jene Zeit dartun, 
seien nach v. Moy° noch angeführt Basilius Epist. canon. I: 


m nn 


ı 8. aber oben S. 278: Lex Wisigothorum III, 1, 7, oben S. 279: Liut- 
prandi Leges XVII 129, daselbst: Tertullian, oben $. 280: Concilium Aure- 
‚lanense quartum 24. 

2 S. auch Freisen S. 311—313, der die Selbstverlobung des Sohnes zur 
Erklärung heranzieht. 

3 S. auch die oben S. 280/1 geschilderte Unterstützung des fränkischen 
Rechtsgebrauches durch das Konzil von Orleans (a? 541). 

* 8. 319. 5 8. 154—159, 316—319. 


Lenz, Ein Quellenbeitrag zum frühkirchlichen Eheschließungsrecht. 285 


ol Äveu TÜV ApatobvrwWy ydpoı rropveia eiotv oüre odv ratepos LW@Vv- 
oc, ode Öeondrou, ol Guviavres Aveböuvor eldıv Ews Av ETTLVEHOWOLV 
ot xüpior TMV avvolamav: Tore Yüp AaBaver To Tod yapov Beßarov, 
Theodor. Cantuar. c. 106: Pater filiam suam usque quindecim 
annos potestatem habet dare cui voluerit, post vero quindecim 
annos sine potestate sua non licet, Pseudo Eggbert c. 27: Puella 
quattuordecim annorum corporis sui potestatem habere potest. 
A.dolescens cum quindecim est annorum in propria sua potestate 
sit: deinde se monachum facere potest si velit, non antea. 

Die Betonung des elterlichen Rechtes, welche sich somit in 
dem germanischen wie in dem älteren Kirchenrechte findet, darf 
nun nicht in der Abkehr vom römischen Konsensprinzipe zu un- 
zulässigen Folgerungen verleiten. Die Eheschließung wird durch 
den Vater in Ergänzung des kindlichen Willens vorgenommen !, 
nicht gegen oder ohne Rücksicht auf ihn; vielmehr gilt der 
Sohneswille als vor erreichter Mündigkeit in dem Willen des ge- 
setzlichen Vertreters gegeben, eine abweichende individuelle 
Willensrichtung als rechtlich bedeutungslos. So findet erst recht 
nach erreichter Mündigkeit niemals eine Eheschließung durch 
den Vater, gegen den nunmehr rechtlich anerkannten Willen des 
Sohnes? statt®. Ganz richtig hebt dies Scherer hervor*. Er 
folgert, daß zur Zeit Benedicts jedenfalls der Konsens der Nup- 
turienten als Voraussetzung zu denken ist. Das mundium war 


ı Das tradere unserer Stelle kehrt als technischer Ausdruck wieder. 
2 Die Töchter bleiben zeitlebens unter Vormundschaft, doch ist auch 
bei ihnen die Durchsetzung des eigenen Willens zu beobachten. 

3 S. Moy S. 317. 

* Eherecht S. 15—16: „Ich muß gestehen, daß es mir geradezu unbe- 
greiflich ist, wie ein Recht ein Verhältnis, welches so inniger Natur ist, 
wie jenes der Ehe entstehen lassen könnte, ohne oder gar trotz dem über- 
einstimmenden Willen derjenigen, welche so in die Ehe getreten. Eine 
Ehe wider Willen ist ein Widerspruch mit sich selbst. Denkbar ist nur, 
daß ein Recht den Begriff der Vormundschaft so gewaltig ausbildet, daß 
der Vormund ein Recht hat für sein Mündel zu wollen, aber immer so, 
daß das Mündel weniger als willenlos, denn vielmehr als rechtlich verbun- 
den erscheint, so zu wollen, wie der Vormund will. Mag immerhin der 
Mündel nur gezwungen wollen, so will er denn doch.* 
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eben auch nach dieser Richtung hin Schutzgewalt, Interessen- 
vertretung des Mündels, nicht eigennützige potestas; seine Gel- 
tendmachung konnte gerade bei der Ehe aber zu tiefgreifenden 
Konflikten mit den Interessen und dem sozusagen privaten Wil- 
len des zu schützenden Mündels führen; in dem rechtsgeschicht- 
lichen Streite, welchen unsere Entwicklung spiegelt, blieb der 
Wille des Nupturienten Sieger!. 

Ueber die Gründe, welche zu der anerkannten Verheiratungs- 
gewalt der Gewalthaber auch gegenüber den Söhnen führten, gibt 
die beiMoy? zitierteStelle Constitutiones Apostolorum liber IV c.11 
einen originellen Aufschluß: Parentes tempore ad conjugium 
maturo filios matrimonio jungant, ne in ipso flore aetate ferve- 
scente his moribus evadant, ut sese dedant meretricibus ; weitere 
Gründe gibt der Wunsch nach Befestigung der väterlichen Au- 
torität, als deren Ausfluß das Eheschließungsrecht erscheint ?. 

Die zeitliche Umgrenzung dieses in der Anwendung auf im- 
puberes beiderlei Geschlechtes erweiterten Schutzrechtes, dessen 
literarische Erscheinung zwischen die Vollherschaft des römischen 
Rechtes und die Ausbildung des kanonischen Rechtssystemes 
fällt, legt die Bemerkung nahe, daß diese offenbar auch prak- 
tisch geübte Festigung des familienrechtlichen Gewaltkreises zu- 
sammenfällt mit einer Periode der Schwächung aller staatlichen 
Gewalt und sich in diesem Zusammenhalte als, durch die Kirche 
unterstützte Reaktion gegen die Lockerung der staatlichen Bin- 
dungen begreifen läßt. 

Blieb diese Ausgestaltung schon in den germanischen Rech- 


! S, Scherer, Eherecht S. 16: „Bei solehen Verhältnissen war es leicht 
möglich, daß die Gewalthaber von ihrer Gewalt einen Gebrauch machten, 
welcher den Zwiespalt zwischen Voraussetzungeu und Wirklichkeit in der 
rechtlich wollenden und faktisch widerstrebenden Braut offen zeigte. Gegen 
solchen Mißbrauch mußte die Gesetzgebung schon früh einschreiten. Die 
Freiheit der Entscheidung der Braut wurde immer mehr anerkannt und 
gegen Mißbrauch der vormundschaftlichen Gewalt in Schutz genommen 
durch die Verfügung, daß Niemand gezwungen werden solle Jemand zu 
ehelichen‘. 

2 5.55. 3 S. oben S. 285: Basilius in fine. 
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ten, wie wir gesehen haben, nicht bestehen, so konnte sich das 
kanonische Recht um so eher mit fortschreitender Verselbstän- 
digung solchen Einflüssen wieder entziehen. Es knüpfte dabei 
an das römische Recht und sein dem deutschen Mundgedanken 
eherechtlich überlegenes Konsensprinzip an. 

Während der Urheber unserer Stelle apokryph und die Ur- 
sache ihrer Erhaltung im kanonischen Rechtsbuche unbekannt 
bleibt, ist der Umschwung, welcher das im Corpus iuris canonici 
herrschende System des Eherechts zum Siege führte, mit der 
Person eines Mannes unverkennbar verbunden und damit zeitlich 
bestimmt. Es ist der Papst Nicolaus I (a° 858—867), der den 
römischen Rechtsgedanken für dieses Gebiet dauernde Geltung 
verschafft hat. Daß die dargelegte Rechtsanschauung bis auf 
seine Zeit in Wirksamkeit geblieben war, lehrt deutlich der 
Wortlaut seiner Dekretalen. In Betracht kommt, neben dem 
Eingreifen des Papstes in den Ehestreit des fränkischen Königs ! 
und der Aufstellung kirchlicher Erfordernisse für die Ehe- 
schließungsform ? die Einschränkung der vorzeitigen? Ehen auf 
dringende Ausnahmefälle* in c. 2 X. 4, 2, wo zu Beginn die 
Anfangsworte der entscheidenden Stelle c. 1 ©. XXX qu. 2 
stehen; sie lauten®: Ubi non est consensus utriusque, non est 
coniugium. Ergo qui pueris dant puellas in cunabulis, et e con- 
verso, nihil faciunt nisi uterque puerorum, postquam venerit ad 
annos discretionis, consentiat, etiamsi pater et mater hoc viola- 
verint et fecerint. Damit ist der Sieg des römischen Prinzipes 
über die germanische Sitte ausgesprochen und für die Folgezeit 
entschieden. Im liber extra® kommt diese Beurteilung des Tat- 
bestandes wiederholt zum Ausdrucke, besonders finden nunmehr 


ıc.4 C. XXXI qu. 2. 
?c.3C. XXX qu. 5 (ad Bulgaros a” 866). 
® „ante aetatem legibus, vel canonibus determinatam‘. 
* „aligua urgentissima necessitate interveniente“. 
58. auch Migne CXIX S. 1197. 
° tit. de despons impuber. (4, 2). 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XX. 2. 19 
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die römisch-kirchlichen Altersstufen — 7. bezw. 12. und 14. 
Lebensjahr — Anwendung. 

Ehe wir auf die Form, in welcher unser Tatbestand in der 
endgültigen Ausprägung des kirchenrechtlichen Systems erscheint, 
eingehen, sei es uns gestattet, außerhalb des Corpus iuris cano- 
nici einige Belege für den Gang der eherechtlichen Entwicklung 
aufzusuchen. So schreibt Ivo (F 1116) in decreti pars VIII 
c. 20!: In sponsalibus consensus eorum exigendus est, quorum 
in nuptiis desideratur. Intellegitur tamen semper filiam patri 
consentire nisi evidenter dissentiat?, c. 21: Sponsalia sicut nup- 
tiae consensu fiunt contrahentium, et ideo sicut nuptiis, ita spon- 
salibus filiam familiam consentire oportet?, Quae patris volun- 
tati non repugnat, consentire intellegitur. Tunc autem dissen- 
‚tiendi a patre licentia conceditur, si indignus moribus vel turpis 
sponsus ei a patre eligitur. Filio familias dissentiente, sponsalia 
ejus nomine fieri non possunt‘, c. 22: In sponsalibus contra- 
hendis aetas contrahentium diffinita non est, ut in matrimoniis, 
Quapropter a primordio aetatis sponsalia effici possunt, si modo 
id fieri ab utraque persona intelligatur, id est si non sint mi- 
nores quam septem annis°. 

Mit der Annahme des römischen Konsensprinzipes bleibt die 
väterliche Gewalt der Tochter gegenüber bestehen; dem: con- 
sentire intellegitur, si non repugnat der Tochter entspricht das: 
si aliquo modo non consentit filius unserer Stelle: der Wider- 
spruch des erwachsenen Sohnes wird erleichtert, die Zustimmung 
der Tochter vermutet. 8. hierzu ferner Petrus Lombardus 
(7 1160 oder 1164) sententiarum liber quartus distinctio 298: 
Consentire autem probatur, quo evidenter non contradicit: se- 
cundum illum: In sponsalibus eorum consensus exigendus est, 
quorum in nuptis desideratur. Intellegitur tamen patri fıilia 


! Migne CLXI S. 588. 2 8. auch 1. 7 D. eod. 

: 8. oben 8. 275: 1.11 D. XXIII 1. 

* 8.1. 12 D. XXIII 1 und oben S8. 275: 1. 13 D. XXIII 1. 
58.1. 14 D. XXIHI 1. °6 Migne CXCI S. 916. 
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consentire, nisi evidenter dissentiat. Item sponsalia sicut nuptiae 
consensu fiunt contrahentium. Et ideo sicut in nuptüs, ita et 
in sponsalibus patris familias filiam consentire, quae si patris 
voluntati non repugnat, consentire intellegitur. Hier ist auch 
der germanische mundoald durch den römischen pater familias 
verdrängt; in distinctio 36 heißt es de aetate contrahentium: 
Hoc etiam sciendum est, quod pueri ante 14 annos et puellae 
ante 12 annos secundum lege matrimonia inire nequeunt. Quod 
si ante praedicta tempora copula inierint, separari possunt, 
quamvis voluntate et assensu parentum Iuncti fuerint. Qui vero 
in pueritia copulati post annos pubertatis nolunt se delinguere 
sed in coniunctione permanere, iam ex hoc efficiuntur coniuges, 
et deinceps nequeunt separari. Die hier sich vollziehende Ver- 
bindung spezifisch kirchlicher! mit römischen Anschauungen sei 
noch an folgenden Schriftstellern erläutert: Bernhardi Papiensis 
summula de matrimonio (a° 1159) tit. 13: Impossibilitas coeundi 
animo et corpore ita impedit contrahendum quam dirimit con- 
tractum. Etenim cum oporteat, in matrimonio personas esse 
legitimas ad contrahendum, personae vero non sunt legitimae 
aetatis. aetas vero legitima est quae solet apta nuptiis deputarı, 
videlicet in muliere XII annorum, in masculo XIV, constat, quod 
non est matrimonium ubi haec aetas utringue non intervenerit. 
Haec autem aetas in canonibus expressa non est, sed in legibus. 
— Relinquitur ergo, mulierem huius aetatis esse debere, scilicet 
duodecimae. Sponsalia vero post septimum annum contrahi 
possunt, ut XXX qu. 2 ubi non. — tempus enim discretionis 
post septimum annum incipit?. Ned huiusmodi sponsalia neu- 
trum eorum obligant, quin ex quo venerint ad annos legitimos 
possint contradicere, et ideo non valebit quod factum fuerat. — 
Huiusmodi autem sponsalia sunt desponsatio de futuro, et non 
de praesenti. Unde sic describuntur: Sponsalia sive desponsatio 
est futurarum nuptiarum promissio, ut XXX qu. 5 nostrates?®. 


i Copula, Unlöslichkeit. 
? 8. oben S. 287: Nicolaus 1. 30.3, s. oben 8. 287. 
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Nuptias appellant matrimonialem coitum. — Ecce diximus, opor- 
tere utrumque esse legitimae aetatis.. Si vero unus fuerit legi- 
timae, alter vero eitra legitimam aetatem, et contraxerit, non 
erit matrimonium legitimum, quia non inter non coaequales, 
ut XXXII qu. 2 non omnia. — Verum tamen adulto non lice- 
bit recedere a puella, sed puellae licet recedere, cum ad legiti- 
mam aetatem venerit, exemplo illius quae cum esset ancilla nup- 
sit libero nescienti, ut ©. XXIX si quis ingenuus. — Ipsa enim 
ab eo recedere non potest, ille vero | potest, ut in praeallegato 
capitulo, et exemplo pupilli qui alium sibi obligat, se vero nulli 
confirmat, hoc idem capitulo Augusti ©. XXVII qu. 2 duobus 
modis. Tancredi Bononiensis Summa de matrimonio (a° 1210— 
1213) Tit. 4: Si vero septennium parentes eorum sponsalia con- 
trahunt, nihil agunt, ut XXX qu. 2 ubi non est consensus. Üe- 
terum aetas ad contrahendum matrimonium legitima est in puella 
duodecim annorum, ut extra I de desponsatione impuberum 4, 2 
ti puella.. Et si ante conjungantur, non est matrimonium, sed 
sponsalia: nisi ita fuerint nubili aetati proximi, quod potuerunt 
carnaliter commisceri: cum aetatem videatur supplevisse malitia, 
ut extra I de desponsatione impuberum 4, 2. de illis autem 128, 
— tit. 12: Sequitur videre, quis possit contrahere matrimonium. 
Et dico, quod omnis homo, qui consentire potest in coniugalem 
affectum, et carnis copulam, nisi expresse prohibeatur. Hoc 
ideo dixi, „qui consentire potest“, quoniam licet puer infra le- 
gitimam aetatem constitutus, hoc est infra quatuordecim annos, 
dicat verba ad matrimonium contrahendum apta, tamen, quia 
consentire non potest, nullum est matrimonium, ut extra III de 
sponsalibus 4, 1. tuae fraternitatis 5°. tit. 14: — solus con- 
sensus facit nuptias. — Dieser Endpunkt der Entwicklung steht 
zu dem Inhalte unserer Stelle in schroffem Gegensatze; doch 
scheint in dieser das Willensmoment durch den erklärenden Zu- 
satz: voluntas cuius discerni nondum potest bei dem filius non- 


1.9X4 2. 
20.253 X41. 
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dum adultus, absichtlich ganz ausgeschaltet!. 

Den abschließenden Ausdruck hat die im Vorstehenden ge- 
schilderte kirchliche Rechtsentwicklung in den beiden Ausfüh- 
rungen c. 8 X. 4, 2 und c. un. in VI? 4, 2 gefunden; jene 
stammt von Alexander III (1159 —1181), diese von Bonifaz VIII 
(1294— 1305). Dazu über die Form der Eheschließung c. 25 
X. 4, 1 von Innozens III (1198—1216). Unter Berücksichtigung 
der in der Auffassung des ehelichen Vertragsrechtes vollzogenen 
Veränderung? kommen wir zu folgender Fixierung des nunmehr 
auf die impuberes? über 7 Jahren beschränkten Tatbestandes: 
Die nicht zwischen puberes geschlossenen Verbindungen gelten 
als sponsalia de futuro, also als Verlöbnisse, nicht als Ehe- 
schließung; sie sind nicht nichtig, sondern wirken eine Bindung 
bis zur Pubertät, mit deren Eintritte die Einwilligung auch des 
Jüngeren Teiles, wenn nicht copula carnalis schon stattgefunden 
hat, das eheliche Verhältnis herstellt, eine Weigerung jene Bin- 
dung aber beseitigt. 

In dieser Form* hat die Sitte des Zusammengebens von 
Kindern in ehelicher Absicht sich durch das Mittelalter vor- 
nehmlich im hohen Adel? erhalten und ist von der Kirche to- 
leriert worden®; das Tridentiner Konzil hat an diesem Ergeb- 
nisse nichts geändert, es vielmehr durch die Formvorschrift 
(Pfarrer und zwei Zeugen) nur bestärken können”. 


ı 8. das oben S. 285 über den Charakter der Willensvertretung Gesagte. 

®2 S. darüber Freisen S. XVII-XXXVLH, 151—227. 

® Im Gegensatze zu der Minderjährigkeit des filius non adultus, s. oben 
S. 276. 

* S. noch Schulte, Eherecht 1855 S. 75—79, Scheurl 1882 S. 153, Scherer, 
Kirchenrecht 1891 II 1 S. 127—128. 

5 utpote pro bono pacis, s. oben S. 237: 0.2 X 4, 2. 

$ Eichhorn 1833 S. 339 — 340. 

’ Die Schrift v. Hörmanns kommt in breiterem Zusammenhang und 
unter Beibringung weiteren Quellenmaterials vor allem für die nachgratia- 
nische Zeit, zu dem gleichen Ergebnis hinsichtlich des Sieges des römi- 
schen Konsensprinzipes in der Kirche; s. über die Richtung seiner Arbeit 
S. 1-6, über unsere Stelle S. 53—54, den Schlußsatz S. 269: „Die seither 
maßgebend gebliebene Beurtheilung einer derartigen Eheschließung stellt 
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Aus dem in dem letztzitierten Satze angegebenen Grunde 
kommt in der Folgezeit nur noch eine Aeußerung von autori- 
tativer kirchlicher Seite über unsere Stelle in Betracht; es ist 
die durch ihre Stellung in einer anderen Materie interessierende 
Constitutio: Probe Benediets XIV vom 15. Dezember 1751 in 
8 6!. Er spricht von der Verfügung Üoelestins III, daß in ein 
Kloster gegebene Knaben, cum ad discretionis annos pervenerint, 
ihre Einwilligung verweigern können und bezieht dies nun zu- 
nächst auf die Verbindung zwischen impuberes: „Eadem de 
sponsalibus dicenda, quae pro filiis impuberibus ab eorum pa- 
rentibus fiunt. Secundum veterum Canonum praescriptum, Afilii, 
etiam postquam ad puberem aetatem pervenerant, ea servare 
tenebantur, quemadmodum colligitur ex Decretali, quae Pontifici 
Hormisdae attribuitur, et quae in cap. Tua fraternitas sub tit. 
de Desponsatione impuberum refertur?: Verum Pontifex Boni- 
facius VIII in sua Decretali, cuius initium: Infantes, et quae 
in titulo de Desponsatione impuberum?®, lib. 6 unica est, anti- 
quas Canonicas dispositiones moderatus est, statuitque, impuberes 
postquam ad pubertatem pervenerint, nequaquam obligari ad 
ea adimplenda sponsalia, quae a parentibus eorum facta sint, 
nisi eadem, postquam puberes evaserint, aliqua ratione appro- 
bent.“ Daß dieser Umschwung freilich nicht erst mit Boni- 
faz VIII eingetreten ist, haben wir bereits gesehen‘. 
sich einerseits nur als die direkte Consequenz der allmählig zur Geltung 
gelangten Consenstheorie dar, welche mit den früheren Bestimmungen der 
Kirche nicht fertig werden konnte, andererseits bot diese Auslegung der 
Kirche den einzigen annehmbaren Ausweg, die im Mittelalter weit ver- 
breitete Sitte frühzeitiger Verehelichung unmündiger Kinder mit der streng- 
rechtlichen Auffassung der kirchlichen Eheschließungslehre in Einklang zu 
bringen, ohne mit einem in Folge der vielfach ins Spiel kommenden wich- 
tigen Interessen unthunlichen Verbote gegen diesen Brauch aufzutreten. 
Mit dem Verschwinden des letzteren und des elterlichen Mitwirkungs- und 
Verlobungsrechtes ist auch die praktische Bedeutung dieser Frage und der 
von der Kirche gegebenen Entscheidung verloren gegangen“. 

! Magnum Bullarium $. 249. 


? Folgt unser Text. ® in VI®, 
* Benedict führt weiter den Absatz 1 des c. un. in VIP 4, 2 an, wel- 
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Doch ist die Constitutio nach einer anderen Seite für uns 
von Bedeutung durch ihre Anknüpfung an das Ordensgelöbnis. 
Der Zusammenhang, welchen wir zwischen dem Mönchsgelübde 
und dem Ehegelöbnis von impuberes mehrfach finden !, ist nicht 
zufällig; hier wie dort hat sich die gleiche Entwicklung in der 
Abkehr von der mundschaftlichen Gewalt vollzogen. Beide Be- 
fugnisse galten als in dieser Gewalt enthalten; auch hier hat 
Papst Nicolaus I? die bestehende Uebung durch das Verbot, 
Unmündige gegen ihren Willen? dauernd zu mönchischem Leben 
zu verpflichten, gemildert; von der Maxime geleitet: nullum 
quippe bonum nisi voluntarıum, hat er auch hier die Selbstän- 
digkeit des kindlichen Willens zur Anerkennung gebracht. 

Dem entwickelten Systeme des kirchlichen Eherechtes ist 
unsere Stelle als ‚Palea’, als abgestorbenes Glied, erhalten ge- 
blieben; das residuum einer abgeschlossenen Entwicklungsstufe, 
ist sie mit dem geltenden Systeme inhaltlich nicht zu vereinigen. 
Will man für den Wandel in der kanonischen Auffassung un- 
gefähre Daten setzen, so erhält man rund das Jahr 500 für die 
Geltung der in unserer Stelle niedergelegten gemeingermanischen 
Auffassung in dem noch unfertigen Rechte der Kirche, für die 
Weiterbildung, welche sich als Rückkehr des kirchlichen Rech- 
tes zu römischen Rechtsgrundsätzen darstellt, das 9. Jahrhundert 
und für die abschließende Arbeit in der kirchlichen Systembil- 
dung das 12. und 13. Jahrhundert. Diese zeitlichen Unter- 
schiede lassen alle Vereinigungsversuche als für unsere Stelle 
aussichtslos erscheinen; trotzdem sind sie, von dem zu Anfang 
bezeichneten Standpunkte aus, unternommen worden. 


cher von den reinen Verlöbnissen zwischen Kindern unter 7 Jahren han- 
delt und seiner Stelle eigentlich korrespondiert; diese Bestimmung ist zu 
vergleichen mit den zitierten c. un. C. XXX qu. 2, c. 2 X 4, 2 Nicolaus’ I, 
welche letztere auch von der Verlobung von infantes verstanden worden 
ist, s. darüber Hörmann 8. 33—34. 

ıS. noch ober : Pseudo Eggbert c. 27, Freisen S. 312, 313, Moy 
S. 817. 

20.4 C.XX qu. 3. 3 invitos. 
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Die Glosse zum Dekret bemerkt zu unserer Stelle nichts; die 
Glosse zu den Dekretalen! sagt: Pater vult quod filius eius con- 
trahat cum aligua muliere, filius adultus non vult cum illa contra- 
‚here, quaeritur an pater filium compellere possit ut cum illa contra- 
hat? Dieitur quod si filius non consentit hoc fieri non potest, sed 
filium nondum adultum potest pater cui vult in matrimonium tra- 
dere, quin ipsius voluntas adhuc discerni non potest. Sed postquam 
venerit ad legitimam aetatem debet factum patris ratum habere, si 
sibi placuerit, sed non compellitur (!). Nota quod libera debet esse 
voluntas in matrimonio contrahendo et filius non adultus in hoc 
patri sublacet. Item pater non potest cogere filium adultum ad 
contrahendum; filium vero non adultum cogere potest, ut videtur, 
quod verum est quoad sponsalia non quoad matrimonium, quod 
patet cum dicitur in litera: dum venerit ad legitimam aetatem 
et illud quod postea sequitur debet exponi de debito honestatis 
non necessitatis. Dieser Versuch, die elterliche Willensvertre- 
tung auf vor dem 7. vollendeten Lebensjahre geschlossene eigent- 
liche sponsalia de futuro — unsere Stelle spricht nach Absatz 2 
c. un. in VI° 4, 2 von sponsalia de praesenti im Sprachgebrauche 
der Zeit Bonifaz’ VIII — zu beschränken und alles Weiter- 
gehende als debitum honestatis zu betrachten, findet sich bei 
mehreren Schriftstellern wieder. So zunächst Sanchez (a° 1617 
ca.) S. 53: Ad c. 1 de despons. impub. omissis aliis intellecti- 
bus dico — nullam constitui differentiam quoad iuris effectum, sed 
tantum quoad decentiam, et honestatem; cum enim pueri doli 
capaces consentire possint, dedecet parentes pro illis contrahere: 
quod secus est in infantibus, qui consensus expertes fuerint. Der 
gleichen Ansicht von der nur moralischen Natur unserer Stelle 
ist noch Sägmüller (1904) S. 479 Anm. 3: „Vor Erlaß Boni- 
faz’ VIII waren die Kinder wenigstens moralisch zur Erfüllung 
des Verlöbnisses durch die Eltern verpflichtet“. Richtig von 
der Ehe versteht unsere Stelle Freisen S. 313 zu Anm. 34. 8. 
ferner Scherer, Kirchenrecht 8. 128 in Anm. 54, Walter, Lehr- 


ı S, Hörmann, Die desponsatio impuberum 1891 8. 53—54. 
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buch 2. Aufl. S. 474 sub A, bei dem in der 14. Auflage be- 
merkt wird: „Die entgegenstehende Stelle ist zweifelhaft und 
ohne gewaltsame Interpretation mit den anderen Stellen nicht 
zu vereinigen‘. 

Einen solchen Versuch, der Anklang gefunden hat, finden 
wir nach der zitierten Glosse bei Böhmer (1747) in seiner Aus- 
gabe des Corpus iuris canonici II S. 637 Note 6 zu: Ad per- 
fectam aetatem „I. e. pubertatem, modo in priori consensu filius 
persisterit, et ita factum patris ratihabuerit, c. 8 X.h.t.“ Ihm 
stimmt bei Schulte, Eherecht S. 37—38: „Das Gegenteil von den 
obigen Stellen enthält c. 1X. h. t. (incert.) aus c.20. XXXI 
qu. 2, wo es dem P. Hormisdas zugeschrieben ist. Die Stellen 
lassen sich aber sehr gut erklären, wie J. H. Böhmer in den 
Anmerkungen zu der Stelle in seiner Ausgabe des Corp. jur. 
can. und Eichhorn II, S. 347 Anm. 7 es getan“. Die hier er- 
wähnte ausführliche Behandlung unserer Stelle durch Eichhorn 
lautet in dem Hauptstücke: „War der Sohn fähig zu consen- 
tiren, so entstand durch seine zugleich erklärte Einwilligung die 
Ehe. Das tradere konnte auch bei einem dazu nicht fähigen 
Sohne stattfinden, aber es bewirkte erst eine Ehe, wenn die Ein- 
willigung in der Folge hinzukam. Die letzten Worte der Stelle 
erklärt Böhmer ohne Zweifel richtig im Sinn des Cap. 8 [!], — 
indem er zu dem Worte aetatem hinzufügt!: „Das in matrimo- 
nium tradere konnte nur unter der Voraussetzung stattfinden, 
daß wenigstens die Form einer Erklärung, nicht bloß der Eltern, 
sondern auch der Kinder beobachtet wurde, die hinsichtlich der 
letzteren nur rechtlich nicht für eine Einwilligung galt. Wenn 
der Sohn die Ehe späterhin vollzog, so konnte er sich nicht 
darauf berufen, er habe früher nicht wirklich eingewilligt; nur 
in diesem Sinne kann das debet adimplere genommen werden.“ 
Die Vollziehung der Ehe durch copula carnalis gilt aber in un- 
seren Quellen durchaus als Ausnahme; die Ausführung Eich- 
horns ist nicht im Stande, unserer Stelle gerecht zu werden, 


ı S, den Böhmerschen Text. 
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wenn sie auch in dem über die traditio impuberum und die Art 
der Willensvertretung Gesagten Richtiges enthält. Die historische 
Würdigung muß darauf verzichten, den Inhalt eines solchen 
Satzes durch Auflegung späterer Rechtsbegriffe und termini tech- 
nicı zu erfassen, insbesondere kann die Einordnung in die Unter- 
scheidung zwischen sponsalia de praesenti und de futuro bei 
einer Quelle des 6. Jahrhunderts zu keinem Ergebnisse führen; 
in unserem Falle können wir der Erklärung von Moys, dem 
wir die Angabe einer Zahl der benutzten Quellenstücke verdan- 
ken, auch inhaltlich beipflichten!: „Wenn diese Stellen auch 
apokryph sind, so sind sie doch in Beziehung auf die ältere 
Ansicht und Gewohnheit als Zeugnisse nicht zu verschmähen“. 
Eine weitere Bedeutung kommt unserer Doppelstelle nicht 
zu; als geltendes Recht hat sie ihre Geltung bereits seit über 
1000 Jahren eingebüßt, auf die spätere kanonistische und außer- 
kanonistische Entwicklung ist sie ohne Einfluß geblieben. 


ı Moy 8. 817. 
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Die privatrechtliche Stellung der römischkatholischen 
Kirche auf der Insel Porto Rico und in den Vereinig- 
ten Staaten von Nordamerika überhaupt. 

Urteil des höchsten Gerichtshofs der Vereinigten Staaten vom 
1. Juni 1908 (United Staates Reports, Bd. 210, S. 296 ff.). 
Von 
H. Wittmaack. 


In dem am 10. Dezember 1898 zu Paris geschlossenen Frie- 
densvertrage gab Spanien die Oberherrschaft über Cuba auf und 
trat Porto Rico und einige kleinere Inseln, sowie die Philippinen an 
die Vereinigten Staaten von Nordamerika ab. Art. 8 des Friedens- 
vertrages bestimmte: „Es wird hiermit die Erklärung abgegeben, 
daß die Aufgabe oder die Abtretung der erwähnten Besitzungen 
in keiner Weise das Eigentum oder die mit dem friedlichen Be- 
sitze desselben verbundenen gesetzlichen Rechte beeinträchtigen 
soll. Dies bezieht sich auf Eigentum jeder Art, sowohl der Pro- 
vinzen, Gemeinden, öffentlicher oder privater Institutionen, kirch- 
licher oder bürgerlicher Korporationen und von anderen Gesell- 
schaften, welche die gesetzliche Fähigkeit haben, Eigentum in 
den erwähnten Gebieten zu erwerben und zu besitzen, oder von 
Privatpersonen jeder Nationalität.“ 

Ungeachtet dieser, mit den allgemeinen völkerrechtlichen 
Regeln in Uebereinstimmung stehenden Vertragsbestimmungen 
ist es in Zweifel gezogen, ob die römischkatholische Kirche ihre 
früheren Privatrechte auf den abgetretenen Inseln unverändert 
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behalten habe. Ihre staatsrechtliche Stellung hatte durch die 
Abtretung eine wesentliche Veränderung erfahren. In Spanien 
war und ist sie Staatskirche, in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika wird dagegen überhaupt eine Staatskirche nicht 
anerkannt. Ein Urteil des höchsten Gerichtshofs der Vereinigten 
Staaten aus dem Jahre 1908 hat die Frage geklärt und nach 
der Bedeutung, welche den Urteilen dieses Gerichtshofs gemäß 
dem Rechte der Vereinigten Staaten beiwohnt, sie endgültig zum 
Abschluß gebracht, soweit seine Tragweite reicht. 

Das Urteil betrifft einen Fall von der Insel Porto Rico, 
welche durch ein organisches Gesetz in der üblichen Weise zu 
einem Territorium der Vereinigten Staaten erklärt worden ist. 
Zwischen der Gemeindevertretung der Stadt Ponce auf dieser 
Insel und der katholischen Kirche daselbst entstand in Anlaß 
der Errichtung eines Grundbuchs ein Streit über das Eigentum 
an der dortigen Kirche. Die Stadtvertretung hatte die Kirche 
in das Inventarium der Stadt aufgenommen und beantragte bei 
dem Grundbuchbeamten die Eintragung der Kirche und des 
Grund und Bodens, worauf sie steht, in das Eigentum der Stadt. 
Der Grnndbuchbeamte verweigerte die Eintragung, weil dieselbe 
in Widerspruch mit einer Bestimmung des Gesetzes stehen würde, 
welche die öffentlichen Tempel, die zum katholischen Gottesdienst 
benutzt würden, von der Eintragung ausschließe. Der Justizsekre- 
tär ordnete dagegen die Eintragung an. Um diese Verfügung 
zu beseitigen, erhob die römischkatholische Kirche in Porto Rico, 
vertreten durch den Bischof dieser Diözese, bei dem höchsten 
(Grerichtshof der Insel Porto Rico Klage gegen die Stadtgemeinde 
Ponce. In der Klage wurde angeführt, daß die fragliche Kirche 
aus Mitteln der Stadtgemeinde erbaut sei, das Kirchengebäude 
befinde sich seit vielen Jahren im Besitz der katholischen Kirche 
und sei seit ihrer Erbauung niemals anders als zu gottesdienst- 
lichen Zwecken dieser Kirche benutzt. Unterhalten sei das 
Kirchengebäude im allgemeinen durch Gaben und Almosen der 
Pfarrkinder. Der höchste Gerichtshof des Territoriums entschied 
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zu Gunsten der Kirche und erklärte alle Eigentumsansprüche 
der Stadtgemeinde für unbegründet. Die Stadtgemeinde legte 
gegen dieses Urteil das zulässige Rechtsmittel der Appellation 
an den höchsten Gerichtshof der Vereinigten Staaten ein. Die 
Appellation wurde in einem Urteil vom 1. Juni 1908 für unbe- 
gründet erklärt. Das Urteil wurde von dem Präsidenten namens 
des Gerichtshofs, was die materielle Rechtsfrage anbelangt, in 
folgender Weise begründet: 

Es wird zunächst konstatiert, daß das Bürgerliche Gesetz- 
buch, welches zur Zeit der Abtretung auf Cuba, den Philippinen 
und Porto Rico in Geltung war, die Kirche als juristische Per- 
son anerkenne, deren Rechtsfähigkeit sich nach den Konkorda- 
ten zwischen dem heiligen Stuhl und Spanien richte, und daß 
danach die Kirche die Fähigkeit gehabt habe, Eigentum zu er- 
werben und zu besitzen. Dann wird ausgeführt, es sei bereits 
früher von dem Gerichtshof die allgemeine völkerrechtliche Re- 
gel anerkannt, daß, wenn die politische Autorität und die ge- 
setzgebende Gewalt über ein Gebiet von einer Nation auf eine 
andere übertragen werde, die zum Schutz von Privatrechten be- 
stimmten Gesetze solange in Kraft blieben, bis sie von der neuen 
Regierung aufgehoben oder geändert würden. Selbstverständlich 
bestehe bei Abtretungen an die Vereinigten Staaten hiervon eine 
Ausnahme in Bezug auf Gesetze, die mit der Verfassung der 
Vereinigten Staaten und den zur Anwendung kommenden Ge- 
setzen derselben unverträglich seien. Der Artikel 8 des Pariser 
Friedensvertrags sei nur aus übertriebener Vorsicht in den Ver- 
trag aufgenommen. Dieser Artikel sei augenscheinlich bestimmt, 
das Eigentum der Kirche gegen Beschränkung oder Spoliation 
durch den neuen Herrn zu schützen. Es könne keinem Zweifel 
unterliegen, daß unter der kirchlichen Korporation in dem Ar- 
tikel, soweit Porto Rico in Betracht komme, nur die römisch- 
katholische Kirche verstanden werden könne, denn es habe keine 
andere kirchliche Korporation auf dieser Insel existiert. In den 
vom nordamerikanischen Kriegsdepartement erlassenen Ausfüh- 
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rungsbestimmungen zu dem Gesetz über die Verpfändung von 
Grundstücken von 1899 seien im Art. 25, Nr. 2 die öffentlichen 
Tempel, welche dem katholischen Gottesdienst gewidmet seien, 
von der Eintragung in das Grundbuch ausgenommen. Daher 
sei der streitige Tempel der Eintragung nicht unterworfen; die 
Kirchengebäude seien als eine besondere Klasse von Eigentum, 
das gänzlich verschieden sei von demjenigen, welches Privatper- 
sonen gehöre, anerkannt. Die juristische Persönlichkeit der 
römischkatholischen Kirche, kraft welcher sie Eigentum anneh- 
men und erwerben könne, sei bereits durch ein Gesetz des Kai- 
sers Constantin aus dem Jahre 321 anerkannt. In dem Kodex 
von Justinian sei die Veräußerung von Kirchengut gänzlich ver- 
boten. Auch die leges barbarorum erkennten sehr entschieden 
das Recht der Kirche, Eigentum zu erwerben, und die Unver- 
äußerlichkeit des Eigentums an. Die Kontinuität der juristischen 
Konstruktion sei durch die Partidas !, das grundlegende Gesetz- 
buch des alten spanischen Rechts aufrecht erhalten. Nach die- 
sem habe derjenige, welcher eine Kirche erbauen wollte, sie mit 
einer genügenden dauernden Dotation versehen müssen. Jeder 
Eigentumsvorbehalt desjenigen, welcher den Grund und Boden 
geschenkt oder Beiträge zu dem Gebäude geleistet habe, sei aus- 
geschlossen gewesen. Die Kirchen seien mit besonderen Privi- 
legien bezüglich des Erwerbs und des Verlustes von Eigentum 
ausgestattet gewesen. In England sei die Korporationseigen- 
schaft der Kirche begrifflich von den englischen Kanonisten aus- 
gearbeitet und von den Gerichtshöfen schon vor dem Ende des 


| ! Las siete Partidas, die sieben Gesetzbücher, sind unter dem König 
Alfons X. von Castilien, dem Weisen, in den Jahren 1256—1265 zusammen- 
gestellt. Dieser Kodex ist in seiner Anordnung den Pandekten ähnlich und 
enthält eine systematische Sammlung von Gesetzen aus den Dekretalen, 
Digesten und dem Justinianischen Kodex, ferner einiger kastilianischer Ge- 
setze, alter spanischer Gebräuche und Gewohnheiten, kanonischer Deci- 
sionen und von Lehren der Kirchenväter. Die Kompilation erlangte nicht 
bloß in Spanien, sondern auch außerhalb dieses Landes ein großes An- 
sehen. Eigentliche Gesetzeskraft scheint sie erst unter Alfons XI. erlangt 
zu haben, unter welchem ihr Inhalt für subsidiäres Recht erklärt wurde. 
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XIV. Jahrhunderts vollkommen anerkannt. Das englische Kir- 
chenrecht sei in Bezug auf die Anerkennung von Vermögens- 
rechten der Kirche dem kontinentalen ganz ähnlich gewesen. 
In den Vereinigten Staaten von Nordamerika sei durch ein Ur- 
teil des höchsten Gerichtshofs aus dem Jahre 1815 entschieden, 
daß die gesetzgebende Gewalt des Staates Virginien nicht be- 
fugt sei, irgend jemanden zu ermächtigen, Land, welches früher 
der Kirche von England bewilligt sei, in Besitz zu nehmen. Da- 
mals sei ausgeführt: Welche Befugnis in Bezug auf die Religion 
auch im allgemeinen der gesetzgebenden Gewalt zustehen mag, 
so sind doch andere Gründe erforderlich, um die Behauptung zu 
rechtfertigen, daß während der Revolution alles Vermögen, wel- 
ches die Episkopalkirche vorher mit gesetzlicher Sanktion erworben 
hat, nunmehr Eigentum des Staates geworden ist. Wäre das 
Vermögen der Kirche ursprünglich derselben vom Staat oder 
dem König gewährt, so möchte die Behauptung einen gewissen 
Schein für sich haben, aber auch nur einen Schein. Das Eigen- 
tum der Kirche ist aber tatsächlich im allgemeinen von den 
Pfarrkindern gekauft oder von frommen Gebern der Kirche ge- 
schenkt. Das Recht an demselben ist unverwirkbar auf die 
Kirche, oder vielmehr auf ihre gesetzlichen Vertreter, übertragen. 
Die Krone konnte dieses Vermögen nicht in Besitz nehmen oder 
sich aneignen, auch das Parlament selbst konnte die Uebertra- 
gung nicht für ungültig erklären, wenn es sich nicht der will- 
kürlichsten und ungerechtesten Bedrückung der Kirche, welche 
nur wegen der Unmöglichkeit eines Widerstands ertragen worden 
wäre, schuldig machen wollte. Es ist auch kein vernünftiger 
Grund ersichtlich, weshalb die Ländereien der Kirche anders als 
diejenigen der anderen Korporationen, die durch die königliche 
(Gnade geschaffen oder durch die Gesetzgebung errichtet waren, 
durch die Revolution an den Staat verfallen und übergegangen 
sein sollten '. Der Gerichtshof habe bereits ausgesprochen, daß 


! Dieses Urteil (Cranch, Reports, Bd. IX, S. 43 ff.) betrifft folgenden 
Fall. Die Kirchengemeinde Fairfax im Staate Virginien hatte vor der nord- 
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es keinen Unterschied mache, ob die Kirche eine Privatgesell- 
schaft oder mit Korporationsrechten versehen sei. Die lokalen 


amerikanischen Revolution im Jahre 1770 Ländereien zu kirchlichen Zwek- 
ken gekauft. : Der Staat Virginien erkannte in Gesetzen aus den Jahren 
1784 und 1786 die bestehenden Privatrechte der Episkopalkirche an. In 
Gesetzen aus den Jahren 1798 und 1801 wurde dagegen das Vermögen der 
Kirche für das Armenwesen in Anspruch genommen. Der Rechtsstreit zwi- 
schen der Kirche und dem Verwalter des Armenwesens betraf die Frage, 
ob die Kirche die freie Verfügung über die fraglichen Ländereien habe. 
Der höchste Gerichtshof der Vereinigten Staaten bejahte diese Frage. Es 
wurde ausgeführt, daß die Episkopalkirche durch die Revolution zwar ihre 
frühere privilegierte Stellung verloren habe, daß hierdurch aber die Privat- 
rechte derselben nicht betroffen würden. Aus dem auch in Virginien an- 
erkannten Grundsatz der Gewissensfreiheit folge nicht, daß eine Kirche oder 
Sekte nicht mit Vermögen zur Förderung ihrer religiösen Zwecke ausge- 
stattet werden dürfe. — Nach diesem Urteil sind die Kirchen vor Spolia- 
tionen oder Vermögensentziehungen durch die Gesetzgebung wohl in keinem 
andern Staate so gesichert, wie in den Vereinigten Staaten von Nordame- 
rika. In den Territorien hat allerdings auch der Bundeskongreß eine gesetz- 
gebende Gewalt und ist kraft dieser befugt, Akte der Territorialgesetz- 
gebung für ungültig zu erklären oder abzuändern. Es ist aber wohl nicht 
zu bezweifeln, daß, wenn der Bundeskongreß in den Territorien einen Ein- 
griff in wohlerworbene Privatrechte derKirchen oder religiösen Gemeinschaften 
machen würde, ein solches Gesetz, ebenso wıe in dem Urteil von 1815 das Gesetz 
des StaatesVirginien, von dem höchsten Gerichtshof für verfassungswidrig und 
ungültig erklärt werden würde. — In Story, On the Constitution (Bd. II. 
S. 273) heißt es: Es scheint die allgemeine, durch gerichtliche Urteile unter- 
stützte Ansicht zu sein, daß man seit der amerikanischen Revolution keiner 
Regierung eines Staates die transzendente Souveränität zuschreiben darf, 
wohlerworbene Vermögensrechte zu entziehen, durch einen bloßen Akt der 
Gesetzgebung dem A. sein Eigentum zu nehmen und an B. zu übertragen, 
— Das Verfahren gegen die Kirche der Mormonen (the Church of Jesus 
Christ of Latter-Day Saints) steht hiermit nicht in Widerspruch, denn das 
Verfahren wurde dadurch gerechtfertigt, daß diese Sekte durch die Betrei- 
bung und Förderung der Polygamie Zwecke, die allgemein als unsittlich 
anerkannt seien, verfolge. Seitens der mormonischen Kirche wurde geltend 
gemacht, daß es sich, wenn sie die Förderung und Betreibung der Poly- 
gamie sich zur Aufgabe mache, es sich dabei um die Religion handele, 
und daß daher das Gesetz in die verfassungsmäßig gewährleistete Gewissens- 
freiheit eingreife. Der Gerichtshof erklärte diesen Einwand für einen so- 
phistischen. Mit demselben ließen sich auch Menschenopfer, die Selbst- 
verbrennung von Witwen u. dergl. rechtfertigen. Die Polygamie stehe mit 
der christlichen Lehre und den sittlichen Anschauungen der zivilisierten 
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Behörden seien in keinem Fall berechtigt, in ihr Eigentum ein- 
zugreifen. Es sei eine von dem Gerichtshof anerkannte Regel, 
daß eine Widmung für einen öffentlichen oder wohltätigen Zweck 
auch gültig sein könne, wenn keine besondere juristische Person, 
die sie annehme, vorhanden sei. Das spanische Recht habe zur 
Zeit der Abtretung die römischrechtliche Bestimmung über die 
Rechtsfähigkeit der Kirche, die in Europa allgemein anerkannt 
gewesen, enthalten. Die römischkatholische Kirche sei in Spa- 
nien seit den Zeiten der Westgoten Staatskirche gewesen. In 
dem spanischen Amerika sei der König der oberste Patron der 
Kirche gewesen. In den Bullen Julius II. und Alexanders XI. 
seien der spanischen Krone alle Zehnten in beiden Indien kon- 
zediert, unter der Bedingung, daß sie die Kirche ausstatten und 
die Priester mit angemessenem Unterhalt versehen. Die Kirche 
in spanisch Amerika sei durch das königliche Patronat in den 
Besitz eines beträchtlichen Vermögens gekommen. Im Jahre 
1820 habe die spanische revolutionäre Regierung gewisse kon- 
fiskatorische Gesetze bezüglich der Klöster und anderer kirch- 
licher Stiftungen erlassen, aber selbst diese revolutionären Ver- 
fügungen hätten die eigentlichen Tempel ungestört gelassen. Die 
Gesetze aus den Jahren 1835 und 1837, die sich in der gleichen 
Richtung bewegten, wären, soweit ersichtlich, niemals auf die 
Kolonien ausgedehnt, wenn sie gleich tatsächlich mit Unrecht 
dort durch die Beschlagnahme von Kirchengut, welches später 
in Gemäßheit der Konkordate von 1851 und 1859 zurückgege- 
ben sei, angewandt wären. Nachdem Kirche und Staat sich 
länger als 25 Jahre mit Unterbrechungen im Streit befunden 
hätten, sei das Konkordat von 1851 geschlossen, welches in 
Spanien Gesetzeskraft habe und in den insularen Besitzungen 
publiziert sei. Durch dieses Konkordat sei bestimmt, daß die 
katholischapostolische Religion mit Ausschluß jeder anderen Re- 


Welt in Widerspruch, und wenn sie von dem Kongreß der Vereinigten 
Staaten verboten worden, so sei dieses daher mit Recht geschehen (United 
States Reports, Bd. 136, S. 101 ff.). 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XX. 2. 20 
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ligion die allgemeine Religion der spanischen Nation bleiben und 
immer im Gebiet Sr. katholischen Majestät aufrecht erhalten 
werden solle mit allen Rechten und Vorrechten, deren sıe nach 
dem göttlichen Recht und den Bestimmungen ihrer heiligen ka- 
nonischen Vorschriften zu genießen hat. Die spanische Ver- 
fassung von 1876 habe im Art. 11 eine entsprechende Vorschrift. 
Das Konkordat enthalte viele Bestimmungen, welche die von 
dem Staat der Kirche zu leistenden Zahlungen festsetzten und 
andere Differenzen zwischen der Krone und dem heiligen Stuhl 
regelten. Art. 41 insbesondere erkenne das Eigentumsrecht der 
Kirche an. Im Jahre 1859 sei ein Zusatzkonkordat als eine 
weitere Garantie für die Eigentumsrechte der Kirche geschlossen. 
Der erste Artikel erwähne die unglücklichen Ereignisse, infolge 
deren der Kirche ıhr Eigentum genommen sei und verpflichte 
die spanische Krone keinen von diesen Gegenständen ohne die 
Erlaubnis des heiligen Stuhls zu verkaufen oder zu veräußern. 
Art. 3 laute ferner: „Die königliche Verordnung erkennt wieder 
förmlich das volle und freie Recht der Kirche an, alle Arten 
von Gegenständen und Vermögenswerten ohne Beschränkung und 
ohne Vorbehalt mit vollem Eigentumsrecht zu erwerben, zu be- 
sitzen und zu gebrauchen, indem sie danach alle entgegenstehen- 
den Verfügungen, insbesondere solche, welche sich in dem Ge- 
setze vom 1. Mai 1855 finden sollten, aufhebt. Das Vermögen, 
welches die Kirche in Gemäßheit dieser Rechte künftighin er- 
werben und besitzen wird, soll nicht als Teil der Donation an- 
gesehen werden, welche ihr durch das Konkordat angewiesen 
wird“. Im Jahre 1868 seien unter der provisorischen Regierung 
Verfügungen erlassen, durch welche alle klösterlichen Nieder- 
lassungen etc. geschlossen wurden, aber im Jahre 1875 unter 
Alfons XII. seien die Beziehungen zwischen der Regierung und 
der Kirche schließlich wiederhergestellt und der Kirche alles ihr 
gehörige Vermögen, welches noch in den Händen der Regierung 
gewesen sei, zurückgegeben. Keine dieser revolutionären Ver- 
fügungen hätte die eigentlichen Kirchengebäude betroffen, sie 
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seien gegen den regulären und nicht gegen den sekularen Klerus 
gerichtet gewesen. Nach den spanischen bürgerlichen Gesetzen 
sei die Einsammlung der Zehnten und der Erstlinge obligatorisch 
gewesen, sie seien zuerst von der Kirche eingezogen, später von 
der Regierung und an die Kirche abgeliefert. Die Erhebung der 
Zehnten sei schließlich unter dem Konkordat beseitigt, weil die 
Regierung alle Kosten des Gottesdiensts bezahlt habe. In Ge- 
mäßheit des Konkordats seien bis zur amerikanischen Okkupa- 
tion von Porto Rico im Jahre 1898 Beiträge für die Kosten 
des Gottesdienstes ın Spanien, Cuba, Porto Rico und den Phi- 
lippinen von der spanischen Regierung regelmäßig angewiesen 
worden. Zur Zeit als Porto Rico von den Amerikanern okku- 
piert worden, hätten weder der Staat noch die Gemeinden direkt 
oder indirekt das rechtliche Eigentum der Kirche an den in 
ihrem Besitz befindlichen Vermögensgegenständen mit Einschluß 
der Tempel, Pfarrhäuser, Seminarien und kirchlichen Gebäude 
jeder Art bestritten oder in Frage gestellt. Erst seit der Okku- 
pation hätten einige ayuntamientos! das Bestreben gezeigt, die 
Kirche ıhrer Tempel zu berauben unter dem Vorwand, daß sel- 
bige aus Gemeindemitteln erbaut seien. Zur Zeit der amerika- 
nischen Okkupation sei die katholische Kirche die einzige Kirche 
auf der Insel gewesen. 1900 seien nach dem Berichte des Gou- 
verneurs von 953 243 Einwohnern 950 000 katholisch gewesen. 
In jeder Stadt und jedem Dorfe befinde sich eine katholische 
Kirche, in den größeren Oertern mehrere, in der Stadt San Juan 
8 mit Einschluß des Doms. Alle diese Kirchen seien gut ge- 
baut und bildeten einen Schmuck der Ortschaften. Es gäbe viele 
Gemeindeschulen und andere kirchliche Einrichtungen, welche 
den Katholiken gehörten. Keine öffentlichen Gelder würden jetzt 
zur Salarierung der Geistlichen oder in anderer Weise zur Unter- 
haltung des Gottesdienstes verwendet. Alle diese Ausgaben wür- 
den, wie in den Vereinigten Staaten, bestritten aus freiwilligen 
Beiträgen der Kongregationen und von Freunden auf dem Kon- 
ı Magistrate. 
20 * 
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tinent. Die früheren Streitigkeiten zwischen den Gemeinden und 
den Kirchenbehörden bezüglich des kirchlichen Eigentums seien 
noch nicht geregelt. — Solches sei der Zustand seit der Anne- 
xion gewesen und nach dem Friedensvertrag wie nach dem Völ- 
kerrecht sei dieses Eigentum unverletzlich. Die korporative 
Existenz der römischkatholischen Kirche und die Stellung, welche 
das Papsttum einnehme, sei immer von der Regierung der Ver- 
einigten Staaten anerkannt worden. Auch nach dem Verlust 
der weltlichen Gewalt nehme der heilige Stuhl eine anerkannte 
Stellung im Völkerrecht ein, worauf die Gerichtshöfe Rücksicht 
nehmen müßten. Nach der Abtretung Louisianas von Frank- 
reich an die Vereinigten Staaten seien einige Zweifel bezüglich 
des Rechts der römischkatholischen Kirche auf Ländereien, die 
ihr von dem König von Spanien bewilligt waren, entstanden. 
Der damalige Generalstaatsanwalt habe sich hierüber folgender- 
maßen geäußert: „Es kann kein Zweifel darüber bestehen, daß 
der König von Spanien befugt war, Ländereien in Florida zu 
konzedieren, so lange das Land ihm gehörte. Ebensowenig 
kann die Fähigkeit der römischkatholischen Kirche, derartige 
Bewilligungen anzunehmen, in Zweifel gezogen werden. Unsere 
Verträge mit Spanien anerkennen und genehmigen solche Be- 
willigungen, die vor einem bestimmten Termin gewährt sind.“ 
Die Behauptung der Stadtgemeinde, daß in Porto Rico Ge- 
setze beständen, deren Vorschriften die römischkatholische Kirche 
hätte erfüllen müssen, bevor sie Korporationsrechte oder die 
Fähigkeit zu klagen, habe erlangen können, treffe nicht zu, da 
die fraglichen Gesetze sich nur auf die Gründung und die Re- 


 gelung gewerblicher Gesellschaften bezögen. Hätte die Bevöl- 


kerung von Porto Rico ein Gesetz erlassen, wodurch die Art 
und Weise, wie die kirchlichen Körperschaften ihr Vermögen 
durch Vertreter oder sonst verwalten sollten, oder die Vertretung 
solcher Körperschaften vor den Gerichten geregelt wäre, so würde 
eine andere Frage entstehen. Aber ein solches Gesetz existiere 
nicht. Selbst wenn man nicht annehmen wollte, daß die Kirche 
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in Porto Rico seit Jahrhunderten als eine Körperschaft von 
gleicher Bedeutung wie der Staat anerkannt sei, sondern daß 
sie nur eine de facto bestehende Organisation bilde, die Ver- 
mögen besitze, so würde sie doch die Fähigkeit haben, den strei- 
tigen Anspruch gerichtlich geltend zu machen. Das gegenwärtige 
bürgerliche Gesetzbuch beziehe sich auf die Kirche nicht. Das 
Vermögen der Kirche sei zur Zeit der Ratifikation des Friedens- 
vertrags auf Cuba und den Philippinen weit bedeutender ge- 
wesen, als auf Porto Rico. Die Streitigkeiten und Zweifel, welche 
bezüglich der Eigentumsrechte der Kirche entstanden seien, hät- 
ten hier teils durch gerichtliche Entscheidung, teils auf andere 
Weise ihre Erledigung gefunden. Auf den Philippinen sei eben- 
falls in einem Prozeß die Behauptung aufgestellt, daß der Kirche 
die juristische Persönlichkeit fehle, um ihre Eigentumsrechte vor 
Gericht geltend machen zu können. Der höchste Gerichtshof 
der Inseln habe in seinem Urteil hierzu zutreffend bemerkt, dab 
eine solche Behauptung keine ernstliche Prüfung verdiene, wenn 
sie in Bezug auf eine Institution aufgestellt werde, welche bei- 
nahe ein Jahrtausend früher als alle anderen Korporationen in 
Europa entstanden sei. 

Von der Stadtgemeinde Ponce werde angeführt, die Klage 
gebe zu, daß die streitigen Vermögensgegenstände aus Fonds der 
Gemeinde herrührten. Hierauf sei mit Recht geantwortet, daß 
es unerheblich sei, ob das Vermögen ursprünglich von der Krone 
oder von der Gemeinde herrühre, da es seit Jahrhunderten als 
Eigentum der Kirche anerkannt sei. Daraus, daß die spanische 
Krone oder eine Gemeindevertretung vor einigen Jahren oder 
vor Jahrhunderten es für gut befunden habe, Kirchen mit einer 
Dotation zu versehen, lasse sich nicht wohl folgern, daß man 
jetzt die Gabe für widerruflich erklären könne, und daß die Ge- 
meinde jetzt die Kirche expropriieren und das Vermögen nach 
ihrem Gutdünken verwenden dürfe. Alle öffentlichen Mittel, 
welche für Kirchenbauten oder anderes kirchliches Vermögen 
angewandt worden, seien ohne irgend einen Vorbehalt oder Be- 
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schränkung für diesen Zweck angewiesen, indem die Verwendung 
von den Repräsentanten der Nation in den Cortes oder von den 
Stadt- oder Gemeindevertretungen genehmigt worden sei. Da- 
her bildeten die Mittel, welche in dieser Weise von den recht- 
mäßigen Vertretern der Nation oder der Gemeinde angewiesen 
seien, vom gesetzlichen und rechtlichen Standpunkt aus, eine per- 
fekte und unwiderrufliche Gabe!. | 


! In dem für die Territorien erlassenen Gesetz des Kongresses der Ver- 
einigten Staaten aus dem Jahre 1862 ist bestimmt, daß religiöse Korpora- 
tionen. und Vereine, sowie Vereine für wohltätige Zwecke, in einem Terri- 
torium kein unbewegliches Eigentum von einem Werte über 50 000 Dollars 
erwerben oder besitzen dürfen. Das über diese Grenze hinaus erworbene 
unberechtigte Vermögen soll unter Vorbehalt der an demselben bestehen- 
den Rechte Dritter den Vereinigten Staaten verfallen sein. Von diesem 
Gesetz ist in dem Urteil nicht die Rede, man muß daher annehmen, daß 
es auf Porto Rico, wenigstens soweit das vor der Abtretung von der Kirche 
erworbene Vermögen in Betracht kommt, nicht anwendbar ist, sei es, daß 
das Gesetz auf diese Insel nicht ausgedehnt ‚worden ist, oder daß man die 
Rückwirkung, insbesondere auch mit Rücksicht auf den Friedensvertrag, 
als ausgeschlossen ansieht. 
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Das evangelische Kirchenfinanzwesen im Jahr 1909. 
Von 


Dr. Adolf Fellmeth in Karlsruhe. 


Das Finanzwesen stand bei seiner großen Wichtigkeit für 
den Bestand der Kirchen begreiflicherweise stets im Vordergrund 
der kirchlichen Gesetzgebung. In der alten Zeit, wo die Kirche 
im Reichtum schwelgte oder wenigstens ihr reichliches Auskom- 
men hatte, sehen wir meist eine sachkundige, großzügige und 
weitausschauende Pflege des kirchlichen Finanzwesens. Eine zu- 
sammenfassende finanzwissenschaftliche Betrachtung der Finanz- 
maßregeln der alten Kirchen ist leider noch nicht geschrieben. 
Was wir aber aus Einzelbetrachtungen davon wissen, setzt uns 
in gerechtes Staunen. Anders wurde es mit der Kirche der 
Reformation. Ihre äußere finanzielle Macht war insbesondere 
durch die Verneinung des Verdienstcharakters der guten Werke 
und Almosen gebrochen. Sie trug von Anbeginn an auch in 
finanzieller Hinsicht Knechtsgestalt an sich und diese prägte sich 
naturgemäß auch in ihren finanzwirtschaftlichen Maßnahmen aus. 
Der Charakter der Landeskirchen als Staatsanstalten und der 
Zusammenhang des kirchlichen Finanzwesens mit dem staat- 
lichen, das ohnedies in den bösen Kriegszeiten des 17. und 18. 
Jahrhunderts darniederlag, bedingte es, daß immer nur den drän- 
gendsten Verhältnissen des Augenblicks Rechnung getragen wer- 
den konnte. Von einer finanzpolitischen Fürsorge für die fernere - 
Zukunft konnte keine Rede sein. Die Kirche mußte mit dem 
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ihr verbliebenen Vermögensrest und mit den Brocken, die von 
des Staates Tisch fielen, haushalten und wirtschaften und hat 
dies mit viel Treue und viel Entbehrung im einzelnen getan bis 
in die letzten Jahrzehnte. 

Diese letzten Jahrzehnte aber zeigten bekanntlich in finan- 
zieller Hinsicht allerwärts zwei wichtige Erscheinungen: einmal 
ein stetiges und ungeheures Steigen des Geldbedarfs und sodann 
einen bedeutenden Rückgang der Einnahme aus Grund- und 
Kapitalbesitz. Von dieser im Staat zu einem weitgehenden Aus- 
bau des Steuerwesens führenden Entwicklung blieb naturgemäß 
auch die Kirche nicht verschont. Auch ihr Bedarf steigerte sich 
gewaltig und auch ihre eigene Finanzkraft ging zurück, ohne 
daß sie in der Lage war, von sich aus ihre Hilfsquellen zu er- 
höhen. Im Gegenteil: das Gebührenwesen, das früher unter den 
Einkünften der Kirche eine große Rolle gespielt hat, ging bei 
der heutigen Gedankenrichtung, die nicht nur von der früheren 
Wertschätzung der Kirche sich mehr und mehr abkehrte, son- 
dern auch gegen die Bezahlung kirchlichen Segens mit irdischen 
Gütern sich auflehnte, zurück ganz im Gegensatz zum Staat, der 
diese Einnahmeguelle immer mehr ausbaute. Und ferner: die 
moderne Entwicklung der Kirche als Landeskirche hat zu der 
an sich im höchsten Grade unnatürlichen Scheidung der kirch- 
lichen Tätigkeit in der Weise geführt, daß die eine freiere Be- 
wegung erheischenden Aktionsgebiete, zunächst also die propa- 
gandistische und später auch. die karitative Tätigkeit sich von 
der landeskirchlich organisierten Kirche absplitterten und eigene 
Organisationen bildeten. Diese freien Organisationen sind in 
der Lage, große Erfolge aufzuweisen, während wir von den or- 
ganisierten Kirchen nur steigende Klagen über die Abnahme des 
kirchlichen Sinnes vernehmen. Diese Entwicklung hatte eine 
weitere Folge auf finanziellem Gebiet. Die ureigenste Ein- 
nahmequelle der Kirche, die freiwilligen Gaben ihrer Glieder, 
erfuhr eine starke Zersplitterung, die, soweit die kirchliche Sta- 
tistik zuverlässig ist, ein sehr viel stärkeres Anschwellen der 
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Gaben für die innere und die äußere Mission und die sonstigen 
propagandistischen Vereine als für die eigene Kirche nachweist. 

Diese für die Landeskirche finanziell ungünstige Entwicklung 
nötigte diese, da ihr sonst keine Hilfsquellen mehr zur Verfü- 
gung standen, zur Anrufung der staatlichen Hilfe und zwar in 
einer doppelten Form. Zunächst wurde unmittelbare Staats- 
unterstützung verlangt und meist in irgend einer Weise gewährt. 
Bei der äußeren Unzulänglichkeit dieser Hilfe und der gestei- 
gerten Abhängigkeit, in welche die Kirche gegenüber dem Staat 
und, was viel schlimmer war, den verschiedenen politischen Par- 
teien kam, sah man sich aber bald mehr nach der andern Form 
um, die der Kirche etwas mehr innere Freiheit bot, nach der 
Kirchensteuer. Sie mußte ja auch vom Staat erst bewilligt wer- 
den, aber die Bewilligung geschah ein für allemal oder wenig- 
stens für größere Zeiträume, innerhalb deren die Kirche sich 
freier bewegen konnte. In diesem Entwicklungsstadium befindet 
sich die evangelische Kirche Deutschlands heute. Und diese 
Signatur trägt die kirchengesetzliche Tätigkeit auch des Jahres 
1909. 

Ein Ueberblick über die letztere ist leider nicht leicht zu 
gewinnen. Eine regelmäßige sofortige Veröffentlichung der ein- 
zelnen Gesetzgebungsakte in einer die ganze deutsche Kirche 
umfassenden Sammlung findet leider noch nicht statt, auch ein 
Zeichen für das verhältnismäßig sehr geringe Interesse, das der 
Kirche und ihren finanziellen Verhältnissen entgegengebracht 
wird. Nur derjenige könnte sich vollständig darüber unterrich- 
ten, dem die zahllosen kirchlichen und staatlichen Gesetzes- oder 
Verordnungsblätter verschiedensten Namens sämtlich zu Gebot 
stünden! Es besteht allerdings das Organ der Eisenacher Kon- 
ferenz, das den Namen führt „Allgemeines Kirchenblatt für das 
evangelische Deutschland“ und im Auftrag der evangelischen 
Kirchenbehörden Deutschlands und Oesterreich-Ungarns heraus- 
gegeben wird. Aber ein Blick z. B. in den Jahrgang 1909 lehrt 
uns, daß die Veröffentlichungen dort jedenfalls die gebotene 
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Raschheit vermissen lassen. Von 122 Veröffentlichungen dieses 
Jahrgangs stammen nur 18 aus dem Jahre 1909 selbst, 40 aus 
dem Jahre 1908, die andern liegen weiter zurück, 2 sogar stam- 
men noch aus dem vorigen Jahrhundert! Immerhin, wir haben 
zunächst kein anderes rascher und vollständiger arbeitendes Blatt 
und müssen uns darum mit diesem behelfen. 

Wie sehr unsere obige Behauptung zutrifft, daß die kirch- 
lichen Finanzangelegenheiten im Vordergrund der kirchlichen 
Gesetzgebung stehen, geht schon rein äußerlich daraus hervor, 
daß von den rund 200 Veröffentlichungen der Jahrgänge 1909 
und 1910 (bis Juni) fast die Hälfte sich mit finanziellen Dingen 
beschäftigt; allein 28 handeln von den Bezügen der aktiven oder 
zur Ruhe gesetzten Geistlichen und Kirchenbeamten und ihrer 
Hinterbliebenen. ‘In allererster Linie steht hier an Umfang und 
Bedeutung das große Gesetzgebungswerk für die preußischen 
Landeskirchen vom 26. Mai bezw. 10. Juli 1909. Ich habe die 
Bedeutung dieses Gesetzgebungswerks schon an anderer Stelle! 
gebührend hervorgehoben und will darum hier nicht näher dar- 
auf eingehen. Außer in Preußen sind schon in den letzten 
Jahren auch für das Königreich Sachsen, Sachsen- Weimar, Ba- 
den, Hessen, Oldenburg, Waldeck, Lippe und Württemberg neue 
Gehalts- und Bezugsordnungen für die unständigen oder stän- 
digen Geistlichen (und auch niederen und höheren Beamten) er- 
lassen worden, auf deren Einzelheiten wir nicht einzugehen brau- 
chen. Man hat sich in den einzelnen Landeskirchen tunlichst 
nach Maßgabe der vorhandenen oder mehr oder weniger sicher 
zu erhoffenden Mittel bestrebt, die Geistlichen und Beamten so 
gut zu stellen, als es nur eben anging. Vergleiche haben, ab- 
gesehen von deren auf jeglichem Gebiet der Finanzstatistik be- 
kanntlich besonders erschwerte Durchführbarkeit, für unsere 
Zwecke keine besondere Bedeutung. | 

Unser Zweck geht vielmehr dahin, zu beweisen, daß allent- _ 


! Vgl. meine Schrift „Das kirchliche Finanzwesen in Deutschland‘, 
Karlsruhe, Braun). 
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halben zur Durchführung vorstehender Gehaltsordnungen eine 
Gewährung oder Erhöhung unmittelbarer Staatszuschüsse oder 
der vom Staat gewährten Kirchensteuer in Anspruch genommen 
werden mußte. Besonders erheblich sind die Staatsleistungen 
in Preußen, wobei allerdings die Verpflichtung zu solchen Lei- 
stungen besonders zu betonen ist, die der Staat bei Säkularisa- 
tion des von ihm noch immer zurückbehaltenen Kirchenvermö- 
gens übernommen hat. Für andere Staaten sind derartige Ver- 
pflichtungen in ähnlicher Stärke nicht gegeben. Hier handelt es 
sich meist lediglich um das Gefühl einer moralischen Verpflich- 
tung, das den Staat zu seinen Leistungen bestimmt. Für Baden 
kommt ein erschwerender Umstand hinzu. Hier ist nach einer 
Beschlußfassung der II. Kammer von 1915 ab sogar mit dem Weg- 
fall der seit 1875 in steigender Höhe gewährten Staatsunter- 
stützung (z. Z. 300 000 M.) zu rechnen. Gleichwohl ist die Kir- 
chensteuer nicht unbedeutend erhöht worden. Sie muß eine 
weitere und zwar sehr bedeutende Erhöhung erfahren, wenn 1915 
tatsächlich keine Landtagsmehrheit für die Weitergewährung des 
erwähnten, s.Z. ausdrücklich nur bis zur Kirchensteuererhebung 
gewährten Staatsbeitrags zu erreichen ist. 

Schon allein dieses Beispiel von Baden zeigt, wie prekär 
eine lediglich auf Staatsunterstützung und Kirchensteuer aufge- 
baute kirchliche Finanzpolitik ıst. Beide sind abhängig nicht 
allein von Gunst oder Ungunst der wirtschaftlichen Lage, son- 
dern auch von Gunst oder Ungunst der politischen Parteien. 
Schon mehren sich die Austritte aus der Landeskirche und zwar 
nicht nur bei den kleinen, sondern auch bei den großen Leuten. 
Ob eine weitere Anspannung der Kirchensteuer zu Mehr- oder 
Mindereinnahmen führt, läßt sich theoretisch gar nicht ermitteln. 
Wir fürchten, daß einzelne Kirchen hier tatsächlich schon an 
der Obergrenze angelangt sind. Diese Obergrenze selbst ist aber 
bekanntlich wieder mit abhängig von der Finanzpolitik in Reich und 
Staat und Selbstverwaltungskörperschaften und den zunehmenden 
Leistungen der Kirchgenossen für die freien kirchlichen Tätig- 
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keiten (äußere Mission, innere Mission, Gustav-Adolf- Verein, 
Evang. Bund und unzählige allgemeine und örtliche Vereinstätig- 
keiten). Sie hat offenbar nicht die Neigung zu steigen, sondern 
eher die, zu sinken. oo 

Wenn aber diese staatlichen Hilfsquellen für die Landes- 
kirchen einmal versagen — und sie werden es in absehbarer Zeit 
auch ohne Trennung von Staat und Kirche — was dann? — 
Bis jetzt hat noch keine der deutschen Landeskirchen diese 
sicher zu erwartende Schwierigkeit ins Auge gefaßt und darauf 
sich einzurichten versucht. Es wäre aber an der Zeit, diese 
Möglichkeit scharf und fest im Auge zu behalten und sich auf 
sie einzurichten ! 

Nur zwei Veröffentlichungen im Jahrgang 1909 des Allg. 
Kirchenblatts zeigen eine etwas weiterschauende kirchliche Fi- 
nanzpolitik. Die eine ist eine Bekanntmachung des Herzogl. 
Sächs. Ministeriums, Abt. für Kultusangelegenheiten, vom 10. Dez. 
1908, welche die systematische Ansammlung werbender Kirchen- 
. vermögen empfiehlt und dazu ein Musterstatut gibt. Zu solcher 
Ansammlung sollen besondere Haussammlungen, besondere Kir- 
chenkollekten u. dgl. dienen. Die gesammelten Beträge werden 
zinsbar angelegt und die Zinsen ganz oder teilweise zum Kapital 
geschlagen u. s. f., bis ein erklecklicher Fonds beisammen ist. — 
Und die zweite ist eine Bekanntmachung des Großherzoglich 
Sächsischen Staatsministeriums, Dep. für Kultus, vom 23. Juni 
1906, welche die Veräußerung von Grundbesitz der Kirchen und 
geistlichen Stellen tunlichst hintanhalten will, für den Fall der 
gleichwohl nötigen Abtretung aber empfiehlt, daß der Verkaufs- 
erlös tunlichst zu Wiedererwerb von Grundbesitz verwendet wird, 
da die Erfahrung lehre, daß mit geringer Schwankung der Wert 
des @rundbesitzes im Lauf der Zeit beständig steigt, der Geld- 
wert aber sinkt. Je größer die Zeiträume sind, mit denen bei 
der kirchlichen Verwaltung zu rechnen ist, um so weniger dürfe 
dieser Erfahrungssatz außer acht gelassen werden. Um den im 
Laufe der Zeit eintretenden Minderwert des Kapitals gegenüber 
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dem Wert des Grundbesitzes auszugleichen und zugleich den 
Wiedererwerb von Grundstücken zu sichern, der in der Regel 
dadurch erschwert wird, daß der landwirtschaftliche Nutzungs- 
ertrag hinter dem Zinsertrag des Kapitals zurücksteht, solle in 
jedem einzelnen Fall zu erwägen sein, ob die Genehmigung zu 
Grundstücksveräußerungen nicht an die Bedingung geknüpft 
werden solle, daß von den Zinsen des Verkaufserlöses jährlich 
ein Betrag von mindestens 1% des Verkaufspreises so lang Zins 
auf Zins kapitalisiert werde, bis der Erlös nebst dem in der 
Zwischenzeit angesammelten Kapital wieder zum Erwerb von 
Grundbesitz verwendet ist. | 

Allerdings können derartige kleine Mittel die große Finanz- 
frage der Zukunft nicht allein lösen. Aber sie können sie etwas 
erleichtern. Die Lösung selbst kann wohl nur darin bestehen, 
daß der Kirche wieder eigene Liebesgaben in der erforderlichen 
Höhe zugeführt werden. Dazu wird aber die vorhin erwähnte 
Scheidung der Kirche in Landeskirche einerseits und freie kirch- 
liche Tätigkeiten anderseits wegfallen müssen. Und diese wird 
nur dann wegfallen können, wenn die Kirche die gebundene Or- 
ganisation in Landeskirchen endlich abstreifen kann. Wir wissen, 
was dem alles im Wege steht, und begreifen die vis inertiae der 
heutigen Kirchenbehörden, die, solange als ihnen noch bequemere 
Hilfsquellen zur Verfügung stehen, diese ausschöpft und quieta 
non movet. Aber kommen wird der Tag, und eine weitaus- 
schauende Finanzpolitik müßte sich schon jetzt auf eine der- 
artige Entwicklung einrichten. 
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Das jus ordinandi der Londoner Geistlichen im acht- 
zehnten Jahrhundert. 
Von 
Walther Domansky-Danzig. 


In der reichhaltigen Manuskripten-Sammlung der Danziger 
Stadtbibliothek ist ein stattlicher Folioband vorhanden, worin eine 
große Anzahl von einzelnen Schriften, die auf die Danziger kirch- 
lichen Verhältnisse Bezug haben, vereinigt ist. Ich bin unter 
diesen Schriften auf ein Blatt gestoßen, das in interessanter 
Weise von dem jus ordinandi der Londoner Geistlichen im acht- 
zehnten Jahrhundert handelt. Verfasser des Blattes ist der Se- 
nior des geistlichen Ministeriums zu Danzig, D. Joachim Weickh- 
mann, ein geborener Danziger (die Familie stammte aus Ulm), 
der als Oberhofprediger in Zerbst im Jahre 1708 einen Ruf zur 
Oberhofpredigerstelle in Dresden ausschlug und dafür die Vo- 
kation in seine Vaterstadt annahm, wo er bis zu seinem 1736 
erfolgten Tode amtierte. Als Senior des Danziger geistlichen 
Ministeriums hatte er in allerlei theologischen Fragen sein Gut- 
achten abzugeben, und so auch in der interessanten Frage des 
Jus ordinandi. 

D. Weickhmann schreibt: „In London sind. würcklich fünf 
Lutherische Kirchen, als drey Deutsche, Eine Schwedische, und 
Eine Dänische. Die vornehmste ist die Deutsche Kirche zur heil. 
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Dreyfaltigkeit, welche, nachdem sie im großen Brande abgebrannt, 
A. 1672 auf Vorbitte des Schwedischen Envoy& (Gesandten) vom 
Könige Carolo Il. ein Patent zur Erbauung, wozu die Hambur- 
ger Kaufleute das Geld gegeben, erhalten hat, und deswegen die 
Schwedisch-Deutsche Kirche genannt wird. vid. fortgesetzte 
Samlung von Altem und Neuem A. 1723. p. 321 D. Cy- 
priani Hilaria Evangelica fol. 897. 

Das jus ordinandi hat der sel. Joh. Esdras Edzardi von dem 
Erz-Bischofe Hittertson (der Name ist nicht deutlich leserlich) 
erhalten, wie Herr M. Christian Bernhard Bücher, Diaconus zu 
S. Catharinen (in Danzig), von dem sel. Edzardi gehört zu haben 
bezeuget. | 

Daß Er auch das erhaltene Recht exercirt habe, ist aus 
vorgedachter Samlung des Alten und Neuen zu ersehen, wo- 
selbst A. 1723 p. 323 erzehlet wird, daß A. 1709 ein Schwe- 
discher Studiosus Hegard, der hernach Professor Theologiae zu 
Lunden (Lund) in Schonen geworden, von dem Herrn Edzardi 
ordiniret worden: welches H. M. Joh. Ephraim Gnospius, Dia- 
conus zu S. Catharinen (in Danzig), eben zu der Zeit, da Er 
in Engeland gewesen, geschehen zu seyn bezeuget. 

In denen Hilaribus Evangelicis stehet zwar fol. 897, daß 
ein zur deutschen Gemeine vocirter Studiosus, Crusius, sich habe 
in Holland ordiniren lassen, welches aber geschehen, weil H. 
Edzardi Ihm (sich) denselben nicht hat wollen adjungiren lassen, 
weswegen die Lutherische Gemeine sich getrennet, deren Ein 
Theil, auf erhaltene Freyheit von Rege Wilhelmo, ihren Gottes- 
dienst in der Savoye im Strande (?) zu halten angefangen.“ 

In dem Manuskript findet sich noch von der Hand des ge- 
lehrten Ratsherrn Valentin Schlieff (gest. 1750), aus dessen 
Nachlaß der Folioband wie so viele andere Bücher und Hand- 
schriften an die Danziger Ratsbibliothek, die nachmalige Stadt- 
bibliothek, überging, folgender Zusatz: „Als 1729 K. (?) Swiet- 
licki zum Vorschlage kam (nämlich in Danzig ein geistliches 
Amt zu erlangen) und wegen seiner in London geschehenen Or- 
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dination ein dubium entstand, ob solche auch anstößig seyn 
möchte, weil die Lutherischen Prediger in London nicht Jura 
Ministerii hätten, hat darüber K. (?) D. Weickhmann befraget 
seynde obiges ausgeführt“. 

Besagter Prediger Paul Swietlicki, der also die Orönalien 
in London empfangen hatte und danach Legations-Prediger bei 
dem schwedischen Gesandten zu Paris, dem Grafen von Sparre, 
gewesen war, trat 1730 in das Danziger Ministerium ein. Er 
war zunächst polnischer Prediger zu St. Annen in Danzig und 
polnischer Lektor am akademischen Gymnasium daselbst, dann, 
seit 1734, Diakon zu St. Johann in Danzig. Als solcher machte 
er mit seiner dem Pietismus zuneigenden Lehre, in der er von 
den im Lutherschen Katechismus unterrichteten Kindern be- 
hauptete, daß sie nichts „vor einem Papagoyen voraus“ hätten, 
und in der er selber 1747 eine „Ordnung des Heiles“ in dreißig 
Fragen herausgab, dem Danziger geistlichen Ministerium, das 
auf lutherische Rechtgläubigkeit hielt, viel zu schaffen. Und so- 
lange eben noch auf Rechtgläubigkeit gehalten wird, ist die hier 
angeschnittene Frage nach dem jus ordinandi allerdings von her- 
vorragender Bedeutung. 


RD E  Derlag von 3. €. B. Mohr (Paul Siebe) in Tübingen. 


Emil Friedberg: 


Die geltenden Derfaffungsaefee der evangelifchen Seutjchen 


Zandeskirchen. Herausgegeben und gejchichtlich eingeleitet. 
Tebit Ergänzungsband I—II. Lex. 8. 1885—1892. Ermäßigter 
Preis M. 22.50. Crgänzungsband IV. (Aus der deutjchen 
Zeitjcehrift für Kicchenrecht.) 1904. M. 28.—. 


Sammlung der Aktenstücke zum ersten vaticanischen Coneil mit 
einem Grundrisse der Geschichte desselben. Ergänzungs- 
band zur Zeitschrift für Kirchenrecht. 8. 187. 
Ermässister Preis M. 6.— 


Aktenstücke, die altkatholische Bewegung betreffend, mit einem 
Grundriss der Geschichte derselben. Zugleich als Fortsetzung 
und Ergänzung der „Sammlung der Aktenstücke zum ersten 
vaticanischen Coneil“. Aus der Zeitschrift für Kirchen- 
recht. 8. 1876. KErmässigter Preis M. 3.75. 


‘ Die Gränzen zwischen Staat und Kirche und die Garantieen gegen 


deren Verletzung. Historisch dogmatische Studie mit Berück- 
sichtigung der deutschen und ausserdeutschen Gesetzgebungen 
und einem Anhange theils ungedruckter Aktenstücke. In 3 Ab- 
theilungen. 8. 1872. Erste und zweite Abtheilung aM. 6.—, 
dritte Abtheilung M. 3.—. 


Sohannes Kübel: 


Geichichte des Eatholifchen Modernismus. 8. 1909. WM. 4.—. 
Gebunden M. 5.—. 


Gustav Krüger: 


_ Das Papfttum. Seine Jdee und ihre Träger. 1.-- 10. Taufend. 


RL. 8. 1907. M. 1.—. Geb. M. 1.30. Sn Gejchentband 
M. 2.—. (Neligionsgefchichtliche VBolksbücher IV, 3/4). 
Karl Hol: 

Der Modernismus. 1.—5. Taujend. Klein Ss. 1908. M. —.50. 
Geb. M. —.80. (Meligionsgefchichtliche Volksbücher IV, 7.) 
Guftav Anrich: 

Der moderne Hltramontanismus in jeiner Entftehung und 


Entwicklung. 1.—6. Taujend. Klein 8. 1909. MM. —.ö0. 
Geb. M. —.80. eligionsgefchichtliche Voltsbücher DV eLOs) 


Berlag von I. €. B. Mohr (Paul Sieberk) in Tübingen. 


Wörterbucd 
des Deufichen 


Staats- und Berwaltungsrechts 


Begriündet 
DDN 
Drofeffor Dr. Karl Sreiherren von Stengel | 
Zweite, völlig neu gearbeitete und erweiterte, Auflage 3 
herausgegeben von | 


Univerfitätsprofeffor Dr. Mar Fleifchmann, 


Fur das ganze Werk ijt ein Umfang von drei Bänden von etwa je 50 
Drudbogen in Ausjicht genommen. Eine ganz genaue Umfangsangabe it 
3. Zt. noch nicht möglich. 

Die Ausgabe foll in Lieferungen von 5 Druckbogen zu je 16 zweifpaltigen 
Seiten zum Preife von WM. 2,— erfolgen, jodaß jich der Preis pro Band iz 
heftet auf ca. M. 20.—, gebunden ca. M. 24.— jtellen dürfte. 

Die erjte Lieferung it im Suli 1910 erfchienen, die weiteren erfcheinen 
feit September 1910 in monatlichen Zwijchenräumen. Die Ausgabe Di 
Doppellieferungen bleibt vorbehalten. 

Der erite Band dürfte Oftern 1911, der zweite Oftern 1912 und der prilte x 
im Herbit 1912 volljtändig vorliegen. ” 


Gin Probeheft wird auf Wunih unberechnet geliefert. 


Snhalt der erjten jech8 Lieferungen: 


Abbangererhtigfeiten. — AUbdererei. — Abgaben. — Abgeordnete (mit Tabelle 
über die finanziellen Rechte). — Ablöfung der Neallaften (Grundlajten, Dienie 
barfeiten): I. Breußen. II. Bayern. III. Sachen. IV. Württemberg. V. Baden. 
VI. Hefjen. — Abolition. — Adel. — Agrargejesgebung: I. Breußen. Il. Bayern. 
II. Sachfen. IV. Württembera. V. Baden. VI Helfen.  gifabenten Kr 
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Die mittelalterlichen Erbschaftssteuern in England. 
Von 


Privatdozent Dr. Paul Haensel in Moskau. 
[Schluß.] 


Somit geriet nach der Reformation und insbesondere im XVII. ' ;: 


Jahrh. der Gebrauch des Mortuariums ganz in Verfall. Dagegen 
blieben die probate-Gebühren und die Gerichtsbarkeit über Te- 
stamente fest in den Händen der Geistlichkeit bis zur Mitte des 
XIX. Jahrh. Wie oben bemerkt wurde, dienten die probate-Ge- 
bühren von altersher als Mittel bedeutender Erpressungen des 
Klerus. Die Möglichkeit, auf den „letzten Willen“ der Sterben- 
den einzuwirken (was wieder mit dem Recht der Jurisdiktion über 
Testamente eng verbunden war), wurde nicht nur ein starkes 
finanzielles Werkzeug der Geistlichkeit, sondern verursachte eine 
große soziale Gefahr: nicht ohne Grund trat die weltliche Macht 
offen gegen die Möglichkeit, Immobilien laut Testament zu ver- 
äußern, auf; und durch eine Reihe von Gesetzen schränkte sie 
das Recht des Klerus auf Erwerbung oder Ausdehnung von Land- 
besitz ein. Im Jahre 1376 weist das Unterhaus darauf hin, daß 
die Besitzungen der Kirche ein Drittel aller Besitzungen der 
Nation übersteigen, und daß zum großen Unglück Englands der 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XX. 3. 2] 
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Papst durch Besteuerung des englischen Volkes ein fünfmal 
größeres Einkommen bezieht als der König Eduard III. selbst. 
Man kann die ökonomische und soziale Bedeutung einer der- 
 artigen Sachlage nicht unterschätzen ?: entsinnen wir uns, daß 
im Mittelalter die ganze politische Kraft der verschiedenen Be- 
völkerungsklassen in letzter Linie von der oder jener Landmenge 
abhing, welche sie besaßen, und daß andererseits die Erpres- 
sungen der päpstlichen Kurie zu ungeheuren Erpressungen der 
unteren Geistlichkeit führten, die genötigt war, alle möglichen 
Mittel, die Laien zur Hergabe des letzten Groschen zu bewegen, 
anzuwenden. Ich werde die Politik der Geistlichkeit inbetreff 
der Testamente (worüber schon oben gesprochen wurde) nicht 
schildern, sondern werde meine Aufmerksamkeit auf die probate- 
Gebühren konzentrieren. | | 
“ Es ist schwer, die Gerechtigkeit einer gewissen Gebühr für 
die Bestätigung von Testamenten zu bestreiten und dem mittel- 
alterlichen Menschen mußten solche Gebühren ganz begründet 
erscheinen, da diese unbedingt den damaligen Anschauungen vom 
Steuersystem entsprachen (das Prinzip der Leistung und Gegen- 
leistung ist der charakteristische Zug der mittelalterlichen Ab- 
gaben). Und dennoch: ist es schwer, irgend ein Gebiet kirch- 
licher Abgaben zu nennen, wo so oft Klagen im englischen Par- 
lamente laut wurden, wie gerade in betreff der probate-Gebühren. 
Die Ordnung der Bestätigung und Ausführung der Testa- 
mente festsetzend, schreiben die englischen Kirchenkonzile der 
XII. und XIV. Jahrhunderte gewöhnlich vor, keine zu großen 
Gebühren zu erheben und verlangen besonders ein milderes Ver- 


! Rotuli Parliam. II, 337 a folg.:.. . . amontent a pluis q’la tierce par- 
tie de son Roialme.... Item fait a penser, qiln’y ad null homme de 
mounde .. q’n’ad a matiöre de penser, de tritesse & de lermer, de 
ceo q’la Court de Rome... attret a luiles collations des eveschiez, dig- 
nites, provendrez, & des autres benefices de Seinte Esglise en Engleterre, 
desqueux la taxe amonte a plus q’cink foitz le tax dez tout son Roialme... 

? Vgl. Cunningham, W., Growth of Engl. Industry & Commerce, 3 ed., 
1896, 1 272 £. 
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nalen zum Vermögen der armen Pfarrkinder !. Eine solche all- 
gemeine Bestimmung spricht auch der Erzbischof von Canterbury, 
Simon Mepham, auf dem Provinzialkonzil vom J. 1328 aus und 
verbietet irgend etwas für die Bestätigung von Testamenten oder 
für die Erlaubnis zur Verwaltung der Intestaterbschaften zu er- 
heben, wenn der Besitz des Verstorbenen keine 100 Shill. Sterl. 
übersteigt?”. Diese Bestimmung bestätigend, erklärt der Erz- 
bischof von Oanterbury, J ohann Stratford, auf dem Provinzial- 
konzil vom Jahre 1342, daß „die Ordinarien so unmäßige For- 
derungen (sic unmoderate ac excessive pecuniam exigunt) für Be- 
stätigung der Testamente als auch der Rechenschaften über Erb- 
. schaftsverwaltungen stellen, daß die Vermögen der Verstorbenen 
infolge derartiger Erpressungen zur Erfüllung des letzten Willens 
der Verstorbenen nicht genügen, — ungenügend sogar zur Aus- 
führung allein nur jener testamentarischen Verfügungen, welche 
im Interesse der Armen und Gott wohlgefälligen Werke gemeint 
sind; deshalb sind eben die Nichtgeistlichen gegen die Ordinarien 
feindlich gesinnt und genötigt, stets zu Betrug und verschiedenen 
Kniffen zu greifen“. In der Absicht, Klagen über eine solche 
„Usurpierung“ der geistlichen Machthaber verstummen zu lassen, 
verbietet der Erzbischof den Bischöfen und anderen Ordinarien, 
überhaupt etwas für die probate oder Bestätigung der Testa- 
mente zu verlangen: nur den Klerikern ist es gestattet, 6 Pence 
für die Abschrift der Bestätigungsurkunde zu nehmen. Wenn 
die Erbschaft höher als 30 Sh., doch niedriger als 100 Sh. ist, 
so haben die Bischöfe oder Ordinarien oder deren Gehilfen und 
Aufseher das Recht, für die Berichtbestätigung, Austeilung der 
Erbschaft und andere Schriftstücke nicht mehr als 12 Pence zu 
fordern; bei Erbschaften von 100 Sh., doch weniger als 20 2 — 
5 Sh. für ihre Mühe, Bescheinigungen und derartige Papiere; 
von 20 £ — 60 £ — 5 Sh.; bei Erbschaften von 60 £ — 100 £ 


ı Wilkins, Concilia, I, 664 (vom J. 1229, Insel Man), 674 (v. J. 1240 Bı- 
schof v. Worcester). 
®2 Wilkins, II, 553; Johnson II, 349. 
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— 10 Sh.; von 100 £ — 150 £ — 20 Sh., und so für alle wei- 
teren 50 £ über 150 £ eine Gebühr von 10 Sh. außer den 20 Sh. 
zu verlangen (also nimmt die Steuer vom Satze von 10 Sh. einen 
progressiven Charakter an). Derjenige, der in Geld oder Pro- 
dukten etwas über diesen Tarif verlangt, unterliegt einer ver- 
doppelten Strafe des zuviel Verlangten und bezahlt dieselbe an 
die Fabrik der Kathedrale im Laufe eines Monats; für Ver- 
zögerung der Strafzahlung verlieren die Bischöfe das Recht des 
Eintritts in die Kirche, aber die niederen Diener der Kirche 
werden vom Amt entfernt, bis daß sie das, was der Kathedrale 
zukommt, auszahlen. | 

Dies ist ein interessantes Beispiel des frühesten Tarifs einer 
Gebühr für die Bestätigung von Testamenten; es verdient Beach- 
tung, daß das Provinzialkonzil progressive Steuerfüße vorschreibt. 
Allein der Klerus erfüllte die Vorschriften des Erzbischofs schlecht, 
da die Gemeinen im J. 1347 sich beklagen, daß es nicht nur 
keine feste Regeln darüber gebe, wo die Testamente der Ver- 
storbenen zu bestätigen wären, sondern die Geistlichkeit maßlose 
Gebühren im Betrage des vierten oder fünften Teiles des ver- 
machten Vermögens erpresse l. Der König verspricht mit dem 
Erzbischof und anderen Prälaten in Vereinbarungen zu treten, 
damit in der Zukunft keine derartigen Mißbräuche vorkämen. 
Doch schon im J. 1350/1 klagt das Parlament von neuem „über 
die großen Erpressungen und Bedrückungen, zu welchen die Erz- 
diakonen, Offizialen und deren Gehilfen bei der Bestätigung von 
Testamenten Zuflucht nehmen“ ?. Zur Antwort auf solche Klagen 
gibt Eduard III. das Statut 31 Edw. III. s.1.c. 4 vom J. 1357 
heraus ?. „Infolge dessen, daß die Diener der Bischöfe und andere 
ÖOrdinarien der Heil. Kirche vom Volke drückende und maßlose 


! Rot. Parl. II, 171a: „ils ne poent aver lour prove du dit testament 
saunz faire raunceon, meintenant a la quarte ou a la quinte partie des 
biens contenuz el testament: dount la Commune prie remede.* 

? Ib., II 230 b. 

3 Stat. of the Realm, I, 350. 
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Gebühren (grevouses & outrageous fynes) für die Testaments- 
bestätigungen und für die Bestätigung der Rechenschaften über 
Erbschaftsverwaltung erheben, befahl der König dem Erzbischof 
von Oanterbury und anderen Bischöfen, sich um die Beseitigung 
der Mißbräuche zu kümmern; aber falls sie dieses nicht täten, 
so wurde beschlossen, daß der König seinen Richtern vorschrei- 
ben würde, die Untersuchung solcher Erpressungen und Be- 
drückungen (oppressions & extorsions) vorzunehmen, in diesen 
Sachen zu richten und Urteile zu fällen, sei es auf Anregung 
des Königs oder der interessierten Partei, wie das in allen Zeiten 
Gebrauch war.“ Jedoch auch solche Drohung! half wenig, aber 
strenge Maßregeln zu ergreifen, entschloß sich der König augen- 
scheinlich nicht, infolge des großen politischen Einflusses der 
Geistlichkeit. Das Unterhaus verlangte nun wieder im J. 1371? 
noch nachdrücklicher, daß infolge des Nichtausführens der Ver- 
sprechungen seitens der geistlichen Richter es verboten werden 
sollte, mehr als 2 Sh. für die probate oder Bestätigung der 
Rechenschaften zu erheben, unter Androhung einer Strafe im 
zehnfachen Umfange des zuviel Verlangten, wobei die Hälfte dem 
Könige, die andere der geschädigten Partei zufalle. Diesmal 
gibt Eduard eine recht unbestimmte Antwort, doch im nächsten 
Jahre bestehen die Gemeinen in noch stärkeren Ausdrücken auf 
die Beseitigung des Uebels: aber der König findet nichts Bes- 
seres, als den Bischöfen von neuem in Erinnerung zu bringen, 
daß im Wiederholungsfalle von Mißbräuchen er ein entsprechendes 
Statut herausgeben werde. Als das Parlament im J. 1376 noch- 
mals eine Klage gegen die Erpressungen bei Testamentsbestä- 
tigungen ausdrückt und vermerkt, daß „die Gemeinen einen 
großen Nachteil und Verluste durch Unbestimmtheit der Zahlung 

! Diese Drohung — die Sache einem weltlichen Gerichte zu übertragen 
— ist umsomehr bemerkenswert, daß kurz vordem im J. 1341 Eduard II. 
feierlich die Unabhängigkeit der geistlichen Gerichtsbarkeit inbetreff der 
probate Gebühren bestätigt u. verbietet den weltlichen Richtern sich in 


diese Frage einzumischen (Rot. Parl. II 130b u. vgl. 129 b). 
? Rot. Parl. II, 305 b. 
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für die Testamentsbestätigungen tragen“ !, schreibt der König 
vor, den Entwurf eines entsprechenden Gesetzes auszuarbeiten. 
Doch wurde tatsächlich nichts unternommen und das Unterhaus 
erneuerte seine Klagen in den Jahren 1377 und sodann 13782, 
Das Parlament weist auf das Verfahren der geistlichen Richter 
hin in dem Falle, wenn Laien sich weigern, maßlose probate- 
Gebühren zu zahlen: diese Richter, welche gewöhnlich entfernt 
wohnen, senden ihre Diener sogar auf die Felder der Nicht- 
zahler und nötigen dieselben, sich loszukaufen, ihnen drohend, 
sie zur Verantwortung für allerlei erdachte Verbrechen zu ziehen 
(les surmettont diverses crimes torcenouses, & la facent les povres 
gentz de faire fin, q’ils appelont The Bisshope Almois), oder 
laden die Nichtzahler vor Gericht auf große Entfernungen (fa- 
cent sommons de 20 ou 40 leukes de la) und zwar etliche Male, 
zur großen Last und Bedrückung der Leute. Das Unterhaus 
bittet, diese Frage zu betrachten und die Mißbräuche zu besei- 
tigen, „um Gott und aus Mitleid“ (pur Dieu & en oevre de cha- 
ritee). Der König befriedigte wieder nicht die Bitte des Parla- 
ments, und die Gemeinen erneuern ihre alten Forderungen im 
ersten Regierungsjahre Heinrichs V. (1413): sie heben hervor, 
daß zur Zeit Eduards III. festgestellt worden war ?, daß für die 
Testamentsbestätigungen nicht mehr als 2 Sh..6 P. erhoben 
würde, aber jetzt erheben die Ordinarien soviel als ihnen einfällt, 


1 Ib., II, 335b. Es ist charakteristisch, daß das Parlament, wie öfters 
auch früher, verlangt, daß alle Verletzungen der kirchlichen Gesetze aus- 
schließlich durch Körperstrafen und auf keinen Fall durch Geldstrafen ge- 
ahndet werden. Es ist daraus leicht zu ersehen, daß die kirchliche Ge- 
richtsbarkeit hauptsächlich zum Mittel, Geld zugunsten des Klerus zu 
schaffen, wurde. 

? Ib., III 25b, 43b. 

® Rotuli Parl. IV, 8b. Aus den Worten des Parlaments könnte man 
denken, daß Eduard III ein entsprechendes Gesetz herausgab; jedoch, ein 
solches Statut gab es nicht (und dieses wird durch spätere Gesuche des- 
selben Parlaments unter Heinrich V bestätigt, vgl. daselbst 84b), sodaß 
das Unterhaus sich nur auf die gewöhnliche Höhe der probate-Gebühren 
d. XIV. Jahrh. bezieht. 
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z. B. 100 £ oder 40 £ usf. Das Parlament verlangt energische 
Maßregeln zur Zügelung der Ordinarien, doch der König befrie- 
digt wieder nicht dieses Gesuch. Dasselbe Resultat ergab sich 
im nächsten Jahre, als die Gemeinen nochmals entsprechende 
Gesetze verlangten . Erst im J. 1415 gab Heinrich V. den hart- 
näckigen Forderungen des Parlaments nach’, und gab folgendes 
Gesetz heraus, welches übrigens den Charakter einer temporären 
Maßregel hatte. „Da die Gemeinen des Königreichs mehrmals 
in verschiedenen Parlamenten darüber klagten, daß die Ordina- 
rien für Testamentsbestätigungen und andere diesbezügliche Hand- 
lungen zuweilen 40 Sh. oder 50 Sh., zuweilen auch noch mehr 
erhoben wider Recht und Gesetz und nicht demgemäß was ge- 
wöhnlich (autrement q’lem soleit paier) zur Zeit des Königs 
Eduard IIL, d.h. 2Sh. 6 P,, oder zum meisten 5 Sh. gezahlt 
wurde..., befahl der König, daß zukünftig kein Ordinarius für 
die Testamentsbestätigung samt dem Inventarium und allem das 
hierzu gehört, mehr als das, was nach dem (Gebrauche (riens 
pluis q’ne fuist acustume & usee) zur Zeit Eduards III. gezahlt 
wurde, unter Androhung einer dreifachen Strafe zugunsten der 
beschädigten Partei erhöbe“ ?®. — Wie leicht zu verstehen, erwies 
sich dieses Gesetz in der Praxis wenig wirksam (von seinem 
temporären Charakter gar nicht zu reden), da die recht unge- 
naue. Fassung und sein volles Mißverhältnis zu den Interessen 
des mächtigen Klerus das ihrige taten. Von den fest eingebür- 
gerten Errpressungen für die Testamentsbestätigung rettete auch 
nicht die Vorschrift des Erzbischofs von Canterbury, Heinrich 
Chichely, welche im J. 1416 herausgegeben wurde. Die große 
Erbitterung des Volkes gegen die maßlosen probate-Gebühren 
konstatierend, befiehlt der Erzbischof, darauf zu achten, daß hier 
auf keinen Fall mehr als 5 Sh., wie dieses von den weltlichen 
Gesetzen und den provinziellen Konstitutionen vorgeschrieben ist, 


! Rot. Parl., IV, 19b. 
2 Ib., IV, 84b. 
3 Stat. of the Realm, II 195 (4 H. Ve. 8). 
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zu erheben . Doch schon nach 34 Jahren spricht der Erz- 
bischof von Canterbury, Thomas Bourchier, von den zahllosen 
Mißbräuchen des Klerus in Sachen der Teestamentsbestätigungen, 
wodurch „die Ehre der Geistlichkeit vernichtet wird“ (honor 
clericalis dehonestatur) . Und im J. 1529 weist das Unterhaus, 
die Bedrückungen des Klerus aufzählend, an erster Stelle auf 
die maßlosen Gebühren für die Testamentsbestätigungen hin: 
eines der Glieder des Parlaments klagte, daß es genötigt worden 
sei, dem Erzbischof von Canterbury ganze 1000 Mark Sterling 
(666!/, £) für die Bestätigung des Testaments des Sir William 
Compton zu zahlen, andere Redner führten eine Menge ähnlicher 
Erpressungen des Klerus bei Testamentsbestätigungen an, 
Diese Klagen (welcher ich oben anläßlich der Regelung der 
Mortuarien unter Heinrich VIII. gedachte) fanden einen ener- 
gischen Widerstand von Seiten der Bischöfe, welche im Ober- 
hause tagten: nach der Aussage eines Zeitgenossen hätten, als 
im Oberhause die Bill über die Einschränkung der probate-Ge- 
bühren vorgelegt wurde, der „Erzbischof von Canterbury und 
überhaupt alle anderen Bischöfe sich erbost und gemurrt, da 
dieses ihre Interessen berührte“ *, und der Bischof von Rochester 
verdächtigte das Unterhaus direkt der Absicht, die Kirche zu 
vernichten und des Fehlens jeglichen Glaubens. Der Sturm der 
Entrüstung von Seiten der Gemeinen, welcher durch einen der- 
artigen Ausspruch hervorgerufen war, legte sich, wie wir wissen, 
nicht so rasch, und nur mit Mühe gelang es dem Könige, die 
Parteien zu versöhnen. Die Notwendigkeit neuer Subsidien nötigte 


ı Wilkins, Concilia, III 877 f. Die Vorschrift des Erzbischofs war in- 
folge des Gesetzes v. J. 1415 herausgegeben, dessen Wirkung nur bis zur 
Einberufung eines neuen Parlaments dauern sollte, da die geistlichen Mächte 
feierlich die Beseitigung der Mißbräuche versprachen. | 

? Ib., III 574. | 

® Hall’s Chronicle, Ausg. 1809, S. 765. 

* „Archbishop of Cauntorburie in especiall, and all other bishoppes in 
generall both frowned and grunted, for that touched their proffite“. (ib., 
766). | 
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Heinrich VIIL., sich auf die Seite des Unterhauses zu stellen 
und ein Gesetz über die Einschränkung der probate duties (als 
auch der Mortuarien) herauszugeben. Der entstandene Streit 
zwischen den Prälaten der Kirche und dem Unterhause erklärt 
sehr deutlich den wahren Grund, weshalb im Laufe von Jahr- 
hunderten die Mißbräuche der Kirche hinsichtlich der probate, 
ungeachtet der öfteren und nachdrücklichen Forderungen des 
Parlaments nicht beseitigt werden konnten. Es ist nicht schwer 
zu sehen, daß der Grund die politische Uebermacht der höheren 
Geistlichkeit war, welche in der Beibehaltung der alten Ordnung 
der Dinge interessiert war: der Einfluß der Prälaten war stärker 
als der der Volksvertreter und erstickte die einstimmigen For- 
derungen der letzteren. 

Der Inhalt des Gesetzes Heinrichs VILI.! ist folgender: 
Schon zur Zeit Eduards III. klagten die Gemeinen über die 
Mißbräuche der probate, doch weder das Versprechen dieses 
Königs, noch die Bestimmungen Heinrichs V. gaben die ge- 
wünschten Folgen; die Wirkung des Gesetzes Heinrichs V. sollte 
nur bis zur Einberufung eines neuen Parlaments dauern „aus 
dem Grunde, weil die Ordinarien damals versprachen, die ge- 
nannten Bedrückungen und Erpressungen vollständig zu besei- 
tigen; aber da die ungesetzlichen Erpressungen genannter Ordi- 
narien und ihrer Beamten nicht nur nicht beseitigt wurden, son- 
dern stark anwuchsen und sich vergrößerten (greatiy augmented 
& encreased), gegen alles Recht und Gerechtigkeit und zur großen 
Schädigung der Untertanen des Königs“, so bestimmte der König 
mit der Einwilligung des Parlaments, daß vom 1. April des 
J. 1530 an es den Bischöfen und den anderen ÖOrdinarien ver- 
boten werde, für die Bestätigung oder Registrierung von Testa- 
menten als auch für die Zusammenstellung eines Inventariums, 
die Arbeit der Schreiber etc. mehr als nach dem im vorliegenden 
Gesetze festgesetzten Tarife zu erheben, nämlich: von Erbschaf- 
ten, die nicht 5 £ (nach Abzug der Schulden) übersteigen, wird 


21 H. 8c. 5 (J. 1529), Stat. of the R. III, 285. 
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verboten, irgend welche Gebühr zu erheben, ausgenommen 6 d. 
zur Belohnung des Schreibers; von Erbschaften von über 5 £ 
und bis 40 £ ist die Steuer gleich 3 Sh. 6 d., von welchen 2 Sh. 
6 d. zugunsten des Ordinarius abgeht und 1 Sh. dem Schreiber 
für die Registrierung; von Erbschaften über 40 £ ist die Gebühr 
5 Sh. gleich, wobei 2 Sh. 6 d. der Ordinarius erhält und die übrig 
bleibenden 2 Sh. 6 d. der Schreiber; derselbe Tarif muß im Falle 
der Genehmigung zur Verwaltung einer Intestaterbschaft (grant 
of administration) angewandt werden; für Abschriften, Verfer- 
tigung des Inventars usf. steht dem Schreiber das Recht zu, nur 
1 d. für jede 10 Linien zu fordern. Dort, wo nach dem Gebrauch 
niedrigere Gebühren erhoben werden, bleiben sie in Kraft. Die 
Uebertreter der Bestimmungen dieses (Gesetzes in jedem solchen 
Falle verlieren das Recht auf die Gebühr und unterliegen außer- 
dem einer Strafe von 10 £, welche im weltlichen Gerichte er- 
hoben wird, wobei die Hälfte der Strafe dem Könige, die andere 
der beschädigten Partei zugute kommt. 

Das Gesetz Heinrichs VIII. verringerte das Einkommen der 
Geistlichkeit von den probate-Gebühren stark im Verhältnis zu 
dem, was sie hiervon in früherer Zeit erhielten, doch am meisten 
mußte diese Veränderung der Erzbischof von Canterbury spüren. 
Die Sache ist die, daß der Erzbischof ganz allmählich sich das 
Vorrecht der Testamentsbestätigung in allen den Fällen an- 
eignete, wenn der Testator ein größeres Vermögen (von mehr 
als 5 £) in mehr als einer Diözese seiner Provinz hinterließ: 
hier wurden eben die Bischöfe der einzelnen Diözesen von der 
Testamentsbestätigung oder Administrationserlaubnissen ausge- 
schlossen und ihre Stelle nahm der Erzbischof von Canterbury 
ein. Im J. 1282 unterwirft der Erzbischof Johann Peckham 
den Bischof von Hereford dem Kirchenbanne dafür, weil dieser 
sich erlaubte, die Prärogative des Erzbischofs in Sachen der 
Testamentsbestätigung zu bestreiten. Im J. 1494 bestätigt der 


! Registrum Joh. Peckham, Ausg. E. C. Martin (77, Rolls series) vol. I, 
8. 382 f. 
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Papst Alexander VI. feierlich die Vorrechte des Erzbischofs, 
welche „seit undenkbarer Zeit“ bestehen !. Allein, es fanden sich 
die Bischöfe der Provinz Canterbury damit nicht ab: „wir können 
uns nicht genug wundern (sagten sie auf der Synode vom J. 1512), 
woher eine solche Prärogative genommen ist, wenn nicht durch 
Gewalt und Usurpierung* ?. Nie klagten auch darüber, daß die 
Offizialen des Erzbischofs oft einfach erdichten, daß der Ver- 
storbene in den verschiedenen Diözesen Vermögen habe und 
unter diesem erdichteten Vorwande auf krumme Wege die Testa- 
mente bestätigen, wenn sie gar kein Recht dazu haben. 
Ungeachtet des Widerstandes seiner unterstellten Bischöfe, 
behielt der Erzbischof von Canterbury seine Vorrechte?. Auf 
dem Nationalkonzil im J. 1604, dessen Beschlüsse vom König 
Jakob I. bestätigt wurden, wird dem Erzbischof die Prärogatıve 
der Testamentsbestätigung (und der sog. grant of administration) 
endgültig zugesprochen, wenn der Verstorbene ein Vermögen von 
5 oder mehr £ in irgend einer anderen Diözese oder Bezirk mit 
selbständiger Gerichtsbarkeit über Testamente hinterließ, als dort, 
wo er starb. Den kirchlichen Richtern wird, unter Androhung 
der Entfernung vom Amte, zur Pflicht gemacht, allen in Erb- 
schaftsangelegenheiten kommenden Leuten die Frage zu stellen, 
ob ihnen nicht der Umfang in irgend einer anderen Diözese hinter- 
lassener Vermögen bekannt sei, und auf die Prärogative des Erz- 
bischofs hinzuweisen; wenn aus den Aussagen der Zeugen es er- 


ı Wilkins, III, 641 £. | 

2 Ib., III, 654: „nec satis mirari possunt ipsı suffraganei, unde dicta 
praerogativa duceret originem, nisi duntaxat per usurpationem violentam 
et clandestinam.“ Die Bischöfe beziehen sich darauf, daß zurzeit des Erzb. 
Othobon es eine solche Prärogative nicht gab, wie aus Kap. 14 der Kon- 
stitution dieses Erzbischofs v. J. 1268 ersichtlich (eine solche gab es auch 
zurzeit Johann Stratfords nicht) und daß der Usurpator Johann Marton 
war, welcher durch öftere Kirchenbanne, Absetzungen vom Dienste und an- 
dere Strafen (crebris suspensionibus, et excommunicationibus, censurarum- 
que fulminationibus) gewaltsam die Anerkennung seiner Prärogative durch- 
führte und deren Bestätigung vom Papste Alexander VI erhielt. 

® Vgl. 23 Henri 8 c. 9 (J. 153172). 
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sichtlich ist, daß die Sache dem erzbischöflichen Gericht unter- 
liegt, so muß der betrefiende geistliche Richter die Verhandlung 
der Sache wegen Unzuständigkeit ablehnen und den Bittsteller 
in vierzigtägiger Frist an das Gericht des Erzbischofs verweisen, 
das letztere von allen solchen Fällen einmal im Monat benach- 
richtigend !. Als Motiv des vorliegenden Kanons wird die Not- 
wendigkeit des Beseitigens unnützer Scherereien und Unbequen:- 
lichkeiten für das Publikum bei der alten, recht unklaren Ord- 
nung der Dinge hervorgehoben; doch spielte möglicherweise die 
Frage der Prärogative zu dieser Zeit überhaupt keine Rolle, da 
nach der Einschränkung der probate-Gebühren unter Hein- 
rich VIII. bei den Bischöfen das Interesse zur Beibehaltung der 
Gerichtsbarkeit über Testamente verging. Ich vermerke noch, 
daß durch die kirchlichen Bestimmungen von Ende des XVL 
und Anfang des XVII. Jahrh., die vom Könige bestätigt waren, 
es vorgeschrieben war, die nötige Einheit bei Erhebung der ver- 
schiedenen kirchlichen Gebühren einzuhalten, weshalb in jedem 
geistlichen Gerichte eine entsprechende Tabelle, die vom Erz- 
bischof bestätigt, zur allgemeinen Kenntnisnahme ausgehängt 
werden sollte?. Obgleich in der Praxis Abweichungen von den 
festgesetzten Normen beobachtet wurden, so bedeutete die Rege- 
lung dieser Sache dennoch einen Sieg der weltlichen Bestrebun- 
gen, die eine so große Bedeutung in der erneuten Kirche er- 
hielten. Die geistliche Gerichtsbarkeit über Erbschaftsangelegen- 
heiten erhielt sich in derselben Form bis zum J. 1857: formell, 
erhielten sich auch die ehemaligen probate-Gebühren der Zeit 
Heinrichs VIII. 3, obgleich sie in der Praxis stark anwuchsen. 


! Siehe Wilkins, IV 396 £.; der engl. Text bei Burn, Ecel. law, v. Wills. 
Aber jeder der Erzbischöfe behält volle Selbständigkeit, wenn die Erb- 
schaft in Provinzen verschiedener Erzbischöfe hinterlassen ist, d. h. das 
Testament wird in jeder Provinz besonders bestätigt. 

® S. die Bestätigungen des Konzils v. J. 1597. Das Sendschreiben d. 
Erzbischofs Witgifts vom J. 1598; Kanon 135 u. f. des Konzils v. J. 1604; 
vgl. d. Provinzialkonzil v. J. 1585 (Wilkins, IV, 355, 359, 404, 316). 

® Zu diesen Gebühren kamen die Stempelsteuern zugunsten der Krone. 


Haensel, Die mittelalterlichen Erbschaftssteuern in England, 331 


Ein Tarif derselben, welcher im J. 1597 vom Erzbischof Witgift 
bestätigt wurde, wich schon sehr bedeutend vom Maximum des 
gesetzlich Erlaubten ab. Und je späteren Datums die Tabelle 
ist, desto größer die Abweichung; z. B. die Gebühren, welche 
offiziell in den Doctors Commons (einem Kollegium der Anwälte 
in kirchlichen Angelegenheiten, wo der Richter des Canterbury- 
schen prärogativen Gerichts tagte), ist festgesetzt: zugunsten des 
Proctors und Registrators im Betrage von 1 £ 4 Sh. 10 d. für 
Testamentsbestätigungen von weniger als 20 £, und im Betrage 
von 1 £ 14 Sh. 0 .d. für Testamentsbestätigungen von über 20 #£; 
für die Erteilung der Erlaubnis für die Verwaltung einer In- 
testaterbschaft („administration“) 7 Sh., oder 1 £ 1 Sh., oder 
i £ 18 Sh., oder 2 £ 5 Sh., je nachdem, ob von einer Admini- 
stration von weniger als 5 £, oder weniger als 20 £, oder we- 
niger als 40, oder über 40 £ die Rede ist!. 

Bei der großen Veränderung des Geldwerts seit dem Anfang 
des XV]. Jahrh. stellte die Erhöhung der Gebühren über das 
gesetzliche Maximum eine ganz natürliche Erscheinung vor und 
fand keine ernsten Klagen seitens des Publikums. In einigen 
Fällen schrieb die Gesetzgebung der späteren Zeit herabgesetzte 
Sätze vor, z. B. für Testamente von Soldaten und Matrosen, 
welche im Staatsdienste starben. Nach einem Parlamentsberichte ? 
haben die Gebühren, welche in den kirchlichen Gerichten in den 
J. 1825—28 erhoben wurden, recht bedeutende Höhe; z. B, 
(nehme ich aufs Geratewohl) wird im Gerichte des Bischofs von 
Gloucester für die Testamentsbestätigung oder die Administration 
bei einer Erbschaft von weniger als 1002 — 2£5Sh. 6d. 
bezahlt, mit anderen Worten, eine Erbschaft von weniger als 2000 


! Diese Angaben sind Burn, Eccl. Law, 2 ed. L. 1767 v. II 223 £. (v. 
fees) entlehnt. 

28.19 Car. Ic. 7 u. 2 & 23 Car. II c. 23 (vom J. 1666 u. 1670 —' 
Acts to prevent the disturbances of Seamen) fortgesetzt durch 1 Jac. I 
c. 17:55 &6 Will. & Mar. e. 24; 11 Will. IIIc. 13, 31 Geo. IIc. 10 s. 23. 
| ® Returns respecting the Ecclesiastical Courts 26 March 1830, parl. pap. 

vol. XIX S. 45 f£. 
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Mark zahlt 45 Mark; für ein Testament von 1500—2000 #£ be- 
zahlt der Erbe 9 £ 18 Sh. 6d. Im Gerichte des Bischofs von 
Salisbury werden für die probate 2 £ 5 Sh. 3 d. erhoben, wenn 
die Erbschaft kleiner als 100 £ ist, und 2 £ 17 Sh. 6. d., wenn 
die Erbschaft von 800—1000 £ groß ist usf. 

Wie dem auch sei, so stellten die kirchlichen Gerichte (und 
ihrer waren gegen 400 !)! ein sehr unvollkommenes und trauriges 
System der Jurisdiktion über Testamente vor. Die lauten Klagen 
über eine derartige Sachlage zogen die Aufmerksamkeit des eng- 
lischen Parlaments schon von Anfang des XIX. Jahrh. auf sich. 
Bis 1855 waren gegen 15 Bills in dieser Frage vorgelegt worden, 
in der Absicht, die Unbequemlichkeiten des bunten Systems und 
die Mißbräuche in diesen Gerichten zu beseitigen: „allein“, sprach 
im Unterhause der Solicitor-General (Justizminister) Sir R. Be- 
thel im J. 1855, „der Widerstand, welcher fast jeden Versuch, 
eine Reform genannter Gerichte auszuführen, traf, und der Er- 
folg und die Anstrengung einer großen Zahl Personen, welche 
am Beibehalten dieser probate-Gerichte interessiert waren, waren 
derart, daß zehn oder zwölf Sessionen des Parlaments vollstän- 
dig nicht in der Lage waren, irgend welche Veränderungen aus- 
zufüliren, und die in dieser Periode eingebrachten gegen 12—15 


! Mit Einschluß der unbedeutenden manor-Gerichte, welche übrigens 
gewöhnlich dem Bischof der betr. Diözese unterstellt waren (vgl. aber 3 
Hans. v. 144 S. 425, wo hingewiesen wird, daß gegen 100 von ihnen nur 
auf dem Papier vorhanden waren); im Bezirke ein und derselben Diözese 
waren gewöhnlich mehrere rein kirchliche Gerichte: des Bischofs, des Ar- 
chidiakons, einiger wichtigsten Kirchen u. s. f., welche jedes seinen eigenen 
Tätigkeitskreis hatte. Es ist leicht zu begreifen, wie unbequem u. drückend 
ein solches System für das Publikum war. Fälle, wo man die Bestätigung 
eines Testaments an sechs einzelnen Orten des Königreichs erhalten mußte, 
waren lange keine Ausnahme. Oft sprachen die weltlichen und kirchlichen 
Gerichte in ein und demselben Falle ganz verschiedene Ansichten aus; z. 
B. wenn die Rede von einer testamentarischen Verfügung im unbeweglichen 
und beweglichen Vermögen war; die Urteile der Gerichte der Erzbischöfe 
von York u. v. Canterbury in ein und derselben Angelegenheit wider- 
sprachen oft einander. 

?2 3 Hansard, v. 137, S. 1429. 
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Bills, die den Zweck hatten, die allgemein anerkannten Fehler 
(abuses) zu verbessern, erlebten Mißerfolg*. — Die Vorschläge 
unzähliger Ausschüsse, welche diese Frage betrachteten, liefen 
dahin hinaus, daß ein zentrales weltliches Gericht geschaffen 
werde, welches die Erbschaftsangelegenheiten regele!. Von den 
vielen Unbequemlichkeiten der Registrierung, der Prozeßführung 
und derartiger technischer Mängel des ehemaligen Systems der 
geistlichen Gerichte gar nicht zu reden’, muß vermerkt werden, 
daß die Besetzung verschiedener sehr einträglichen Aemter in 
diesen Behörden zum grellsten Nepotismus führte. Im J. 1799 
bestimmte der Erzbischof Moore vorsorglich seinen ältesten Sohn 
für den Posten des Registrators in seinem prärogativen Gerichte, 
und zwei andere Söhne gleichzeitig zu Nachfolgern auf diesen 
Posten für den Fall des Todes des Vorgängers, d.h. nach dem 
Tode eines Sohnes ging der Posten eines Registrators an den 
nächsten über, wobei diese Sinekure jährlich nur.... 160000 
Mark in deutschem Gelde eintrug! Und eine ähnliche Praxis 
war eine gewöhnliche Erscheinung. Als diese Frage im Unter- 
hause beraten wurde, genoß die Familie Moore schon im Laufe 
von 56 Jahren ein Einkommen von 8000 £ jährlich, da einer 
der genannten Söhne des Erzbischofs Moore ein hohes Alter 
erreichte. Der Registrator des bischöflichen Gerichts von Nor- 
wich wurde im J. 1825 im Alter von 10 Jahren (sic), und ein 
anderer im Alter von 6 Jahren ernannt: an anderen Stellen 
wurden zu Registratoren Knaben von sogar sieben, sechs, fünf, 
ja auch drei Jahren ernannt. Im Wellschen Dekanat wurde 
sogar ein fünfjähriges Mädchen zum Registrator ernannt. Doch 
am originellsten ist das, daß diese Bewerber als Personen ange- 


ı Ib., 1432. 

®2 S. das Pamphlet des Anwalts W. D. Bruce, welches von der Liver- 
pool Financial Reform Association 1854 VI new series, unter dem Titel: 
the ecclesiastical courts of record, 8. 6 f., herausgegeben wurde. 

® 3 Hans. v. 137, 1446 u. 3 Hansard v. 142 S. 2011. Vgl. noch die 
interessanten Einzelheiten dieser Art in den Schilderungen der Parlaments- 
mitglieder in d. Sitzung v. 7. Febr. 1856 (3. Hans. 140 S. 384 f.). 
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sehen wurden, welche die Rechte bürgerlichen Charakters, ein 
sog. vested interest in solchen Sinekuren hatten. Die Richter 
und Registratoren und andere Beamten in geistlichen Gerichten 
hatten von probate und ähnlichen Gebühren ein jährliches Ein- 
kommen von 38000 £ (fürs Jahr 1838 nach dem Parlaments- 
bericht), und diese Summe mußte jährlich bis zum Tode des 
Besitzers der Sinekure ausgezahlt werden, falls die geistlichen 
Gerichte abgeschafft worden wären !. Ich sage noch mehr: die 
Proktoren oder Anwälte der kirchlichen Gerichte mußten nach 
dem Projekt des Solicitor-Generals bis zum Lebensende die Hälfte 
dessen erhalten, was sie erarbeiteten, und Sir Bethel sprach die 
Hoffnung aus, daß das Projekt angenommen werde, da es weiter 
keine Einwände fände, daß die Abschaffung der kirchlichen Ge- 
richte die vested ıinterests antaste . Der Auskauf dieser „aner- 
kannten oder nicht antastbaren Interessen“ hätte 144.150 £ im 
Jahr ausmachen müssen (sich verringernd je nach dem Absterben 
der interessierten Personen), da aber das Einkommen aus den 
Gebühren des neu zu errichtenden zentralen probate-Gerichts 
nach der Regierungsvorlage pro Jahr 158.661 £ sein mußte, so 
konnte das Projekt nach Ansicht der Regierung Einwendungen 
finanzieller Art nicht erregen?. Die Vorlage fand diesesmal 
tatsächlich keine wesentlichen Einwendungen, und nach kurzen 
Debatten beschloß das Haus, eine entsprechende Bill einreichen 
zu lassen. Hierbei ist zu bemerken, daß während der Staat 
auf dem Wege der Stempelabgaben für die probate und admi- 


! Uebrigens durch die vorbereitenden Gesetze zur Aufhebung der kirch- 
lichen Gerichte, nämlich 6 & 7 Will. IV e. 77 vom J. 1836 u. 10 & 11 Vict. 
c. 98 v. J. 1847, wurden die neu angestellten Beamten gewarnt, daß sie 
kein Recht auf Entschädigung, im Falle der Abschaffung der kirchlichen 
Gerichtsbarkeit, hätten (3 Hans. v. 142 S. 2008 u. 3 Hans. 145 S. 395). 

?2 „He hoped this was a plan which all might support, because it did 
not burthen the public, or deal injuriously with vested interests.* Vgl. die 
Einwände gegen eine ähnliche Bill, welche später verworfen wurde. 3 Hans. 
132 S. 321, 670 u. a. 

® 3 Hans. v. 137 S. 1449. 
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nistration ein Einkommen von 3 Mill. £ einnahm, dem Publi- 
kum die Erbschaftsbestätigung bedeutend teurer zu stehen kam 
durch die Notwendigkeit, ein und dasselbe Testament in verschie- 
denen Orten zu bestätigen; darüber wurde ganz gerecht im Par- 
lament geklagt!. Andererseits, ist eine Reihe von Mißbräuchen 
von seiten der Beamten der geistlichen Gerichte bei Erhebung 
der probate duty festgestellt?. Endlich wurde die Reform der 
kirchlichen Gerichtsbarkeit im Gebiete des Erbrechts desto wich- 
tiger, da mit dem bedeutenden Anwachsen des beweglichen Ka- 
pitals in der ersten Hälfte des XIX. Jahrh. die kirchlichen Ge- 
richte ihren Einfluß auf die größten Reichtümer erstreckten: 
dieses verlangte natürlich eine größere Bürgschaft geregelter 
Rechtspflege als früher °. 

Allein, infolge wichtiger Ereignisse der äußeren Politik und 
anderer unaufschiebbarer Sachen wurde das Projekt verlegt und 
erst im nächsten Jahre nach einem erweiterten Programme er- 
neuert, nämlich wurde beabsichtigt, gleichzeitig das ganze Gebiet 
der kirchlichen Jurisdiktion überhaupt zu reformieren * Nach 
kurzen Debatten, die besonders zur Frage der Erhaltung der 
probate-registries für kleine Erbschaften in den verschiedenen 
Städten und der Appellation, ging die neue Bill im Unterhause 
in der zweiten Lesung durch, doch wurde sie nochmals verlegt 
infolge der bald darauf eingetretenen Ferien®. Der Hauptgrund 
dessen, daß die liberale Regierung (Lord Palmerston) so spät 
die Bill einreichte, war der vollständige Durchfall im Oberhause 
eines Teiles des Projekts, die Reform der geistlichen Gerichte 
ım Gebiet der kirchlichen Disziplin (dieses bildete einen Teil der 


S. 3 Hans., vol. 140 S. 396 folg. 

W. D. Bruce, zit. Flugschrift 8. 8. 

Ib., S. 6. 

3 Hans. v. 141 S. 219; v. 142 S. 1995 (26. Juni 1856). Das Wesent- 
liche der neuen Bill entspricht der alten. 

5 3 Hans. v. 143 S. 266, 296. Die Opposition sprach ihre Unzufrieden- 
heit gegen ein so spätes Einbringen der Vorlage aus und verschleppte die 
Bill. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XX. 3. 22 
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ganzen Reform der geistlichen Gerichtsbarkeit): genannter Teil 
der Vorlage fand eine heftige Opposition von seiten der eng- 
lischen Bischöfe und erlebte ein vollständiges Fiasko im Ober- 
hause !, | 

Somit erst nach fast 20 vergeblichen Bills einer Reform der 
Gerichtsbarkeit über Erbschaften brachte am 11. Mai 1857 der 
Lordkanzler Cranworth im Oberhause die probates & letters of 
administration bill ein, welche ein besseres Schicksal erwartete, 
obgleich dieser Entwurf sich kaum von den vorhergehenden unter- 
schied. Ohne Zweifel erklärt sich der Erfolg der neuen Bill im 
großen Grade dadurch, daß die Regierung sich zur Aufgabe 
machte, nicht das ganze Gebiet der kirchlichen Jurisdiktion um- 
zugestalten, sondern nur einen Teil derselben: die 'Gerichtsbar- 
‘ keit über Erbschaften, welche, nach allgemeiner Meinung, einem 
weltlichen Gerichte übertragen werden mußte. Die Regierungs- 
vorlage gründete ein weltliches zentrales Gericht für Erbschafts- 
angelegenheiten, welches Registrierungsabteilungen in ganz Eng- 
land zur Eintragung der Testamente weniger vermögender Erb- 
lasser hatte. Alle Richter und Beamte der ehemaligen Gerichte 
unterliegen der Kompensation, wobei eine lebenslängliche Ver- 
gütung nicht nur die erhalten, welche vor der Herausgabe der 
obenerwähnten Gesetze des J. 1836 und 1847 ernannt wurden, 
sondern auch die neuernannten; dieses wurde nach den Worten 
des Lordkanzlers damit motiviert, daß „es äußerst hart wäre, 
die bezeichneten Personen ohne Belohnung von ihren Aemtern 
zu entfernen, welche doch schon viele Jahre sich ihren Pflichten 
gewidmet hätten, und eine andere Maßnahme entspräche nicht 
den Traditionen des Parlaments und den Gefühlen des Landes“ ?; 


18.3 Hans. v. 141 S. 1251—1324 (21. Apr. 1856). H. Seymour, Letter 
to the „Times“ on the Reform of the Ecelesiastical Courts, L. 1862, S. 4. 
Als im Oberhause nochmals die Frage einer Reform der kirchlichen Ge- 
richte auftauchte, so sprachen sich die Bischöfe wieder zugunsten einer 
Ausscheidung der Frage der kirchlichen Disziplin aus dem Reformentwurfe 
aus. Vgl. 3 Hans. 144 S. 442, 448 f. (10. Febr. 1857). 

® 3 Hans., 145, S. 396. | 
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jedoch, wenn die ehemaligen Beamten entsprechende Aemter in 
den neuen Gerichten erhielten, so werden sie sich eines bestimm- 
ten Gehalts bedienen, welcher ihrem alten Einkommen aus den 
probate-Gebühren entspricht. Was die Proktoren (Anwälte) be- 
trifft, so sollte ihnen anstatt der lebenslänglichen Vergütung ihr 
Monopol der Praxis auch im neuen Gericht beibehalten werden 
gemäß der Bittschrift von über hundert erstklassiger Kaufleute 
Londons und keiner kleineren Anzahl der hervorragendsten So- 
lieitoren !. 

Die Debatten drehten sich fast ausschließlich um die Frage - 
der Vergütung der Proktoren. Alle Redner fanden es ungerecht, 
daß diese Anwälte, welche keine geringe Summe durch die Re- 
form verlieren, ohne entsprechenden Ersatz blieben. Der Lord- 
kanzler stimmte dem geäußerten Gedanken bei, fand jedoch seine 
Ausführung in der Praxis erschwert und fand es genügend, den 
Proktoren ein Monopol in der Führung der Erbschaftsangelegen- 
heiten einzuräumen. Obgleich die Opponenten durch diese Ant- 
wort nicht befriedigt waren, so ging dennoch am Ende die Bill 
in der 3. Lesung durch und wurde dem Unterhause übergeben ?. 

Die Bill im Unterhause erläuternd, verweilte der Attorney- 
General R. Bethel? eingehend bei der Frage der Vergütung der 
Beamten und Proktoren. In der vorjährigen Regierungsvorlage 
hätte er, Bethel, vorgeschlagen, die letzteren im Umfange der 
Hälfte ihres Verdienstes zu vergüten, doch ihm „gelang es nicht, 
diese Herren zu befriedigen, und hauptsächlich infolge ihrer 
Opposition war er der Möglichkeit beraubt, seine Bill durchzu- 
führen“. Jetzt sei der Attorney-General zur Ueberzeugung ge- 
langt, daß ein neues Monopol, das den Proktoren überlassen 
werde, auf keinen Fall ihre Einkommen schmälere, umsomehr da 
an sie viele Sachen hinsichtlich Erbschaften von Immobilien 
übergehen würden: bei diesen Bedingungen sei eine neue Ver- 


ı Ib., 3897. 
2 3 Hans. 145, S. 906 £., 1195 f. 
® 3 Hans. v. 146, S. 451. 


22: 


338 | Abhandlungen. 


gütung ebenso unbegründet, wie eine Kompensierung der Aerzte 
und Apotheker für die Anwendung wichtiger Erfindungen in der 
Medizin, wie der Pockenimpfung nach der Methode des Dr. Jen- 
ner. Sir R. Bethel sprach die Hoffnung aus, daß seine Vorlage 
Anklang finde, obgleich sie den vorhergehenden Projekten dieser 
Art an Weite des Blicks und Abgeschlossenheit zurückstehe. 
Im Unterhause betraf die Erörterung nicht so sehr die 
Einzelheiten der Reform selbst, deren Notwendigkeit von allen 
anerkannt wurde, als die Frage der Entschädigung der Prok- 
toren; bei den Rednern herrschte fast vollständiges Einverständ- 
nis, daß die Bill die Anwälte nicht genügend vergüte, und einige 
Deputierte drohten sogar, die Bill durchfallen zu lassen, wenn 
die Frage einer reichlichen Entschädigung nicht im positiven 
Sinne entschieden werde !. Es lief im Hause eine Petition von 
110 von im ganzen 116 Londoner Proktoren ein, in welcher 
sie zeigten, daß die Bill sie vollständig vernichte und ihnen un- 
geheure Verluste verursache, da sie große Kapitalien in ihr Ge- 
schäft gelegt hätten und keine geringen Summen für das Erhalten 
ihres Titels gezahlt hätten?; es gab noch andere ähnliche Bitt- 
schreiben, sodaß nach dem Ausspruch eines Deputierten „das 
Haus buchstäblich von Gesuchen einer Entschädigung aus allen 
Teilen des Landes belagert werde“ ®. Die Bill fand keine ernsten 


ı 3 Hans. 146 S. 481, 493. Sitzung vom 26. Juni 1857; in der zweiten 
Lesung fand von gegen 10 Rednern nur einer, daß das Monopol der Prok- 
toren ihnen einen genügenden Ersatz verschaffe, und daß die Regierung Lord 
Palmerstones ohne Veränderung die Vorlage durchführen könne, da sie sich 
eines solchen grenzenlosen Einflusses erfreue, daß sie jede Maßnahme zu ver- 
wirklichen imstande sei; S. 488, vgl. S. 976. Es sei bemerkt, daß die Wahlen 
im April der liberalen Regierung eine Mehrheit von 366 gegen 287 Stimmen 
gaben. (S. die Biographie Palmerstones in d. Nat. Biography, unter dem 
Namen von H. J. Temple.) 

?2 3 Hans. 147 c. 67. 

® 3 Hans. 146 c. 1306. Nach der Aussprache desselben Deputierten 
wurden zur Zeit der Beratung der Bill dem Hause 386 Bittgesuche über Ent- 
schädigung vorgestellt; doch waren unter den Bittstellern auch solche, wie 
das des Registrators im Chesterschen Diözesangerichte; dieser Herr erhielt 
ım J. 1837 das Amt, durch Ernennung des Bischofs, im Alter von 26 Jahren 
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Einwände, ausgenommen zweier Punkte: 1. daß die für die Pro- 
vinz berufenen 40 lokalen Registratoren das Recht hatten, Testa- 
mente über die Summe von nicht mehr als 1500 £ zu bestätigen 
und 2. daß die Proktoren eine spezielle Entschädigung nicht er- 
halten. Der erste Punkt wurde gegen die Ansicht der Regie- 
rung in dem Sinne gelöst, daß auf Wunsch der interessierten 
Personen die lokalen Registratoren das Recht haben, Testamente 
oder Administrationen über jede Summe zu bestätigen, wenn der 
Erblasser im betreffenden Bezirke seinen steten Wohnort hat, 
und wenn kein gerichtlicher Streit über die Gültigkeit des Testa- 
ments angeregt wird. Als Motiv dieser Maßregel, welche einen 
ernsten Konflikt hervorrief, und welche beinahe zur Ablehnung 
der Bill geführt hatte ', wurde die Notwendigkeit hervorgehoben, 
dem Publikum Bequemlichkeiten zu schaffen und die Leute mit 
einigem Vermögen nicht zu zwingen, sich unbedingt nach London 
zu wenden. Aber der versteckte Beweggrund war die Absicht, 
das Monopol der Londoner Proktore ungiltig zu machen (da man 
jetzt überall Testamente registrieren konnte) und damit die Gründe 
der Regierung gegen die Notwendigkeit einer speziellen Ent- 
schädigung der Proktoren zu beseitigen; zudem erhielten die ört- 
u., 5600 £ im Jahre einnehmend, erarbeitete sich durch Testamentsbestäti- 
gungen im Laufe 20-jährigen Dienstes 112140 £, d. h. über 2 Mill. Mark, 
und dennoch suchte er um Entschädigung nach, indem er klagte, sein Ein- 
kommen verringere sich infolge der Bill auf 600 £ im Jahr. Eigentlich 
hatte er gar keine Rechte auf eine Vergütung, da er nach der Herausgabe 
des Gesetzes ernannt war, welches ihn warnte, daß er kein Recht auf Ent- 
schädigung besäße. 3 Hans. 147 S. 975. 

ı Der Attorney-General erklärte, daß die Streitfrage — der Angelpunkt 
der Bill sei, und daß die Ablehnung des Vorschlags der Regierung die 
ganze Vorlage beseitige. Und dennoch verwarf das Haus mit einer Mehr- 
heit von 141 gegen 139 Stimmen den Vorschlag. Die verschiedenen Ver- 
suche der Regierung die Resolution des Hauses zu modifizieren, z. B. durch 
die Festsetzung eines Maximums der bei den lokalen Registratoren zu be- 
stätigenden Testamente bis auf 3000 £ war erfolglos; die Regierung söhnte 
sich nur schwer mit der Bestimmung des Hauses aus, sich die Abschaffung 
des Monopols der Proktoren ausbedingend, welche sich bereit erklärten, 


im Falle einer Entschädigung auf das Monopol zu verzichten. Vgl.3 Hans. 
146 S. 1020, 1279, 1288 £. 
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lichen Registratoren, welche vorwiegend aus den ehemaligen 
kirchlichen Registratoren ernannt werden sollten, nach der Bill 
eine Vergütung für die Mühe in der Form von Gebühren für 
jedes Testament, welche vom Bittsteller nach einem vom Staate 
bestätigten Tarife zu bezahlen wären. Einer der eifrigsten Vertei- 
diger des Gedankens der Notwendigkeit einer Entschädigung, der 
konservative Deputierte M’ Malins, führte unzählige Gesuche von 
Proktoren an, welche auf Verluste durch die neue Bill hinwiesen: 
einer, welcher schon 45 Jahre Proktor war, hatte 15 Kinder und 
eine kranke Frau, und alle sie erwarte ein trauriges Los; ein 
anderer berief sich darauf, daß er für das Recht, Proktor zu 
werden, 1200 .£ gezahlt habe und jetzt wisse Gott, wie man neun 
Kinder ernähren könne; ein dritter, daß er sechs Kinder hatte, 
von welchen das älteste kaum zehn Jahre alt sei, und nach Ein- 
führung des Projekts bliebe ihm nichts nach, um die Versiche- 
rungsprämie auf den Todesfall zu bezahlen usw. !. Infolge der 
dringlichen Forderung einer Entschädigung der Proktoren von 
seiten vieler Deputierter, nicht nur der konservativen Glieder des 
Parlaments, sondern auch der liberalen, der Anhänger des Mini- 
steriums, fügte der Attorney-General in die Bill die Klausel ein, 
nach welcher die Proktoren eine lebenslängliche Vergütung im 
Betrage der Hälfte ihres mittleren Einkommens für die letzten 
fünf Jahre zu bekommen hatten. 

In dieser Form wurde die Bill von beiden Häusern des 
Parlaments angenommen ?. Man könnte geradezu sagen, als 
hätten sich die Liberalen mit den Konservativen in dieser Frage 
geeinigt und befürworteten einstimmig den Gedanken einer reich- 
lichen Entschädigung: entgegengesetzte Aeußerungen schwanden 
im Chorus der großen Menge von Stimmen, die eine Vergütung 
der „durch die Reform Geschädigten“ verlangten. Man muß 


ı 3 Hans. v. 147 S. 963. 

220 & 21 Viet. S. 77 (25. Aug. 1857) trat in Kraft vom Jan. 1858 an. 
Gleichzeitig ging ein ähnliches Gesetz für Irland durch: 20 & 21 Vict. S. 79 
vom selben Datum. 
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nicht vergessen, daß es sich um eine jährliche Ausgabe von gegen 
200000 £ zur Entschädigung der an der kirchlichen Jurisdiktion 
interessierten Personen handelte, und daß diese Summe, wie einer 
der wenigen Gegner der Vergütung sagte, hauptsächlich auf die 
Witwen und Waisen falle, da die Gebühren für die Registrie- 
rung usw. nach den Ausgaben der Durchführung der Reform 
bemessen werden müßten !. Ich verweilte möglicherweise viel zu 
lange bei der Frage der Entschädigung, doch ist diese Frage 
von Wichtigkeit; die Gebühren, welche zugunsten der kirchlichen 
Richter, der Registratoren und Proktoren einkamen, stellten eine 
richtige Erbschaftssteuer vor; andererseits erschien die Vorteil- 
haftigkeit dieser Steuerquelle für die einflußreiche Klasse ein 
unüberwindliches Hindernis zur Durchführung einer wichtigen 
staatlichen Reform. Wie später der Antragsteller des Gesetzes 
vom J. 1857, Sir R. Bethel, zugab, „hatten die Proktoren viele 
einflußreiche Freunde im Unterhause und nötigten die Regierung 
die Entschädigung zu gewähren unter Androhung, die Bill durch- 
fallen zu lassen“ ?. Die ganze Vergütungssumme an die Richter, 
Registratoren und Proktoren der ehemaligen geistlichen probate- 
Gerichte wurde erst auf 176000 £ berechnet, doch später auf 
130000 £ pro anno verringert®. Einem speziellen Ausschuß, 
welcher diese Frage untersuchte, gelang es, eine derartige Ver- 
minderung infolge des Zuziehens von Zeugnissen aus der Ver- 
waltung der Einkommensteuer zu machen. Es erwies sich, dab 
die Bewerber um Vergütung ihr Einkommen zur Besteuerung 
durch die Einkommensteuer bedeutend niedriger deklariert hatten, 
als wie sie ihr Einkommen zur Einforderung der Entschädigung 


ı 3 Hans. v. 147, S. 977. 

2 8 Hans. 151, 8. 31. 

® 1858 belief die Gesamtsumme der Entschädigung bis 118789 £. Die 
40 lokalen Registratoren erhielten fürs Jahr 1859 in Form von Gebühren 
53 540 £, unter ihnen der zu Wakefield — 4846 £, der zu Manchester — 
2996 £, der zu Liverpool — 2661 #£ u.s.f.,d. h. ihr Einkommen ist vom 
ungeheuren Umfange. Später wurden sie auf einen festen Gehalt überge- 
führt (Accounts & Papers of the House of Com. 1860 v. 57 S. 16, 188). 
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geschätzt hatten; doch die Schätzungen der Einkommensteuer 
benutzend, verringerte der Ausschuß die Forderungen dieser 
Leute. Und dennoch übertraf die Vergütung oft die Erwartungen. 
So erhielt der Chester Diözesanregistrator, von welchem ich oben 
sprach, und welcher nach dem Gesetz vom J. 1836 eigentlich 
kein Recht auf Vergütung beanspruchen konnte!, eine lebens- 
längliche Pension von 3300 £ jährlich; sich einer so ungeheuren 
Summe schämend — 66000 Mark im Jahre — versprach genann- 
ter Registrator öffentlich dem Bischof von Chester, jährlich ein 
Drittel seiner Pension zu wohltätigen Zwecken zu verausgaben. 

Somit verschwand mit dem J. 1858 der letzte Rest geist- 


licher Gerichtsbarkeit über Testamente und Administrationen zu- . 


sammen mit der einstmals wichtigen Quelle kirchlicher Einnah- 
men auf diesem Gebiete. Jetzt will ich nur noch einige Schlüsse 
meiner Arbeit kurz zusammenfassen. 

1. Als charakteristische Eigentümlichkeit des Mittelalters 
hält man den Umstand, daß das Ergreifen fremder Nachlässe 
eine allgemeine Uebung war. Die feudale Einrichtung gab dem 
Senior die Möglichkeit, in den Fällen Einnahmen zu erzielen, 
wenn der Tod eines Vasallen die Frage der Abtretung des Lehens 
an den Nachfolger und Erben zeitigte. Die eigentümlichen Ein- 
richtungen des heriot und releviums finden ihre nächste Erklä- 
rung in dem gesellschaftlich-wirtschaftlichen Bau des Mittelalters. 
Die Basis politischen und ökonomischen Einflusses jener Zeit, der 
Landbesitz, mit dem mit ihm verbundenen Kriegsdienst, gaben 
den Boden zur Entstehung genannter feudalen Lasten, welche 
sich bis zur Mitte des XVII. Jahrh. erhielten. Doch nach Maß- 
gabe des Anwachsens des beweglichen Vermögens öffnete sich 
das Feld für Steuern von Erbschaften, die aus Mobilien bestan- 


1 Dieser Registrator war, wie erwähnt, nach Ausgabe des Gesetzes v. 


J. 1836 ernannt worden, konnte also auf eine Entschädigung nicht rechnen. 


U. a. erhielt Moore eine Pension von 7990 £ jährlich, die nach seinem 
Tode an Lord Canterbury überging, welcher als letzter Kandidat auf den 
Posten eines Registrators im prärogativen Gericht angeschrieben, doch 
niemals in ihm tätig gewesen war. 3 Hans. 153, S. 33. 
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den. Die Kirche erkämpfte sich rasch und in großem Maßstabe 


- dieses Gebiet und trat es erst in neuester Zeit dem weltlichen 


Staate ab, welcher seine ausschließlichen Anrechte auf die Erb- 


- schaftsbesteuerung erklärte. Die gesellschaftlichen Bedingungen 


begünstigten in England nicht die Entwicklung irgendwelcher 
Steuern vom unbeweglichen Vermögen, und deshalb konnte die 
Kirche sich nicht der Quelle bedienen, welche nach Auflösung 
der feudalen Erbschaftsabgaben vom Landbesitz sich öffnete. 
Andererseits, ließ sich, solange die Bestätigung der Testamente 
in den Händen der Kirche war, eine Kronsteuer auf Erbschaften 
schwer entwickeln. Man muß nicht vergessen, daß sogar die 
Minimalsätze, welche von Heinrich VIII. für die probate-Gebühren 
angesetzt waren, obgleich sie geringfügig nach unseren Begriffen 
sind, dennoch für die Zeit drückend erschienen: im XV. Jahrh. 
stellten fünf Schilling den Wert eines Ochsen oder einer Kuh 
vor; hierzu das mortuarium und die faktisch obligatorischen Le- 
gate an die Kirche und die Wohltätigkeit, und so finden wir, 
daß die Erbschaftsbesteuerung im Mittelalter oft solche Höhe 
erreichte, vor welcher die heutigen Erbschaftssteuern recht gering 
erscheinen ... Ueberhaupt konnte auf dem Boden der feudalen 
Einrichtung und beim überwiegenden politischen Einfluß der 
Kirche das Gebiet der Erbschaftssteuer von der Krone nicht 
ausgenutzt werden. 

2. Schon im Mittelalter zeigte sich deutlich die Möglichkeit 
einer Umgehung der Erbschaftssteuer durch Schenkungen unter 
Lebenden, und dieses Resultat zeigte sich rasch, solange keine 
einschränkende Regeln eingeführt waren, wie das Statut Marl- 
borough vom J. 1267 und die kirchlichen Kanons des XIV. Jahrh. 
gegen die Umgehung des Mortuariums. 

3. Schon im Mittelalter erhielt ein wichtiger theoretischer 
Gedanke Ausdruck, welcher viele Anhänger unter den heutigen 
Finanztheoretikern zählt, daß die Erbschaftssteuer bequem eine 
direkte jährlich wiederkehrende Steuer ersetzt: das Mortuarium 
figuriert in den kirchlichen Konstitutionen eben als ein Ersatz 
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der kirchlichen Einkommensteuer — des Zehnten. Dieser Ge- 
danke spielte im damaligen Finanzrecht eine große Rolle. 

4. Vortrefflich wurde im Mittelalter ein anderer theoretischer 
Gedanke erkannt, welcher einen wichtigen Platz in der Theorie 
der Erbschaftssteuer einnimmt. Ich spreche von der Eigentüm- 
lichkeit dieser Steuerart, daß sie verhältnismäßig leicht vom 
Zaahler getragen wird: der Erblasser verhält sich zur Steuer ohne 
großen Widerstand, — der Erbe, die Bereicherung erhaltend, 
fühlt gewöhnlich die Steuerlast weniger, und jedenfalls ist das 
Widerstreben gegen die Erbschaftssteuer nicht so stark, wie gegen 
eine ähnliche Steuer vom Kapital. Schon in jener Zeit verstand 
die Kirche den genannten Umstand und paßte ihre Forderungen 
dementsprechend an. 

5. Die Untersuchung der Frage über die kirchlichen Steuern 
von Erbschaften — ich wiederhole hier nicht die oben darge- 
brachten Schlüsse über ihre Entstehung und Rolle, — diese 
Untersuchung zeigt eine wichtige psychologische Seite des kirch- 
lichen Finanzsystems. Es gibt keine größere Macht, als die Be- 
herrschung des Menschenverstandes und seiner Ueberzeugungen ; 
und über diese Macht verfügte der mittelalterliche Klerus und 
wußte dieselbe auch in materieller Hinsicht auszubeuten. So- 
bald der Glaube und die Frömmigkeit zu sinken begannen und 
dieses sich ın den kirchlichen Einnahmen bemerkbar machte, 
mußte die Geistlichkeit mit einer ganzen Reihe Zwangsmaßregeln 
hervortreten... 

6. Endlich haben die englischen mittelalterlichen Erbschafts- 
abgaben ein Interesse durch die von ihnen verursachte Teilung 
der Erbschaftssteuer, je nachdem, ob von der Besteuerung be- 
weglichen oder unbeweglichen Kapitals die Rede ist. Der Anta- 
gonismus der weltlichen und geistlichen Mächte auf diesem Ge- 
biete schuf diese bemerkenswerte Unterscheidung, welche bis auf 
unsere Tage ihre Bedeutung nicht verloren hat: die Einrichtung 
der Staatssteuer von Erbschaften trägt alle Spuren des einstigen 
sozialen Kampfes. So ist, z. B., die Erhebung der staatlichen 
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Erbschaftssteuer verschieden je nachdem, ob bewegliches oder 
unbewegliches Vermögen ererbt wird: im ersteren Falle zahlt 
man eine sog. legacy duty, im letzteren eine sog. succession 
duty, deren Einrichtung von der ersteren abweicht!, 


ı Näheres siehe in meinem Artikel im Schanz’schen Finanz-Archiv, 
Bd. XXV, 2: Die Erbschaftssteuer in England. 
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Die Kirchenzucht eine Aufgabe der Lokalgemeinde. 
Von 


Pfarrer @. Feldweg in Jesingen (OA. Kirchheim und Teck). 


1. Die heutige kirchenrechtliche Lage im all- 
gemeinen. 


Im folgenden soll der Nachweis versucht werden, den die 
Ueberschrift andeutet. Der hinzuzudenkende Gegensatz macht 
sofort klar, um was es sich handelt: Ist die Kirchenzucht in 
erster Linie Sache der Einzelgemeinde, so wird damit in bezug 
auf sie die Kompetenz der kirchlichen Oberbehörde geändert, 
mindestens muß diese oberbehördliche Befugnis neu geregelt wer- 
den. Gleich von vornherein muß der Meinung entgegengetreten 
werden, als handle es sich hier um eine äußere Machtfrage. 
Alle Gedanken und Vorschläge, die nachgehends gewagt werden, 
wird der Leser als solche erkennen, die auf praktischem Gebiet 
und zwar auf dem der Seelsorge erwachsen sind und demgemäß 
Seelsorge zum letzten Zweck haben. Eben damit ist zugleich 
eine inhaltliche Schranke für den Verfasser als Landpfarrer ge- 
geben; städtische, namentlich großstädtische Verhältnisse liegen 
nicht in seinem unmittelbaren Erfahrungsbereich. Wenn ihn 
diese Schranke dennoch nicht abhält, seine Erfahrungen zur 
Unterlage von Wünschen zu machen, die bloß verwirklicht wer- 
den können, wenn ihnen ein allgemeines Bedürfnis zu Grunde 
liegt, und die deshalb öffentlich dargelegt werden dürfen, so er- 
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mutigt ihn dazu namentlich der Gedanke an die Lebensarbeit 
von D. Sulze. Dort ist wesentlich von großstädtischen Ver- 
hältnissen ausgegangen und der Fortschritt im kirchlichen Leben 
im Lebendig- und Beweglichmachen der Einzelparochie gesucht 
worden. Die auf diesem Wege erreichten Erfolge wirkten mit 
zu dem, was hier gesagt werden wird. 

Neben den Erfahrungen der Seelsorge war es übrigens noch 
ein weiterer Umstand, der die neue Möglichkeit eröffnete, von 
der Einzelgemeinde in der Richtung auf Kirchenzucht überhaupt 
etwas oder mehr als bisher zu erwarten, dieser Umstand betrifft 
die Rechtsentwicklung innerhalb der evange- 
lischen Kirchengemeinden währendderletzten 
sechzig Jahre. Aber auch diese kirchliche Rechtsentwick- 
lung wird nur in bezug auf die Landeskirche des Verfassers, 
die württembergische in Betracht gezogen werden. Diese Be- 
schränkung wird der Sache selbst nicht abträglich sein. Aehn- 
liche Rechtsentwicklungen wie in der württembergischen Landes- 
kirche haben im bezeichneten Zeitraum oder schon etwas früher 
in den übrigen deutschen Landeskirchen gleichfalls stattgefunden, 
namentlich mit der Wirkung, daß das konsistoriale Regiment 
durch Synodalordnungen ergänzt wurde. Damit war überall eine 
verstärkte Beteiligung des Laienelements an der Kirchenleitung 
gegeben. Dazu haben wir in den letzten Jahrzehnten oft genug 
den Ruf gehört, die Kirche dürfe nicht mehr bloß Pfarrkirche 
sein. Im Gebiet der Kirchenzucht findet sich vielleicht eine 
Sphäre, wo wenigstens im Bereiche lutherischer Landeskirchen 
die Gemeindeglieder zu einer ihnen wesentlich neuen, freilich 
auch sehr verantwortungsvollen Tätigkeit herangezogen werden 
können. 

Welches sind nun die für unseren Gegenstand charakte- 
ristischen Momente innerhalb der kirchlichen Entwicklung im 
evangelischen Württemberg während der angegebenen Zeit? In 
erster Linie kommt hier die Tatsache in Betracht, daß wir heute 
in jeder Gemeinde geordnete kirchliche Vertretungen haben, so- 
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genannte Kirchengemeinderäte. Hier darf wohl gleich das nicht 
seltene Urteil erwähnt werden, man hätte für diese Kirchen- 
gemeinderäte ebenso bestimmte kirchliche Qualitäten festsetzen 
sollen, wie für die 1851 eingeführten Pfarrgemeinderäte. Daß 
man das nicht tat, weil man Rücksicht zu nehmen hatte auf die 
einem derartigen Verlangen abgeneigte Stimmung des württem- 
bergischen Landtags, scheint keine günstige Perspektive dafür zu 
eröffnen, nun doch hinterher aus den Kirchengemeinderäten zur 
Uebung der Kirchenzucht geeignete Organe zu machen. Nun 
haben wir aber bereits einen längeren Zeitraum hinter uns, seit- 
dem das staatliche Gesetz vom 14. Juni 1887 die Kirchenge- 
meinderäte als Ersatz für die früheren Pfarrgemeinderäte ge- 
schaffen hat, und innerhalb dieses Menschenalters haben die ein- 
zelnen Kirchengemeinden von selbst „Wertschätzung der kirch- 
lichen Gnadenmittel“ als eine conditio sine qua non für ihre 
Vertreter angesehen und entsprechend gewählt. Wir werden also 
jene Rücksicht auf den in Sachen kirchlicher Qualitäten empfind- 
lichen Landtag als zeitgemäße Klugheit bewerten und werden 
nicht zu optimistisch urteilen, wenn wir auch fernerhin die Er- 
wartung haben, die Kirchengemeinden werden sich ihre besten 
und geeignetsten Glieder zu Vertretern wählen. 

Ein weiteres in Betracht kommendes Moment knüpft sich 
ebenfalls an ein öffentliches Urteil an. Dasselbe wurde schon 
in den Tagen der Einführung! des Pfarrgemeinderats laut inner- 
halb desjenigen Landtags, an den die betreffende Vorlage kam. 
Damals bestritt die Linke die Kompetenz der Kammer für eine 
solche innerkirchliche Angelegenheit, man wies auf die konfes- 
sionell gemischte Beschaffenheit der Kammer hin und verlangte 
schon damals ein Wahlgesetz, damit eine eigene Vertretung der 
evangelischen Kirche gebildet werden könne. Dieses Verlangen 
war durchaus verfassungsmäßig ?. . 


ı Durch königliche Verordnung vom 25. Januar 1851; sie war erlassen 
auf Grund der Vorlage des Synodus d. h. des durch die sechs General- 
superintendenten verstärkten Konsistoriums. 

2 8 71 der württembergischen Verfassungsurkunde besagt: „Die An- 
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Nun glauben wir, wenn irgend etwas, so ist die Kirchen- 
zucht eine innerkirchliche Angelegenheit. Hierauf werden wir 
weiter unten noch kommen. Hier zunächst der Hinweis auf die 
Tatsache, daß die rückhaltlose Anerkennung des Grundsatzes, 
wonach innerkirchliche Angelegenheiten nicht vor das Forum 
der weltlichen Volksvertretung sollen, zum unverlierbaren Rechts- 
bewußtsein unserer Zeit gehört. Wenn es also nötig werden 
sollte, hinsichtlich der Kirchenzucht neue Bestimmungen zu tref- 
fen, so wäre dies mittels der jetzigen eigenen Vertretung der 
Kirche möglich. 

Die landeskirchliche Rechtsbildung allein ist es nicht bloß, 
die für die vorliegende Frage in Betracht kommt. Den größten 
Einfluß auf die heutige kirchliche Rechtslage hat ohne Zweifel 
die Zivilstandsgesetzgebung gehabt. Sie förderte am 
nachhaltigsten die Klarstellung der Rechtsverhältnisse von Staat 
und Kirche. Von ihr aus erscheint ganz anders als vorher die 
Zugehörigkeit zur Kirche als ein Akt persönlicher Entscheidung. 
Wer jetzt noch Glied der Kirche bleibt, von dem darf man an- 
nehmen, daß er es bleiben will. Insbesondere ist das Begehren 
kirchlicher Trauung einer in diesem Sinne abgegebenen freiwil- 
ligen Erklärung gleich zu achten — abgesehen vom bekannten 
Kaiserparagraphen, der doch wohl auch fehlen könnte, ohne daß 
für die Kirche ein wesentlich anderes Resultat herauskäme als 
bisher. Die Tatsache, daß wir heute das Recht haben, unsere 
Kirchenglieder daran zu erinnern, daß ihre Zugehörigkeit zur 
Kirche in keiner Weise mehr eine erzwungene ist, bildet die 
Voraussetzung für alles, was im folgenden betrefis verbesserter 
Kirchenzucht gesagt werden wird. Der einzelne verhält sich 
gegenüber dem staatlichen Recht anders als gegenüber dem kirch- 
lichen. Jenes basiert auf äußerer Notwendigkeit, so sehr auch 
die heutige Entwicklung des staatlichen Rechtes die freie Anteil- 
nahme der Staatsbürger an den Kulturaufgaben in Anspruch 


ordnungen in betreff der innern kirchlichen Angelegenheiten bleiben der 
verfassungsmäßigen Autonomie einer jeden Kirche überlassen.‘ 
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nehmen mag, dieses dagegen hat in jahrhundertelanger Entwick- 
lung sich immer mehr vom Zwange losgemacht und kennt für die 
Glieder der Kirche keine andere als freiwillig anerkannte und 
aus dem Wesen der kirchlichen Gemeinschaft folgende Normen. 
Es ist hier nicht der Ort, die letzte Wurzel dieser Freiwilligkeit 
aufzuzeigen, es genügt der Hinweis darauf. Die kirchliche Zu- 
gehörigkeit ist ihrem Wesen nach untrennbar von der Zugehörig- 
keit zu Christus. Dies ist ein überweltliches Verhältnis. Es 
entzieht sich als solches menschlicher Ueberwachung. Dennoch 
können im Verhalten der Kirchenglieder solche Tatsachen offen- 
kundig werden, daß man nicht daran zweifeln kann, jenes Ver- 
hältnis zu Gott sei schwer geschädigt. In diesem Falle erfordert 
beides, die Rücksicht auf das einzelne Glied wie auf den Ge- 
meindeverband ein seelsorgerliches Eingreifen. Wer könnte be- 
haupten, daß heute schon in dieser Richtung das Menschen- 
mögliche geschieht? Fehlt namentlich bis heute nicht fast ganz 
ein geordnetes Eingreifen der Einzelgemeinde in ihrer Vertre- 
tung? Und doch ist ein solches Eingreifen jetzt formal möglich 
aus dem höchst einfachen Grunde, weil die Einzelgemeinden der 
evangelischen Kirche geordnete, auf kirchlichem Wege gewählte 
Vertretungen haben. Es geht vielleicht noch eine gute Weile, 
bis sich in den breiten Schichten der Volkskirche dieses Bewußt- 
sein von der Kirche als einem eignen Ordnungen sich unterstel- 
lenden Organismus durchsetzt, aber zwei Momente werden diese 
Entwicklung fördern. 

Fürs erste hat das Prinzip der freiwilligen Zugehörigkeit 
zum Korrelat die Anerkennung des Zwecks der kirchlichen Ge- 
meinschaft und eben damit die Einwilligung in diejenigen For- 
derungen, ohne die jener Zweck nicht erreicht werden kann. Mit 
andern Worten und kürzer ausgedrückt: die kirchliche 
Zugehörigkeit gewährt nicht nur Rechte — so wird die 
kirchliche Konfirmation, Trauung, Beerdigung vielfach angesehen 
— sie legt ebensosehr Pflichten auf, und es ist eine innere Not- 
wendigkeit, daß die Gemeinde im Notfall durch ihre gewählte 
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Vertretung diese Pflichten ihren Gliedern zum Bewußtsein bringt. 
Fürs zweite kommt als weitertreibende Kraft die heutige Kirchen- 
feindschaft in Betracht. Die im Obigen angedeutete Rechtsent- 
wicklung hat zu einer reinlichen Scheidung der Gebiete des 
Staats und der Kirche geführt, sie ist aber keineswegs bloß dem 
Wohlwollen gegen die Kirche, etwa der Absicht, diese Institution 
wirkungskräftiger zu gestalten, entsprungen. Vielmehr war und 
ist bis heute das Feldgeschrei „Trennung der Kirche vom Staat“ 
wesentlich die Losung der Kirchenfeinde. Diese Sachlage ist in 
unserer Landeskirche durch die Schulgesetzgebung des Jahres 1910 
deutlich gezeigt worden. Die kirchenfeindliche Richtung glaubt 
durch diese Neuordnung des Verhältnisses von Kirche und Schule, 
durch das Aufhören der kirchlichen Leitung der Volksschule 
einen großen Erfolg erreicht zu haben. Jedenfalls bedeutet die 
neue Ordnung eine Kraftprobe für unsere evangelische Volks- 
kirche, wie sie seit den Tagen ihres Entstehens noch keine 
schwerere durchgemacht hat. Im einzelnen hat sie namentlich 
in den Landgemeinden, wo die kirchliche Leitung ohnedies fühl- 
barer war, ein Zuchtmittel für den kirchlichen Nachwuchs ver- 
loren, der kirchliche Charakter der Schule wirkte auf die Masse, 
und namentlich der unkirchliche Teil der Masse wird das Be- 
streben zeigen, sich die neue Freiheit zunutze zu machen. Die 
katholische Kirche hat hier stärker als die evangelische vorge- 
beugt. Die entkirchlichende Wirkung des neuen Schulgesetzes 
läßt sich ja noch nicht beurteilen, aber soviel wird man doch 
jetzt schon sagen können, daß man kirchlicherseits auf einen 
Ersatz für jene im Schwinden begriffene Hilfe bedacht sein muß. 

Nur an einem Punkt hat die Trennung der Schule von der 
Kirche für uns etwas Erfreuliches gebracht, das neue Gesetz hat 
mit dem konfessionellen Charakter der Schule die kirchliche 
Leitung des Religionsunterrichts festgelegt. Damit ist die kirch- 


1 Sie hat die obligatorische Einreihung ihrer Jugendgottesdienste in 
den Lehrplan erreicht; dagegen hat die evangelische Kirche die Verpflich- 
tung zum Besuch der Betstunden für die Schuljugend leider fallen lassen. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XX, 3. 23 
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liche Selbständigkeit auf dem wichtigsten Gebiete staatlich aner- 
kannt. Dieses Punktes geschieht hier nur in dem Sinne Erwäh- 
nung, daß wir darin eine Ermutigung zu selbständigem kirch- 
lichem Vorgehen überhaupt erblicken. . 

Fassen wir zusammen: Den Unterschied der heutigen kirch- 
lichen Rechtslage in unserer Landeskirche gegenüber derjenigen 
vor zwei Menschenaltern erblicken wir vor allem in dem Vor- 
handensein von Vertretungen der Einzelgemeinden, die seitherige 
Tätigkeit dieser Vertretungen läßt Raum zu der Hoffnung, diese 
Vertretungen als aus dem kirchlich lebendigen Teil der Gemeinden 
genommen werden der neuen Aufgabe kirchlicher Zucht- 
übung gewachsen sein; diese neue Aufgabe selbst ist den evange- 
lischen Landeskirchen namentlich dadurch gestellt worden, als 
eigentlich ohne ihr Zutun durch die Zivilstandsgesetzgebung das 
Prinzip der Freiwilligkeit ihrer Glieder zur Geltung kam; end- 
lich weist die vorhandene Kirchenfeindschaft auf die Notwendig- 
keit innerer Stärkung hin und als geeignetes Mittel zu solcher 
empfiehlt sich, daß man den Gliedern der äußeren kirchlichen 
Rechtsgemeinschaft ihre kirchlichen Pflichten zu Gemüt führt und 
sich nicht mehr damit begnügt, daß sie ihre Kirchengemeinschaft 
lediglich durch Inanspruchnahme kirchlicher Rechte betätigen. 
Mit solcher kirchlicher Erziehung muß aber so früh als möglich, 
also bei der durch die Taufe zur Kirche gehörigen Jugend jetzt 
umsomehr Ernst gemacht werden, als diese kirchliche Erziehung 
der Glieder der Volkskirche nicht mehr wie bisher durch die 
Volksschule geleistet wird, wenigstens nicht mehr in demselben 
Umfang. 

Aus Anlaß der Volksschulgesetzgebung ist der konfessionelle 
Charakter und die kirchliche Leitung des Religionsunterrichts 
gesetzlich festgelegt worden, das eigene Recht der Kirche also 
an einem wichtigen Punkt herausgestellt worden !. 


! Kultminister v. Fleischhauer hat in der betr. Kammerverhandlung 
das Begehren nach schrankenloser Freiheit des Religionslehrers entschie- 
den zurückgewiesen und die innerkirchliche Entscheidung über den Inhalt 
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Wir schließen diesen Abschnitt mit einer allgemeinen Be- 
merkung. Während die evangelische Kirche hinsichtlich ihres 
innersten Lebenselements, des Bekenntnisses wenigstens offiziell 
seit der Reformationszeit eine Neugestaltung nicht erlebt hat, 
sieht sie sich dagegen in einer völlig neuen Lage hinsichtlich 
ihres äußeren Rechtes. Damals, in der Reformationszeit konnte 
die evangelische Kirche öffentliche Anerkennung nur dadurch 
erlangen, daß sie ihr Bekenntnis inhaltlich dem Urteil der 
obersten Staatsgewalt unterstellte, heute überläßt der Staat die 
Lehre ausdrücklich der Zuständigkeit der Kirche. Es fragt sich 
nun, ob sich nicht ebenso für das kirchliche Leben ein der 
Kirche eigener Rechtsboden ausmitteln läßt, auf dem sich die 
Kirche in ihrer lebendigen Gestalt als Einzelgemeinde selbstän- 
diger als bisher bewegen darf. 


2. Die innerkirchlichen Rechte und Pflichten 
der Kirchengenossen und Kirchengemeinderäte 


innerhalb der württembergischen Landes- 
kirche. 


Hiefür ist zunächst maßgebend das kirchliche Gesetz betr. 
die evangelischen Kirchengemeinden vom 29. Juli 18881. Ar- 
tikel 1 lautet: „Die Kirchengemeinde hat die Aufgabe, als Glied 
der evangelischen Landeskirche auf Grund des Bekenntnisses 
derselben den Gottesdienst und das christliche Leben der Kir- 
chengenossen zu fördern“. Hier ist die Aufgabe der lokalen 
Kirchengemeinde so weit als nur möglich gefaßt. Insbesondere 
sollte man meinen, die Aufgabe, das christliche Leben der Kir- 
chengenossen zu fördern, lasse sich nur erfüllen, wenn gegebenen- 


des Religionsunterrichts anerkannt, indem er darauf hinwies, daß der Staat 
von sich aus nicht in der Lage sei festzusetzen, was inhaltlich religiöse 
Wahrheit sei. 

! Durch dieses Gesetz wurden die pfarrgemeinderätlichen Funktionen 
auf den Kirchengemeinderat übertragbar. Der Pfarrgemeinderat hatte noch 
kein Recht in Sachen des Lokalkirchenvermögens; zu dessen Verwaltung 
wurden die Kirchengemeinderäte gebildet. 


23* 
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falls Zucht geübt wird. Weiter scheint es, als ob Artikel 2, der 
die Pflichten der einzelnen Kirchengenossen hervorhebt, jener 
etwaigen Gemeindezucht geradezu entgegenkomme mit seinem 
Wortlaut: Pflicht des Kirchengemeindegenossen ist es, die ge- 
meinsamen Aufgaben der Kirchengemeinde in seinem Teile durch 
sein eigenes Verhalten zu erfüllen, das Wohl der Kirche nach 
Kräften zu fördern, die kirchlichen Gesetze und Ordnungen zu 
befolgen, das ihm übertragene Ehrenamt eines Kirchengemeinde- 
rats zu verwalten..... und den von dem Kirchengemeinderat 
innerhalb seiner Zuständigkeit ergangenen Anordnungen, ins- 
besondere auch den Ladungen desselben Folge 
zu leisten“. Was ferner die hier in Absicht auf Zuchtübung in 
Betracht kommende Zuständigkeit des Kirchengemeinderats be- 
trifft, so macht Artikel 5 desselben Gesetzes diesem Organ der 
Einzelgemeinde zum Beruf: „in Unterstützung der pfarramtlichen 
Tätigkeit nach bestem Vermögen zum religiösen und sittlichen 
Aufbau der Gemeinde zu helfen, die christliche Gemeindetätigkeit 
zu fördern und die Kirchengemeinde in ihren inneren Ange- 
legenheiten zu vertreten“. Es wird zum voraus kaum einem 
Zweifel unterliegen können, daß richtige Zucht zum sittlichen 
Aufbau einer Gemeinde hilft, wie umgekehrt ihr teilweises oder 
gänzliches Fehlen jenem Aufbau hemmend, ja unter Umständen 
geradezu zerstörend entgegenwirkt. Dazu macht der Schluß des 
angeführten Artikels aus dem Kirchengemeinderat das berufene 
Organ, um nötigenfalls zuchtübend vorzugehen, denn wenn etwas, 
so ist die Zucht eine innere Angelegenheit einer Einzelgemeinde. 
Allerdings soll die gesamte Tätigkeit des Kirchengemeinderats 
und darum auch die hier besprochene und geforderte „in Unter- 
stützung der pfarramtlichen Tätigkeit“ also nicht eigenmächtig 
geschehen. Dafür bietet aber die Struktur des Kollegiums, d.h. 
der pfarramtliche Vorsitz und Geschäftsleitung hinreichende 
Sicherheit. 

Es ist schon eingangs von den Qualitäten der Kirchenge- 
meinderäte die Rede gewesen, es ist schon darauf hingewiesen 
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worden einerseits, daß gesetzlich diese Qualitäten nicht eben 
hoch normiert zu sein scheinen; Art. 3 des staatlichen Gesetzes 
vom 14. Juni 1887 besagt hierüber nur: das Wahlrecht in den 
mit den innerkirchlichen Angelegenheiten betrauten Kirchenge- 
meinderat ruht für denjenigen, welcher sich bei Eingehung einer 
Ehe der Pflicht kirchlicher Trauung entschlagen oder seine Kin- 
der der Taufe oder Konfirmation entzogen hat, insolange, bis 
das Versäumte nachgeholt ist“. Die staatsgesetzliche Festsetzung 
konnte sich mit dieser Qualitätsfrage als einer innerkirchlichen 
nicht tiefer einlassen. Auch daraus folgt nichts Nachteiliges für 
die Befähigung des Kollegiums für innerkirchliche Angelegen- 
heiten, daß ihm nach württembergischem Recht der Ortsvorsteher 
von amtswegen angehört, seine für das Kollegium erforderliche 
Qualität erscheint durch den Inhalt seines Diensteids genügend 
gesichert. Ä 

Wir haben gesehen: die innerkirchlichen Rechte und Pflich- 
ten sind von drei Seiten, sowohl hinsichtlich der Einzelgemeinde 
als der einzelnen Kirchengenossen, als endlich der ordnungs- 
‘ mäßigen Vertretung in einer Weise festgelegt, daß sie, min- 
destens gesagt, die Handhabung der Zucht ermöglichen. Man 
wird aber noch mehr sagen dürfen, nämlich daß Zuchtübung 
durch diese Rechte und Pflichten geradezu gefordert ist, sobald 
man mit ihnen Ernst macht. 

Warum ist, seitdem diese Gesetze zu Recht bestehen, doch 
von einer zuchtübenden Tätigkeit der Lokalgemeinden kaum etwas 
verlautet? Ein aber nicht der einzige Grund hiefür istin dem Um- 
stand zu suchen, daß dem Kirchengemeinderat jede äußere Ge- 
walt fehlt. Dieser Mangel wurde schon oft beklagt?. Es hat 


! Als ein gutes Zeichen für die Wirksamkeit der Ortsvorsteher in den 
kirchlichen Vertretungen darf die Tatsache gelten, daß die württemb. Ge- 
meindeordnung von 1906 am amtlichen Verbleiben der Ortsvorsteher in 
den Kirchengemeinderäten nichts geändert hat. 

?2 Schon 1851 tadelte ein Landtagsabgeordneter nach dieser Seite die 
Königliche Verordnung betr. den Pfarrgemeinderat: sie gebe den Pfarrge- 
meinderäten besonders auf, zu Ordnung, Sitte und Zucht beizutragen, gebe 
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aber doch seinen guten Grund gehabt, warum die kirchliche Ge- 
setzgebung nicht einmal einen Versuch machte, den Kirchenge- 
meinderäten an äußerer Gewalt irgend etwas dem Aehnliches zu 
retten, was seinerzeit die Kirchenkonvente in Württemberg an 
Strafgewalt besessen hatten. Man fügte sich hier nicht einfach 
nur dem staatlichen Zwang, sondern man handelte aus wohl- 
erwogener Einsicht in das Wesen kirchlicher Zucht. Diese Ein- 
sicht besitzt freilich nicht jedermann. Immer wieder kommen 
wir Pfarrer in die Lage, z. B. gegenüber von mutwilligen Ver- 
säumnissen der Christenlehre, dem unevangelischen Verlangen 
einzelner Mitglieder des Kirchengemeinderats nach weltlichen 
Strafen entgegentreten zu müssen. Es vermögen eben nicht alle 
Mitglieder sich auf den Standpunkt zu erheben, den der Bericht- 
erstatter der vierten Liandessynode zur Kirchengemeinde- und 
Synodalordnung aussprach !. Unserem Volk, speziell in Württem- 
berg, liegt der theokratische Staat immer noch im Blut, soviel auch 
die Neuzeit hier Wandel geschaffen hat. Es wird anhaltender 
Arbeit bedürfen, bis wir unsere Gemeindeglieder zu demjenigen 
Bewußtsein gegenseitiger Verantwortlichkeit erzogen haben, von 
dem aus der Wille lebendig wird, zur Besserung der Gemeinde 
zuchtübend einzugreifen. 

Wir können uns nicht verhehlen, daß wir tatsächlich etwas 
Neues verlangen, wenn wir fordern, die Kirchengemeinden sollen 


ihnen aber lediglich keine Mittel an die Hand, sie seien in dieser Hinsicht 
schlimmer gestellt als der niedrigste Polizeidiener in der kleinsten Land- 
gemeinde. 

ı „Ein weltliches Zwangs- und Strafrecht erweist sich nicht als ge- 
eignetes Mittel zur Förderung von christlicher Gesinnung und Sitte“; ferner 
„dem einzelnen gegenüber, welcher seinen Verpflichtungen als Kirchen- 
genosse nicht nachkommt bezw. denselben positiv entgegenhandelt, kann 
die Kirche nur Ermahnung, Verwarnung, Entziehung kirchlicher Rechte, 
Ausschluß von kirchlichen Handlungen und als letztes Mittel Ausschluß aus 
der Kirche zur Anwendung bringen.“ (Steinheil, Die Gesetze und Verfü- 
gungen über die Kirchengemeinden etc. Stuttgart, Kohlhammer 1890, 
S. 283.) 
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zu geordneter Zuchtübung herangezogen, d. h. zunächst erzogen 
werden. 


3. Wie stand es seither mit der Kirchenzucht in 
den Einzelgemeinden? 


Auch hier ist der Verfasser zunächst an seine eigene eng 
begrenzte Erfahrung gebunden. Aber es liegt Grund genug zur 
Annahme vor, daß es in andern Diözesen ganz ähnlich zuging. 
Die landeskirchliche Presse hätte einigermaßen wichtige Fälle 
nicht mit Stillschweigen übergangen. 

Unsere Diözesansynodalordnung sieht vor, daß der Diözesan- 
ausschuß, wenn es sich um Anwendung strengerer Maßregeln 
der Kirchenzucht handelt, die geeigneten Anträge an die Ober- 
kirchenbehörde zu stellen hat. Ich kann mich nicht entsinnen, 
daß der der Synode zu erstattende alljährliche Bericht über die 
Wirksamkeit des Ausschusses einen derartigen Fall zu erwähnen 
gehabt hätte. | 

Ferner: Artikel 6 und 7 des staatlichen Gesetzes betr. die 
Vertretung der evangelischen Kirchengemeinden sieht als Ur- 
sache des Erlöschens der vermögensrechtlichen Zugehörigkeit zur 
einzelnen Kirchengemeinde auch den Ausschluß aus der Kirche 
vor und bestimmt, daß über die Voraussetzungen hiezu die kirch- 
lichen Organe nach Maßgabe dieses und der noch zu erlassenden 
Kirchengesetze zu befinden haben. Es ist nichts darüber in der 
kirchlichen Presse zu lesen gewesen, daß ein solcher Ausschluß 
vorgekommen wäre. 

Wenn, wie es scheint, es sich so verhält, daß strengere Maß- 
regeln der Kirchenzucht überhaupt unterblieben sind, so werden 
wir uns dabei angesichts des sittlich-religiösen Zustands unsere 
Gemeinden nicht ohne weiteres beruhigen. Wir werden durch 
so manchen Schwurgerichtsfall uns vor die Frage gestellt sehen, 
ob kirchlicherseits nichts versäumt wurde, um auf die betrefien- 
den auf Abwege gekommenen Persönlichkeiten zuchtübend ein- 
zuwirken, anderer Fälle schlechter Eheführung und Kinder- 
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erziehung, Trunksucht und Unzucht und dergl. nicht zu gedenken. 
Die Annahme liegt nahe, daß die Unterlassung der Kirchenzucht 
vor allem darin begründet war, daß das Vorgehen zu schwierig 
erschien und daß man bei der Menge der Fälle vielleicht nicht 
einzugreifen wagte. Der am wenigsten stichhaltige Grund wäre 
aber wohl der gewesen, wenn man gefürchtet hätte, das alte Ge- 
füge der Volkskirche könne eine solche Erschütterung nicht er- 
tragen. | 

Diese und andere Gründe mögen dazu zusammengewirkt 
haben, daß innerhalb der ersten dreißig Jahre unserer heutigen 
gemeindekirchlichen Gesetzgebung ein ernstlicher Versuch von 
Kirchenzucht kaum gemacht wurde. Ein Fall ist indes zu er- 
wähnen, weniger um seiner selbst willen als deswegen, weil er 
zeigt, daß unsere Oberkirchenbehörde die betreffenden Verhält- 
nisse aus der Ferne doch vielleicht etwas anders sieht, als sie 
sich in der Nähe ausnehmen. Ein oberbehördlicher Erlaß be- 
treffend den Besuch der sonntäglichen Christenlehre gab als ge- 


 setzliches Mittel die Möglichkeit des Ausschlusses aus der 


Christenlehrgemeinschaft an die Hand. Es soll nicht bestritten 
werden, daß diese Zuchtmaßregel besonders in Landgemeinden 
einen Wert haben kann, die öffentliche Verkündigung des Aus- 
schlusses wird nicht als etwas ganz Gleichgültiges angesehen. 
Wenn aber der Erlaß die Wiederaufnahme des Ausgeschlossenen 
vorsah und sie möglichst zu erleichtern empfahl, so sind doch 
wohl hiemit die in Frage kommenden Elemente unserer „kirch- 
lichen“ Jugend zu optimistisch angesehen. 

Hiemit ist jedenfalls eine Ursache des seitherigen Unter- 
bleibens der Kirchenzucht namhaft gemacht: man glaubt, man 
komme mit milden Maßregeln aus, man erschwert ein schärferes 
Vorgehen in einem Grade, der dem Unmöglichmachen des Ein- 
greifens gleichkommt. An prinzipiell scharfen Aeußerungen auf 
dem Boden der württembergischen Kirchengesetzgebung fehlt es 
zwar nicht. Kirchenregiment und Landessynode erklären ein- 
stimmig die Kirchenzucht für durchaus unentbehrlich. Die Kirche 
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müsse in der Lage sein, ihren Ordnungen das erforderliche An- 
sehen zu wahren, das verletzte Rechtsbewußtsein in der Gemeinde 
dadurch wiederherzustellen und Kirchengenossen, welche zur Be- 
schimpfung der Kirche diesen Namen führen bezw. welche ihren 
Zwecken entgegenarbeiten, aus der kirchlichen Gemeinschaft zu 
beseitigen. Ferner wird gesagt: „Der Kirche darf nicht die 
Möglichkeit entzogen werden, gegenüber von schweren Verstößen 
und feindseligen Angriffen gegen ihre berechtigten Ordnungen 
von den ihr eigentümlichen Mitteln Gebrauch zu machen, viel- 
mehr hat auch der Staat Recht wie Pflicht der Kirche als einer 
Gemeinschaftsanstalt mit dem Charakter einer öffentlichen Korpo- 
ration anzuerkennen zur Abwehr insbesondere öffentlicher Aerger- 
nisse durch lasterhaften Wandel oder Religionsverachtung sowie 
schwerer Verletzung kirchlicher Ordnungen und Pflichten mit 
den ihr zu Gebot stehenden Disziplinarmitteln einzuschreiten“!. 
Weiterhin ist aus Anlaß der neuen kirchlichen Gesetzgebung 
nach zwei Seiten das Recht zur Ausübung der Kirchenzucht auf 
Grund der bestehenden Ordnung anerkannt worden, soweit es der 
Oberkirchenbehörde einerseits und den Pfarrern der Einzelge- 
meinde andererseits zusteht. Der obersten Instanz allein kann 
der Ausschluß aus der Landeskirche zustehen ?, dieser Grundsatz 
kann in praxi die Ausübung der Kirchenzucht seitens der Einzel- 
gemeinde nicht allzusehr erschweren. Anders verhält es sich mit 
dem „bis in die neue Zeit ziemlich allgemein angenommenen 
Grundsatz (vgl. jedoch Preuß. KG. und Syn.-O. 814 und KGO, 
von Schleswig-Holstein, & 41) — auch in 8 29 der Amtsvor- 
schrift für die Kirchenkonvente von 1824 ausgesprochen — daß 
die Ausschließung vonkirchlichen Handlungen 
und Vorrechten (wohin auch das Taufpatenrecht 
gehört), als Angelegenheit der Landeskirche der Öberkirchen- 
behörde vorbehalten sei“. (A.a. O0. 8.283 f.) Es läßt sich leicht 
einsehen, daß dieser Grundsatz ganz geeignet war, die Ausübung 


1 Siehe Steinheil a. a. O. $. 283. 
2 Ebenda. 
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der Kirchenzucht hintanzuhalten aus dem einfachen Grunde, weil 
die in Betracht kommenden Fälle nicht zeitig genug und: nicht 
durch die unmittelbare Anschauung zum Bewußtsein der kirch- 
lichen Oberleitung kommen können. Es ist aber auch der Grund- 
satz selbst bloß verständlich aus einer Zeit heraus, die für das 
relativ selbständige Leben einer Einzelgemeinde kein genügendes 
Verständnis besaß. | 

Wie steht es nun um die Befugnisse der unteren Instanz 
des Gemeindepfarrers? Die hier in unserer Landeskirche gelten- 
den Bestimmungen wären an sich wohl verwertbar und sind es 
auch bisher gewesen, aber auch sie tragen dem Gemeindeprinzip 
nicht genügend Rechnung, sie belasten deshalb das Gewissen des 
einzelnen Pfarrers leicht zu sehr und sie erschweren andererseits 
ein Vorgehen dadurch, daß die endgültige Entscheidung der 
kirchlichen Oberbehörde nicht erst letzte Entscheidung, sondern 
eigentlich gleich erste und letzte ist!. Auch diese Bestimmungen 
leiden an dem prinzipiellen Mangel, daß die Mitwirkung der 
Gemeinde nicht in genügender Weise gewährleistet ist. An 
dieser Stelle wird einzusetzen sein, wenn in der Kirchenzucht 
künftighin mehr als bisher erreicht werden soll. Hiemit wird ja 
keineswegs etwas Neues in der Theorie aufgestellt. Der ver- 
dienstvolle Bearbeiter unserer neuen württembergischen Kirchen- 
gesetzgebung, der T Oberregierungsrat S. v. Steinheil sagt in sei- 
nem mehrfach zitierten Werk S. 283 ganz allgemein: „Sollen die 
Mittel der Kirchenzucht ihre Zwecke dem einzelnen und der 


1 Der Pfarrer hat die Befugnis, im einzelnen Falle einem Kirchen- 
genossen den Empfang des Abendmahls zu widerraten und ihn im Notfall 
mit Zustimmung des Dekans oder, wenn diese wegen der Kürze der Zeit 
(bei zu später Anmeldung oder wenn das Aergernis erst kurz vor der Kom- 
munion geschehen ist) nicht mehr eingeholt werden kann, wenn möglich, 
nach Vernehmung des Pfarrgemeinderats von dem Abendmahl, vorbehält- 
lich der alsbaldigen Anzeige, Rechtfertigung und Einholung weiterer Ver- 
haltungsmaßregeln bei der Oberkirchenbehörde, zurückzustellen. Der Geist- 
liche hat ferner die Befugnis in dringenden Fällen ein Kind von der Kon- 
firmation nach und wenn dies nicht mehr möglich ist, auch ohne Verneh- 
mung des Pfarrgemeinderats zurückzustellen. Steinheil a. a. O. $S. 28. 
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Gremeinde gegenüber nicht verfehlen, so müssen sie unter Mit- 
wirkung der Gemeinde geübt werden und aus dem Be- 
wußtsein der Gemeinde selbst hervorgehen. Richter, Dove, Kahl, 
Kirchenrecht 8. 842—843.* Er zieht aus diesem Grundsatz auch 
die nötige praktische Konsequenz, indem er den Rechtsstand be- 
treffend die Befugnisse des Pfarrers entsprechend ergänzt !. Nur 
hat bisher die Erfahrung gezeigt, daß von der Theorie zur Praxis 
noch ein weiter Schritt ist. Und eben dies ist der Zweck dieser 
Arbeit, in einem wenn auch noch so kleinen Maße dazu beizutragen, 
daß jener Schritt etwas abgekürzt werde. Es ist ja ohne wei- 
teres zuzugeben, was v. Steinheil a. a. O. 8. 283 sagt, daß die 
Mittel der Kirchenzucht mit Vorsicht und möglichster Schonung 
anzuwenden sind und nicht ausschließlich der Gemeinde in allen 
Stufen überlassen werden können. Insbesondereist un- 
eingeschränkt anzuerkennen, was hinsicht- 
lich der Zuständigkeit der Oberkirchenbe- 
hörde betreffs Ausschluß aus der Landeskirche 
geltendes Recht ist. Aber darauf muß der Finger gelegt wer- 
den, daß die hier in Betracht kommende „alleinige Zuständigkeit 
des Evang. Konsistoriums“ in der Praxis die Wirkung gehabt hat, 
den Ausschluß überhaupt nicht anzuwenden. Es ist bis jetzt 
doch wohl nicht genügend dem Unterbleiben 
der Kirchenzucht vorgebeugt. Wo liegt der Fehler? 
Wir werden ihn finden, wenn wir uns vergegenwärtigen, was bis 
jetzt das zunächst zuständige Organ der Einzelgemeinde in 
Richtung auf Kirchenzucht tun kann. Steinheil präzisiert diese 
Befugnis mit den Worten: „Dem Kirchengemeinderat als Kol- 
legium kommt als Disziplinarmittel zweifellos die Befugnis zu, 
wegen schwerer Verletzung kirchlicher Pflichten oder grober Un- 

i Steinheil 8. 284: „Doch muß es dem Ortskirchenkollegium auch nach 
dem ihm in der Pfarrgemeinderatsordnung zugewiesenen Wirkungskreis zu- 
stehen, besonders schwere Fälle, namentlich Fälle schweren Aergernisses in 
der Gemeinde behufs der Anordnung der schärfern Maßregeln der Kirchen- 


zucht zur Kenntnis des Ev. Konsistoriums zu bringen und zwar, wo tunlich, 
durch Vermittlung des Diözesanausschusses.* 
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sittlichkeit Ermahnungen und Verwarnungen durch seinen Vor- 
sitzenden, äußersten Falls vor dem versammelten Kollegium, zu 
erteilen“, a. a. OÖ. 8. 284. 

Wo bleibt da, müssen wir fragen, die im Gesetz dem Kir- 
chengemeinderat- zur Pflicht gemachte Unterstützung des Pfarr- 
amts, wenn dessen Inhaber allein, persönlich, einem zweifel- 
haften Gemeindeglied die Ermahnung oder Rüge des Kollegiums 
zustellen soll? Wird das betreffende Gemeindeglied hiedurch zu 
der Erkenntnis kommen, daß es seine Gemeinde ist, die es be- 
leidigt hat, wird es nicht in dem, was ihm der Pfarrer sagt, nur 
ein Vorgehen des Pfarrers sehen? Aber gerade darum handelt 
es sich, daß jenes Bewußtsein im sittlich antastbaren Gemeinde- 
glied geweckt wird. Wır vermissen also an der bis- 
herigen Praxis eine kräftige Mitwirkung der 
Gemeinde. Es sieht weiter so aus, als dürfte deren Organ 
kaum wagen, an das einzelne Glied heranzutreten, wenn, wie 
Steinheil sagt, Vorladung nur „äußersten Falls“ angewendet 
werden soll. Hier scheint doch übergroße Rücksicht auf das 
Recht des Individuums, aber zu wenig Rücksicht auf das Recht 
der Gesamtheit genommen zu sein. Man kann ja dem Grund- 
satz zustimmen: „bevor der Kirchengemeinderat Ermahnungen 
oder Verwarnungen ausspricht, muß dem Betreffenden Gelegen- 
heit gegeben werden, sich über die Beschuldigung auszusprechen 
und zu verantworten“ (Steinheil a. a. O. S. 285), aber wenn die- 
sem Grundsatz entsprechend gehandelt werden soll, so muß sich 
der Kirchengemeinderat durch seine Mitglieder, nicht bloß durch 
den Vorsitzenden mit dem Betreffenden in Beziehung setzen. 
Das könnte ganz unauffällig geschehen auf dem Amtszimmer des 
Pfarrers, aber im Beisein von zwei Mitgliedern des Kollegiums. 
Man kann, was weiter das Vorladungsrecht des Kirchen- 
gemeinderats betrifft, es verstehen, wenn dieses Recht früher für 
den Pfarrgemeinderat noch nicht einmal bestand, denn jenes 
lediglich seelsorgerliche Kollegium hatte noch nicht die feste 
äußerlich rechtliche Stellung des jetzigen lokalkirchlichen Organs, 
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eben darum aber muß für dieses jetzige Kollegium dem Vor- 
ladungsrecht größerer Nachdruck verliehen werden, als es bis 
jetzt hat, sonst wird dieses Recht in Wirklichkeit illusorisch. 
Man vermißt in den geltenden Bestimmungen eine solche, die 
den Fall vorsieht, daß ein Gemeindeglied der Vorladung keine 
Folge leistet. Dieses Defizit erscheint um so auffälliger, als auf. 
der andern Seite ein Recht der Beschwerde gegen Ermahnungen 
und Verwarnungen des Kirchengemeinderats dem Betreffenden 
selbstverständlich zusteht, laut Steinheil a. a. O. S. 285. Man 
kann sich zum voraus denken, daß eine derartige Einschränkung 
des zur Kirchenzucht zunächst berufenen Organs für die Sache 
selbst nur hemmend wirken kann. Dahin gehört auch die Warnung 
vor Vernehmung des Beschuldigten in dem Fall, daß das Kol- 
legium sich veranlaßt sieht, einschneidendere Maßregeln der 
Kirchen- und Sittenzucht bei der höheren Kirchenbehörde in 
Anregung zu bringen. Hier habe der Kirchengemeinderat die 
sichere Erhebung des Tatbestands als Sache der zur Entschei- 
dung zuständigen Behörde zu betrachten (Steinheil a. a. O.). Auch 
diese Bestimmung, so viel man zu ihrer Begründung namentlich 
von juristischer Seite wird geltend machen können, scheint doch 
der Würde der Einzelgemeinde und ihres gesetzlichen Organs 
nicht ganz gerecht zu werden. Es steht doch dabei die Voraus- 
setzung im Hintergrund, zur Entscheidung ernsterer Kirchen- und 
Sittenzuchtsfragen sei die lokale Gemeinde überhaupt nicht fähig. 
Diese Voraussetzung ist aber ganz geeignet, indem sie durch die 
eben angeführte übliche Auslegung der gesetzlichen, an sich wie 
wir gesehen haben keineswegs so engen Vorschriften genährt 
wird, deren wirksame Anwendung von vornherein lahmzulegen. 

Auf Grund des Gesagten darf die Behauptung gewagt wer- 
den: es ist nicht‘ zu verwundern, daß die lokalen Vertretungen 
der Einzelgemeinden auf dem Gebiet der Kirchenzucht so wenig 
tätig gewesen sind, es war ihnen wirksames Vorgehen beinahe 
unmöglich gemacht einmal durch die engen Schranken desselben 
und dann namentlich dadurch, daß diesen örtlichen Behörden 
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der Weg nicht gezeigt war, auf welchem sie Fälle der Kirchen- 
zucht mit einer gewissen Sicherheit zur Entscheidung bringen 
konnten. Dieser Mangel an Folgerichtigkeit wird in der Tat der 
schwerste Tadel sein, den man gegen die Bestimmungen über 
Kirchenzucht, wie wir sie jetzt kennen gelernt haben, erheben 
muß. Ein Kollegium, das vorladet, aber von sich aus nichts tun 
kann, wenn dieser Vorladung nicht entsprochen wird, macht den 
Eindruck energieloser Schwäche. Daß dies aber nicht jene 
Schwäche ist, von der der Apostel sagt: „wenn ich schwach bin, 
so bin ich stark“, nicht eine Schwäche, in der man sich im Be- 
wußtsein, das Mögliche getan zu haben, dem überlassen darf, der 
das uns Unmögliche tut, zeigt uns schließlich ein Blick auf jenes 
Wort unseres Herrn, Mat. 18, 15-—17. Man darf es 
wohl die grundlegende Disziplinarordnung aller Zeiten nennen. 
In diesem Zusammenhang springt uns vor allem die straffe Folge- 
richtigkeit in die Augen, mit der jene Ordnung unter allen Um- 
ständen eine Entscheidung herbeiführt, NB. sobald sie tatsäch- 
lich durchgeführt wird. 


4. Vorschläge. 


Ein Vorschlag zu wirksamer Kirchenzucht seitens der Lokal- 
gemeinde ist bereits gemacht worden. Es muß dem Vorladungs- 
recht der Lookalvertretung größerer Nachdruck gegeben werden. 
Um dies zu können, muß in den einzelnen das Bewußtsein ihrer 
Verpflichtung gegenüber ihrer Einzelgemeinde geweckt und mög- 
lichst gepflegt werden. Die Gemeindeglieder müssen wissen, daß 
sie mit der Weigerung, sich vorladen zu lassen, ihre kirchliche 
Zugehörigkeit in Frage stellen. 

Wir fordern also erstlich planmäßige und konsequente 
Erziehung zu einem gesunden kirchlichen Rechts- und Pflicht- 
bewußtsein. Wir müssen unsere Gemeindeglieder dahin bringen, 
daß ihnen eine Ahnung davon aufgeht, was es in sich schließt 
an Verpflichtungen, daß sie unserer Landeskirche als einem 
rechtlich verfaßten Organismus angehören. An dieser Erkenntnis 
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fehlt es bis jetzt weithin. Es kommt nicht selten vor, daß dem 
Pfarrer die Geltendmachung kirchlicher Vorschriften als Be- 
lästigung vorgehalten wird. Daß die Kirche ein eigener Rechts- 
organismus ist, der eigenen Gesetzen folgt, die nicht immer mit 
den Staatsgesetzen sich decken, z. B. in der Trauordnung, da- 
von hat man vielfach kaum eine Ahnung. Zum Teil mag an 
dieser Unbekanntschaft mit dem Wesen der verfaßten Kirche 
namentlich in unserem Land auch der Umstand mitwirken, daß 
das gemeinschaftbildende Wesen der Kirche deswegen zu wenig 
lebendig empfunden wird, weil man sein religiöses Gemeinschafts- 
bedürfnis in einem engeren Verband befriedigt und dadurch in 
Gefahr ist, die Zugehörigkeit zur Landeskirche zu unterschätzen. 
„Das Schwergewicht, welches beim Pietismus auf die Konventikel 
gelegt wird, braucht nur zum Uebergewicht zu werden, um den 
Separatismus herbeizuführen“ (vgl. Chr. Kolb, die Anfänge des 
Pietismus etc., Stuttgart, Kohlhammer, 1902, 8. 63. 

Wir fordern also zweitens Stärkung des Gemeindebe- 
wußtseins, der Wert des kirchlichen Parochialverbands muß er- 
kannt und hochgehalten werden. Hierauf hat ja namentlich 
Sulze erfolgreich hingewirkt. Die neue Ordnung hinsichtlich 
der Beurkundung des kirchlichen Personenstandes kommt dieser 
Forderung entgegen. Wir wissen schon äußerlich genau, wer 
zur Gemeinde gehört. Im einzelnen übergeben die Eltern ihre 
Kinder mit freiem Willen durch die Taufe der betreffenden Lo- 
kalgemeinde, wie sie sich seinerzeit durch das Begehren der 
kirchlichen Trauung mit freiem Willen als deren Glieder bezeugt 
und deren Fürbitte in Anspruch genommen haben. Nun fragt 
es sich, wie soll das Bewußtsein von einer der Lokalgemeinde 
gegenüber bestehenden Verpflichtung im einzelnen Gemeindegliede 
geweckt werden? Hiefür bietet sich von selbst als naheliegende 
Gelegenheit der Konfirmandenunterricht und die Konfirmation. 

Wir fordern also drittens: an der Konfirmation ist mehr 
als bisher die Seite hervorzuheben, daß sie die Aufnahme in die 
Gemeinde und zwar in diese bestimmte Einzelgemeinde in sich 
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schließt. Gewöhnlich wird diese Seite nicht besonders ins Auge 
gefaßt. Auch das neue württembergische Konfirmationsbüchlein 
tut das nicht. Das mag darin seinen Grund haben, daß dessen 
Urheber in erster Linie städtische Verhältnisse vor Augen hatten. 
In Landgemeinden kommt einem der enge Verband, den die 
Konfirmation unter den Konfirmanden und mit der Gemeinde 
stiftet, viel lebendiger zum Bewußtsein. Tatsächlich verlebt aber 
doch in Stadt und Land ein beträchtlicher Teil der Konfirmier- 
ten sein ganzes Leben innerhalb der Gemeinde seiner Konfir- 
mation. Aber die Sache bleibt sich gleich, auch wenn im spä- 
teren Leben die Konfirmanden in andere Gemeinden geführt 
werden. Immer sind sie der betreffenden Lokalgemeinde ver- 
pflichtet, innerhalb der sie ihren Wohnsitz haben. Daß diese 
Verpflichtung noch etwas Höheres als das Steuerzahlen in sich 
schließt, zu dieser Erkenntnis soll erzogen werden. Aber wie? 
Gehen wir aus von der allgemeinen christlich-sittlichen Verpflich- 
tung, die bekanntermaßen jeder Konfirmand übernimmt. Wer 
legt sie ihm auf? Das tun zunächst wir Pfarrer, hinter uns aber 
steht in diesem Falle die Gemeinde. Sie ist gegenwärtig und 
handelt mit durch Hören des Bekenntnisses und des Verspre- 
chens der Konfirmanden. Ist nun die Gemeinde, indem sie 
dieses Versprechen so mit anhört und nach seinem sittlichen Teil 
mit empfängt, nicht für dasselbe mit verantwortlich, ja in dem 
Maße höher verantwortlich als die Kinder, als sie die Tragweite 
der Verpflichtung besser als diese erkennt? Diese Tatsache einer 
Verpflichtung, die die Gemeinde durch ihre Anteilnahme an der 
Konfirmation übernimmt, wird nicht wohl bestritten werden kön- 
nen. Darf man nun aber daraus nicht noch einen weitern Schluß 
ziehen, nämlich einen solchen, der unter Umständen auf das Ge- 
biet der Kirchenzucht im eigentlichen Sinn hinüberführt? Ich 
glaube nicht bloß wir dürfen, sondern wir müssen den Schluß 
ziehen: die Kirchengemeinde hat durch ihr Or- 
gan, denKirchengemeinderat, darüber zu wachen, 
daß nicht solche Kinder zur Konfirmation zu- 
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gelassen werden, von denen mit Sicherheitan- 
zunehmenist, daß siegarnichtim Sinne haben, 
ihre christlich-sittliche Verpflichtung gegen- 
über der Gemeinde zu halten! Dies unsere vierte 
Forderung. 

Wie soll das Kollegium von einer solchen Unwürdigkeit 
einzelner Konfirmanden erfahren? In den meisten Fällen zweifel- 
los durch den sie unterrichtenden Pfarrer. Für ihn besteht ohne- 
dies in seinem seelsorgerlichen Verhältnis zur Gemeinde die 
stärkste Mahnung, darüber zu wachen, daß nicht die Konfirma- 
tion und damit das Zugangsrecht zum höchsten Heiligtum der 
Gremeinde solchen Gliedern zum Unsegen gereiche, die durch ihr 
seitheriges Verhalten diese Befürchtung unabweisbar gemacht 
haben. Solche Fälle werden immer eine Ausnahme sein. Schon 
bisher, wie oben daran erinnert worden, konnte der einzelne 
Pfarrer sie auf sein Gewissen nehmen und schon bisher war er 
dabei auf sein lokalkirchliches Kollegium verwiesen. Nur glauben 
wir jetzt fordern zu müssen, daß die zuchtübende Tätigkeit dieser 
“ Gemeindeveriretung selbständiger vorgehen könne, als dies bisher 
der Fall war. Hiefür sei noch eine biblische Begrün- 
dung beigefügt. Schon der Apostel Paulus bemüht sich in 
seinen Gemeinden um das Bewußtsein gegenseitiger Verantwort- 


ı Sollte die Zuständigkeit des Kirchengemeinderats in der eben ange- 
deuteten Richtung deswegen nicht ausreichen, weil durch Staatsgesetz vom 
14. Juni 1887 Art. 50 Abs. 2 seine innerkirchliche Befugnis auf diejenige 
des früheren Pfarrgemeinderats beschränkt ist, diese aber einen Entscheid 
über Zulassung zur Konfirmation nicht namhaft macht, so würde es den 
Faktoren der kirchlichen Gesetzgebung nicht allzuschwer sein, eine derar- 
tige Modifikation des genannten staatlichen Gesetzes herbeizuführen, wo- 
durch anstelle des jetzigen Wortlauts von Art. 50 Abs. 2 der ursprüngliche 
Kommissionsantrag treten würde, der so lautete „der kirchlichen Gesetz- 
gebung wird anheimgeben, die Besorgung der innerkirchlichen Angelegen- 
heiten der Gemeinde auf den Kirchengemeinderat zu übertragen“. Dann 
stände von staatlicher Seite einer Kompetenzerweiterung der Lokalbehörde 
durch die kirchliche Gesetzgebung nicht einmal mehr der Buchstabe im 
Wege (vgl. Steinheil a. a. O. S. 91 Note 6 u. 7). 
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lichkeit, z. B. Galat. 6, 1: „so ein Mensch von einem Fehler über- 
eilt würde, so helft ihm wieder zurecht mit sanftmütigem Geist, 
ihr, die ihr geistlich seid“; umgekehrt rügt derselbe Apostel das 
Fehlen der Energie dieses Bewußtseins in der Gemeinde zu Ko- 
rinth I. 5,2. Wir können aber von dem Apostel zum Herrn 
selbst aufsteigen. Mat. 18, 15—20 macht er die Gemeinde zur 
letzten Instanz gegenüber dem Bruder, der sich verfehlt hat. 
Nicht minder deutlich machen die dortigen Worte den geistlichen 
Oharakter des gedachten Verfahrens, namentlich V. 19: weiter 
sage ich euch: Wo zween unter euch eins werden auf Erden, 
warum es ist, daß sie bitten wollen, das soll ihnen widerfahren 
von meinem Vater im Himmel; ähnlich V. 20, Wir werden 
nicht zu viel sagen, wenn wir behaupten: Nach diesen Worten 
Christi und seines um Gemeindegründung besonders bemühten 
Apostels Paulus ist der geistliche ÜOharakter einer Gemeinde- 
vertretung conditio sine qua non für kirchliche Zuchtübung; 
dieser geistliche Charakter ist aber unseren 
jetzigen Kirchengemeinderatskollegien bis zu 
demselben Grade gewährleistet, wie jederan- 
dern Gemeindeversammlung durch dasinihnen 
geübte Gebet. Es bedarf in der Tat zur Uebung wahrhaft 
kirchlicher Zucht übernatürlicher Kräfte. Die Macht des Gebets 
und des durch dasselbe erlangten Geistes wahrer Brüderlichkeit, 
Wahrhaftigkeit und Einigkeit läßt allein die Angst vor dem Haß 
überwinden, der sich gegen jede noch so heilsame Zucht auf- 
bäumen wird. Eine gewisse geistliche Höhenlage unserer Kolle- 
gien ist hier allerdings vorausgesetzt. Aber wer sich in unserer 
Zeit zum Mitglied derselben bereit finden läßt, wer die Ver- 
pflichtung zu solchem Dienst in öffentlichem Gemeindegottesdienst 
übernimmt, der bekennt sich damit öffentlich zum Herrn und zu 
seiner Gemeinde, und dem darf man auch zutrauen, daß er ın 
der Gemeindevertretung sich nicht schämt, gläubig mitzubeten. 
Das Vertrauen auf diese übernatürliche Kraft, deren die 
christliche Versammlung von Gemeindevertretern sich getrösten 
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darf, ebenso wie sie seinerzeit von der Gemeinde zu Korinth er- 
lebt wurde durch den Erfolg ihrer Zuchtmaßregel II. Kor. 2, 6, 
darf selbstverständlich niemals dazu verleiten, im einzelnen Ver- 
fahren es an aller nötigen Klugheit irgendwie fehlen zu lassen. 
In dem ins Auge gefaßten Fall, da es sich um einen möglicher- 
weise zurückzuweisenden Konfirmanden handelt, müßte also zei- 
tige Rücksprache mit den Eltern sowie vorläufige Verwarnung 
des Konfirmanden selbstverständlich den Anfang machen. In 
den meisten Fällen wird schon dadurch etwas erreicht werden, 
der Trotz wird sich noch brechen lassen durch die in dem Kon- 
firmanden geweckte Ueberzeugung, daß die Konfirmation nicht 
erzwungen werden kann. Angesichts der Tatsache, daß wir heute 
ın den Konfirmandenunterricht Kinder aus Häusern bekommen, 
in denen das Gegenteil von Gottesfurcht gepflanzt wird, sind wir 
es gleich sowohl diesen Kindern wie der Gemeinde schuldig, 
nichts unversucht zu lassen, um das daheim Versäumte zu er- 
setzen. 

Fünftens fordern wir für diese wie für andere Fälle der 
Kirchenzucht, daß die Oberkirchenbehörde die Beschlüsse der 
lokalen kirchlichen Vertretung im allgemeinen respektiert. Sie 
kann, wenn an sie appelliert wird, den betreffenden Fall zu noch- 
maliger Behandlung zurückgeben, falls ihr hiefür dringende 
Gründe vorzuliegen scheinen, im allgemeinen aber ist zu hoffen, 
daß sie das ihrige dazu beiträgt, die moralische Selbständigkeit 
ihrer Einzelgemeinden möglichst zu fördern. 

Ist die im Obigen vertretene Anschauung richtig, so wird sie 
sich kraft innerer Notwendigkeit auch durchsetzen. Die Um- 
stände selbst werden dazu drängen. 

Zu schließlichem Erweise, daß obige Gedanken keine bloße 
subjektive Meinung darstellen, sei verwiesen auf einen bewährten 
Kirchenlehrer unserer bayrischen Nachbarkirche. Gerhard 
v. Zezschwitz sagt in seiner Gnadenmittellehre und seel- 
sorgerlichem Konfirmandenunterricht (2. Aufl., Leipzig, J. ©. Hin- 
rich, 1885) S. 163: Wenn Behörden für sich Kirchenzucht über 

24.* 
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ein Gemeindeglied verhängen, seien es kirchliche oder weltliche, 
so fällt das ganz unter dasselbe Urteil, mit dem dereinst Luther 
den römischen Bischöfen das Recht wehrte, durch einen „Zettel“ 
den Bann über „Hans“ und „Grete“ anzubefehlen, wo doch nur 
die Gemeinde des Ortes die Sünden der einzelnen recht kenne 
und in solchen Sachen des erste Wort zu reden habe. 

Ferner: Suspension vom Sakrament darf man nicht Kirchen- 
zucht nennen, die allzeit als öffentliche vermeint ist. Sie ist ein 
Privatakt zwischen dem Geistlichen und dem einzelnen Gemeinde- 
gliede. Führt diese Maßregel zu bußfertigem Bekennen und 
Verhalten des letzteren, so ist damit die Sache erledigt. Schlägt 
der private Handel letzlich zu öffentlicher Kirchenzucht aus, so 
kann dazu weder der Pfarrer allein noch auch eine Kirchenbe- 
hörde ohne Mitwirkung der Ortsgemeinde den Ausschlag geben. 
Ebenda. 

Oeffentliche Sünden, wir meinen tatsächlich festgestellte und 
erwiesene, schädigen die Ehre der Gemeinde als einer christ- 
lichen. Wo daher rechtes christliches Ehrgefühl in einer Ge- 
meinde waltet, kann diese selbst sich nicht gleichgültig dagegen 
verhalten. Alles „öffentliche“ Zuchtverfahren trägt daher diesen 
Namen nur dann mit Recht, wenn die Gemeinde selbst dabei 
beteiligt wird. Daher kann keine auswärtige Behörde und kein 
Amtsdiener für sich solche Zucht befehlen. Der unmittelbarste 
und letztlich verantwortliche Wächter ist der Pfarrer, aber ein 
öffentliches Zuchtverfahren kann auch er nur mit der Gemeinde 
und ihren Vertretern vereint einleiten. Folgt Berufung auf 
Mat. 18, 15fl.... 

„Die reformierte Kirche hat viel mehr Sorge dafür getragen, 
die Gemeinden zu solcher Zuchtübung zu erziehen, als dies bei 
uns der Fall war.“ 

Endlich: „Wenn die Reichsgesetzgebung der Neuzeit (Mai- 
gesetze) alle Verkündigung des Kirchenbannes außer vor dem 
engeren Kreise der selbständig und mündig berechtigten Ge- 
meindeglieder verbietet, so ist diese Forderung nicht nur an sich 
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ganz berechtigt, sondern statt sich über sie zu beschweren, sollte 
man vielmehr dankbar erkennen, daß dieselbe an eine über- 
hauptfastvergessene Gemeindepflicht wieder 
erinnert und anknüpft“ S. 165. 

Wenn die Erinnerung an diese in unseren Tagen aufs 
neue sich aufdrängende Gemeindepflicht mit den vorstehenden 
Ausführungen nur in etwas gelungen ist, so haben dieselben 
ihren Zweck erreicht!. 

ı Obiger Arbeit liegt zu Grunde eine vom Verf. am 21. Juli 1910 auf 
der Diözesansynode in Kirchheim u. Teck gehaltener Vortrag über die 
Frage: Was kann die Diözesansynode tun, damit die Kir- 
chengemeinderäte in den Stand gesetzt werden, ihre 


das innere Leben ihrer Kirchengemeinden betreffen- 
den Obliegenheiten wirksamer auszuüben? 


372 


Zur Rechtslage der Konfessionen auf den Friedhöfen. 
Von 


Pfarrer Goes in Langenbeutingen in Württemberg. 


1 


Vor dem 30jährigen Krieg bestand in deutschen Landen der 
Grundsatz zu Recht: cujus regio, ejus religio.. Die offizielle 
Konfession und Kultusübung war jedesmal (ob es nun die katho- 
lische oder die lutherische war) die einzig gültige und geduldete. 
Der westphälische Friede brachte eine Erweichung und Ein- 
schränkung jenes Grundsatzes. Art. V $ 34 fi. der Friedensur- 
kunde stellt die von der Konfession des Landesherrn abweichende 
Religionsübung ausdrücklich unter den Schutz der Obrigkeit; in 
den bürgerlichen Rechten und Ehren darf den Untertanen, die 
sich zu einer nichtoffiziellen Konfession bekennen, keinerlei Zu- 
rücksetzung und „verächtliche“ Behandlung widerfahren; aus- 
drücklich und nachdrücklich betont $& 35, daß solche anders- 
gläubige Untertanen nicht von den Öffentlichen Kirchhöfen und 
der Ehre des Begräbnisses ausgeschlossen werden dürfen — ge- 
meint ist, wenn sie keinen eigenen Kirchhof am Ort besitzen. 
Die Konfessionen, denen Duldung in diesem Sinne versprochen 
wird, sind die Katholiken, die Augsburgischen Konfessionsver- 
wandten und die Reformierten. 

Diese Anordnung ist mit teilweisen Erweiterungen durch eine 
Reihe von Partikularrechten wiederholt worden. So be- 
stimmt das Preußische Landrecht II 11 8 189, daß die im Staate 
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aufgenommenen Kirchengesellschaften der verschiedenen Reli- 
gionsparteien einander wechselweise, in Ermangelung eigener 
Kirchhöfe, das Begräbnis nicht versagen dürfen. Für Bayern 
bestimmt das Religionsedikt 8 100: Wenn ein Religionsteil kei- 
nen eigenen Kirchhof besitzt... ., ist der im Ort befindliche als 
ein gemeinschaftlicher Begräbnisplatz für sämtliche Einwohner 
des Orts zu betrachten, zu dessen Anlage und Unterhaltung aber 
auch sämtliche Religionsverwandte verhältnismäßig beitragen 
müssen. Hieher gehört auch der $ 103 desselben Edikts: Der 
Glocken auf den Kirchhöfen kann sich jede öffentlich aufgenom- 
mene Kirchengemeinde bei ihren Leichenfeierlichkeiten gegen Be- 
zahlung der Gebühr bedienen. — Aehnliche Verordnungen wurden 
für Württemberg unterm 12. September 1818 getroffen. Sie 
wurden besonders für Süddeutschland nötig, wo die Napoleonische 
Aera dem konfessionell mehr oder weniger einheitlichen Charakter 
der einzelnen Territorien ein Ende machte. In den Teilen des 
deutschen Vaterlandes, die um 1804 französisch waren, wurde 
durch das in diesem Jahr ausgegebene sogen. Prärialdekret das 
Recht der konfessionellen Minderheit auf anständige Begräbnis- 
plätze in der Weise sichergestellt, daß da, wo die Minderheit 
zahlreich genug ist, um einen eigenen Kultus am Ort auszuüben, 
der Kirchhof konfessionell geteilt werden sollte; wo diese Voraus- 
setzung nicht zuträfe!, würde also ohne Rücksicht auf die Kon- 
fession in der Reihe begraben werden. Eigentümer des Friedhofs 
ist die Zivilgemeinde. Dieses Dekret, das für das heutige Frank- 
reich seit 1881 aufgehoben ist, wurde im Jahre 1820 für die 
preußischen Landesteile, die 1804 französisch gewesen waren, 
durch K. Kabinettsordre so interpretiert, daß die konfessionelle 
Teilung der Friedhöfe zwar nicht ausdrücklich verboten sein 
solle, aber doch ihre Notwendigkeit wegfalle. Wie diese Ordre 


ı In diesem Falle würde eine Sonderabteilung der Minorität auf den 
Friedhof einen unansehnlichen und bald auch verwahrlosten Charakter an 
sich tragen. Obige Fassung des Prärialdekrets gibt den Sinn wieder, wie 
er durch den ganzen Zusammenhang des Gesetzes und durch den Sprach- 
gebrauch gefordert wird und zu Recht besteht. 
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gehandhabt wurde und welche Zustände sie schuf, beweist der 
Umstand, daß in den Ritualbüchern der rheinischen Diözese ein 
besonderes Formular für die Einsegnung katholischer Einzel- 
gräber auf interkonfessionell-kommunalen Friedhöfen verzeichnet 
ist !. 

Auch in Oesterreich wurde das Recht zur Mitbenützung des 
Kirchhofs der auf Gastfreundschaft angewiesenen Konfession 
durch besonderes Gesetz gewährleistet. Art. 12 des Gesetzes vom 
25. Mai 1868 bestimmt: Keine Religionsgemeinde kann der 
Leiche eines ihr nicht Angehörigen die anständige Beerdigung 
auf ihrem Friedhofe verweigern, 1) wenn es sich um die Bestat- 
tung in einem Familiengrab handelt oder wenn 2) da, wo der 
Todesfall eintrat und die Leiche gefunden wird, im Umkreis der 
Ortsgemeinde ein für Genossen der Kirche oder Religions- 
genossenschaft des Verstorbenen bestimmter Friedhof sich nicht 
befindet. 


2. 


In das Recht auf Mitbenützung des Kirchhofs ist nicht ohne 
weiteres auch das Recht auf Ausübung des eigenen 
Kultus durch die Gast- oder Minderheitskon- 
zession an diesem Ort eingeschlossen. Zwar brachte schon 
100 Jahre vor dem Preußischen Landrecht der Große Kurfürst 
in Religionssachen einen Vergleich für Cleve zustande, worin es 
hieß: Wo die Evangelischen und Römisch-Katholischen keine 
absonderlichen Kirchhöfe haben, alsdann soll von dem gemeinen 
Stadt- oder Dorfkirchhof der Religion halber niemand abgekehrt 
werden, sondern ein jeder seine Toten selbiger Religion Brauch 
nach unbehindert unbeschweret und unbeschimpfet allda begraben 
(M. Lehmann, Preußen und die katholische Kirche seit 1640 

ı Darum war die Aufdrängung einer konfessionellen Teilung des Fried- 
hofs in Simmern durch die Regierung (1906—8) weder sachlich noch histo- 
risch gerechtfertigt. Immerhin konnten sich die Katholiken in diesem 


Fall für ihre Wünsche auf eine Ministerialauslegung des fraglichen Re- 
skripts berufen (7/3. 1963). 


Goes, Zur Rechtslage der Konfessionen auf den Friedhöfen. 375 


nach den Akten des Geh. Staatsarchivs, S. 83). Vielfach wurde 
aber den Gästen die Auflage gemacht, nach dem Kultus der 
Mehrheits- oder Eigentümerkonfession und durch deren Geist- 
liche ihre Toten beerdigen zu lassen oder sie selbst in aller Stille 
zu beerdigen etwa nach einer vorausgehenden häuslichen Feier. 
So regelt ein preuß. Ministerialreskript vom 30. Mai 1844 das 
Gastrecht in der Weise, daß der auf die Gastfreundschaft an- 
gewiesenen Konfession eine Feier nach eigenem Kultus und mit 
eigenem Geistlichen verboten ist, wenn ein solcher am Ort sich 
nicht befindet: also entweder Kultus des Gastgebers oder keine 
Grabfeier. Keine Schranke dieser Art enthält eine Kgl. Ver- 
ordnung, die unterm 15. März 1847 für Westphalen erlassen 
worden ist: die im Staat aufgenommenen Kirchengesellschaften 
der verschiedenen Religionsparteien dürfen einander wechselweise 
in Ermangelung eigener Kirchhöfe ein nach dem Religionsge- 
brauche des Verstorbenen und unter Mitwirkung eines Geist- 
lichen seiner Konfession zu feierndes Begräbnis nicht versagen. 
— Aehnlich verfügt sogar in Oesterreich ein Erlaß des Minist. 
f. Kultus und Unterricht vom 7. Juli 1879, daß zwar auf katho- 
lischen Friedhöfen wie den Religionsdienern anderer Konfessionen, 
so auch den Laien überhaupt die Abhaltung von Leichenreden 
verboten sei, aber mit ausdrücklicher Ausnahme des im Art. 12 
des Gesetzes vom 25. Mai 1868 normierten Falles, in welchem 
Falle die Dispositionsrechte der Religionsgesellschaften über ihre 
Friedhöfe gesetzlich eingeschränkt erscheinen und jede mit der 
Bestimmung des Gesetzes nicht vereinbarliche Ausübung dieser 
Dispositionsrechte suspendiert ist. M. a. W.: in das Gastrecht 
ist dann auch die Kultusübung eingeschlossen. 


3. 


Erstreckt sich das Mitbenützungsrecht auch 
auf diesogen. Dissidenten? Die Frage läßt sich nicht 
mehr von der Hand weisen, seitdem der Staat im Prinzip inter- 
konfessionell geworden ist und konsequent alle bürgerlichen Rechte, 
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also auch das auf ein ehrliches Begräbnis vom religiösen Be- 
kenntnis unabhängig gemacht und die Religionsübung grundsätz- 
lich freigegeben hat. 

Aber in concreto gestaltet sich die Rechtslage der Dissi- 
denten nicht so einfach. Es ist hier noch alles im Fluß und 
von festen klaren unbestrittenen Errungenschaften ist noch keine 
Rede. Die Organe der Polizei und der Rechtsprechung beant- 
worten die Frage, ob unter den heutigen Umständen auch Dissi- 
denten, wenigstens solche mit Korporationsrechten (wie die Bap- 
tisten) zu den öffentlich aufgenommenen Kirchengesellschaften zu 
zählen sind und also an den diesen zukommenden Rechtswohltaten 
Teil haben, in widersprechendem Sinne. Die Meinung, daß das 
Reichsvereinsgesetz (1908) die erwünschte Klärung in diesem 
Punkt gebracht habe, ist ein Irrtum ?; ausdrücklich bleiben von 
der reichsgesetzlichen Regelung die Vorschriften des Landrechts 
über kirchliche und religiöse Vereine und Versammlungen unbe- 
rührt. Und wenn z. B. 89 dieses Gesetzes bestimmt, daß „ge- 
wöhnliche* Leichenbegängnisse der Anzeige oder Genehmigung 
nicht bedürfen, so wird damit einfach der $ 10 des preuß. 
Vereinsgesetzes abgeschrieben, damit aber auch die für Preußen 
bestehende Rechtsunsicherheit auf das Reich übertragen; denn 
auf die Frage, was ein gewöhnliches Leichenbegängnis ist, hat 
die Rechtsprechung die allerwidersprechendsten Antworten ge- 
geben. 


4. 


Bisher hat uns der Friedhof lediglich als Gegenstand staat- 
licher Verordnungen beschäftigt. Als Kultusstätte ist er 


1 So wurde z. B. auch in Rechtsentscheidungen die Frage ob in $ 189 
des pr. Landesrechts und der dort aufgestellten Gastpflicht bloß eine Grab- 
stätte oder eine Funktion (und wieviel von einer solchen!) gemeint sei, immer 
verschieden beantwortet. 

2 Neuestens scheint sich das pr. Kammergericht auf den Standpunkt zu 
stellen, daß in der Konsequenz des Reichsvereinsrechts unbeschränkte Rede- 
freiheit der Dissidentenprediger enthalten sei (Protestantenbl. 1910, Nr. 42). 
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aber auch Gegenstand von Bestimmungen der 
Religionsgesellschaften, zumal wo diese die Eigen- 
tümer sind. Es fragt sich nur, wie weit das Verfügungsrecht 
der Religionsgesellschaften gehen darf. In dieser Hinsicht liegt 
eine reichsgerichtliche Entscheidung (1903) vor, wonach das reichs- 
gesetzlich (3. Juli 1869) festgestellte Recht auf ein anständiges 
Begräbnis durch abweichende oder beschränkende Bestimmungen 
kirchlicher Begräbnisordnungen nicht berührt wird. Seinerseits 
weist aber auch das in der römischen Kirche geltende „kano- 
nische Recht“ strengerer Observanz alle staatlichen Anord- 
nungen, die die Einrichtung der Friedhöfe nach kirchlichen Grund- 
sätzen beeinträchtigen, als Eingriffe in ihr Kultusleben zurück. 
Ein Stück dieses Kultuslebens ist für Rom die geweihte katho- 
lische Erde, die durch einen sich dort eindrängenden akatholi- 
schen Leichnam entweiht würde, so daß Interdikt und später 
Wiederweihe notwendig würden. Die aus solchen dogmatischen 
Sorgen entspringende Anweisung einer abgelegenen Ecke an 
akatholische Gäste empfinden diese ihrerseits wieder als bürger- 
liche Zurücksetzung, als Beschränkung ihres Gastrechts auf ein 
anständiges Begräbnis. Sofern aber der Staat den konfessionellen 
Frieden zu sichern und die Bürger vor Deklassierung aus reli- 
giösen Gründen zu schützen sich verpflichtet fühlt, ergäbe sich 
ein chronischer Kriegszustand zwischen Rom einerseits und den 
andern Konfessionen und dem Staat andrerseits, wenn nicht Rom 
selbst schon durch Kompromisse, wie die von namhaften Kirchen- 
lehrern zugelassene Spezialweihe der Gräber bewiesen hätte, daß 
es sich mit dem Simultanfriedhof abzufinden weiß, wo der Staat 
eine feste Hand zeigt und mit der Parität ernst macht, die Nicht- 
katholiken aber es an der nötigen Selbstachtung nicht fehlen 
lassen. 

Trotz solcher Zugeständnisse ist und bleibt zwischen Rom 
und dem paritätischen Staat ein gespanntes Verhältnis. Rom hat 
die ganze Entwicklung seit dem westphälischen Frieden wie diesen 
selbst feierlich verurteilt. Es hat noch niemals in anderer Weise 
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Stellung genommen zu einem Gesetz, das das Zusammenleben der 
Konfessionen auf der Basis der Gleichberechtigung regelte. So 
steht z. B. in Bayern dem oben genannten, auf die Mitbenützung 
der Friedhofsglocken bezüglichen $ 103 des Religionsedikts eine 
Verfügung des erzbischöflichen Ordinariats gegenüber, wonach 
geweihte Glocken für Akatholiken nicht gebraucht werden sollen, 
und in Oesterreich steht neben dem oben erwähnten Staatsgrund- 
gesetz das Konkordat aus dem Jahre 1855 mit seinem Grund- 
satz, daß die Kirchhöfe Eigentum der Kirche sind, worüber nur 
der kath. Pfarrer zu bestimmen hat, und mit der Bestimmung, 
daß der die Leichenbegängnisse ganz nach Vorschrift der Kirche 
zu ordnen habe. 


5. 


Evangelischerseits gelten die durch das weltliche 
Recht der Gast- oder Minderheitskonfession eingeräumten Rechte 
als kirchlich bindende Normen und unübersteigliche Schranken. 
Aber innerhalb dieser ist für Ortsstatute der Presbyterien und 
den Takt des einzelnen Ortspfarrers noch ein weiter Spielraum. 
Es herrscht denn auch hier noch eine große Mannigfaltigkeit. 

Doch fehlt es nicht an Versuchen, ein einheit- 
licheres Vorgehen anzubahnen. Solche sind ausgegangen von 
Pastorenkonferenzen und Pfarrvereinstagungen einerseits, von 
Konsistorien ! andrerseits. Häufig in dem Sinne, daß den Pfarrern 
und Presbyterien die Anregung gegeben wird, den Dissidenten 
gegenüber auf ihr Hausrecht zu pochen ! und gegebenenfalls auf 
den $& 123 (Hausfriedensbruch) des Str.-GB. eine Anklage zu 
stützen. Eine landeskirchliche Festlegung eines Kultverbots auf 
evangelischen Friedhöfen, das einer einzelnen Sekte gilt, besteht 
in Schleswig, wo das Konsistorium in Kiel den dänisch-nationalen, 


! So z. B. von dem Konsistorium in Westfalen, in Brandenburg (in 
einzelnem Fall), in Aurich, auch vom pr. OKirchenrat. — Dagegen. hat im 
Kgr. Sachsen das evluth. Oberkonsistorium verfügt, daß den Methodisten 
nicht verwehrt werden soll, auf kirchl. Friedhöfen ihre Toten nach eigenen 
Ritus zu bestatten. 


Goes, Zur Rechtslage der Konfessionen auf den Friedhöfen. 379 


sonst aber gut lutherischen Grundtvigianischen Freigemeinden, 
auch wenn sie nicht einmal formell ausgetreten sind, Glocken- 
geläute und Grabrede — es sei durch den Mund des freikirch- 
lichen Sprechers oder des landeskirchlichen Predigers, es sei im 
Friedhof oder vor dem Friedhofe — versagt. 

Die Vereinheitlichung der Friedhofspraxis ist auch schon auf 
dem Weg der Vereinbarung zwischen beteiligten Kirchen- 
behörden erzielt worden — im Sinne einer gegenseitigen Gast- 
freundschaft. Bedauerlich ist nur, daß, was im Kgr. Sachsen 
zwischen Katholiken und Protestanten sich als möglich erwiesen 
hat, im Kgr. Bayern nicht möglich werden will. 

Im allgemeinen beweist das weite Auseinandergehen in der 
Friedhofpraxis, wozu auch die sehr verschiedene nicht immer 
würdige Regelung der Taxenfrage Dissidenten gegenüber gehört, 
welch weiter (vielleicht allzu weiter) Spielraum noch für das Er- 
messen der Presbyterien und der einzelnen Pfarrer übrig bleibt. 
Die Behörden beschränken sich in der Regel auf eine durch 
einen besonderen Fall hervorgerufene Instruktion, die aber keines- 
wegs immer generellen Charakter hat; öfters handelt es sich nur 
um eine Einzelentscheidung, die sie als Rekursinstanz fällen. 


6. 

Die Auslegung des geltenden Rechts durch 
die weltlichen Instanzen in Konfliktsfällen zwi- 
schen Kirchhofbesitzer und Gast bezw. zwischen Mehrheit und 
Minderheit macht noch sehr den Eindruck großer Verworrenheit. 
Bald begegnen wir (z. B. beim Kammergericht) dem unverkenn- 
baren Bestreben, das alte Recht im Geist der heutigen Verfas- 
sung auszulegen und die Fundamentalrechte, die in diese einge- 
schlossen sind, auch gegen Ueberbleibsel des alten Polizei- und 
Territorialstaats, auf die oft Presbyterien sich stützen, zur Gel- 
tung zu bringen. Andrerseits sehen wir, und zwar besonders da, 
wo der Friedhof einer der staatlich privilegierten Religionsgesell- 
schaften. (Kirchen) gehört, die Instanzen des Staates gerne der 
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Versuchung erliegen, diesen auf Kosten der kleineren Religions- 
gemeinschaften Zugeständnisse zu machen. Und ebenso begegnen 
wir ın Ländern mit überwiegend katholischer Bevölkerung, wie 
Lothringen, Bayern und Oesterreich einer Rechtsprechung und 
Politik der Verbeugungen (wie in dem letztgenannten Lande die 
neueste ministerielle gut klerikal gehaltene Umschreibung des Be- 
griffs anständig bei Begräbnisplätzen beweist). Uebrigens ist — 
um mit etwas Erfreulichem zu schließen — neuerdings sogar in 
Bayern ein grundsätzlicher Bescheid des Kultministers bezüglich 
der durch die römische Mischehepraxis nahegelegten protestan- 
tischen „Eingriffe“ erfolgt, worin der Vorwurf protestantischer 
Eingriffe in die Disziplinarrechte der katholischen Kirche in aus- 
führlichen wohlmotivierten Darlegungen ! zurückgewiesen und es 
für eine Forderung der Pietät und Billigkeit erklärt wird, wenn 
in solchen Fällen der protestantische Geistliche dem Ansuchen 
der Hinterbliebenen Folge leistet. — Und eben, nach Fertigstel- 
lung dieser Uebersicht (für die meine Schriften ®? die genaueren 
Nachweise geben) geht mir das Urteil des preuß. Oberverwal- 
tungsgerichts in der Höveler Friedhofssache zu, worin die Vor- 
schrift des ALR. 8 189 II? so ausgelegt wird, daß jede Kon- 
fession den Angehörigen einer andern Konfession ein Begräbnis 
auf ihrem Friedhof gewähren müsse, das nicht schlechter 
sein dürfe, alsesdieeigenen Konfessionsange- 
hörigen erhalten (Deutsch-evangel. Korrespondenz 1910, 
Nr. 48.) 


! Es könne dem Geistlichen eines andern Bekenntnisses nicht ange- 
sonnen werden, beim Vollzug einer von der kathol. Kirche verhängten Kir- 
chenstrafe durch Ablehnung einer charitativen Tätigkeit mitzuwirken. Vor- 
aussetzung ist natürlich, daß lediglich durch den Ungehorsam gegen die 
kirchlichen Vorschriften die Exkommunikation verschuldet ist. 

? a) Die Friedhofsfrage. Konfessions- oder Simultanfriedhöfe? Ein 
Lösungsversuch auf Grund der Tatsachen. Gießen 1905, A. Töpelmann. 

b) Frieden für den Friedhof. Ein Beitrag zur Auseinandersetzung zwi- 


schen Kultur u. Konfessionalismus nach d. neuesten Stand. Stuttgart, Belser 
1909. 
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Erlangen. Januar 1911. 

E. Sehling. 

! Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 

zugegangen. . 
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21. Weil, G., Histoire du Catholicisme liberal en France (1828 
bis 1908). Par. 09. 

22. Jennings, The mediaeval church and the papacy. Lond. 09. 

23. Pistolese, G., La decadenza del diritto ecclesiastico. (In- 
troduzione — Beneficio ecelesiastico — Pensioni — Patronato — Leggi 
soppressive — Di alcune decadenze per omissione — Competenza dell’- 
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25. Theologischer Jahresbericht, Bd. 28, Leipz. 09. 
Heinsius. Friedrich-Gießen gibt S. 327 ff. eine kritische Uebersicht der 
kirchenrechtlichen Literatur d. J. 1908. 

26. Franze, Höherzüchtung des Menschen auf biologischer Grund- 
lage. Leipz. 1910. 

27. Felmeth*, Das kirchl. Finanzwesen in Deutschl. Karlsruhe 
(Braun) 1910. 

Es hat recht lange gedauert, bis die Finanzwissenschaft davon ab- 
gesehen hat, bloß die staatlichen Finanzen zu behandeln und bis sie 
auch die kommunalen Finanzen zum Gegenstand ihrer Untersuchungen 
gemacht hat. Der Verf. dehnt das Gebiet der Disziplin noch weiter 
aus und füllt gleichzeitig eine Lücke der bisherigen Forschung aus, 
indem er die Finanzverhältnisse der ev. und kath. Kirche in Deutsch- 
land zur Darstellung bringt. Kirchenrechtlich ist dies Buch des Verf. 
nicht. Aber der Kanonist bringt ihm dasselbe Interesse entgegen wie 
der Jurist der Nationalökonomie überhaupt. Aber gewöhnlich hat der 
Jurist gegenüber dem Nationalökonomen den Vorwurf zu erheben, daß 
dieser das erforderliche Maß von Rechtskenntnissen nicht besitzt. Das 
ist auch bei dem Verf. des vorliegenden Buches der Fall. Ich ver- 
weise nur beispielsweise auf 8. 37. Hier könnte man sagen: beinahe 
jedes Wort im ersten Absatze ist zu bemängeln. Auch die Benutzung 
der kirchenrechtlichen Literatur ist nicht ausreichend. Teils zitiert der 
Verf. alte Auflagen, teils scheint er einschlagende Werke überhaupt 
nicht zu kennen. Aber abgesehen von diesem Uebelstande hat doch 
der Verf. ein reiches Material zusammengebracht und wird auch kano- 
nistischen Lesern Belehrung gewähren, indem er sie auf wirtschaftliche 
Gesichtspunkte aufmerksam macht, welche sie bei ihren Untersuchungen 
zu übersehen pflegen. E. Fr. 

28. R.W.Carlyle and A.J.Carlyle*, A. History of mediae- 
val political theory in the West. pol. II the political theory of the 
roman lawyers and the canonists, from the tenth century to the thirt- 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XX. 3. 95 
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enth century by A. J. Carlyle. Edinburgh and London 09 Will. Black- 
wood and Sons. 

Der erste Band dieses Werkes behandelt einleitungsweise die Zeit 
vom IJ. bis VI. Jahrh. Dieser führt die Erörterung fort bis in die 
Zeit der Gesetzgebung Gregors IX. Der Verf. gliedert seinen Stoff in 
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vom Gesetz, Recht, Naturrecht, von der Sklaverei, Eigentum, ius civile, 
Gewohnheit, von der staatlichen Autorität und endlich vom Verhältnis 
der weltlichen und kirchlichen Gewalt. Der II. Teil ist dem kanoni- 
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Buch freilich großes Interesse darbietet, aber mit dem Kirchenrecht 
speziell nichts zu tun hat. E. Fr. 

30. Ruck*, Die Leibnizsche Staatsidee aus d. Quelle dargestellt. 
Tüb. 09. J. ©. B. Mohr. 

Die vorliegende Schrift, welche ihr Thema aus einem sehr zer- 
streuten Quellenmaterial bearbeitet und zu neuen Ergebnissen gelangt, 
fällt außerhalb des Bereiches dieser Zeitschrift, denn für das Kirchen- 
recht hat Leibniz keine besondere Ideen ausgesprochen. E. Fr. 
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3. Borriero, Francesco, Manuale teorico-pratico per processo 
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Unsere ev. Rechtsentwicklung ist in so starkem Flusse begriffen, 
daß ein fünf Jahre altes Buch nur durch Nachträge vor Veraltung ge- 
schützt werden kann. E. Fr. 

8 Haring*, Grundzüge des kath. KR., III. Abt., Graz 1910, 
Moser. 

Mit dieser III. Abteilung ist das Buch, dessen Beginn 1905 er- 
schien, zu Ende geführt. Es will der Einführung ins Kirchenrecht 
dienen und ist für kath. Theologen bestimmt. Aus Vorlesungen her- 
vorgegangen hat es diesen Charakter keineswegs abgestreift. Die in 
der Zwischenzeit ergangene Gesetzgebung ist in den Nachträgen be- 
rücksichtigt. E. Fr. 
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1. Tourneau, D. preuß. G. betr. d. Diensteinkommen der kath. 
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5. Kleyboldt, Samml. kirchl. Erlasse, Verordn. u. Bekanntmach. 
f. d. Diöz. Münster. : N. F., Münster 09. 
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14. Siebenbürgen. Verhandl.d.24. Landesausschuss. von 1909. 
Hermannstadt 10. 

15. Schultheß, D. syrischen Kanones d. Synod. v. Nicaea bis 
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tos. Tom. IV. Edidit et commentariis auxit H. Theologiae catholicae 
aetas recens. Saeculum secundum post celebratum concilium Triden- 
tinum ab anno 1664—1763. Ed. III plurimum aucta et emendata. 
Innsbruck, Wagner (VII S. u. 2064 Sp. gr. 8). 

20. Partsch, Neue Rechtsquellen der nestorianischen Kirchen. 
2. f. Rechtsgesch. Rom. Abt. Bd. 30. 

21. Seckel, Studien zu Benedietus Leveta VII. N. Arch. 34, 
321; 35, 107. 435. Erörtert die Quellen des II. Buches. 

22. de @Ghellinek, Le trait& de Pierre Lombard sur les sept 
ordres ecclösiastiques: ses sources, ses copistes. R. d’Hist. eccl. 10, 
210. 720. 

23. J. P. Kirsch, D. Heimat d. konstantin. Schenkung. Röm. 
Qu.-Schr. 23 H. 2. 

24. B. Petri Canisii, S. J., epistolae et acta. Üollegit et 
adnotationib. illustravit Otto Braunsberger, 8. J., vol. V. 1565—67. 
Friburg. 10. 

25. Bellesheim, Irische Plenarsynode v. J. 1900. A. f.k. KR. 
90, 424. 

26. Williams, Dante as a jurist. Lond. 06. 

27. Chiappelli, Sulla etä del De Monarchia. Arch. St. N. 43 
(09), 237. 

28. Richard, The confessional history of the Lutheran church. 
Philadelphia 09. (Gesch. d. luth. Bekenntnisschriften.) 

29. Nau, La version syriaque de l’Octateuque de Chöment. Le 
Canon. cont. 32, 532. 

30. Concilium Basiliense. Studien u. Quellen zur Geschichte 
des Koncils v. Basel. Hrsg. m. Unterstützg. der histor. u. antiquar. 
Gesellschaft v. Basel. VII. Bd. Die Protokolle des Konzils 1440—1443. 
Aus dem Manuale des Notars Jakob Hüglin, hrsg. v. Herm. Herre. 
Basel, Helbing & Lichtenhahn (LXIII, 594 8. Lex. 8). 32 Mk. 

31. Guignebert, La primaute de Pierre et la venue de Pierre & 
Rome. Par. 09. Vgl. dazu Monceaux in R. d’Hist. et de Litterat. 
1910, 216. 

32. Hemmer, Les pöres apostol. II. Clement de Bote epitre 
aux Corinthiens, homelie du 2° siöcle, Text grec, trad. franc., intro- 
duct. et index. Par. 09. 
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33. Bliemetzrieder*, Literarische Polemik zu Beginn des 
großen Schismas. Ungedruckte Texte und Untersuchungen (Wien, 
Tempsky; Leipzig, G. Freytag 09. Publikationen des österr. histor. 
Instituts in Rom, Bd. 1). 
| Der erste Band eines neuen Unternehmens, mit welchem das öster- 
reichische Institut in Rom hervortritt. Der Verf., welcher sich schon 
früher durch Studien über die Periode des großen abendländischen 
Schisma vorteilhaft bekannt gemacht hat, gibt jetzt ein Aktenstück und 
7 Traktate heraus, die teils gänzlich ungedruckt waren, teils unvoll- 
ständig und auch dann nur in stark korrumpiertem Texte vorlagen. 
Das Aktenstück ist die offizielle Antwort der französischen Regierung 
v. J. 1378 an die Kardinäle, welche sich die Befugnis vindizierten, 
die Wahl Urbans VI. zu kassieren und die Unterstützung Frankreichs 
für ihre Bestrebungen erbaten. Die übrigen Stücke der Sammlung 
stehen zu diesem Aktenstücke in Beziehung. Der Kardinal Petrus 
Flandrin bekämpft die seitens der französischen Regierung geltend 
gemachten Anschauungen und tritt für die Legitimität Clemens VII. 
ein. Diese Ausführungen schließt er an eine Polemik, die er schon 
früher gegen die Ansichten Johannes von Lignano verfaßt hatte. Die 
zweite Abhandlung rührt von demselben Verf. her und wendet sich 
gegen die Anfechtungen, welche die erste durch den Erzbischof von 
Toledo erfahren hatte. An dritter Stelle nimmt der Kardinal Petrus 
Amelii, ein Gesinnungsgenosse Flandrins das Wort und die vierte 
Stelle endlich nimmt die epistola concordiae des Konrad v. Gelnhausen 
ein, welche wieder gegen die Auffassungen Flandrins und des Amelii 
Front macht. 

Der Her. hat durch sehr mühsame Vergleichung zahlreicher Hand- 
schriften, die er genau beschreibt, einen korrekten Text aller dieser 
Stücke herzustellen unternommen. Ihren Zusammenhang weist, er in 
scharfsinniger Untersuchung nach, — Für den modernen Kanonisten 
sind die abgedruckten Abhandlungen insofern von Interesse, als sie 
ihm ein Bild gewähren, mit welcher Methode und mit welcher Lite- 
ratur- und Quellenkenntnis die Kanonisten jener Zeit eine spezielle 
Rechtsfrage zu erörtern unternahmen. E. Fr. 

34. Kehr*, Regesta Pontifiecum Romanorum. Italia pontificia- 
vol. 4. Umbria-Picenum-Marsia. Berol. 09. Weidmann, 12 Mk. 

Wir freuen uns über den rüstigen Fortgang des Unternehmens. 
Der gegenwärtige Band umfaßt 24 Diözesen. Er enthält 753 Nummern, 
von denen sich nur 355 bei Jaffe registriert finden. 444 sind vollstän- 
dig erhalten, 147 im Original; gefälscht sind 30. Dem Bande ist ein 
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sehr nützliches Register der Adressaten der päpstlichen Schreiben für 
alle bisher erschienenen Hefte beigegeben. Wichtiger noch erscheint 
uns das Versprechen, daß demnächst auch ein chronologischer, nach 
Päpsten geordneter Index erscheinen soll. Damit wird einem von vielen 
Seiten und auch von uns ausgedrückten dringenden Wunsche entspro- 
chen. E. Fr. 

36. Viktor Cathrein*, 8.J.: Recht, Naturrecht u. positives Recht. 
Eine kritische Untersuchung der Grundbegriffe der Rechtsordnung. 
2. Aufl. Freiburg 1909, Herdersche Verlagsbuchhandlung. VIII und 
327 8. 

Wenn der Verfasser sich zu der Ansicht bekennt, daß die Rechts- 
philosophie bei uns zur Zeit darnieder liege, so steht er damit gewiß 
nicht allein. Es kann aber seines Erachtens nur dadurch besser werden, 
daß die Rechtsphilosophie in innige Fühlung tritt mit der Jurispru- 
denz, mit der praktischen Rechtslehre. „Eine Annäherung von Rechts- 
philosophie und Jurisprudenz anzubahnen“, setzt er sich zum Ziel 
(S. 9). Und das geeignete Mittel dazu wäre die Rückkehr zum alten 
Naturrecht. Diesem zu Ehren ist das Buch geschrieben worden. 

Es wendet sich, wie die Einleitung sagt, vorwiegend an uns Ju- 
risten, die wir allerdings ein besonders dankbares Publikum hier nicht 
vorstellen. Denn wiewohl wir nicht.verkennen, daß hinter den Rechts- 
ordnungen, mit welchen wir unser Gemeinwesen einrichten, noch andere 
Ideen stehen, die sehr maßgebend auf sie einwirken und unter Um- 
ständen sie machtvoll durchbrechen, so haben wir doch den Glauben 
daran verloren, daß auch diesen die Form des Rechtes eigen sei und 
daß sie den Namen Recht verdienen. Die Naturrechtslehre mitsamt 
ihrer ehrwürdigen Ahnenreihe bis zurück auf den heiligen Thomas von 
Aquino und über diesen hinaus auf Cicero, — mit Aristoteles steht die 
Sache wohl nicht ganz so glatt, als Verfasser annimmt, — sie ist uns 
heute nur noch eine höchst anziehende geschichtliche Erscheinung, 
Wenn es dem Buche wirklich darum zu tun ist, ihr für uns neuen 
(4egenwartswert zu verleihen, so reicht seine wissenschaftliche Ueber- 
zeugungskraft hiefür entschieden nicht aus. 

Zum Ausgangspunkte wird bier genommen die „Tugend der 
Gerechtigkeit“. Das Recht, meint der Verfasser S. 45 Note 1, 
als das Objekt dieser Tugend, sei wohl das logische Prius. Aber „der 
Begriff der Gerechtigkeit ist allen Menschen klar“; also fängt man 
zweckmäßiger mit diesem an. 

Die Gerechtigkeit bedeutet auch „die Gesamtheit aller Tugenden“; 
als Beleg dient dem Verfasser kurzweg die dixatoodvm bei Aristoteles, 
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Eth. Nicom. V. 1, und die in der Bergpredigt geforderte, die doch 
beide recht wesentlich verschiedene Dinge sein dürften. Im eigent- 
lichen Sinne aber ist die Gerechtigkeit „die Tugend, welche uns ge- 
neigt macht, jedem das Seinige, d.h. das ihm von Rechts wegen 
Zukommende zu geben“ (S. 48). Sie unterscheidet sich von den uhEIgen 
Tugenden nur „durch ihren Gegenstand“ (8. 49). 

Damit scheinen wir doch erst noch vor die Kardinalfrage gestellt 
zu sein: was ist für jeden das Seinige, d. h. das ihm von Rechts wegen 
Zukommende? Aus der Antwort würden wir ja erst erfahren, was 
der Gegenstand der Gerechtigkeit, was das Recht ist. Diese Frage 
aber hat sich der Verfasser wieder von vornherein verbeten. „Auch 
der einfältigste Knecht weiß, was sein Recht ist“ (8.43). Das Recht 
ist ein „allgemein gültiger allen Menschen wohlbekannter Begriff“ 
(S. 44). 

Wenn sich das so verhält, so ist das ein wahres Glück. Denn aus 
dem, was der Verfasser nun zur Erläuterung weiter gibt, würden wir 
kaum klüger werden. „Recht“, sagt er, bedeute dreierlei: 1. „Das 
Seinige, das die Gerechtigkeit jedem gibt“ (S. 59) — also einfach 
die Umstülpung des unklaren Gerechtigkeitsbegrifies. 2. Rechts- 
norm, objektives Recht, zum Teil auch Gesetz (8. 60, 61, 
67, 68) — unsere Schulbegriffe ohne viel Verständnis wiedergegeben. 
3. Das subjektive Recht, welches also etwas anderes sein soll 
als „das Seinige“. Der Verfasser, S. 71, sucht eine genauere Begriffs- 
bestimmung zu geben. „Das subjektive Recht“, sagt er, „ist eine Be- 
fugnis“. Da das offenbar nicht ausreicht, fügt er hinzu: „d.h. ein 
moralisches Können und Dürfen“. Hier scheint Jellinek auf das Na- 
turrecht Einfluß geübt zu haben; neu ist nur die Erklärung des 
Rechtlichen durch das „Moralische“, worin wir doch eine bedenkliche 
Konfusion sehen würden. Aber der Verfasser schließt den Satz nicht, 
ohne noch eine dritte Erklärung zu geben: „es verleiht uns die Herr- 
schaft über eine Sache“. Also das subjektive Recht wäre gleichbedeu- 
tend mit dem, was wir ein dingliches Recht nennen? 

Aus solcher „Annäherung der Rechtsphilosophie an die Jurispru- 
denz“ ergibt sich dann auch das Naturrecht, subjektives wie ob- 
jektives. 

Als subjektive natürliche Rechte werden genannt 
(S. 231): „z. B. das Recht des Menschen auf sein Leben, seine Unver- 
sehrtheit, seine Freiheit, den Erwerb von Eigentum usw.“ (eine gewisse 
Verwandtschaft mit Kohlers Individualrechten ist nicht zu verkennen). 
Sie sind „zum großen Teile angeborene Rechte, die dem Menschen von 
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Geburt an und kraft der Geburt zukommen“ (S. 232). Der Verfasser 
beruft sich dafür auf Mephistopheles, zitiert ihn aber falsch. Me- 
phistopheles spricht nicht vom Recht, „das mit uns geboren wird“, 
sondern setzt „geboren ist“, wobei er eben dem ganzen Zusammen- 
hange nach boshafter Weise den Schüler verleiten will, an ein ob- 
jektives Naturrecht zu glauben. 

Auch vom objektivenNaturrecht erhalten wir keine syste- 
matische Darstellung. Man hat es ja bei uns im Verdacht, seinem In- 
halte nach doch nur ein mehr oder weniger zurechtgemachtes römisches 
Zivilrecht gewesen zu sein. Der Verfasser zieht sich auf die „allge- 
meinsten Grundsätze“ zurück, die solcher Kritik weniger ausgesetzt 
sind. Nur hie und da macht er uns den Inhalt seines Naturrechts 
durch bestimmte Folgerungen gegenüber dem positiven Rechte erkenn- 
bar. Auch hierbei dürfte die Entscheidung keineswegs immer so selbst- 
verständlich sein, wie er annimmt. 

Der Sachsenspiegel, sagt er S. 209, widerspricht dem Naturrecht, 
indem er den Erben nur beschränkt für die Erbschaftsschulden haften 
ließ; deshalb hat auch Papst Gregor IX. und nachher das Konzil seine 
Bestimmungen verworfen. Daß diese Bestimmungen ungenau wieder- 
gegeben sind, soll hier nicht weiter in Betracht kommen. Aber wir 
wissen ja, wie vieles am germanischen Rechte den romanistisch ausgebil- 
deten „doctores ultramontani“ seiner Zeit verwerflich erschienen ist; 
ein droit haineux nannten sie es in Frankreich. Kleriker sind gerade 
für die Entscheidung zwischen diesen beiden Rechtssystemen sehr ver- 
dächtige Richter. 

S. 227 ist die Rede von der Haftung des Tierhalters.. Nach Na- 
turrecht würde sie nur eintreten, wenn eine „schwer schuldbare Fahr- 
lässigkeit* vorläge.e BGB. $ 833 dagegen (das Ges. v. 30. Mai 1908 
kennt der Verfasser noch nicht) „verpflichtet auch für den Fall, daß 
keine subjektive Verschuldung vorliegt — wenigstens nach erfolgter 
Verurteilung vor Gericht“. Die Abweichung von dem Naturrechtssatze 
würde also allen Ernstes die Folge haben, daß die vom BGB. vorge- 
schriebene Haftung erst durch das Mittel einer gerichtlichen Verurtei- 
lung entsteht! Woher der Verfasser die Gewißheit dieses verhängnis- 
vollen Naturrechtssatzes selbst bezieht, teilt er nicht mit. 

Wohl aber ist die Bezugsquelle angegeben für den S. 271 erwähn- 
ten Naturrechtssatz der Unauflöslichkeit der Ehe: Papst Leo XIII. hat 
in der Enzyklika v. 28. Dez. 1878 ausgesprochen, das müsse „secun- 
dum juris naturalis necessitatem“ so gehalten werden. 

S. 323 erfahren wir: „Die Vielweiberei und Sklaverei widerspre- 
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chen nicht in allen Umständen dem Naturrecht... dagegen sind die 
Witwenverbrennung und Aussetzung schwächlicher Kinder immer ob- 
jektiv ein Verstoß gegen das Naturrecht“. Warum das Naturrecht 
Sklaverei nur unter Umständen verbietet, die Witwenverbrennung aber 
unbedingt, sehe ich nicht ein. Die letztere kennen wir als einen durch 
indische Religion und Sitte geheiligten Selbstmord. Der „einfachste 
Knecht“ erbaut sich dort an dem Akte der Aufopferung; bei uns 
riefe er — vielleicht! — eher nach der Polizei; aber dann handelt es 
sich doch eher um europäisches Kulturrecht als um Naturrecht. 

Der Verfasser hat sich offenbar für seine Zwecke einen ganz be- 
stimmten Normalmenschen erwählt, aus dessen wohleingerichteter Seele 
heraus er dann seine einzelnen Naturrechtssätze zu lesen vermag. Diese 
Seele reagiert naturrechtlich besonders stark gegen Eingriffe der Staats- 
gewalt in das Gebiet des Kultus. Der alte König Nabuchodonosar 
erscheint wiederholt (8. 61, S. 110 und 8. 260) als abschreckendes Bei- 
spiel wegen des verwerflichen Bilderdienstes, den er befahl. Hein- 
rich VIII. von England steht dicht neben ihm durch sein Gebot, „man . 
solle ihn als das Haupt der christlichen Kirche in England anerkennen“ 
(S. 260). Dagegen sind Antigone, die Apostel und die gemarterten 
Makkabäer Zeugen für den kanonischen Grundsatz: „ein dem Natur- 
rechte widersprechendes Gesetz sei null und nichtig“ (S. 301). Und so 
dachten auch die deutschen Katholiken, die im Kulturkampfe ihren 
Nacken nicht „unter eine schmähliche entehrende Tyrannei beugen 
wollten“ (ebenda). Ungerechte und deshalb nichtige Gesetze erduldet 
heute das „unglückliche Frankreich“ (8. 303, Note 1). Der „Staats- 
götze“ ist der Feind; ihm gegenüber soll Schillers Wort gelten: „Eine 
Grenze hat Tyrannenmacht“ (S. 301, S. 303, Note 1). 

Ist das Naturrecht des Verfassers nach all dem nicht ganz un- 
parteiisch, so betont es desto lauter seine religiöse Grundlage. 
„Ein Naturrecht ohne Gott ist undenkbar. Wer das Naturrecht an- 
nimmt und weiß, was er sagt, nimmt auch einen über allen Menschen 
stehenden Gesetzgeber an“ (8. 248). Gott ist der Gesetzgeber des 
Naturrechts, Gott verordnet die Obrigkeiten und gebietet die Gehor- 
samspflicht ihnen gegenüber. Sein eigenes Verhältnis zu den Menschen 
ist grundsätzlich in Formen des Rechtes gedacht. Wir müssen wissen, 
daß Gott „als unser Schöpfer und Herr das Recht hat, von uns 
Unterwerfung zu verlangen“ (S. 235). Er hat „das Recht, uns zu 
befehlen und Gesetze zu geben“ (8. 255), als „Urquellaller Ge- 
setze und alles Rechts“, wenn auch die meisten modernen 
Staaten sich anschicken, „den Schöpfer und Herrn aller Dinge in den 
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Augen der Rechtspositivisten des letzten Restes von Recht, 
das er vielleicht bisher noch gehabt hat, zu berau- 
ben“ (ebenda). Er ist selbst wieder durch eine Art Verfassung ge- 
bunden : „Gott mußte auch... die Menschen,... seinem ewigen 
Weltenplane entsprechend, auf das höchste Ziel... hinord- 
nen“ (S. 268). 

Das ist natürlich alles keineswegs neu und unerhört. Der Ver- 
fasser kann sich auf Babylonier und Aegypter, Griechen und Römer 
berufen (S. 181 ff.), die alle das Recht auf die Götter zurückführen 
und auch den Königen gern göttlichen Ursprung zuschreiben, Die mo- 
derne Ethnologie hätte ihm noch manche wertvolle Belege liefern kön- 
nen; der Fetischismus ist reichhaltig an solchen Dingen. 

Daraus ergibt sich aber unseres Erachtens für den Verfasser noch 
keineswegs das Recht, den Gegnern solcher Anschauungen einfach die 
rechte Religion abzusprechen. Der „christliche“ Cicero ist ja auch 
keine neue Erscheinung; der Verfasser führt S. 191 Note einige schwung- 
volle Sprüche von ihm an über die göttliche Herkunft des Naturrechtes 
und glaubt beifügen zu dürfen: „Solche Stellen machen es erklärlich, 
warum manche mit dem Christentum zerfallene Gelehrte Cicero in Acht 
und Bann erklären“. S. 247 Note 1 bemerkt er: „Nicht aus inneren 
Gründen wird das Naturrecht abgelehnt, sondern weil es in Wider- 
spruch steht mit der antitheistischen Weltanschauung“, wobei er 
die seinige schlechthin der theistischen gleichsetzt. S. 248 Note 1 er- 
hält Jellinik, der die neue naturrechtslose Rechtswissenschaft als un- 
bestreitbare Tatsache anrufen will, die Belehrung: „Den Grund des 
Abfalles vom Naturrecht bildet der Abfall vom Christentum“. 

Dem gegenüber möchte ich behaupten, daß die Abwendung von 
dem Naturrecht, wie der Verfasser es versteht, eine notwendige 
Folgerung des Protestantismus ist, der seinerseits es ab- 
lehnt, mit ihm über seine religiöse Zulässigkeit zu streiten. Den dem 
Katholizismus eigentümlichen Zusammenhang zwischen Rechtsform und 
Glauben hat Luther zerschlagen. Die Lösung der Moral vom Recht 
war der nächste Schritt. Die Versuche, das Naturrecht ohne „jus di- 
vinum“ zu halten, bedeuteten nur einen [lebergang zu seiner Verneinung. 
Für die evangelische Christenheit ist das, was der Verfasser hier ver- 
tritt, wesentlich Heidentum und Anthropomorphismus. Daß sehr viele 
katholische Mitbürger, und gerade unter den Schriftstellern und Ge- 
lehrten, in diesen Folgerungen mit uns zusammentreffen, ist eine Tat- 
sache, die ja der Verfasser selbst mit großer Unzufriedenheit her- 
vorhebt. 
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Wenn er nun, wie ıhm freisteht, dagegen auftreten will als Wort- 
führer seiner Partei, einer sehr intransigenten Partei, so sind 
mit dieser Rolle allerlei Vorteile verbunden, die man sich zu Nutzen 
machen kann. Das weiß er auch und das gibt seinem Buch die be- 
sondere Farbe. Es ist vielleicht auch für Juristen, wie es sagt, 
jedenfalls für breitere Massen geschrieben. Der Ton ist von einer 
wohlberechneten Volkstümlichkeit, wie unsere Gelehrten sie nie treffen 
werden; und dabei wird alles mit Philosophie, Geschichte, alter und 
neuer Literatur so reichlich geschmückt, daß der Leser das behagliche 
Gefühl haben darf, auf den Höhen aller Bildung zu wandeln. Wenn 
dann die Autoritäten der gegnerischen Welt mit überlegener Respekt- 
losigkeit abgetan werden — Josef Kohler nicht ausgenommen: S. 280 — 
so erhöht das natürlich die Stimmung. Mit Beweisführungsgepäck 
braucht der Verfasser sich nicht viel zu belasten: seinen Leuten ge- 
nügt seine kräftige Behauptung, und die andern gibt er preis; ebenso 
braucht er keine Kritik zu scheuen: die er meint, machen ihm keine 
und die der andern ist ihm gänzlich gleichgültig. 

Er ist im stande zu sagen (8. 217): „Die Erklärung der Men- 
schenrechte... war nur ein Auszug aus den Schriften des Genfer 
Philosophen... Zum letzten Mal begegnen uns die Rousseauschen 
Menschenrechte... in den deutschen Grundrechten des Frankfurter 
Parlaments“. In Wahrheit bedeuten ja diese Menschenrechte den reinen 
Gegensatz zu Rousseaus Staatsabsolutismus, und daß es eine preußische 
Verfassung gibt, welche die „Rousseauschen Menschenrechte“ von 1849, 
zum Teil wörtlich, übernimmt, wäre auch nicht schwer zu wissen. 

Greulich ist das Durcheinander, welches er S. 214 anrichtet. Pu- 
fendorf läßt er sagen: „Grotius rechne das Unverletzlichkeitsrecht der 
Gesandten zum jus gentium, aber dasselbe sei vielmehr zum Natur- 
recht zu zählen“. In Wahrheit rechnet das Grotius zum jus gentium 
voluntarium, Pufendorf zum jus gentium nach jus natu- 
rale. Daß beide unter jus gentium hier nicht das der römischen Ju- 
risten verstehen, sondern ihr Völkerrecht, das weiß der Verfasser 
nicht. 

Seite 185 Note 2 bringt ein weiteres Stück Gelehrsamkeit: „Noch 
sei das Wort erwähnt, das uns aus dem germanischen Norden, der 
Frithjofsage entgegentönt: Wenn Macht im Ding entscheidet, wird Un- 
heil kommen, doch Recht bringt Ruhm dem Könige, dem Lande 
Frommen. Es gibt also ein Recht, das über dem Ding und dem Kö- 
nige steht“. Von einer Anerkennung seines Naturrechts, die der Ver- 
fasser uns darin sehen lassen will, ist aber doch gar keine Rede; man 
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muß sich nur nicht verblüffen lassen. Und-die Bruchstücke der Frith- 
jofsage, die uns erhalten sind, geben den angeführten Satz nicht. Er 
stammt aus dem schönen Gedicht von Esaias Tegner, zweiter Gesang. 
Wenn der Verfasser das gesagt hätte, sähe die Sache weniger ge- 
lehrt aus. 

Sogar Luther wird einmal erwähnt (S. 46 Note 3); das ist natür- 
lich ein Gegner, aber immerhin ein großer, dem gegenüber vielleicht 
einige Ritterlichkeit am Platze wäre. „Merkwürdig“, heißt es, „ist 
der Ausspruch Luthers (A. 1546) in Eisleben (zitiert bei Stammler, 
Die Lehre vom richtigen Recht, 307): ‚daß Aristoteles kein besser 
Buch geschrieben hätte denn Quintum Ethicorum, und er setzte eine 
schöne Definition, quod justitia sit virtus consistens in mediocritate, 
prout sapiens eam determinat‘. Luther hat sich offenbar mit Aristo- 
teles nicht allzuviel geplagt. Die angeführte Definition, die übrigens 
nur mangelhaft wiedergegeben ist, findet sich im zweiten Buch der 
Ethik und gilt von jeder moralischen Tugend. Die Gerechtigkeit de- 
finiert Aristoteles ganz anders, wie wir gleich zeigen werden.“ Stamm- 
lers Zitat ist aus den Tischreden, daher wie diese überhaupt in in- 
direkter Sprechweise und nur dem Sinne nach genau. Inwiefern es 
die Darstellung des Verfassers erläutern soll, ist aus dem Zusammen- 
hange nicht ersichtlich und ebensowenig, was er „merkwürdig“ daran 
findet. Es dient ihm offenbar nur dazu, hämische Bemerkungen über 
Luthers Unzulänglichkeit anzubringen. Dieses aber hat er sich da- 
durch ermöglicht, daß er die Hauptsache an der Tischrede, wie sie 
Stammler zitiert, und um derenwillen dieser sie als ein „kräftiges 
Wörtlein* der Ablehnung juristischer Bedenken „nicht uninteressant“ 
findet — einfach weggelassen hat. Der Aufzeichner der Tischrede 
macht nämlich nach „determinat“ nur einen Strichpunkt und läßt 
Luther unmittelbar fortfahren „da würfe er (Aristoteles) nısinerav 
hinein“. Die Gerechtigkeit muß also mit schicklicher Anpassung, mit 
„Diskretion“ gehandhabt werden; dabei geht es wieder gegen die Ju- 
risten los, die das alles „stracks“ wie feste Formeln verwerten, und 
der Schluß ist: „erieixeın muß bleiben“. So schließt auch Stammler 
effektvoll seinen Abschnitt. Und die Forderung der Zmteixera, auf die 
Luther anspielt, steht in der Tat im fünften Buch der Nikennochi- 
schen Ethik, Kap. X. — 

Nach solchen Proben mag man ja geneigt sein, einen Schriftsteller 
für erledigt zu halten. Das trifft hier nicht zu. Die Bedeutung des 
Verfassers und seiner Schrift ist ganz unabhängig von unserer Kritik. 
Es ist kein leerer Anspruch von ihm, sondern eine nicht zu besei- 
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tigende Tatsache, daß er zür geistigen Führerschaft eines großen Teiles 
unseres Volkes gehört. Eine eherne Mauer ist hier gezogen, an der 
alle unsere Geschosse wirkungslos abprallen. Wenn das einmal festge- 
stellt ist, läßt man allerdings am besten das weitere Schießen sein. 

Damit will ich aber keineswegs sagen, daß man nun ein solches 
Buch einfach unbeachtet lassen dürfte. Im Gegenteil, so unerfreulich 
gar manches daran ist, soll man es mit Dank begrüßen und aufmerk- 
sam studieren: kennen zu lernen, wie hier gedacht wird, hat seinen 
Wert für sich. Otto Mayer. 

36. Regesta Pontificium Romanorum. Germania Pon- 
tificia. Vol. I. Pars. I. Provincia Salisburgensis I. Auctore Alberto 
Brackmann. Berolini 1910. 

37. Liturgische Texte VI. Die Clementinische Liturgie 
aus den COonstitutiones Apostolorum VIII nebst Anhängen. Heraus- 
gegeben von Lietzmann, Bonn 1910. 

38. Schwalm, Das Formelbuch des Heinrich Bucglant. An die 
päpstliche Kurie in Avignon gerichtete Suppliken aus der ersten Hälfte 
des 14. Jahrh. Hamburg 1910. | 
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1. Schuler, D. Besetzung der deutschen Bistümer in d. drei 
rhein. Kirchenprovinzen in d. ersten Jahren Papst Bonifaz’ VIII. Berl, 
09. Diss. (Nur das 1. Kap.: Die Besetzung d. Bist. bis auf Bonif. 
VIII, ist zum Abdruck gebracht.) 

2. Ancel, L’activit& r&eformatrice de Paul IV. Le choix des car- 
dinaux Revue des questions hist. 86, 67. 

3. Michaud, La question des ordinations pendant les neuf 
premiers siöcles. Rev. int. de Th. 09, 660. 

4. Zehetbauer, D. Kirchenrecht bei Bonifatius, dem Apostel 
d. Deutschen. Wien 10. 

5. Schmoll, D. Bußlehre d. Frühscholastik. E. dogmengesch. 
Untersuchg. Münch. 09. (Veröff. a. d. kirchenhist. Seminar München 
Reihe 3 H. 5.) 

6. Kost, Altkirchenrechtl. Verhältnisse d. früheren reichsunmit- 
telb. Fürstl. Fürstenberg. Lande im 16. Jahrh. Diss. Münster. 

7. Roland, Les chanoisses et les elections &piscopales du XlIe 
au XIVe siecle. Aurillac 09. Be 

8. Lulves, Päpstl. Wahlkapitulationen. E. Beitr. z. Entwicke- 
lungsgesch. d. Kardinalates. Vortr. Rom. 09. 
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9. Lulves, J., Die Machtbestrebungen des Kardinalats bis 
zur Aufstellung der ersten päpstlichen Wahlkapitulationen, Vortrag. 
(S.-A. a. Quellen u. Forschungen aus ital. Archiven u. Bibl. XIII, 1.) 
Rom, Loescher & Co. (32 S. 8.) 

10. v. Soden, D. Streit zw. Rom u. Karthago üb. d. Ketzer- 
taufe. Rom 09. (Aus Qu. und Forsch. a. ital. Arch.) 

11. Kraner, Karls d. Kahlen Kaiserkrönung u. s. Schenkung 
an d. röm. K. Leipz. 09. Diss. 

12. E. Laehns, Die Bischofswahlen in Deutschland von 936— 
1056 unter besonderer Berücksichtigung der königlichen Wahlprivi- 
legien und der Teilnahme des Laienelements. Diss. 1909 (938. 8). 

13. J. Polzin, Die Abtswahlen in den Reichsabteien von 1024 
bis 1056. Diss. 1908 (56 8. 8). 

14. Franz, D. kirchl. Benediktion i. MAlter. Freib. 09. 

15. Bartoli, The primitive church and the primacy of Rome. 
Lond. 09. 

16. Dölger, D. Exorzismus im altchristl. Taufritual. E. reli- 
gionsgesch. Studie. Paderb. 09. (Stud. z. Gesch. u. Kultur d. 
Altert. I. 3.) 

17. Schrevel, Un cas interessant du droit d’asile religieux. 
Ann. d. 1. Soc. d’&mulation de Bruges 09, 269. 

18. Koch, Cyprian u. d. röm. Primat. E. kirchen- und dogmen- 
gesch. Studie. Leipzig 10. 

19. Thurston, Clerical celibacy in the anglo-saxon Church. 
The Month. 09, 180. 

20. Martroye, S. Augustin et le droit d’heritage des &gl. et 
des monasteres. Et, sur des origines du droit des communauts6s reli- 
gieuses ä la succession des clercs et des moines. Extr. d. M&m. de 
la Soc. Nat. des Antiq. de France. t.68. Par. 09. 

21. Loy, D. kirchl. Zehnt im Bist. Lübeck v. d. erst. An- 
fängen bis 1340. Kiel 10. Diss. 

22. Ruland, Gesch. d. kirchl. Leichenfeier. Diss. München 09. 

23. Soutif, Une Societe du culte cathol. & Par. pend. la prem. 
separat. Revue des questions historiques 08, 145. 509. 

24. Quäbicker, D. Commenden des kanon. Rechts. Halle 09. 
Diss. 

25. Tourneau, D. preuss. Gesetz betr. Diensteinkommen d. 
kath. Pfarrer v. 26. 5. 09. A.f.k.KR. 90, 278. 

26. Pelster, Stand u. Herkunft d. Bischöfe d. Kölner Kir- 
chenprovinz im Mittelalter. Weimar 09. 
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27. Neugebauer, Kriminelle Behandlung v. Häresie 1751. 
Forsch. u. Mitt. z. &. Tirols 6, 276. | 

28. Lesore, Hist. de la propriet6 eccles. en France, 1. Ep. 
rom. et meroving. Par. 09. 

29. Schaefer, Kanonissin u. Diakonissın. Die kanonischen 
Abtissen. Freib. 09. 

30. Villien, Sur V’hist. de la propriete eceles. en France. Le 
Can. 33, 386. 

31. Crivellucci, Le origini dello stato della Chiesa. Storia 
documentata. Pisa 09. 

32. Balleström, Zwangsweise Austeilung der Kommunion 
an öffentl. Sünder in d. anglikan. K. A. f. k. KR. 90, 718. 

33. Roland, Les chanoines et les &lect. Episcopales du XIe au 
XIVe siecle. Aurillac 09. 

34. Kneller, D. Papsttum auf d. erst. Konzil zu Nicaea. Stimm. 
aus Maria Laach 09, 503. 

35. Bliemetzrieder, Concluzions de Guillaume de Salva- 
rilla, maitre en theol. a Paris sur la question du concile göneral 
pendant le grand schisme d’Oceident (1381). R. d’hist. ecel. 11, 47. 

36. Hennig, D. päpstl. Zehnten aus Deutschl. im Zeitalter d. 
Avignonesischen Papsttums u. während d. großen Schismas. Königs- 
berg i. Pr. 09. (Diss. enthält nur einen Teil der Arbeit.) 

37. Gillmann, Die Simonistische Papstwahl nach Huguccio 
A.f. k. KR. 89, 606. 

38. Striefenhofer, D. Gesch. d. Kirchweihe v. I. bis VII. 
Jahrh. Münch. 09. (Veröff. a. d. kirchenhist. Seminar München. 
III. Reihe, Nr. 8. 

39. Krehbiel, The interdict: its history and its operation. 
With especial attention to the time of Pope Innoc. III. 1198—1216. 
Washingt. 09 (the Americ. historic. associat.). 

40. Tattegrain, Du temporel des ben£fices ecclesiast. sous 
Vanc. regime. Pari. 09. 

41. Charon, Hist. des patriarchats melkites (Alexandrie, Antio- 
che, Jerusalem), d’apres le schisme monophysite de sixi&me si£tele 
jusqu’a nos jours. Rom. 09. 

42. Koch, Cyprian u. d. röm. Primat. E. kirchen- u. dogmen- 
gesch. Studie. Leipz. 10. 

43. Jennings, The mediaeval church and the papacy. Lond. 09. 

44, Schwartz, D. Konzilien des 4. u. 5. Jahrh. Hist. Ztschr. 
104, 1. 
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45. Göller, D. päpstl. Reformationen u. ihre Bedeutung f. die 
kirchl. Rechtsentwicklg. d. aupenenden MA. Internat. Wochenschr. 
12. 3. 10. (Rede). 

46. Guignebert, La primaute de Pierre et la venue de Pierre 
a Rome. Et. crit. Par. 09. | 

47. Thoison, Essai sur l’administration temporelle des par- 
oisses en Gätinais avant 1712. Fontainebleau 08. 

48. Heuberger, D. aargauischen Pfründgüter u. ihre Heraus- 
gabe an d. K.Gemeinden. Begriff u. Entwicklg. d. Pfründgüter i. 
allgem. u. spez. i. Gebiete d. h. Aargaus. Kirchenpolit. Verhältnisse. 
Aufhebg. d. Klöster. Die materielle Trennung v. K. u. Staat i. Kant. 
Aargau u. deren Folgen. Aarau 09. 

49. Debacker, Le sens classique du mot sacramentum dans 
les oeuvres de Tertullien. Le musede beige 13, 147. 

50. Richard, Origines et developpement de la Secretairerie 
d’Etat apostolique 1407—1823. R. d’Hist. eccl. 11, 56. 

51. Maillet, l’Egl. et la röpress. sanglante de l’heresie, ed. avec 
pref. et notes par Hanquel. Par. 09. 

52. Werminghoff, Nationalkirchl. Bestrebungen im späteren 
MAlter. Stuttg. Encke 10. Mk. 7. (Stutz, Kirchenrechtl. Abh. 61.) 

53. Martini, D. Trierer Bischofswahl v. Beginn d. 10. b. z. 
Ausg. d. 12. Jahrh. Berl. 09. (Ebering, Hist. Stud. H. 72.) 

54. v. Schubert, D. älteste german. Christentum od. d. s. g. 
Arianismus der Germanen. Tüb. 09. 

55. Dehio, D. Uebergang von Natural- zu Geldbesoldung an d. 
Kurie. V.J.Schr. für Soz. und Wirtschgesch. 1910 p. 56. 

56. Koeniger*, Quellen zur Geschichte der Sendgerichte in 
Deutschland. München 10. J. J. Lentner. 

Den 1. Band der Sendgerichte in Deutschland von Königer haben 
wir vor zwei Jahren in dieser Ztschr. angezeigt. Jetzt gibt der Verf., 
ehe er eine Fortsetzung seines Buches folgen läßt, eine Sammlung der 
‚Quellen heraus, auf welchen seine weitere Darstellung beruhen soll. 
Und es ist ein reiches Material von 152 Stücken, welches er zusam- 
mengebracht und der Forschung zugänglich gemacht hat. Zum Teil 
sind diese Urkunden schon gedruckt, aber an sechs verschiedenen Ür- 
ten; — hier begnügt sich der Her. zuweilen mit einem bloßen Regest — 
zum Teil sind es aber auch bisher ungedruckte Urkunden, aus denen 
sich das Resultat ergibt, daß die Ausläufer der Sendgerichte sich 
weit mehr in die Neuzeit hinein erstrecken, als man das bisher an- 
nahm. Der Her. gruppiert seinen Stoff nach Diözesen und bringt 
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Materialien bei für die Diözesen Bamberg, Bremen, Ermland, Köln, 
Lüttich, Metz, Münster, Pomesanien, Speier, Trier, Utrecht, Worms. 
Ein Orts- und Personen- sowie ein Sach- nnd Wörterverzeichnis be- 
schließen die höchst dankenswerte Arbeit. E. Fr. 

57. Delarnoy*, La jurisdietion ecel&siastique en matiere bene- 
ficiate sous l’ancien regime en France. t. 1. La juridietion conten- 
tieuse. Brux. 10. Alb. Dewil. 

Wir möchten die Fachgenossen nachdrücklich auf das oben ge- 
nannte auf 2 Bände projektierte Werk aufmerksam machen, dessen 
II. Band la juridietion volontaire noch aussteht, und welcher der Zeit 
von 1516 bis zur Revolution gewidmet ist. Nicht bloß, daß. eine An- 
zahl von spezifisch französischen Rechtsinstituten zur Darstellung ge- 


langt — so der Devolut im Gegensatz zum Devolutionsrecht. — Vor 
allen Dingen sind eine große Zahl offizieller aber ungedruckter Akten- 
stücke benutzt worden. E. Fr. 


58. Harnack, Entstehung u. Entwickelung der Kirchenverfas- 
sung u. d. Kirchenrechts in den zwei ersten Jahrhunderten. Nebst 
einer Kritik der Abhandlung Sohms: „Wesen und Ursprung des 
Katholizismus“ und Untersuchungen über „Evangelium“, Wort Gottes 
und das Trinitarische Bekenntnis. Leipzig 10, .J. ©. Hinrichs. 

Das Buch enthält mehrere in sich stofflich zusammenhängende 
Abhandlungen. Von diesen ist die hauptsächlichste ein erweiterter 
Abdruck des Artikels Konfession, kirchliche etc. in der 3. Aufl. der 
Protest. Realenzyklopädie, während der zweite sich als Kritik der be- 
kannten Abhandlung Sohms charakterisiert. E. Fr. 

59. G&nechal, Le proces sur l’&tat de clerg& au XlIlle et 
XIVe siecles. Par. 09. Impr. nationale. 

Die Ecole pratique des hautes &tudes (Sect. des sciences relig.) 
veröffentlicht jährlich einen Bericht über die im verflossenen Jahre 
abgehaltenen und im zukünftigen noch abzuhaltenden Konferenzen. 
Eine wissenschaftliche Abhandlung wird vorangeschickt. Das vorlie- 
gende Heft behandelt die Frage über das Verfahren gegen einen An- 
geschuldigten, der das Privileg des geistlichen Gerichtsstandes für sich 
in Anspruch nimmt. E. Fr. 

60. Riedner*, D. Speierer Offizialatsgericht im XIII. Jahrh. 
Speier 07 (Erlanger jur. Diss... Auch abgedruckt in Mitt. d. histor. 
Vereines der Pfalz H. 29, 30. 

Die Entstehung der ÖOffizialate und deren endgültige Ausgestal- 
tung des Generalvikariates ist in der deutschen Literatur bis jetzt 
ungenügend behandelt. Um so mehr freuen wir uns, diese ungemein 


V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 401 


tüchtige Arbeit hier anzeigen zu können. Sie schlägt den richtigen 
Weg ein, den ja auch die auf die Archidiakonate bezüglichen For- 
schungen genommen haben, zunächst für eine bestimmte Diözese das 
Material zusammenzubringen und zu verarbeiten. Erst wenn das mehr- 
fach geschehen sein wird, kann eine allgemeine Darstellung mit Er- 
folg unternommen werden. Das ist eben, wie der Verf. richtig her- 
vorhebt, der Mangel des sonst tüchtigen , die gleiche Materie für 
Frankreich behandelnden Buches von Fournier, daß es ohne die 
erforderlichen Vorarbeiten abgefaßt ist. Uebrigens gelangt der Verf. 
unserer Schrift doch auch für die allgemeine Entwickelung zu beach- 
tenswerten Ergebnissen. Was er über die Motive für die Einführung 
der Offizialate bemerkt, halte ich für durchaus richtig. Die bisherige 
Forschung hat Konsequenzen und Motive der Institution mit einander 
verwechselt. 

Bemerkenswert ist, daß der Verf. auch eine genaue Darstellung 
des Verfahrens vor dem Offizialatsgerichte in bürgerlichen Rechtsstrei- 
tigkeiten gibt. Die kriminellen gehörten vor das Sendgericht. — Die 
Arbeit ragt in ihrer zielbewußten Untersuchung weit über das Niveau 
der üblichen Doktordissertationen heraus. E. Fr. 

61. Köstler*, Huldentzug als Strafe. E. kirchenrechtl. Unter- 
such. m. Berücksichtig. d. röm. u. deutschen Rechts. Stuttg. 10. 
Encke, M.4.80. Stutz, kirchenrechtl. Abhandlungen H. 62. 

Man kann nicht sagen, daß der Verf. bei Auswahl seiner The- 
mata besonderes Glück habe. Eine kirchenrechtliche Institution 
liegt in dem von ihm so genannten Huldentzug nicht vor, und daher 
ist die Legitimation des Büchleins für die Aufnahme in die Stutz- 
sche Sammlung recht problematisch, aber ebensowenig eine römisch- 
oder deutschrechtliche, ja vielmehr überhaupt keine Rechtsinstitution, 
vielmehr handelt es sich lediglich um ein Entwickelungsstadium im 
Begriff der Strafe. Daß eine solche ursprünglich vom Richter diskre- 
tionär verhängt werden konnte auch ohne vorher fixiert oder auch nur 
angedroht zu sein, steht fest. Der Verf. nennt nun Huldentzug, wenn 
der Gesetzgeber auf gewisse Handlungen Strafe setzt, die er nicht 
näher spezialisiert, sondern lediglich als Folgen der gegen ihn be- 
gangenen Mißachtung charakterisiert. Voraussetzung dieser Erschei- 
nung muß natürlich sein, daß der Gesetzgeber im Besitze einer dis- 
kretionären Strafgewalt sich befinde und dies traf zu bei den byzan- 
tinischen Kaisern, den Germanenkönigen und vor allen Dingen dem 
römischen Bischofe; ja bei diesem in potenzierter Weise, denn jene 
konnten irdische Rechtsnachteile androhen und verhängen, dieser aber 
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disponierte je länger desto freier auch über das Jenseits, Die Ent- 
wickelung der Bußlehre liefert hier schöne Analogie. Schließlich ver- 
blassen diese „Huldentlassungen“ zu Formeln, aber als solche haben 
sie sich wenigstens in der Kirche bis heute erhalten, und darum hat 
der Verf. wohl gemeint, von einer kirchenrechtlichen Institution reden 
zu dürfen. E. Fr. 

62. Eichmann*, Acht und Bann im Reichsrecht des Mittel- 
alters. Paderborn, Schöningh 09. (Görresgesellsch. Sekt. f. Rechts- 


u. Sozialwissensch. H. 6) M. 4,40. 

Ich begnüge mich damit an dieser Stelle das Erscheinen de oben 
angegebenen Schrift anzuzeigen. Ein näheres Eingehen auf ihren 
Inhalt ist für mich ausgeschlossen. E. Fr. 

63. Löhr, Die Verwaltung des kölnischen Großarchidiakonates 
Xanten am Ausgange des Mittelalters. Stuttg. Ferd. Encke 09. 10M. 
(Stutz, Kirchenrechtl. Abhandl. H. 59, 60.) 

Unsere kirchliche Rechtsgeschichte laboriert an, dem Uebelstande, 
daß die Forschung sich damit begnügt, die Entwickelung des gemeinen 
Rechts zu ergründen und wenig der Frage Beachtung schenkt, ob 
dieses gemeine Recht auch wirklich in allen Teilen der weltumspan- 
nenden Kirche Beobachtung gefunden habe. Und wenn wir schon 
partikulares vom gemeinen abweichendes Recht zu konstatieren in der 
Lage sind, so entbehren wir doch meist des Materials, um auch auf 
die Frage Antwort geben zu können, ob denn auch dieses partikulare 
Recht wirklich ins Leben getreten und nicht bloß papierenes geblie- 
ben sei. 

Darin, diese Gegensätze bezüglich einer kirchlichen Institution, des 
Archidiakonates, aufgedeckt zu haben, beruht das Verdienst der vor- 
liegenden Schrift. Freuen wir uns auch der mannigfachen neuen Auf- 
schlüsse, die uns hier über das Archidiakonat selbst gegeben werden 
und welche unsere neuerdings so mannigfach geförderten Kenntnisse 
über diese früher so wichtige Einrichtung weiter bereichern: das Be- 
deutungsvolle ist und bleibt doch, daß wir den hier konstatierten Ge- 
gensatz zwischen Rechtsnorm und praktischem Leben auch bei ande- 
ren Institutionen anzunehmen berechtigt sind, wenn wir ihn auch nicht 
quellenmäßig nachweisen können, wie das hier glücklicher und zufäl- 
liger Weise der Fall ist. Die Quellen des Verf. bestehen in Rech- 
nungsbüchern, welche Aloys Schulte im Xantener Archiv gefunden hat 
und in dem handschriftlichen bisher gleichfalls unbenutzten Registrum 
praepositurae Xantensis. Die ersteren haben die Vertreter des jeweili- 
gen Archidiakones — denn dieser residierte in der fraglichen Periode 
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nicht in Xanten — genau über alle Einnahmen und Ausgaben geführt, 
um ihrem Vollmachtgeber Rechenschaft abzulegen. Der Gedanke, 
daß der Archidiakon auch Pflichten gegenüber den Insassen seines 
Bezirkes habe, war längst verloren gegangen. Der fiskalische, der 
Benefizalgesichtspunkt war allein maßgebend. Merkwürdig ist es, daß 
in der Erzdiözese Köln die bischöfliche Reaktion gegen den Archi- 
diakonat fehlt und daß dieser noch ein Jahrhundert nach dem Tri- 
dentinum mit Willen des Erzbischofes seine frühere Stellung einnimmt. 
Worin die Einnahmen des Archidiakones bestehen, erhellt aus den 
Registern deutlich. Da spielen zunächst eine bedeutende Rolle die 
Absentgelder, welche die nicht-residierenden Pfarrer zu zahlen hatten. 
Die Zahl solcher war eine unverhältnismäßig große, was nicht wun- 
dernehmen darf, da ja mit jeder Urlaubsgewährung die Einkünfte 
des Urlaub Erteilenden wuchsen. Wie wenig den Gemeinden diese 
nicht-residierenden Pfarrer behagten, erhellt auch aus der Tatsache, 
daß eine stadt-kölnische sich deswegen vom Papste das Pfarrwahlrecht 
erteilen ließ, das ihr ausdrücklich als ein nicht-patronatisches gewährt 
und von ihr allen späteren Anfechtungen gegenüber behauptet wird. 
Die einer fremden Diözese angehörigen Geistlichen und die Regularen 
bedurften zur Anstellung innerhalb der Erzdiözese einer Lizenz, die 
einer Gebühr unterlag, ebenso wie auch für die Investitur der Geist- 
lichen Gebühr zu zahlen war, über deren Höhe das Register Auskunft 
gibt. Interessant ist, daß die Visitationen der Archidiakonen fortge- 
fallen, während die daraus erwachsenen Bezüge geblieben sind, wäh- 
rend von den gleichfalls fortgefallenen Archidiakonalsynoden auch 
keine Gefälle mehr übrig geblieben sind. Die Jurisdiktion der Archi- 
diakone ist durch Einfluß der staatlichen Gewalt wesentlich auf 
Ehesachen beschränkt. Aber die hier auf klandestine Ehen durch die 
erzbischöfliche Gewalt angedrohte Exkommunikationsstrafe wird tat- 
sächlich nicht verhängt. Aber auch die Ausgabenregister gewähren 
Aufschluß. Denn wenn sie die mit gewissen Funktionen der Archi- 
diakonen absolut verbundenen Ausgaben nicht ausführen, so erwächst 
daraus die sichere Folgerung, daß eben diese Funktionen selbst nicht 
mehr ausgeübt wurden. Wir haben all& Veranlassung, dem Verf. für 
seine Publikation dankbar zu sein, die auch für die Kulturgeschichte, 


ja sogar für die des Wechsels am Niederrhein — waren es übrigens 
solche oder nur deren Vorstufe die lettere di pagamento ? — Material 
bietet. E. Fr. 


64. Bastgen*, Die Geschichte d. Trierer Domkapitels im 
Mittelalter. Paderborn. Schöningh 10. 
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Die vorliegende tüchtige Schrift ist aus dem historischen Seminar 
von Tangl an der Universität Berlin hervorgegangen. Als Doktor- 
dissertation ist sie nicht vollständig abgedruckt worden. Jetzt er- 
scheint sie im wesentlichen unverändert, ohne daß der Verf. sich mit 
einigen in der Zwischenzeit erschienenen Untersuchungen auseinander- 
zusetzen Zeit gefunden hätte. E. Fr. 

65. Pelster*, Stand u. Herkunft der Bischöfe der Kölner 
Kirchenprovinz im Mittelalter. Weimar. Böhlau 09. M. 3.70. 

Eine Bonner, als solche nur teilweise gedruckte Doktordissertation, 
die für die Diözesen Köln, Lüttich, Utrecht, Münster, Osnabrück, Min- 
den die Fragen erledigt, welche Simon für die Mainzer Kirchenprovinz 
erörtert hat. E. Fr. 

66. Ehinger u. Kimmig*, Ursprung u. Entwicklungsgesch. 
der Bestrafung der Fruchtabtreibung u. deren gegenwärtiger Stand i. 
d. Gesetzgebung d. völkerr. Motivenforschungen. München 10, Rein- 
hardt. M. 5. 

Für das Delikt der Abtreibung ist der kirchliche Einfluß ein 
Jahrtausend lang maßgebend gewesen und merkwürdigerweise infolge 
einer falschen Uebersetzung des mosaischen Rechtssatzes, in dem ja 
auch in bezug auf das impedimentum affınitatis eine Verstümmelung 
des mosaischen Rechts bis auf unsere Tage eine Wirksamkeit ausge- 
übt hat. Die Verf., von denen der erstere den Stoff bis zur Rezeption 
des „Fremdrechts“ in Deutschland behandelt hat, der andere von 
der Carolina bis zur Gegenwart — haben die Frage dogmengeschicht- 
lich mit großem Fleiße und unter Heranziehung eines ungeheuren 
Quellenmateriales bearbeitet. Daß dabei auch einige Irrtümer unter- 
laufen, ist erklärlich und entschuldbar. Wir notieren beispielsweise: 
c. 20 X (5, 12) ist nicht (S. 46) v. Jahre 1214 sondern 1211, nicht von 
Gregor IX, sondern von Innocenz III., die S. 40 angeführte Stelle 
Stephans V. ist von Stephan VI. (886—89). Gratian kommentiert nicht, 
wie S. 45 gesagt wird, eine Stelle, vielmehr ist dieser angebliche Kom- 
mentar eine Augustinusstelle. Burchard v. Worms hat nicht c. 1070 
sein Dekret abgefaßt (S. 51), sondern vor 1122 usw. — Bei der Ent- 
wickelung des Deliktbegriffes haben theologische Erwägungen eine 
maßgebende Rolle gespielt, die Frage ob, bez. von wann an der Fötus 
eine Seele habe. So erklärt sich auch die Betätigung der Kirche für 
die Strafbarkeit der Abtreibung. Aber wenn auch diese ein kirchli- 
ches Delikt gewesen ist, so ist sie doch längst der kirchlichen Straf- 
gerichtsbarkeit entfallen und hat somit zum Kirchenrechte ebensowenig 
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noch Beziehungen, wie dies bei anderen früher ebenso kirchlichen De- 
likten wie z. B. Giftmischerei der Fall ist. E. Fr. 


VI. Staat und Kirche. 


1. Ahlbrecht, Religionsgesellschaften u. Registerrichter. D. 
Jur.-Zeit. 10; 2, 123. 

2. Crivellucci, Storia delle relazioni fra la Stato e la Chiesa 
3, 1.2. 2 vol. (Pisa 09), die ersten beiden Bände sind 1886 er- 
schienen. 

3. Winiger, Erwerbsfähigkeit d. toten Hand unter d. Herrsch. 
d. schweizer. Zivilgesetzbuches. A. f. k. KR. 90, 148. 

4. Mater, La politique religieuse de la Re&publ. france. Par. 09. 

5. Haas, Religion u. Kirche in d. Verein. Staaten v. Nord- 
Amerika. Preuß. Jahrb. 137, 227. 

6. Bachem, Jul. u. Karl Bachem, Just.-Räte, Die kirchen- 
politischen Kämpfe in Preußen gegen d. katholische Kirche, insbes. 
der „große Kulturkampf“ d. J. 1871—1887. Freiburg i. B. Herder. 

7. Baumann, D. Staatslehre d. h. Thomasv. Aquin. Ein Nach- 
trag u. zugleich e. Beitr. z. Wertschätzung mittelalterl. Wissenschaft. 
Leipz. 09. 

8. Seeland, H., Die katholische Kirche im Herzogt. Braun- 
schweig. Ein Rückblick u. Ausblick, veranlaßt durch den auf der 21. 
(teneralversammlg. des evangel. Bundes in Braunschweig am 5. X. 08 
geh. Vortrag üb. die Lage der Katholiken im Herzogt. Braunschweig. 
Hildesheim, L. Steffen (VI, 226 S. gr. 8). 

9. La Gorce (P. de), Histoire religieuse de la Revolution fran- 
gaise. Par. 08. 

10. Schmitt, D. Staatskirchenrecht i. Großh. Baden (einschließ- 
lich des Altkatholikenrechts) unter d. Herrsch. d. BGB. Karlsruhe 09. 

11. Rode, D. Trennung v. Staat u. Kirche in Hamburg. (Ham- 
burg 09). 

12. La Rive, La separat. de l’Egl. et de Y’Etat & Genöve. 
Par. 09. 

13. Heuberger, D. aargauischen Pfründgüter und ihre Her- 
ausgabe an die Kirchengemeinde. Begriff u. Entwicklung des Pfrund- 
gutes allgemein und speziell im Gebiete des heut. Aargaues. Kirchen- 
politische Verhältnisse. Aufhebung der Klöster. Die materielle Tren- 
nung v. K. u. Staat im Kant. Aargau u. deren Folgen. Aarau 09. 

14. Seidel, Die Lehre des h. Augustinus vom Staate (Sdra- 
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lek, KGesch. Abhandlung. IX, 1. Bresl. 

15. Galistrat, L’&gl. anglicane et l’ötat 09. 

16. Falck, Rückwirkung (vgl. Bd. 19 S. 416 no. 81), ist iötat 
auch in 2. f. VR. u. Bundesstaatsrecht 4, 1 erschienen. 

17. Everts, Verhouding van Kerk en Staat in het bijzonder 
ten aanzien der armverzorging. Rechtsgel. Magaz. 28, 5. 

18. Reville, M. et Armbruster L, L’Etat et les Eglises 
(Lois des 2 janvier 1907 et 13 avril 1908). 504 p. 

19. Martin, La situation du cathol. & Gendve 1815—1907. Et. 
de droit et d’hist. Par. 09. 

20. Mater, Le regime des cultes. Comment. des lois de 1905 
1907 et 1908. (Lois nouvelles ed. Schaffhausen. Par. 09.) 

21. Greinacher, D. Anschauungen d. Papstes Nikolaus I üb. 
d. Verh. von St. u. K. Berl. 09. 

22. v. Schultheß-Rechberg*, Luther, Zwingli u. Calvin 
in ihren Ansichten über das Verhältnis von Staat u. Kirche. Aarau, 
Sauerländer 09. Mk. 2,80 (Züricher Beitr. z. Rechtswissensch. XXIV.). 

Der Verf. gliedert seinen Stoff in der Weise, daß er zuerst die 
Persönlichkeiten der drei Reformatoren skizziert und dann ihre An- 
sichten nach Materien geordnet zur Darstellung bringt. Das Buch ist 
aus den Quellen heraus gearbeitet, dagegen fehlt eine genügende Be- 
nutzung der Literatur, namentlich der deutschen. Er hätte diese in 
meinem Lehrbuche finden können, von welchem ihm freilich nur die 
II. Auflage — jetzt liegt VI. vor — zur Hand gewesen ist. Es ist 
selbstverständlich, daß ein so umfassendes Thema in einem Buche von 
182 Seiten Text nicht ausreichend behandelt werden kann. Aber die 
(Gegenüberstellung gibt doch manche beachtenswerte Ergebnisse und 
die Charakteristik der Reformatoren weist auf manche sonst nicht ge- 
nügend beachtete Punkte hin. So ist es gewiß richtig, wenn der 
Verf. auf den Einfluß hinweist, welchen die politische Situation der 
Zeit auf die Gesinnungsrichtung und die Meinungen der Reformatoren 
ausgeübt hat: Zwingli, der patriotische Bürger eines Kantons, dessen 
Obrigkeit ganz die Wege wandelt, welche er für die Erreichung der 
Reform als nötig erachtet, die seine Autorität anerkennt und der nur 
übersieht, daß er seine Organisation wesentlich auf seine kurzlebige 
Person zugeschnitten hat. Calvin, ein Franzose, dem Genf eigentlich 
nur das Experimentierobjekt ist für seine international gedachte Organisa- 
tion. Luther politisch uninteressiert, überhaupt das Rechts- hinter 
das Glaubensleben zurücksetzend, überhaupt eine impulsive Natur und 
weit entfernt von der konsequenten Durchbildung seiner Grundideen, 
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wie wir sie bei Calvin antreffen. Darin liegt auch das Liebenswür- 
dige bei Luther, welches ihm unsere Sympathien gewinnt, während die 
Persönlichkeit Calvins wohl unsere Bewunderung, aber nicht unsere 
Neigung zu erwecken vermag. — Das Buch gewährt dem Sachkundigen 
eine belehrende Lektüre, wenn er auch manchen Widerspruch erheben 
mag; aber es wird auch den Nicht-Sachkundigen fesseln und ihm 
manche’ Anregung gewähren. E. Fr. 

23. Haupt*, Staat u. Kirche in d. Vereinigten Staaten v. Nord- 
amerika. Gießen 1900, Topelmann M. 2,20 (Stud. z. prakt. Theolo- 
gie Bd. 3 H. 3). 

Das Buch ist von einem nordamerikanischen Theologen ge- 
schrieben und benutzt ausschließlich amerikanische Literatur. Es trägt 
auch weniger einen wissenschaftlichen als einen populären Charakter. 
Darum fehlen auch alle genaueren Zitate. Aber es orientiert doch 
gut über die Genesis des nordamerikanischen Staatskirchensystems und 
dessen praktische Ausgestaltung in den einzelnen Staaten, so wie über. 
die Wirkungen, die es für die Kirchen herbeigeführt hat. Wenn der 
Verf. meint, daß auch Angehörige anderer Staaten Manches aus dem 
Buche über die Ausgestaltung des Verhältnisses von Staat und Kirche 
lernen könnten, so ist das in negativer Beziehung richtig. Das System 
paßt eben nur für Amerika und die englischen Kolonien, die es ja auch 
adoptiert haben. Bei allen übrigen Staaten fehlen die geschichtlichen 
Voraussetzungen unter denen es in Amerika entstanden ist und auch 
in Amerika selbst beruht es ja nicht auf der Grundlage eines theo- 
retischen Systems — dessen Konsequenzen sind ja auch durchaus nicht 
mit logischer Folgerichtigkeit gezogen worden — sondern auf der Ba- 
sis der Zustände, welche der amerikanische Bundesstaat bei seiner Kon- 
stituierung vorfand, und welche nirgends anderswo in dieser Weise 
vorliegen. Bemerkenswert ist nur die Unabhängigkeit, welche die 
Bundesverfassung in staatskirchlicher Beziehung den Einzelstaaten 
beläßt, im stärksten Gegensatze zu den Tendenzen, welche nach dieser 
Richtung hin die deutsche Zentrumsfraktion mit ihrem Toleranzan- 
trage verfolgt, obgleich sie doch das Föderationsprinzip als ihr politi- 
sches hinzustellen beliebt. Sie will zwar eine politische Partei sein, 
und predigt das konstant ungläubigen Ohren. Aber sobald kirchliche 
Interessen in Frage kommen, müssen diesen die politischen weichen. 

E. Fr. 

24. Ruck*, D. Leibniz’sche Staatsidee aus den Quellen darge- 
stellte. Tübingen 10. J. C. B. Mohr. 

Wir haben die gelehrte Schrift mit großem Interesse gelesen. Aber 
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von ihrer Besprechung haben wir an dieser Stelle abzusehen. Denn 
zum Kirchenrecht hat sie keinerlei Beziehungen. Freilich stellt L. 
auch einmal die Ansicht auf, daß zwei Gewalten, die päpstliche und 
die kaiserliche, die Welt zu regieren hätten. Aber schließlich hat er 
diese phantastische Meinung selbst fallen lassen. Nur die über Tole- 
ranz geäußerten Ansichten (8. 36) verdienen Beachtung. E. Fr. 

25. Peters*, Charakteristik d. inneren Kirchenpolitik Fried- 
rich Barbarossas. Greifswald 09. In.-D. 

Die kleine Schrift erörtert hauptsächlich das Recht über die Be- 
setzung der bischöflichen Stühle unter Kaiser Friedr.]. E. Fr. 

26. Meurer*, Das Gehaltsrecht der Pfarrer in Preußen n. d. 
Gesetzgebung v. 26.15. 09. Stuttg. Encke 10. 

Der Verf. behandelt die neueste preußische Gesetzgebung einmal 
betr. das Diensteinkommen der preuß. kath. Pfarrer und anderer- 
seits der ev., wie diese letzteren durch das Mantelgesetz vom 26./5. 09 
zusammengefaßt wurden. Die Darstellung ist klar und gewährt dem 
Leser eine vortreffliche Orientierung. E. Fr. 


VII Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katho- 
lischen Kirche. 


1. Boudinhon, Le cas de conscience sur l’age de la premiere 
communion, in le Can. cont. 1910. 641 ff. 705 ff. 

2. Boudinhon, La visite „ad limina“ et le rapport sur tal’et 
du diocese. Le Üc. 33, 129. 

3. Fourneret, La R£forme de la Curie Rom. Le C. c. 33, 
193. 

4. Kumlik, D. Laienautonomie d. Preßburger röm.-kath. Ge- 
meinde. Kirchenpolitische Studie. (Preßburg 09). 

5. Bouvret, Des sentences ecel&siastiques dites de conscience 
informee. Montpellier 09. 

6. Boudinhon, Biens d’egl. et peines canon. Le Üc. 33, 5 
137. 201. 321. 394. 
7. Fay, Les cimetiöres et la police des sepultures. Nouv. ed. 
Par. 10. 

8. Gaugusch, D.Konstitution „Sapienti consilio“ v. 29./6. 08. 
A.f.k. KR. 89, 612. 

9. Vogt, D. kirchl. Vermögensrecht. Köln 10. 

10. Goyen&che, Nouv. comment. prat. des censures „latae sen- 
tentiae“ actuellement en vigueur dans l’Egl. Par. 07. 
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ll. Lesötre, La commission biblique, son institut., son auto- 
rite, ses d&cisions. R. d. clerge france. 09, 641; 10, 257. 

12. Rothenbücher, Ueb.d.deutsche Bischofswahlrecht. Ann. 
des d. Reichs. 10, 461. 

13. Sägmüller, D. Tischtitel in d. Diöz. Rottenburg. Th. 
Qu.-Schr. 91, 481. 

14. Caillet, La propriet& des Edifices du eulte cathol. 09. 

15. Dubia, De competentia iudicandi et de iure advocandi 11./6. 
09. Le Oan. 32, 578. 

16. Johl, D. irregularitas ex defectu aetatis im kath. KR. Leip- 
zig 09. Diss, 

17. Glaser, Akten z. Einführg. d. Simultaneums in Kirn a.d. 
Nahe, zugl. Beitr. z. Einführg. d. Simultan. am Oberrhein. Monats- 
hefte f. rhein. KG. 3, 161. 

18. Frank, D. Entwurf d. neuen Kirchengemeindeordn. in Bayern. 
A. f.k. KR. 89, 631. 

19. Hofmann, Die Neuregelung d. röm. Kurie durch Pius X. 
in s. Konstitution Sapienti consilio. Z. f. kath. Theol. 09, 197. 

20. Russo Fortunato, La curia romana nella sua organiz- 
zazione e nel suo completo funzionamento a datare dal 3 novembre 
1908. Manuale pratico per le curie vescovili, i seminari, le parrocchie. 
Palermo, 16°, p. 456. 

21. Rupp, Titularepiskopat in d. röm. kath. K. mit bes. Be- 
rücksichtig. d. deutsch. Weihbischöfe. Bresl. 10. 

22. Sorrentino Giuseppe, I vicarii parrocchiali nel .diritto 
canonico e nelle leggi ecclesiastiche italiane: monografia. Roma, 16°. 

23. Engert, Die Sünden der Päpste im Spiegel der Geschichte. 
Eine Modernisten-Antwort auf die Borromäus-Enzyklika. Leipz. 1910. 
Lieferung 1. (vollst. = 8 Lieferungen). 

24.Meurer, Das Problem der Gehaltsaufbesserung auf dem 
Pfründengebiet. (Aus Festschr. für Hugo von Burckhard.) Stuttgart 
1910. 

25. Freisen, Die bischöfl. Jurisdiktion über die Katholiken im 
Großherzogtum Sachsen-Weimar. (Aus Br für Hugo von Burck- 
hard.) Stuttgart 1910. 

26. Rauch, Stiftsmäßigkeit und Stiftsfähigkeit in ihrer begriff. 
lichen Abgrenzung. Weimar 1910. 

27. Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. (Stutz, Kirchenrechtl. 
Abhandlungen 69— 71.) Stuttgart 1910. 

28. Scaduto, Fabbricerie Siciliane. Napoli 1911. 
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29. Derselbe, Civicitä der benefici. (Estratto dalla Rivista di 
dirritto public. No. 1—2.) Milano 1910. 

30. Derselbe‘, Confraternite di beneficenza privata. (Esstratto 
dalla Rivista di diritto publico 1909.) 

31. Derselbe, Mutue di assicurazione oltre mondana. (Estr. 
della „Rassequa di diritto ecclesiastico*. Anno II. Fasc. III.) Na- 
poli 1909. | 

32. Derselbe, Associo dei defunti diritto proibitivo del clero? 
specie di fronte alle confraternite. (Estr. dalla „Rassegna di diritto 
ecclesiastico*. Anno III. No. 5—6.) Napoli 1910. 

33. Derselbe, Libertä di esercizio dei culti implica garenzia 
illimitata dell’ esercizio delle mansioni confessionali? (Estr. dalla 
Giustizia Penale.. Anno XVI. Fasc. 26.) Citta di Castello. 1910. 

34. Derselbe, Abrogazione delle Transformazioni delle ricet- 
tizie in ÖOollegiate. (Estr. dalla Miscellanea di archeologia di storia 
e di Filologia, dedicata al Prof. A. Salinas.) | 

35. Schmitt*, Oberstiftungsrat. Simultan-Kirchenrechtim Groß- 
herzogt. Baden. Karlsruhe 09. G. Bramo. M. 7.—. 

Die Schrift, deren Titel wohl besser gelautet hätte Recht der Si- 
multankirche ist als eine wesentliche Bereicherung unserer Literatur 
über die betr. Materie zu bezeichnen. Sie will nicht nur der Praxis 
dienen, sondern strebt nach wissenschaftlicher Vertiefung der Unter- 
suchung, und hat dieses Ziel auch wirklich erreicht. Sie ist nicht bloß 
für Baden von Bedeutung, sondern erörtert auch die prinzipiellen 
Fragen, so namentlich die, ob das Simultanverhältnis dem öffent- 
lichen oder dem Privatrecht angehöre. Auch die Rechtsverhältnisse 
der Altkatholiken, deren Recht an den ihnen zur Mitbenutzung ein- 
geräumten Kirchen der Verf. den Charakter eines Simultaneum ab- 
spricht, und untersucht. Die Schrift verdient allgemein Beachtung. 

E. Fr. 

36. Meurer*, Grundfragen aus dem Entwurf einer bayerischen 
Kirchengemeindeordnung u. der Bericht des Referenten der Abgeord- 
netenkammer. München u. Berlin. J. Schweitzer 09. 

Es wird wohl noch viel Wasser ins Meer laufen, bis der baye- 
rische Gesetzentwurf einer Kirchengemeindeordnung unter Dach ge- 
bracht sein wird. Der Bericht des Referenten über das Gesetz im 
Abgeordnetenhause erscheint uns das Zustandekommen des (Gesetzes 
wesentlich zu erschweren, indem er einen u, E. für die Staatsregie- 
rung unannehmbaren Standpunkt einnimmt. Er will die gemeindliche 
Selbstverwaltung lediglich darauf reduzieren, für die Kirche dieser 
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gehorchend die erforderlichen Geldmittel aufzubringen. Der Verf. kri- 
tisiert den Entwurf und den Kammerbericht, und wir können nur 
sagen, daß wir die Schrift mit großem Interesse gelesen haben. Sie 
ist scharf, klar und objektiv und wir nehmen keinen Anstand durch- 
weg den trefflichen Ausführungen des Verf. beizupflichten. E. Fr. 

37. Eichmann*, Das Strafrecht der öffentl. Religionsgesell- 
schaften in Bayern. Paderborn, Schöningh 10 (Görresges. Sekt. f. 
Rechts- u. Sozialwissensch. H. 8). 

& 71 der Bayerischen Relig.-Ed. ist Gegenstand der Kontroverse. 
Im Arch. f. kath. KR. 1908, 311 hat der Verf. dazu Stellung ge- 
nommen, und namentlich gegen die Auslegung Meurers in seinem 
Bayer. Kirchenvermögensrecht. Auch hat Eichmann 1908 im Arch. f. 
k. KR. das bayer. kirchliche Strafrecht systematisch darzustellen unter- 
nommen. Meurer wehrte sich in den Blättern für administrative Pra- 
xis Bd. 58, und endlich schließt jetzt Eichmann ab, indem er seine 
früheren beiden Artikel überarbeitet, zu neuer Abhandlung zusammen- 
gefaßt und fortgesetzt hat. E. Fr. 

38. Schulte*, Aloys, D. Adel u. die deutsche Kirche im Mittel- 
alter. Stud. zur Sozial-, Rechts- und Kirchengesch. Stuttg. 10. 
Enke, Mk. 16, 40 Stutz, Kirchenrechtl. Abh. H. 63, 64. 

In einem Programm hat der Verf. i. J. 1896 über badische frei- 
herrliche Klöster geschrieben. Wie aber die von ihm dargelegten Er- 
scheinungen in dem geschichtlichen Zusammenhang einzureihen seien, 
mußte späterer Forschung vorbebalten bleiben. Diese hat sich denn 


“ auch dankbar des neueren und interessanten Stoffes bemächtigt und 


wesentlich auf Anregung des Verf. sind zahlreiche Doktordissertationen 
zur Entstehung gekommen, welche für einzelne lokale Kreise den Stan- 
desverhältnissen von Bischöfen und Kanonikern nachgingen. Das ganze 
so gewonnene Material ist nun durch das vorliegende Buch zusammen- 
gefaßt, erweitert, vertieft worden, und damit fallen ganz neue Lichter 
auf die mittelalterliche Kirchenentwicklung. Es ist daher zu ver- 
stehen, daß Stutz das Buch in seine Sammlung aufgenommen hat. 
Aber kirchenrechtlichen Inhaltes ist es nicht, wenn auch der Verf. 
seine Untersuchungen, die einen rein profan-rechtsgeschichtlichen Cha- 
rakter tragen in Exkursen abhandelt. Der Verf. steht insofern auf 
dem Standpunkte von Stutz, als er ein germanisches von einem rTo- 
manischen Kirchenrecht unterscheidet, wenn er auch vorsichtig ab- 
lehnt auf die angeblich heidnischen Wurzeln des ersteren einzugehen. 
Nach diesem wird auf die Geburt des Ordinarius kein Gewicht gelegt, 
und auch der Leibeigene ordiniert, welcher nach jenem ausgeschlossen 
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ist. Dabei scheint mir der angebliche Gegensatz nicht zu existieren. 
Denn der Verf. weist ja gerade nach, welches Gewicht in Deutschland 
auf die Geburt gelegt wurde und daß diese auch in Rom für die Bis- 
tümer in Frage kam, ist ja bekannt. Der nationale Gegensatz ist also 
eminent geringfügig. E. Fr. 

39. Rhallis, Iepi zav Aızavelwv ak 1d Kavovindy dixarov TG öp- 
Fodögov Avatorınng Enninaiag. Athen 1910. 


VIIL Ordenswesen. 


1. Fouqueray (R. P. Henri), Histoire de la Compagnie de Je- 
sus en France. Des Origines & la Suppression (1528—1762). T. IL 
Les Origines et les premiöres Luttes (1528-1575). Paris. Picard. 

2. Astrain, A., Historia de la compafiia de Jesus en la asi- 
stencia de Espaha. T. 3. Madrid (744 p. 8). — Stoeckius, H, 
Forschungen zur Lebensordnung der (Gesellschaft Jesu im 16. Jahrh. 
1. Stück: Ordensangehörige u. Externe. München, C. H. Beck. 

3. Felix, Congr£gat. relig. Et. hist. et jurid. Par. 09. 

4. Arens, D. seel. Julie Billiart. Stifterin d. Genossensch. Un- 
serer Lieben Frau u. ihr Werk. Freib. 082. 

9. Scehonbach, Regensburger Klarissenregel (Sitz.-Ber. d. Wien. 
Akad. 160, 6). Wien 08. 

6. Klee, D. Regula Monachor. Isidors v. Sevilla u. ihr Verhältn. 
z. d. übrigen abendländischen Mönchsregeln jener Zeit. Marb. 09. 
Progr. 

7. Hist. de la congregat. du Bon-Secours de Paris depuis sa fon- 
dation jusqu’& nos jours 1824—1902 par l’auteur de Allons au ciel. 
1. 2. Par. 08. 

8. Dröder, D. sel. Marie Magdalena Postel, Stifterin der Ge- 
nossensch. d. Schwestern d. christl. Schulen von der Barmherzigkeit. 
Nach der zweibändigen Biographie der Seligen v. Msgn. Legoux be- 
arb. Einsiedeln 09. 

9. Caillard, Vie de la bien heureuse Marie-Madeleine Postel, 
fondatrice des soeurs des &coles chretiennes de la misericorde. Tours 09. 

10. Hughes, History of the Society of Jesus in North-America 
colonial and federal. Text 1, Documents 1, 1. 2. Lond. 09, 

1l. Holzapfel, Geschichte des Franziskanerordens. (Bespre- 
chung von Schmidlin in Histor. Jahrb.) 31. (1910), 797. 

12. Schreiber, Kurie und Kloster im 12. Jahrh. Bd. I u.II. 
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IX. Evangelisches Kirchenrecht. 


1. Hege, D. Täufer in d. Kurpfalz. Beitr. z. bad.-pfälz. Ref.G. 
Frankf. a. M. 09. 

2. Brieger, D. Speierer Reichstag v. 1526 u. d. religiöse Frage 
der Zeit. Leipz. 09. Univ.-Progr. 

3. Veress, Einfluß der calvinischen Grundsätze auf das Kir- 
chen- und Staatswesen in Ungarn. Zu Oalvins 400. Geburtstag. Tü- 
bingen 1910. 137 8. 

‚4. Beck, D. kirchl. Leben d. ev.-luth. K. in Bayern (Drews, 
D. kirchl, Leben d. deutschen ev. Landeskirche 4) Tüb. 09. 

5. Hubrich, D. Verfahren gegen Geistl. bei Lehrirrungen. E. 
kirchenrechtl. Skizze. Berl. 10. 

6. Pallas, D. Registraturen d. Kirchenvisitationen i. ehemal. 
sächs. Kurkreis. Abt. 2. Th. 3. 09. 

7. Piloty, D. KGemO, im bayr. Landtag. A. f.ö.R. 26, 1. 

8. Kaftan, Landeskirche u. Lehrfreiheit. Deutsch-Evang. 1, 10. 

9. Nieders, D. Dienstaltersrecht d. ev. Geistl. Preußens. Preuß. 
Pfarrarch, 2, 1. Nr. 1. 

10. Werdermann, Calvins Lehre v. d. Kirche in ihrer gesch. 
Entwickelung bis z. s. Vertreibung aus Genf. Bonn 09. D. 

11. Walter, Gesch. u. Verf. d. deutsch. ev. Gemeinden in Frankr. 
Deutsch-Evangel. i. Ausland IX. H. 3. 

12. Kahl, D. neue preuß. „Irrlehregesetz“. Deutsch-Evang. 1, 21. 

13. R. Zieschang, Die Anfänge des landesherrlichen Kirchen- 
regiments in Sachsen am Ausgange des Mittelalters. Beiträge zur 
sächs. Kirchengesch. 1909. 

14. &. Buchwald, Gustav Adolf Fricke. Versuch einer Bio- 
graphie (ebenda). 

15. P. Flade, Die Entwicklung des kirchlichen Lebens in Dres- 
den während der letzten 25 Jahre (ebenda). 

16. Schwencker, Ueber d. Wohlauer Fürstentumskonsist. 
(1708-42) Z. d. V. f. d. Gesch. Schles. Bd. 43. 

17. Brückner, V. Bischof zum Konsistor. in Kursachsen. Z. f. 
wissensch. Theol. 52, 147. 

18. Kahl, Der Rechtsinhalt des Konkordienbuches. (Aus 
Festschrift für Gierke.) Breslau 1910. 
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19. Markus, D. rechtliche Charakter der Generalsynode d. ev. 
Landeskirche. Berlin 1909. (Besprechung von Hofmann im Archiv 
f. öffentl. Recht 1911. S. 357.) 

20. Beneke*, Die Verfassungsreform d. Kirche Augsb. Kon- 
fession in Elsaß-Lothringen. Tübingen 09. J. C. B. Mohr. M. 1,80. 

Die Elsaß-Lothringische ev. Kirchenverfassung stellt einen eigen- 
tümlichen Typus gegenüber den sonstigen deutschen ev. Kirchenver- 
fassungen dar. Sie beruht auf den Gesetzen Napoleons I, und ILL, 
die seit der Einverleibung des Landes in das deutsche Reich Modifi- 
kationen durch Verordnungen des Öberpräsidiums erfahren haben. 
Neuerdings hat sich im Lande ein Reformbestreben geltend gemacht, 
welches für die reformierte Kirche auch schon ein abschließendes Re- 
sultat erzielt hat, während für die Umgestaltung der lutherischen Kir- 
chenverfassung bis jetzt nur drei Entwürfe vorliegen. Der Verf. gibt 
eine kurze kritische Darstellung der geltenden Institutionen und nimmt 
dann Stellung zu den Umgestaltungsplänen. Die kleine Schrift ist 
klar geschrieben und geeignet über die einzelnen Fragen den Leser 
zu orientieren. Sie trägt keinen wissenschaftlichen Charakter und will 
das auch nicht, E. Fr. 

11. Müller, Karl, Kirche, Gemeinde, Obrigkeit nach Luther. 
Tüb. 10. J.C.B. Mohr. 5 M. 

Wie sich Luther zu der auf dem Titel angegebenen Frage ge- 
stellt hat, ist neuerdings wieder Gegenstand theologischer Kontroverse 
geworden bei der Drews in der Z. für Theologie und Kirche, Her- 
melink in der 7. für Kirchengeschichte, der Verf. in seinem Buche 
über Luther und Karlstadt und endlich Barge das Wort genommen 
haben. Mit der vorliegenden Schrift beabsichtigt der Verf. die Frage 
für sich zu erledigen. Ob das auch für die übrigen Beteiligten der 
Fall sein wird, steht freilich dahin. Es ist eine problematische Sache, 
Luthers Ansichten festzustellen. Zunächst haben sie sich allmählich 
entwickelt, und sind demnach in den verschiedenen Schriften nicht 
immer gleich. Dann aber war Luther eine äußerst impulsive Natur, der im 
Drange der Ereignisse auch Sätze aussprach, die zu den sonst von 
ihm vertretenen (rundsätzen oft in striktem Gegensatz standen. End- 
lich war seine Begriffswelt eine andere als die unserige und wir un- 
terliegen nur zu leicht der Versuchung, unsere modernen Begriffe den- 
jenigen Luthers zu substituieren. Gerade der Gegensatz Staat und 
Kirche ist Luther wie dem Mittelalter ganz fremd. E. Fr. 


X. Sektenwesen und Religionsfreiheit. 415 


X. Sektenwesen, Religionsfreiheit. 


1.L&a, H. Ch., Histoire de l!’Inquisition au moyen äge, Trad. p. 
S. Reinach. 3 vol. 

2. L&a, Gesch. d. Inquisition i. Mittelalter. Autor. Vebersetzung 
bearbeitet von Wieck u. Rachel, rev. u. herausgeg. v. Hansen. Bd. 2 
Die Inquisition in den verschiedenen christl. Ländern. Bonn 09. 

3. Cadre, La libert& de conscience. Son &volution et son ap- 
plicat. dans notre droit moderne. th. Rennes 09. | 

4. Frankf. hist. Forschgn. H. 3, Jung, D. engl. Flüchtlingsge- 
meinde in Frankf. a. M. 1554--58. Frankf. iO. 

5. Gaultier de St. Amand, Torquemada. Essai sur V’inguisit. 
d’ Espagne en 1483. St.-Denis 09. 

6. Spillmann, Jos, 8. J., Geschichte der Katholikenverfol- 
gung in England 1535—1681. Die engl. Märtyrer seit der Glaubens- 
spaltg. (In5 TIn.) 1. Tl.: Die Blutzeugen unter Heinrich VIH. Ein 
Beitrag zur Kirchengeschichte Englands. 3., neu durchgearb. und er- 
gänzte Aufl. Mit dem Portr. des s. Johannes Fisher nach e. Zeichng. 
Holbeins. 2. Tl.: Die Blutzeugen unter Elisabeth bis 1583. Ein Bei- 
trag zur Kirchengeschichte Englands. 3., neu durchgearb. u. ergänzte 
Aufl. Freiburg i. B., Herder (XV, 305 8.; XIII, 486 S. 8 m. 1 Taf.). 

7. Buschbell, Reformat. u. Inquisition in Italien in d. Mitte 
des XVI. Jahrh. Paderb. 10. 

8. Latimer, Under three Tsars, Liberty of conscience is Russia 
1836—1909. Lond. 09. 

9. Loserth, Z. Ref. u. Gegenref. im Markte Ligist. Ein Beitr. z. 
steiermärk, Ref.-G. Jahrb. d. ges. f. G. d. Prot. i. Oesterr. 30, 29, 

10. Schmidt, G. d. Gegenref. in St. Kassian und Krain, Epi- 
sode d. sloven. Ref.-Gesch. ıb. 29. 

11. Schmidt, Beitr. z. G. d. Gegenref. in Bielitz. N. Akt. des 
Breslauer Stadtarch. ib. 133. 

12. Profurno*, L’Incendio di Roma dell’ anno 64. Padova 09 
(Estr. dalla Riv. di Storia Antica N. S. 13, 1. 

Dieser Nachtrag zu dem großen auch in dieser Ztschr. angezeigten 
Buche desselben Verf., behandelt eine kirchenhistorisch relevante, kir- 
chenrechtlich indifferente Frage. E. Fr. 

13. Wapples*, D. Stellg. Kursachsens u. d. Landgr. Philipp v. 
Hessen zur Täuferbeweg. Münster i. W. Aschendorff 10(6.80). Greving. 
Reformationsgesch. Stud. u. Texte 13 u. 14 H. 

Die auf ungedrucktem Material beruhende und solches im An- 

Deutsche Zeitschr, f. Kirchenrecht. XX. 3. 97 
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hange zum Abdrucke bringende Schrift interessiert unsere Zeitschrift 
aus doppeltem Grunde. Einmal zeigt sie wie die Wittenberger Theo- 
logen und die von ihnen beherrschte sächsische Regierung das Tole- 
ranzprinzip aufgegeben haben, und anderseits wie Philipp von Hessen 
sich geweigert hat, ihnen zu folgen und wegen Heterodoxie weltliche 
Verfolgung abgelehnt hat, wenn sie sich nicht in Negation der politi- 
schen Ordnung äußere. E. Fr. 


XI. Eherecht. 


1. Rösch, Z. beabsichtigten Reduktion d. Ehehindernisses d. 
Blutsverwandtsch. u. Schwägersch. auf die näheren Grade. A.f.k. 
KR. 90, 323. 

2. Gillmann, D. Ehehindernis d. geistl. Verwandtsch. und d. 
Buße. Mainz 10. Kirchheim. Erw. Sep.-Abdr. aus A. f. k. KR. 
90, 2. 

3.Normier, Le mariage du conjoint. de ’Absent. Et. de droit 
compare 09. | 

4. Russe, Reformes du divorce: le divorce pas consentement 
mutust. Et. hist. et crit. Par. 09. | 

5. Bopedinhon, De !l’ovariotomie par rapport au mariage. Le 
C. c. 33, 334. | 

6. Mincu, Les conflits de lois relatifs au mar. d’aprös la con- 
vent. de la Haye de 1902. 09. 

7. Raveton, De la condition juridique des enfants issus du ma- 
riage pendant l’instance et apres le jugement de divorce. Par. 09. 

8. Foi, Dell’ influenza del cristianismo nella legislaz. imper. ro- 
mana in diritto matrimon. Tor. 08. 

9. Ford, Marriage, divorce and Separation: Law and Morals in 
relation to church and state. the Devorce count. Lond. 10. 

10. Rietschel, D. Anfechtg. d. Ehe wegen Irrtums über per- 
sönliche Eigenschaften des anderen Ehegatten. A. f. civ. Prax. 
104, 339. 

11. Gaupp, Der $ 1353 BGB. u. d. dabei in Betracht kommen- 
den Krankheitszustände. A. f. civ. Prax. 104, 365. 

12. Bossu, Les actes de l’Etat-eivil et le mar. Par. 09. 

13. De Bussac, Le divorce par consentement mutuel 09. 

14. Di Pauli, D. Wiedereintritt der Konfessionslosen in die 
verlassene Kirche in Beziehung auf den $64 d. a. BGB. (Ehehindernis d. 
Religionsverschiedenheit.) A. f. k. KR. 90, 316. 
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15. Wouters, Commentar in Decr. Ne temere de sponsalibus et 
matrim: accedunt casus practici. Amsterd. 09. 

16. Jacquet, La nouv. legislat. du mar. Loi du 21./6. 07. 

09 th. 
| 17. Balog, Dr. Elemer, Die Eheformvorschriften der Dekrete 
„Tametsi“ u. „Ne temere“ u. die Bestrafung des Religionsdieners wegen 
Vollzugs der Trauung vor dem Nachweis der Zivilehe. (Aus: „Fest- 
schr. f. Kohler“ u. „Ztschr. f. vergl. Rechtswiss.“) Stuttgart, F. Enke 
(VIIL 85 S. gr. 8). 

18. Maier, Ehescheidungsklagen kathol. Oesterreicher v. reichs- 
deutschen Gerichten: A. f. k. KR. 90, 9. 

19. de @Glouvet, Une separat. de corps au XVIIe siecle. Hor- 
tense Mancini Oorresp. 08, 197, 953. 1174. 

20. Calvet, De la legislat. du mariage quant aux points mode- 
fies par la loi du 21/6 07. Toulouse 09. 

21. Schoenermarck, Nichtigkeit u. Anfechtbarkeit d. Ehe 
nach bürgerl. Recht (unter Ausschluß d. prozeßual. Gebietes). Leipz. 
10. Diss. 

22. Corderoy-Dutiers, Le consentement des parents au 
mar. des Enfants de famille 09. 

23. Rosenbaum, Ist die seitens eines deutschen in der Tür- 
kei eingegangene Vielehe von dem deutschen RStGB. mit Strafe be- 
droht? Rostock 08. Diss. 

24. Neßlauer, D. Simulationsehe. Erlang. 09. Diss. 

25. Falk, D. Ehe am Ausgange d. ‘Mittelalters. Eine kirchen- 
u. kulturhist. Studie. Freib. 08. Ä 

26. Unger*, Priesterehen u. Mönchsehen. Rechtliche Natur der 
Scheidung von Tisch u. Bett. Zwei Abhandlungen a. d. österr. Recht. 
Jena, Fischer. | 

Das Thema der vorliegenden Abhandlung ist noch Mitte der neun- 
ziger Jahre des vorigen Jahrhunderts vielfach bei Gelegenheit des 
Falles Brentano behandelt worden, wobei Rittner und der Verf. auf 
der einen Seite und Krasnopolski wesentlich auf der andern gestan- 
den haben. Der Verf. wiederholt seine frühere Meinung, gestützt auf 
die alten Argumente ohne mich freilich überzeugt zu haben. 

E. Fr. 

27. Sauer*, D. deutsche Eheschließungs- u. Ehescheidungsrecht. 
München u. Berlin 09. J. Schweitzer, geb. M. 16. 

Das Buch hat einen reicheren Inhalt als der Titel angibt. Demn 
auch das Recht der Ehehindernisse, Nichtigkeit und Anfechtbarkeit der 

27 * 
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Ehe sind mitbehandelt. Es fehlt nur das Verlöbnisrecht, welches viel- 
leicht in einer neuen Auflage hinzukommen kann, dann würde der 
‚ Titel das persönliche deutsche Eherecht gerechtfertigt sein. Das Buch 
will kein wissenschaftliches sein, sondern lediglich dem Bedürfnis der 
Praxis dienen. Zu diesem Zweck ist es aber wohlgeeignet, zumal es 
die Rechtsprechung ausgiebig zur Darstellung bringt. Auch hat der 
Verf. die Kontinuität der Rechtsentwickelung nicht außer Acht ge- 
lassen und kanonisches evangelisches Kirchenrecht und das dem BGB. 
vorangehende bürgerliche Recht nicht übersehen. Mit der praktischen 
Tendenz des Buches hängt es zusammen, daß der Verf. der schlechten 
Systematik des BGB. folgt. Wir können das Buch mit gutem Ge- 
wissen empfehlen. E. Fr. 

28. Opet*, Brauttradition u. Konsensgespräch in mittelalterlichen 
Trauungsritualen. E. Beitr. z. Gesch. d. deutschen Eheschließungs- 
rechts. Berl. 10. Vahlen M. 8,60. 

Es sind nun über vierzig Jahre schon verflossen, seit ich zuerst auf 
die Ritualien als Rechtsquelle hingewiesen habe. Seitdem ist nicht nur 
das Material wesentlich vermehrt worden, sondern sind auch immer 
neue Versuche zur Lösung der aufgeworfenen Fragen gemacht worden. 
Sehr beachtenswert erscheinen mir die vorliegenden. Ja, ich stimme 
im wesentlichen mit dem Verf. überein, und glaube einige Korrekturen 
abgerechnet, das auch früher schon getan zu haben. Es handelt sich 
zunächst um die. priesterliche Tätigkeit bei der Eheschließung. Die 
folgte dem Akte der Trauung, der schon fertig geschlossenen Ehe 
nach und bestand in Segnung der geschlossenen Ehe. Dann kommen 
die Ritualien, wo der trauende Priester weitere Funktionen übernimmt, 
die bei der germanischen Verlobung der Mundwalt der Braut vollführt 
und die mit der Tradition der Braut an den Bräutigam enden, ohne 
daß deren positive Willenserklärung irgendwie erforscht wurde. Wie- 
so steht hier dem Priester die Befugnis zu? Sohm sagt, weil die Braut- 
leute ihn sich als Mundwalt erkoren haben und namentlich behauptet 
er das für die Fälle, wo der trauende Mann nicht ein Priester, sondern 
ein Laie war. Die priesterliche derartige Trauung sei eine Nachbildung 
der Laientrauung gewesen. Die Sohmsche Meinung ist die opinio 
communis. Nur ich habe ihr stets Widerspruch entgegengesetzt und 
außerdem v. Hörmann und einige Italiener. ÖOpet weist nach, daß die 
Heimat dieser Form im römischen Italien liegt, und damit erklärt sich 
auch, daß die Frage, woher der Trauende seine Legitimation dazu ableite, 
gar nicht auftauchen konnte, denn bei den Römern gab es überhaupt 
keine zur Tradition der Braut legitimierte Person. Wenn aber Opet 
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nun auch gleichzeitig gegen mich und meiner Genossen Ansicht polemi- 
siert, so übersieht er, daß wir diese Form der Ritualien überhaupt 
nicht kennen, sondern noch eine, die moderner ist als die genannte 
und zu deren Rezeption die kirchliche Rechtsbildung drängte, über die 
Opet aber erst in der II. Abhandlung berichtet. Bisher war nämlich 
die Braut lediglich Objekt des Geschäftes gewesen. Ihr Einverständ- . 
nis wurde aus ihrem Schweigen präsumiert. Je mehr aber die Bedeu- : 
tung der Geschlechtsvormundschaft zurücktrat, um so mehr machte 
sich die Auffassung geltend, der Braut eine positive Mitwirkung zu- 
zubilligen und umgekehrt eine stillschweigende Einwilligung der Fa- 
milie zu präsumieren. — Das waren die Laientrauungen und diese 
Form wurde notwendig, als die Kirche ihr eigenes internationales 
Sponsalienrecht aufstellte.e Diese Form mußte die Kirche adoptieren, 
wenn ihre Trautätigkeit einen rechtlichen Erfolg herbeiführen sollte 
nnd dabei ist sie bewußt in die Fußtapfen der von mir früher als 
Fürsprecher bezeichneten Person getreten, was auch Opet anerkennt. 
E. Fr. 

29. Loisy, Le tot&misme et l’exogamie, Revue d’Histoire et 

de Litterature religieuses. 1911. Heft IS. 1f. 


XI. Schule. 


1. Baudrillart, L’Enseignement cathol. dans la France contem- 
poraine. Par. 10. 

2. Pretzel, Schulaufsicht und Schulleitung in d. deutsch. Staaten. 
Auf Grund gesetzl. u. behördl. Bestimmungen u. unter Benützg. einer 
von d. statist. Zentralstelle d. deutsch. Lehrervereins veranstalteten 
Umfrage. Leipz. 09. 

3. Carretero y Serrano, Elementos de legislaciön escolar de 
Espaüa. Madr. 093. 

4. Mantellino G., La scuola primaria e secondaria in Piemonte 
e particolarmente in Oarmagnola, dal secolo XIV alla fine del secolo 
XIX. Fossano 09. 

5. Bietry, Proposit. de loi sur la separat. des &coles et de l’&tat. 
No. 3083 seance du 14,2 1910. 

6. Bellesheim, D, zwei neuen irischen Universitäten ı. J. 1908. 
A.f.k. KR. 9%, 48. 

7. Lewin, Gesch. d. Entwickl. d. preuß. Volksschule u. d. För- 
derung d. Volksbildg. durch d. Hohenzollern, nebst den wichtigsten 
Schulordnungen, Schulgesetzen, Erlassen und Verfügungen. Leipz. 09. 
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8. Pius X., Eine neue päpstl. Hochschule f. d. bibl. Studien, 
7/5. 1909. A. f.k. KR. 89. 705. 

9. Cod. diplom. Silesiae, Bd. 25; Bauch, Gesch. d. Bres- 
läuer Schulwes. vor der Reformat. Bresl. 09. 

10. Schiele*, Geschichte der Erziehung. Vier Vorenaysn, ge- 
halten im ersten Stuttgarter Hochschulkursus für Lehrer und Lehrer- 
innen 1909. Leipz. 09. Dürr P., 2, 40. 

Ich habe die Schrift mit großer Belehrung und Befriedigung ge- 
lesen. In kurzen prägnanten Zügen stellt sie die geschichtliche Ent- 
wicklung der Erziehung in gemeinverständlicher Weise dar von den 
ältesten Zeiten des Menschengeschlechts an bis auf unsere Tage. Alle 
die Schulfragen, welche auch heute noch die Welt bewegen, finden eine 
rationelle, stets geschichtlich fundierte Beantwortung. So die Stellung 
der Kirche zur Schule, die Frage des Religionsunterrichts. Die Lek- 
türe der Schrift kann allen denjenigen empfohlen werden, welche sich 
über diese Fragen ein Urteil bilden wollen. | E. Fr, 

11. Ruck*, Die Schulfrage und ihre Lösung auf historisch-juri- 
stischer Grundlage. Tüb. 09. Schnürlen. 

Der Verf. hat i. J. 1907 eine uns nicht Besint Gore Schrift 
geschrieben: Das Verhältnis von Kirche und Volksschule in Württem- 
berg und seine geschichtliche Entwicklung. Diese hat dem katholi- 
schen Pastor Zisterer Veranlassung gegeben, eine mir gleichfalls un- 
bekannt gebliebene Kritik i. J. 1908 zu veröffentlichen. Gegen diese 
wendet sich die vorliegende Schrift und soviel ich aus den mitgeteilten 
Exzerpten aus Zisterers Broschüre ersehen kann, in zutreffender Weise. 
Ob diese Polemik erforderlich war und dadurch nicht den Ausführun- 
gen Zisterers zu viel Gewicht beigelegt wird, kann freilich bezweifelt 
werden. E. Fr. 

12. v. Wretschko, Die Akademischen Grade, namentlich an 
den österreichischen Universitäten. Innsbruck 1910. 


Berlag pon 1.4. B. Mohr (Paul Sieberk) in Tühingen. 


en 


Professor Dr. C. F. Lehmann-Haupt: 
Israel 
Seine Entwicklung im Rahmen der Weltgeschichte. 
Miteiner Karte. 
_ Gross 8. 1911. M. 8.—. Gebunden M. 10.—. 


Die historische Semiramis und ihre Zeit. 
Mit 50 Abbildungen im Text. 
8. 1910. M. 2.—. Gebunden M. 3.—.- 


1.AO-TSZES BUCH VOM HÖCHSTEN 


WESEN UND VOM HOCHSTEN GUT 
(TAO-TE-KING) 
Aus dem Chinesischen übersetzt, mit Einleitung versehen und erläutert 


JULIUS GRILL 
Dr. der Theologie und ‚der Philosophie ord. Professor der Theologie in Tübingen. 


Gross 8. 1910. M. 4.50. Gebunden M, 6.—. 


— m 000 nn 


Logos 
Unter Mitwirkung von 
Rudolf Eucken, Otto von Gierke, Edmund Husserl, Friedrich Meinecke, 
Heinrich Rickert, Georg Simmel, Ernst Troeltsch, Max Weber, 
Wilhelm Windelband, Heinrich Wölfflin 
herausgegeben von 
Dr. GEORG MEHLIS 
Ein Band von 3 Heften im Abonnement M. 9.—. 
Probehefte unberechnet durch jede gutgeleitete Buchhandlung. 
Inhalt des dritten Heftes (März 1911). 
Edmund Husserl, Göttingen, Philosophie als strenge Wissenschaft. Pe- 
ter von Struve, St. Petersburg, Ueber einige grundlegende Motive im 
nationalökonomischen Denken. Zur Würdigung der heutigen Krise in der 
Nationalökonomie. Hans Cornelius, Frankfurt a. M., Die Erkenntnis der 
Dinge an sich. Leopold Ziegler, Ettlingen b. Karlsruhe, Wagener. Die 


Tyrannis des Gesamtkunstwerks. Hermann Graf Keyserling, Rayküll 
ij. Estland, Zur Psychologie der Systeme. — Notizen. 


Beiträge zur Parteigeichichte 
herausgegeben von Dr. Adalbert Wahl, Drofejjor in Tübingen. 


Heft 1: VBergfträßer, Dr. 2,, Privatdozent, Studien zur Vor: 
geichichte der Zentrumspartei, 8. 1910. M. 3.—. 


HET TEDUET ET TH WETTEN - FRE PRAG 
iR En a0! Fay URN. 1% a 
RS BL EINE: 


Berlag von U. €. B. Mohr (Paul 3 ch) 
& ü ig TE 


Wörterbud %: 
des Duahen 000 


Staats: und PVerwaltungsreihts 
Begründet —— | & | 
von Ve A 
Profeffor Dr. Karl Sreiheren von Stengel ke; 
WR er 
Zweite, völlig neu gearbeitete und erweiterte, Auflage 


ir 


herausgeneben von 


Dr. Mar Fleifehmann, 


Univerfitätsprofefjor in Halle a. ©. 
Für das ganze Werk ift ein Umfang von drei Bänden von etwa je 50 
Drucdbogen in Ausficht genommen. Eine ganz genaue Umfangsangabe it 
3. Zt. noch nicht möglich. 

Die Ausgabe foll in Lieferungen von 5 Drucbogen zu je 16 zweijpaltigen 
Seiten zum Preife von WI. 2,— erfolgen, jodaß ich der Preis pro Band ge= 
heitet auf ca. M. 20.—, gebunden ca. M. 24.— jtellen dürfte. 

Die erjte Lieferung ijt im Juli 1910 erfchienen, die weiteren erjcheinen — 
feit September 1910 in monatlichen Zmwifchenräumen. Die Ausgabe von 
Doppellieferungen bleibt vorbehalten. | 

Der erite Band dürfte Dftern 1911, der zweite Oftern 1912 und der dritte 
im Herbit 1912 volljtändig vorliegen. 


Ein Brobeheft wird auf Wunjich unberechnet geliefert. | 


Inbalt der bis gebruar IIIL erfchienenen erjten neun Lieferungen: 


Abbangerechtigfeiten. — Abdererei, — Abgaben. — Abgeordnete (nebit tabellarifcher Ueberficht 
iiber die finanziellen Borrechte in den einzelnen deutihen Staaten). — Ablöfung der Nenllaften. 
— Mbofition, — Adel, — Agrargefesgebung,. — Akademien. — Amortijationsredht. — Antt. — 
Anmtsbezirfe, Amtsverbände, — Anttsdelifte. — Amtshauptmannfchaft und Bezirk (Kar. Sabien). 

— Antshilfe (Beiftandleiftung der Bebörvden). — Anhalt (Berjafjung uno Verwaltung). — Anficd- 
fung. — Anfieofungen (Bofen und Weitpreugen), - Apanageıt, — TUETSSEHN TION — Urbeiter, 
gewerbliche (Arbeiterihug) — Arbeiterverficherung. — Archive, Armeebefehl und Armeever- 
ordnung, — Urmenwefen. — Arzneimittel, — Arzt, — Auenredht. — Auseinanderfesungen,. — 
Ansiuhrvergiitungen. — Ausland, Ausländer, — Auslieferung. — Auswanderung. — Ais- 
weifung. — Autonomie, — Baden (Berfafjungsgeihich:e, Behörvenorganifation). — Bauiwefen 
(Banpolizei, Bauverwaltung). — Bayern (Verfafjungsgefhichte, Behdrdenorganijation). — Benntte, 
— Befehl. — Beguadigung (befonvers auch bedingte Brgnadigung). — Behörden (nebit vergleihender 
Tabelle über den Aufbau der VBerwvaltungsbehörvden und VBerwaltungsgerichte in den deutichen Staaten). 
— Beirhtgeheimmis. — Belagerungszuftand (Stanprect). — Bergwejen. — Berlin. — Bernftein- 
regal. — Berufs und Betriebszählung. — Beirhälwejen. — Beidhlagnahme. — Beichlukver- 
fahren. — Beichwerde. — Bejtätigung. — Beitattungsweien. — Bettel- und Wanderwefen, — 
Bewäjjerungen und Gntwäflerungen, — Bezirf, — Bibliotheken. — Bieriteuer, — Binnenge 
wäller. — Binnenihiffahrt (Schtifabrtsabgaben), — Bistum und Bifchoftun, — Blindenwejen, 
— Blodade, — Bodenfee. — Börfe, — Börjenftener, — Branntweinitener. — Braunjchweig. 
— Bremen. — Briefgeheimmis. — Bundesrat. — Gentral-Genpjienidartsfajie. — Civilliitee — 
Dampffejjel. — Defeftenverfahren: Deichiwejen. — Denfmalpflege. — Depofjedierte, — Dienfr 
eid. — Dienfteinfonmen. — Dienjtgebäude, — Dispenjation. — Disziplin. — Domänen, — 
Domfapitel und Stifter. — Donanichiftahrt. — Doppelbeitenerung. — Dotationen, — Durde \ 


fuchung (prozejjual). — Durchiuchungsrecht (wölkerreatlich), — Ehenbürtigfeit, — Ehrenamt. — 
Einfuhr: und Ansfuhrverbote, — Ginfommenjtener. — Einziegung (Stonfisfation). — Eifen 
bahnen (Behörden, Beantte, Beiräte, Babnıverbände, Verwaltung, Bahnpolizet, Konzeifionterung, Tarife, 7 
Kradtrebt, Haftung). — Elbichiffahrt — Elfaf-Lothringen. — Embargo, — Enteignung. — 

Entichädigungspflicht des Staates. — Grbänter, " 
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